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Vorwort  der  Vorsteherschaft. 

Die  Bank  in  Basel  trat  am  19.  Juni  1907  in  Liquidation,  und  am  darauf- 
folgenden Tage  öffnete,  als  ihre  Nachfolgerin  in  demselben  Gebäude,  eine 
Zweiganstalt  der  neu  errichteten  Schweizerischen  Nationalbank  ihre  Schalter. 

Während  62  Jahren  hatte  die  Bank  in  Basel  dem  Platze  Basel  als 
Zentralstelle  für  die  Abwicklung  seiner  Geschäfte  gedient;  all  ihr  Tun  war 
stets  enge  verknüpft  mit  der  Entwicklung  der  Geschäfte  des  Platzes. 

Die  Bank  in  Basel  war  eine  der  schweizerischen  Notenbanken  und 
hatte  im  Rate  derselben  stets  eine  hervorragende  Stelle  eingenommen.  In 
die  Zeit  der  Organisation  der  Notenbanken  zu  einem  Konkordat  fiel  der 

Kampf  um  das  Notenmonopol,  der  schliesslich  zur  Errichtung  der  Schweize- 
rischen Nationalbank  führte. 

Die  Geschichte  der  Bank  in  Basel  ist  geeignet,  einen  Beitrag  zu  liefern 
zur  Geschichte  über  die  wirtschaftliche  Entwicklung  Basels,  sowie  über  die 
Entwicklung  des  Geld-  und  Notenwesens  in  der  Schweiz,  weshalb  wir 
annehmen  dürfen,  dass  sie  von  Allen  denjenigen,  welche  sich  für  diese 
Begebenheiten  interessieren,  gerne  gelesen  werde. 

Wir  haben  die  Verarbeitung  des  vorhandenen  weitschichtigen  Materials 
Herrn  Dr.  F.  Mangold,  Vorsteher  des  statistischen  Amtes  des  Kantons  Basel- 
Stadt  übertragen,  der  sich  dieser  Aufgabe  nach  unserm  Dafürhalten  mit 
grossem  Fleiss  und  Geschick  entledigt  hat. 

Leider  wurde  die  Herausgabe  des  Werkes  durch  verschiedene  Umstände 
verzögert,  indessen  kann  sein  historischer  Wert  darunter  kaum  gelitten 
haben.  — Wir  wünschen,  dass  es  bei  unsern  frühem  Aktionären,  Kunden 

und  Korrespondenten  ebenso  wie  bei  den  verschiedenen  Behörden  eine  gute 
Aufnahme  finden  möge. 

Basel,  den  31.  Januar  1909. 

Namens  der  Vorsteherschaft  der  Bank  in  Basel, 

Der  Präsident: 

Aug.  Burckhardt-Heussler. 

Der  Direktor: 

F.  Frey. 


Vorwort  des  Verfassers. 


Nicht  ohne  Bedenken  habe  ich  den  ehrenvollen  Auftrag,  die  Entwicklung 
der  ersten  Basler  Notenbank  darzustellen,  übernommen;  denn  ein  arbeits- 
reiches Amt  lässt  mir  für  dergleichen  Arbeiten  hauptsächlich  nur  die  Abende 
übrig.  Was  aber  in  den  Protokollen,  Berichten,  Briefen  und  Drucksachen 
der  Bank  lag  — eine  Fülle  von  Material  — und  vor  allem  die  Bereitwilligkeit, 
mit  der  mir  Herr  Direktor  Frey  jederzeit  beistand,  Hessen  mich  über  mancherlei 
Schwierigkeiten  hinwegkommen  und  viel  Freude  an  der  Arbeit  erleben. 

Die  monographische  Behandlung  der  Tätigkeit  einer  Bank  kann  auf 
verschiedene  Weise  erfolgen,  und  jede  der  in  den  letzten  Jahren  erschienenen 
Bank-Denkschriften  zeigt,  dass  der  Verfasser  seine  eigenen  Wege  gegangen 
ist.  Ich  habe  vorgezogen,  alle  Geschäftszweige  miteinander  periodenweise 
zusammenzufassen.  Die  Grösse  der  Zeitabschnitte  schien  mir  in  den  Perioden 
unserer  Konjunkturen  von  selbst  gegeben  zu  sein;  die  Krisenjahre  sollten 
jeweilen  die  Grenze  bezeichnen.  So  gelangte  ich  zu  den  Perioden  1857 — 1864 
— 1873  — 1882  — 1891  — 1900  — 1907,  Perioden,  deren  Anfang  und  Ende 
jeweilen  mit  einem  hohen  Diskontosatze  zusammenfallen  und  die  unserm 
Wirtschaftsleben  überhaupt  ihren  Stempel  aufdrücken. 

Von  einer  erschöpfenden  Behandlung  des  Stoffes  konnte  keine  Rede 
sein.  Weder  wollte  sie  der  Auftraggeber,  noch  hätte  sie  sich  ohne  sehr 
zeitraubende  Vertiefung  in  die  Bücher  der  Bank  erreichen  lassen.  Dazu 
hätte  auch  ein  noch  intensiveres  Studium  der  wirtschaftlichen  Ereignisse, 
namentlich  der  frühem  Zeit,  gehört.  Mangel  an  bereitliegendem  Material, 
an  fliessenJen  Quellen  gestaltet  es  schwierig.  Schon  das  eine,  der  Zusammen- 
hang der  Bank  mit  dem  Erwerbsleben  des  Platzes  Hess  sich  nicht  nach 
Wunsch  darstellen,  zum  Teil  deshalb,  weil  besonders  in  der  Neuzeit  die 
Wirksamkeit  einer  Bank  allein  — und  dazu  einer  mit  beschränktem  Geschäfts- 
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kreis  unmöglich  von  entscheidender  Bedeutung  sein  kann,  und  umgekehrt 
die  Geschäfte  nicht  im  Verkehr  dieser  Bank  allein  zum  Ausdruck  kommen. 

Die  Arbeit  soll  aber  auch  keine  grosse  wirtschaftsgeschichtliche  Unter- 
suchung sein,  sondern  die  Entwicklung,  Bedeutung  und  Tätigkeit  der  Bank 
in  Basel  für  fernere  Zeiten  festhalten  und  erinnern  an  etwas,  das  einst  geblüht 
und  dem  Platze  Basel  reichlich  gedient  hat. 

Das  Kapitel  über  die  Entwicklung  des  Konkordats  der  Schweizerischen 
Emissionsbanken  stellt  keine  eigentliche  Geschichte  des  Konkordats  dar; 
doch  war  der  Abschnitt  nötig;  denn  ohne  ihn  wäre  das  Wirken  der  Bank 
in  Basel  und  ihrer  Organe  nur  unvollständig  dargestellt  gewesen,  und  blosse 
Hinweise  auf  die  in  unzähligen  Broschüren  zerstreuten  Angaben  über  das 
Konkordat  der  Emissionsbanken  hätten  wohl  nicht  genügt. 

Basel,  Ende  Dezember  1908. 

F.  Mangold. 
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Das  cliemali\i^^e  fiank^^ebäiiclc  an  der  untern  Freiestrasse 


Einleitung. 


Im  Jahre  1839  kehrte  ein  intelligenter  Basler  — er  zählte  26  lahre  — Ausblick  eines 

aus  der  Fremde 

aus  fremden  Ländern  und  Städten,  wo  er  den  Blick  an  grossen  Verhältnissen 
geschärft,  viel  geschaut  und  erfahren  hatte,  in  seine  Vaterstadt  zurück.  Als 
scharfem  Beobachter  und  kritischem  Denker  konnte  ihm,  wenn  er  Basel  mit 
andern  Städten  verglich,  bald  nicht  entgehen,  dass  seine  Heimat  trotz  ihrer 
ansehnlichen  Industrie,  ihres  schwunghaften  Handels,  ihrer  zu  allen  Zeiten 
gerühmten  Lage  am  Knie  des  schiffbaren  Stromes,  mancher  Einrichtung  ent- 
behre, ohne  die  ein  grösseres  Gemeinwesen,  ohne  die  besonders  Handel  und 
Industrie  auf  die  Dauer  nicht  auszukommen  vermögen. 

Der  junge  Basler  war  der  Kaufmann  Johann  Jakob  Speiser,  und  Was  Nüt  tut. 
was  Basel  seiner  Meinung  nach  besitzen  sollte,  war  eine  Bank  und  waren 
Verbindungen  mit  näher  und  ferner  gelegenen  Gegenden  durch  Eisenbahnen. 

Diese  beiden  mächtigen  Hilfsmittel  aller  modernen  Wirtschaft  dem  Platze 
Basel  zu  verschaffen,  wurde  bald  sein  Sinnen  und  Trachten,  und  eine  Beharr- 
lichkeit sondergleichen  führte  ihm  trotz  seiner  Jugend  ältere,  gleichgesinnte 
Männer  zu  und  brachte  ihn  ans  Ziel. 

Im  Jahre  1843  gelang  ihm  die  Gründung  der  geplanten  Bank  - der 
Giro-  und  Depositenbank  - aus  der  ein  Jahr  später  die  Bank  in  Basel  ent- 
stehen sollte;  im  folgenden  Jahrzehnt  brachte  er  den  Bau  der  Centralbahn 
zu  Stande,  beides  Unternehmen,  die  für  die  wirtschaftliche  Entwicklung  Basels 
von  weitreichender  Bedeutung  geworden  sind.’) 

h Was  Speiser  ausserdem  dem  engem  und  weitern  Vaterland  in  der  Spanne 
eines  Lebens  von  43  Jahren  geleistet  hat,  ist  eingehend  dargestellt  worden  von 
Dr  Tr.  Geering  in  der  Festschrift  zur  Erinnerung  an  Basels  Eintritt  in  den  Bund  der 
Eidgenossen,  Basel  1901,  und  von  Dr  F Mangold  im  II.  Bande  der  Basler  Biographien: 

Johann  Jakob  Speiser.  Basel  1904. 
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Einleitung. 


Ini  Jahre  1839  kehrte  ein  intelligenter  Basler  er  zählte  26  lahre  Ausblick  eines 

•’  aus  der  Fremde 

aus  fremden  Ländern  und  Städten,  wo  er  den  Blick  an  grossen  Verhältnissen 
geschärft,  viel  geschaut  und  erfahren  hatte,  in  seine  Vaterstadt  zurück.  Als 
scharfem  Beobachter  und  kritischem  Denker  konnte  ihm,  wenn  er  Basel  mit 
andern  Städten  verglich,  bald  nicht  entgehen,  dass  seine  Heimat  trotz  ihrer 
ansehnlichen  Industrie,  ihres  schwunghaften  Handels,  ihrer  zu  allen  Zeiten 
gerühmten  Lage  am  Knie  des  schiffbaren  Stromes,  mancher  Einrichtung  ent- 
behre, ohne  die  ein  grösseres  üemeinwesen,  ohne  die  besonders  Handel  und 
Industrie  auf  die  Dauer  nicht  auszukommen  vermögen. 

Der  junge  Basier  war  der  Kaufmann  Johann  Jakob  Speiser,  und  was  nui  tut. 
was  Basel  seiner  Meinung  nach  besitzen  sollte,  war  eine  Bank  und  waren 
Verbindungen  mit  näher  und  ferner  gelegenen  Gegenden  durch  Eisenbahnen. 

Diese  beiden  mächtigen  Hilfsmittel  aller  modernen  Wirtschaft  dem  Platze 
Basel  zu  verschaffen,  wurde  bald  sein  Sinnen  und  Trachten,  und  eine  Beharr- 
lichkeit sondergleichen  führte  ihm  trotz  seiner  Jugend  ältere,  gleichgesinnte 
Männer  zu  und  brachte  ihn  ans  Ziel. 

Im  Jahre  1843  gelang  ihm  die  Gründung  der  geplanten  Bank  der 
Giro-  und  Depositenbank  aus  der  ein  Jahr  später  die  Bank  in  Basel  ent- 
stehen sollte;  im  folgenden  Jahrzehnt  brachte  er  den  Bau  der  Centralbahn 
zu  Stande,  beides  Unternehmen,  die  für  die  wirtschaftliche  Entwickliuur  Basels 
von  weitreichender  Bedeutung  geworden  sind.’) 

’l  Was  Speiser  ausserdem  dem  engem  und  weitern  Vaterland  in  der  Spanne 
eines  Lebens  von  43  Jahren  geleistet  hat,  ist  eingehend  dargestellt  worden  von 
Dr  Ir  Geering  in  der  Festschrift  zur  Erinnerung  an  Basels  Eintritt  in  den  Bund  der 
Eidgenossen,  Basel  1901,  und  von  Dr  F .Mangold  im  11  Bande  der  Basler  Biographien: 

Johann  Jakob  Speiser  Basel  1904 
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Speiser  war  allerdings  nicht  der  erste,  der  in  Basel  öffentlich  die 
Errichtung  einer  Bank  anregte.  Ihm  war  Einanuel  Passavant-Streckeysen 
vorangegangen. 

passavants  >dee  Am  10.  August  1839  hatte  dieser,  als  Mitglied  des  „Handlungs-Comites  , 

einer  Qirol  ink  •© 

den  Antrag  „auf  Errichtung  einer  Börse,  Giro-Bank  und  Revision  der 
Wechsel-Ordnung“  gestellt  und  folgendermassen  begründet. 

„Unter  einer  Giro-Bank  erhellt  schon  aus  dem  Namen,  dass  ich  keine 
Bank  im  allgemeinsten  Sinne  des  Wortes  verstehe,  kein  Institut,  das  Zettel 
emittiert  und  Sconto  oder  andere  Geschäfte  macht.  Auf  einem  Platze  wie 
Basel,  wo  nicht  die  Kapitalien  den  Geschäften,  sondern  die  Geschäfte  den 
Kapitalien  fehlen,  wäre  es  in  meinen  Augen  ein  Missgriff,  fictive  Kapitalien 
zu  verschaffen  und  ein  Papiergeld  zu  creiren,  das  doch  nur  in  einem  äusserst 
beschränkten  Umkreise  Abnehmer  fände.  Aber  was  uns  meines  Erachtens 
Not  tut,  was  für  alle  Häuser  und  Kapitalisten,  die  mit  Geld  umzugehen 
haben,  eine  wahre  Wohltat  wäre,  wäre  die  Gründung  eines  Instituts,  welches 
gegen  eine  sehr  niedrige  Provision  oder  ein  noch  moderateres  Abonnement 
ihre  Einkassierungen  und  Zahlungen  besorgte  und  vermittelst  welches  die 
meisten  so  viel  Zeit  und  Hände  raubenden  Zahlungen  durch  eine  einfache 
Umschreibung  aus  einer  Rechnung  in  die  andere  geschehen  könnten“.  Als 
auf  eine  derartige,  im  Grossen  wirkende  Bank  verweist  der  Antragsteller  auf 
die  Hamburger  Bank,  und  als  Beispiel  einer  kleinen  Girobank  nennt  er  die 
Caisse  de  depöts  et  de  virements  in  Genf,  „an  deren  Spitze  einer  seiner 
nahen  Anverwandten  stehe“,  und  die  man  „hier  sehr  leicht  nachahmen 
könnte“. „Wenn  man  bedenkt“,  fährt  er  fort,  „wie  viele  Kassierer,  Aus- 

läufer, Jungen,  den  ganzen  Tag  für  die  nicht  nur  unfruchtbare,  sondern  auch 
die  laufenden  Sorten  abnutzende  Beschäftigung  des  Geldzählens  in  Anspruch 
genommen  sind,  und  dass  all’  dieses  Geschäft,  welchem  jetzt  jedes  grosse 

Haus  mehrere  Angestellte widmen  muss,  für  die  ganze  Stadt  durch 

ein  einziges  Comptoir  mit  3 oder  4 tüchtigen  Schreibern  und  eben  so  viel 
Ausläufern,  die  sämtlich  6 oder  8 Tausend  Franken  kosten  dürfen,  verrichtet 
werden  könnte,  wobei  die  höchsten  Abonnemente  kaum  über  500  Franken 

')  Bekanntlich  hat  Basel  schon  früher  in  seinem  „Stadtwechsel“,  1504  1746,  eine 
eigentliche  Staatsbank  besessen,  die  mit  Edelmetallen  handelte,  münzte,  auf  Wechsel  und 
Pfänder  Geld  gab,  die  Verwaltung  des  Korn-Amtes  und  Salz-Amtes  führte  und  dabei  an- 
sehnliche Freiheiten  genoss.  Vgl.  Dr.  Richard  Hailauer:  Der  Basler  Stadtwechsel  1504-1746. 
Ein  Beitrag  zur  Geschichte  der  Staatsbanken.  Basel  1904. 
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steigen  dürften,  so  ist  man  berechtigt  zu  glauben,  dass  unser  Handelsstand 
einem  durch  das  Handels-Comite  beratenen  und  ausgearbeiteten  Projekt  der 
Art,  die  Hände  gerne  bieten  wird“. 

Das  Handels-Komitee  bestellte  nun  aus  dem  Antragsteller  und  den 
Herren  Bischoff-Respinger  und  B.  LaRoche-Stehelin  — später  an  dessen  Stelle, 
da  er  demissionierte,  Appellationsgerichtsrat  His  — eine  Kommission  zur 
Beratung  dieses  Antrages.  (Februar  1840). 

Damit  war  aber  die  Sache  begraben.  Weder  das  Protokoll  des  Komitees, 
noch  die  Akten  reden  mehr  von  der  zu  gründenden  Bank.  Alles  blieb  vergessen! 

Dafür  tauchte  im  Jahre  1843  ein  andres  Bankprojekt  auf,  dasjenige  von  Speisers  Bank- 

lu  I1.-0  - , , Projekt  1843 

Johann  Jakob  Speiser.  In  der  Sitzung  des  „Handlungs-Comites“  vom 
18.  Januar  dieses  Jahres  teilte  der  Präsident  mit,  Herr  Speiser  Sohn  habe  ein 
Projekt  zur  Errichtung  einer  Bank  in  hiesiger  Stadt  eingegeben.  Dieses 
Projekt  sollte  bei  den  Mitgliedern  zirkulieren  und  in  einer  spätem  Sitzung 
besprochen  werden.  Aber  in  dieser  nächsten  Sitzung  (14.  Februar  1843) 
wurde  angezeigt,  dass  Speiser  sein  Memorial  zurückgezogen  habe.  ^) 

Ein  merkwürdiges  Schicksal,  das  diese  beiden  Projekte  traf:  das  erste 
geht  unter;  das  zweite  wird  zurückgezogen.  Vielleicht  eben,  weil  das 
erste  im  „Handlungs-Comite“  nicht  behandelt  worden  war  und  der  Urheber 
sich  infolgedessen  einen  andern  Feldzugsplan  zurecht  gelegt  hatte. 

Besass  Speisers  Plan  auch  nicht  die  Priorität,  — übrigens  ist  nicht  zu 
ermitteln,  ob  er  selbst  von  dem  Projekte  Passavants  Kenntnis  erhalten 
hatte  so  war  er  dem  andern  an  Weitsichtigkeit  überlegen;  ausserdem 
hatte  Speiser,  was  entscheidend  ist,  auch  die  Energie,  ihn  durchzuführen. 

Die  ersten  uns  bekannten  Äusserungen  Speisers  über  die  Errichtung 
einer  Bank  fallen  in  den  Anfang  der  Vierziger  Jahre  des  vorigen  Jahrhunderts, 
und  sie  entsprangen  wohl  seinen  in  Frankreich  — Marseille  und  Bordeaux  — 
und  besonders  in  England  — Liverpool  — gemachten  Erfahrungen.  Auch 
mochte  das  Vorgehen  in  Zürich  und  St.  Gallen,  wo  in  den  Jahren  1836  und 
1837  Banken  im  Speiser’schen  Sinne  errichtet  worden  waren,  mitgewirkt 
haben.®)  Aber  hören  wir  ihn  selbst  in  seinem  Memorial  aus  der  genannten  Zeit. 


) Protokoll  des  Handlungs-Comites.  Staats-Archiv.  Protokolle  No  2 
) Auch  die  Gründung  der  Bank  in  St.  Gallen  geht  auf  im  Auslande  erworbene 

Dr.  P.  Gygax,  Bank  in  St.  Gallen 

1837—1907,  Denkschrift.  St.  Gallen  1907,  pag.  1,  f. 
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„Der  viele  Geldumsatz,  den  ein  lebhafter  Handel  erfordert,  die  häufigen 
baaren  Auszahlungen,  sowohl  beim  Empfang,  als  beim  Wiederausgeben  des 
Oeldes,  und  das  Herumschleppen  desselben,  machen  dem  Kaufmanne  viele 
Mühe  und  Kosten  durch  den  Unterhalt  der  damit  beschäftigten  Personen; 
ohne  der  möglichen  Verluste  zu  gedenken,  welche  daraus  entstehen  können. 
Die  Aufbewahrung  des  Geldes  ist  ebenfalls  mit  Mühe  verknüpft  und  erfordert 
Einrichtungen,  die  vor  Unruhen  und  Sorgen  nicht  immer  schützen.  Eine 
Bank  enthebt  den  Handel  aller  dieser  Übelstände. 

England  und  Holland  haben  die  Vorteile  solcher  Institute  schon 
seit  Jahrhunderten  erprobt  und  verdanken  denselben,  zum  Teil,  den  unge- 
heuren Aufschwung  ihres  Landes  und  ihrer  Industrie.  In  neuerer  Zeit 
errichten  Banken  nacheinander  alle  französischen  Handels -Städte;  die 
Resultate  derselben,  sowohl  in  Hinsicht  der  Solidität  und  Nützlichkeit,  als 
des  Gewinnes  für  ihre  Unternehmer  sind  bekannt. 

In  der  Schweiz  haben  Bern,')  Zürich  und  St.  Gallen  den  Anfang 
gemacht  mit  Benützung  dieses  gewaltigen  Hilfsmittels  für  Belebung  und 
Erleichterung  des  Verkehrs,  und  auch  auf  diesen  kleinern  Wirkungskreisen 
gehören  die  Resultate  in  jeder  Hinsicht  zu  den  erfreulichen. 

Es  fühlt  wohl  Jedermann,  dass  Basel  in  eine  neue  Epoche  tritt, 
dass  seine  überaus  vorteilhafte  Lage  bei  den  gegenwärtigen  Gestaltungen 
ihm  in  entfernter  Zeit  eine  höhere  Rolle  im  Welthandel  anweisen  wird; 
unstreitig  ist  also  jetzt  die  Gründung  einer  Bank  zeitgemäss;  wenn  auch 
die  Notwendigkeit  noch  nicht  allgemein  gefühlt  wird,  so  ist  sie  für  später 

doch  gewiss.“ 

Dem  Memorial  lag  ein  Statutenentwurf  bei,  der  hauptsächlich  nach  den 
revidierten  Statuten  der  Bank  in  Zürich  bearbeitet  worden  war  und  alle 
durch  die  Erfahrung  als  richtig  bewährten  Grundsätze  enthielt.  Die  Haupt- 
punkte, die  der  Autor  dabei  im  Auge  gehabt  hatte,  waren  „Erleichterung 
und  Vereinfachung  des  Geldverkehrs  auf  dem  Platze  Basel,  alle  mögliche 
Garantie  für  Solidität  und  Entfernung  aller  derjenigen  Geschäfte,  welche  der 
Privatindustrie  angehören.“  Die  Mittel  zur  Erreichung  dieses  Zweckes 
sollten  sich  in  der  Gelegenheit  darbieten,  Zahlungen  durch  gegenseitige 
Zu-  und  Abschreibungen  zu  machen  und  in  der  Schaffung  eines  bequemen 
Zirkulationsmittels  in  der  Form  von  Kassenscheinen. 


•)  Die  Berner  Kantonalbank  war  i.  J.  1834  gegründet  worden. 
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Speiser  hatte  auch  im  Schlussatze  seines  Memorials  durchaus  Recht. 

Die  Notwendigkdit  wurde  in  der  Tat  noch  nicht  gefühlt;  man  wollte 
sie  wohl  gar  nicht  fühlen.  Hatte  denn  Basel  an  den  16  bestehenden  Bank- 
häusern nicht  schon  Banken  genug?  Wozu  ein  neues  Institut,  neue  Bräuche, 
neue  Konkurrenz? 

Schmälerung  des  eigenen  Erwerbs!  So  mochten  die  Bankiers  z.  T. 
denken;  so  schrieben  sie  auch.  Wie  hätte  aber  auch  eine  solche  Idee, 
ausgedacht  von  einem  noch  so  jungen,  erst  aus  der  Fremde  zurückge- 
kommenen Manne,  und  zudem  bestimmt,  in  der  Praxis  trotz  aller  gegen- 
teiligen Versicherungen  den  eigenen  Betrieben  Konkurrenz  zu  machen,  bei 
den  Bankiers  nicht  Widerspruch  erwecken  sollen?  Erleben  wir  nicht  alle 
Tage  dasselbe,  wo  die  Möglichkeiten  doch  viel  unbegrenzter  sind,  als  vor 
65  Jahren? 

Das  wusste  Speiser  wohl,  und  um  nicht  zu  unterliegen,  besuchte  er 
die  Gegner  seines  Bank-Projektes  persönlich,  versuchte  er,  sie  von  dessen 
Notwendigkeit  zu  überzeugen,  ihre  Einwendungen  zu  widerlegen  und  sie 
selbst  zur  Mitwirkung  zu  überreden. 

Eine  dieser  Einwendungen  eines  Basler  Bankiers  von  damals  ist  er-  Die  Einwände 
halten  geblieben;  wir  können  es  uns  nicht  versagen,  sie  als  kulturhistori-  ™n  dazumai. 
sches  Dokument  mitzuteilen.  Sie  hat  folgenden  Wortlaut: 

Basler  Diskonto-,  Lombard-,  Giro-,  Zettel-  und  Depositenbank. 

Ist  eine  solche  Bank  Bedürfnis  in  Basel? 

Banken  werden  vorzüglich  da  nützlich  seyn,  wo 

1.  es  sich  darum  handelt,  zur  Förderung  der  Industrie  und  des  Innern  Handels  neben 

dem  wirklichen  Betriebskapital  ein  fictives  zu  schaffen 

2.  wo  Regierungen,  Behörden,  Kassen  von  grossen  Gesellschaften  u.  s.  w.  zuweilen 
Überfluss  an  Geld  haben  und  dieses  nicht  zinsbringend  machen  können,  dann  auch 
wo  in  Geschäften  Valoren  verkommen,  die  ihrer  Natur  nach  (Gold-,  Silberstangen 
etc.)  längere  Zeit  aufbewahrt  werden  müssen  und  deren  Geldwert  zinsbringend 
wird,  wenn  sie  geschätzt,  und  deren  Wert  in  demselben  entsprechenden  Zeichen, 
wie  Geld,  ausgegeben  wird. 

3.  wo  ein  lebhafter  Geldverkehr  wünschen  lässt,  der  lästigen  stets  wiederkehrenden 
zeitraubenden  und  nachteiligen  Manipulation  des  Sortierens  enthoben  zu  sein.“ 

Zu  diesen  Leitsätzen  gibt  der  Autor  folgende  Erläuterungen: 

Ad  1.  Industrie  und  innerer  Handel  finden  in  Basel  Kapitalien  die  Fülle,  ja  aus- 
wärtige Industrie  schöpft  daselbst  täglich. 

..  Wenn  also  ein  Missverhältnis  zwischen  dem  Bedarf  der  Industrie  und  dem 
disponiblen  Kapital  existiert,  so  ist  es  eher,  weil  mehr  Kapital  als  Industrie  vorhanden. 

Will  die  Bank  koulanter  sein  im  Skontieren,  als  die  hiesigen  Kaufleute?  Schwerlich! 
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Ad  2.  Der  Fall  existiert  hier  eben  so  wenig  als  anderswo,  wenigstens  nicht  für 
bedeutende  Summen.  Dinge  dagegen,  die  einen  positiven  Wert  haben,  Liegenschaften, 
Waren,  (Gold-  und  Silberbarren  kommen  gar  nicht  vor)  finden  immer  Darleihen  genug, 

wenn  sie  in  Versatz  gegeben  werden  wollen. 

Ad  3.  Der  Nutzen  der  Bank  reduziert  sich  also  auf  das  Giro-Geschäft.  Sie  würde 
hiefür,  wenn  sie  gehörige  Sicherheit  darbietet,  lebhaft  benützt  werden  und  sich  lohnend 

erweisen.  ..... 

Eine  Bank,  welche  hier  zahlbare  Wechsel  und  Billets  skontiert,  entzieht  dieses 

Geschäft  den  hiesigen  Banquiers.  Personen,  welche  Geld  gegen  Hypothek  aufnehmen, 
wenden  sich  lieber  an  Notarien  und  Banquiers,  oder  direkte  an  den  Kapitalisten;  aus 
begreiflichen  Gründen.  Auf  auswärtige  Hypothek  wird  die  Bank  wohl  nicht  leihen  wollen. 

Inkassobesorgung  übernimmt  gerne  jeder  Banquier,  und  da  gewöhnlich  hiemit 
Retouren  in  fremden  Papieren  verbunden  sind,  so  entzöge  einesteils  die  Bank  diesen 
Zweig  des  Verdienstes  den  Banquiers,  andernteils  könnte  sie  ohne  die  Rolle  oder  die 
Stellung  eines  gewöhnlichen  Banquiers  einzunehmen,  dem  Zweck  nicht  entsprechen. 

ln  was  die  Depositen,  zu  deren  Aufbewahrung  sie  sich  anheischig  macht,  bestehen 
mögen,  kann  ich  mir  nicht  denken.  Wertvolle  Papiere  werden  in  die  Archive  der  Notarien 
gelegt;  Edelsteine,  Gold  und  Silber  nützen  der  Bank  nichts  aufzubewahren,  ausser  wenn 
Darleihen  darauf  gefordert  würden,  dann  haben  wir  ein  Leih-Haus  und  keine  Bank. 


Begleitschrift. 


Welches  sind  die  neuen  Hifsmittel,  welche  die  Bank  dem  hiesigen  Handel  ge- 
währen soll  ? 

Bankbillets  einmal  nicht;  Wir  haben  schon  einmal  eine  Art  Bankbillets  hier  gehabt; 
Die  Schweitzer  Neuenthaler.  Bankbillets  würden  gerade  diese  Rolle  spielen, 
grösstenteils  nur  auf  hiesigem  Platze  zirkulieren  und  wie  in  andern  Kantonen  bei 
Käufen  und  Traktaten  als  nicht  admissibel  ausbedingt  werden.  Oder  wollte  eingewendet 
werden,  es  sey  zu  leicht,  dafür  stündlich  Geld  zu  holen,  so  liegen  die  Billets  zu  häufig 
in  der  Bank-Kassa  und  der  verhoffte  Nutzen  ist  illusorisch;  an  eine  3 fache  Emission 
von  Billets  gegenüber  dem  Vorrat  an  Barschaft  ist  nicht  zu  denken. 

Basels  Geldverkehr  entsteht  weit  mehr  durch  seine  Handelsverhäitnisse  mit  den 

Kantonen  und  vorzüglich  mit  dem  Auslande. 

Das  Eisass  bezieht  einen  grossen  Teil  des  ihm  nötigen  Geldes  wöchentlich, 
monatlich  von  Basel  und  muss  Geld,  und  zwar  französisches  Geld  haben  — keine  Bank- 
billets. Das  Basler  Publikum  ist  zu  kommerziell,  um  bedeutende  Summen  in  Bankbillets 
still  liegen  zu  haben.  Die  leichte  Verfälschung,  das  gefährliche,  Titel  au  porteur  gut  zu 
verwahren,  und  das  Lästige,  eine  Sorte  zu  haben,  die  nur  auf  einem  kleinen  Flecken 
Kurs  hat,  würde  sie  bald  diskreditieren,  zumal  da  viele  hiesigen  Häuser  auf  diese  Art 
entweder  doppelte  Kassa  haben  müssten,  — Barschaft  oder  Bankbillets,  oder  des  be- 
ständigen Wexelns  kein  Ende  wäre. 

Die  Girobank  in  Genf  dürfte  mit  einigen  auf  unsern  Platz  eigends  bezug  habenden 
Abänderungen  zum  Muster  dienen,  und  würde  sicher  für  den  Unternehmer  lohnend  seyn, 
so  unbedeutend  die  Gebühr  erscheint. 

Eine  solche  Bank,  aber  auch  nur  eine  solche  wäre  höchst  wünschbar.  Die  Kosten 
unbedeutend,  wie  der  Risiko.  Eine  Bürgschaft  des  Unternehmers  für  100,000  Frs.  ge- 
nügend. Aber  auch  nicht  weniger,  denn  die  in  den  Statuten  einer  Diskontobank  vor- 
geschlagene  Bürgschaft  ist  zum  Lachen. 
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Bey  einer  solchen  Bank  wie  die  vorgeschlagene  und  einer  solchen  Bürgschaft  des 
Direktors  würde  ich  noch  jedem  der  Verwaltungsräte  einen  besondern  Kassaschlüssel 
und  den  Eid  zuweisen,  ihn  nie  aus  den  Händen  zu  geben,  dann  Adieu  — Bequemlich- 
keit,  Zeitgewinn  u.  s.  f. 

In  gewöhnlichen  Zeiten,  wo  alles  ruhig  ist,  mag  bey  einem  auch  nur  einigermassen 
beträchtlichen  Bankrayon  '/f  Depositum  gegen  7s  Emission  genügen. 

Wie  steht  es  aber  in  schwierigen  Zeiten,  wo  man  Geld  und  kein  Papier  haben 
muss  und  haben  will?  Bankbillets  in  kleinem  Betrage  sind  Papiergeld.  Wollen  wir 
Papiergeld?  Hier  gewinnt  die  Frage  eine  ganz  andere  Stellung,  auf  die  ich  nicht  eintrete 
Wenn  in  Frankreich  einige  Filialbanken  gute  Geschäfte  gemacht  haben,  so  ist  dies 
nächst  den  sparsam  gestreuten  grossem  Städten  compar.  mit  dem  Lande  auch  wesentlich 
den  Falliten  zuzuschreiben,  die  seit  12  Jahren  statt  gehabt,  wo  dann  alles  sich  an  diese 

als  sicher  gepriesenen  Banken  wendet.  Basel  ist  hierin  wieder  in  einer  ganz  andern 
Stellung. 

Warum  endlich  eine  Diskontozettelbank  gründen  wollen,  da  wo  eben  die  ihren 

Erwerb  verlieren  würden,  welchen  die  Gründung  oder  Unterstützung  dieses  Projektes 
zugemutet  wird?“ 

So  schrieb  einer  der  Bankiers  im  März  1843;  wie  viele  mochten  so 
denken?  Bei  wie  wenigen  war  überhaupt  auf  Verständnis  zu  rechnen? 


Vergegenwärtigen  wir  uns  Basel  zu  jener  Zeit,  so  finden  wir  uns  in  Das  aite  Basel 
einer  kleinen,  noch  mit  Mauern  und  Toren  umgebenen  Stadt. 

Ihr  Umfang,  bestimmt  durch  die  äussern  Gräben,  war  nicht  grösser, 
als  er  schon  auf  dem  Merian’schen  Stadtplan  von  1615  dargestellt  wird. 

Trotzdem  die  Stadt  manches  von  ihrer  Eigenart  verloren  hatte,  war  ihr  noch 
allerlei  geblieben,  was  wir  heute  nicht  mehr  haben.  Noch  trat  man  durch 
die  Tore  ein;  noch  galt  des  Abends  das  Sperrgeld;  noch  wurde  Weg-  und 
Brückengeld  erhoben;  noch  war  die  Prügelstrafe  erlaubt;  noch  gab  es  nur 
Gasthöfe,  Weinhäuser,  Schenken,  Kaffeehäuser,  aber  keine  Restaurationen; 
die  Bevölkerung  wohnte,  obwohl  dichter  als  früher,  immer  noch  sehr  bequem 
und  betrug  etwa  24,000.  Wie  heute,  so  war  schon  damals  das  einheimische 
und  schweizerische  Element  stark  mit  Ausländern  durchsetzt;  immerhin 
bildeten  diese  erst  einen  Viertel  und  noch  nicht  40  % des  Ganzen,  wie  heute. 

Die  Bevölkerungsaufnahme  von  1837  >)  belehrt  uns  darüber,  wie  der 
erwerbstätige  Teil  der  Einwohnerschaft  beschäftigt  war.  Selbstverständlich 


) Vergl.  die  Bevölkerungsaufnahme  von  Basel-Stadttheil  i.  J.  1837. 
” ^ » Basel-Stadt  i.  J.  1847. 
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finden  wir  alle  die  Vertreter  des  Nahrungsmittel-,  Bekleidungs-  und  Bau- 
gewerbes,  alle  die  kleinen  Händler  und  Krämer,  wie  heute  und  wie  in  jeder 
Kleinstadt.  Nur  waren  ihre  Arbeitsbedingungen  ganz  andre.  Keine  Frei- 
heit im  Gewerbe!  Die  handwerksmässig  betriebenen  Gewerbe  waren 
Monopole  der  Zunftgenossen,  die  streng  über  ihre  mit  der  Mediationsver- 
fassung wieder  hergestellten  „Handwerksartikel“  wachten.  Frei  waren  nur 
die  fabrikmässig  ausgeübten  Gewerbe,  die  „Manufakturen“  und  Künste  aller 
Art,  die  zur  Zeit  der  Einführung  des  Zunftzwangs  noch  nicht  betrieben  zu 
werden  pflegten. 

Noch  bis  ins  sechste  Jahrzehnt  des  19.  Jahrhunderts  hinein  dauerten  die 
Streitigkeiten  wegen  der  Übergriffe  einzelner  Berufsarten  in  den  Geltungs- 
bereich von  verwandten  oder  andern,  der  Freigabe  des  „Meisterierens“  usw. 

Wichtiger,  als  die  kleinen  Gewerbe,  waren  die  Manufakturen,  und  unter 
diesen  zählte  die  Seidenbandweberei  zu  den  vornehmsten.  Im  Jahre  1837 
gab  es  in  der  Stadt  46  Fabrikanten  in  dieser  Branche  mit  1,550  Fabrikarbeitern 
und  zahlreichen  Heimarbeitern  in  Stadt  und  Land;  sogar  in  der  Strafanstalt 
wurde  noch  für  einige  Fabriken  gezwirnt.  Von  allen  Betrieben  konnte  sich 
indes  erst  einer  rühmen,  mit  mechanischer  Kraft  zu  arbeiten.  Es  bestanden  ferner 
noch  vier  Manufakturen  von  seidenen  und  halbseidenen  Stoffen  mit 
800,  meist  im  ehemaligen  Bistum  Basel  wohnenden  Arbeitern  und  Haus- 
webern. Die  Floretspinnerei  hatte  schon  ihren  Einzug  gehalten.  Im 
Jahre  1824  hatte  Joh.  Siegm.  Alioth  von  Biel  eine  mechanische  Floretspinnerei 
errichtet,  die  erste  auf  dem  Kontinent,  und  damit  den  Grund  zur  Basler 
Schappeindustrie  gelegt;  im  Jahre  1830  war  er  mit  seiner  Fabrik  allerdings 
nach  Arlesheim  übergesiedelt,  doch  erhielt  er  in  Basel  im  gleichen  Jahre  schon 
Nachfolger  in  der  Branche.  — Im  Dienste  all  dieser  Grossbetriebe  standen 
13  Seidenfärber  mit  122  Gesellen. 

Nicht  mehr  glänzend  stand  es  mit  der  Baumwollen  - und  Wollen- 
industrie. Die  ehemals  blühende  Indiennedruckerei  war  nur  noch  durch  zwei 
Fabriken  vertreten.  Die  Baumwollspinnereien  und  -Webereien  der  Basler 
Fabrikanten  lagen  beinahe  alle  auf  ausländischem  Boden,  und  die  Wollen- 
tuchweberei war  eingegangen  und  durch  den  — allerdings  bedeutenden  — 
Wollen-  und  Tuchgrosshandel  ersetzt  worden. 

An  andern  Fabrikindustrien  fanden  sich  noch  die  Papierfabrikation 
(8  Fabriken  mit  126  Arbeitern),  die  Tabakindustrie  (5  Fabriken  mit 


197  Arbeitern)  und  die  altbekannte  Gerberei.  In  ihr  waren  noch  19 
Mefster  und  43  Gesellen  tätig.  Von  Maschinenfabriken  ist  noch  keine 
Rede,  auch  nicht  von  grossen  chemischen  Fabriken.  Dafür  übten  ihre 
Kunst  noch  ein  Nadler,  einige  Nagelschmiede,  ein  Sporrer,  zwei  Perga- 
menter,  ein  Bleicher,  drei  Säckler  mit  17  Gesellen,  zwei  Strumpfweber,  vier 
Handschuhmacher  und  zwei  Chemiker. 

Alles  in  allem  ein  Bild  regsamer  industrieller  Tätigkeit. 

Die  Schriften  jener  Zeit')  reden  so,  als  ob  Basel  damals  mehr  Handels- 
platz, als  industrielle  Stadt  gewesen  sei;  ja,  Basel  wird  die  erste  Handels- 
stadt der  Schweiz  genannt.  Das  muss  nicht  Wunder  nehmen,  wenn  man 
die  Lage  der  Stadt  in  Betracht  zieht,  und  in  der  Tat  gewinnt  man  aus  den 
Zahlen  der  Volkszählung  von  1837  einen  guten  Eindruck  von  der  Bedeutung 
des  baslerischen  Handels.  Sie  verzeichnen ; 

205  Handelsleute  (darunter  8 Ausländer) 

72  „Detailleurs“ 

50  Spezierer  

” r» 

575  Commis  und  Handelslehrlinge  „ 108 

Vor  allem  wird  der  Warenhandel,  besonders  der  Kolonialwarenhandel 
gerühmt,  und  die  Basler  Kaufleute  geniessen  hohes  Ansehen  wegen  ihrer 
Solidität,  ihrer  Tüchtigkeit  und  ihres  Wohlstandes.  Als  Begleiterscheinung 
des  Grosshandels  finden  wir,  durch  die  Lage  der  Stadt  an  drei  Grenzen 

sehr  begünstigt,  einen  ausgeprägten  Transitverkehr  und  ein  wohlentwickeltes 
Speditionsgeschäft. 

Zahlreich  gingen  und  kamen  die  Post-  und  Eilwagen  und  Extraposten, 
und  auf  den  „Adlern  des  Oberrheins“  und  andern  Dampfern  entwickelte 
sich  ein  starker  Personenverkehr;  so  wird  die  Zahl  der  mit  dem  Dampf- 
schiff Abgereisten  auf  10,000  Personen  im  Jahr  angegeben.  “) 

Verhältnismässig  zahlreicher,  als  heute,  waren  die  Gasthöfe;  sie  lagen 
alle  in  der  Nähe  der  Post. 

gebungL^'^en^.®''"  Darstellung  der  Stadt  Basel  und  ihrer  nächsten  Um- 

St.  GaL"'  B^ern'^Sf  ' geographisch,  statistisch  geschildert. 

Geld  Expedition  für  Ware  und 

und  langen  um  10-^  4 Uhr  weg 

am  gleichen  Tage  erreicht  Urden  ktnl? 
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Endlich  waren  dem  Ganzen  dienstbar  8 Bankiers  und  14  Sensale. 
Die  ausgedehnten  Handelsbeziehungen  der  Kaufleute  und  Fabrikanten 
mit  den  grossen  europäischen  Handels-  und  Börsenplätzen  gaben  dem  von 
jenen  betriebenen  Speditions-  und  Wechselgeschäft  reichliche  Nahrung. 
Innert  10  Jahren,  von  1837  bis  1847  verdoppelt  sich  die  Zahl  der  Bankiers. 
Geld-  und  Kredithandel  müssen  in  jener  Periode  - das  war  eben  die  Zeit, 
da  Speiser  mit  seinem  Projekte  auftrat  — einen  regen  Aufschwung  genommen 
haben. 

So  sehen  wir  allenthalben  eine  fruchtbare  Tätigkeit  sich  entfalten; 
allein  sie  wurde  durch  mannigfache  äussere  Umstände  stark  erschwert  oder 
unterbunden. 

Es  bestand  kein  einheitliches  schweizerisches  Zollgebiet,  kein  einheit- 
liches Münzsystem,  und  Mass  und  Gewicht  wurden  trotz  eines  Überein- 
kommens nicht  in  der  ganzen  Schweiz  einheitlich  gehandhabt.  Es  mangelte 
ein  einheitliches  Postwesen,  und  die  Tagsatzung  vermochte  nicht,  nach 
aussen  langfristige  Handelsverträge  zu  Stande  zu  bringen.  Die  Regierung 
von  Basel-Stadt  verfocht  allerdings  entschieden  den  Grundsatz  der  Handels- 
freiheit und  instruierte  ihre  Tagsatzungsabgeordneten  stets,  sie  möchten  jeden 
schicklichen  Anlass  benützen,  um  diesem  Grundsätze  Geltung  zu  verschaffen. 
Was  vermochte  aber  ein  so  kleines  Glied,  wie  es  der  Kanton  Basel-Stadt 
war,  auszurichten.  Der  Vereinheitlichung  der  wirtschaftlichen  Institutionen 
musste  erst  die  Umbildung  des  ganzen  Bundes  vorangehen. 

Aber  selbst  auf  dem  kleinen  eigenen  Gebiete  war  noch  manches  zu 
verbessern  oder  einzurichten.  Vor  allem  empfand  man  — mehr  die  Regie- 
rung, nicht  die  direkt  Beteiligten  — das  Missliche  des  noch  geltenden 
Zunftzwanges;  aber  zu  rascher  Amputation  wollte  sich  kein  Helfer  finden. 
Schwerfällig  war  das  Geldwesen ; es  kursierten  französische,  Reichs-  und 
Schweizermünzen.  Im  Handel  und  Wandel  rechnete  man  nach  Schweizer- 
franken zu  100  Rappen  oder  10  Batzen.  Der  Fünffrankenthaler  hatte  zwei 
Werte.  Als  „Kurrentgeld“  galt  er  35,  als  „Kapitalgeld“,  bei  Kapital-  und 
Zinszahlungen,  nur  34  oder  34 '/a  Batzen.  Papiergeld  hatte  keinen  Kurs 
und  konnte  nur  in  grössern  Gasthöfen  und  bei  den  Bankiers  Passavant, 
Ehinger,  von  Speyr,  Merian-Forcart  u.  a.  angebracht  werden.  Man  denke 
sich  heute  eine  Stadt  von  24,000  Einwohnern  und  mit  einem  so  ausgedehnten 
Handel,  wie  ihn  Basel  besass,  ohne  Papiergeld,  ohne  eine  Giro-Bank.  Man 
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stelle  sich  heute  eine  so  industrielle  Städt,  wie  Bäsel  eine  wsr  ohne 
Eisenbahnen  vor!  AVenn  es  nicht  schon  Bänken  und  Eisenbähnen  gegeben 
hätte!  Aber  sie  existierten,  und  Speiser  hatte  namentlich  in  England  gesehen, 
welche  Ungeheuern  Vorteile  Industrie  und  Handel  sich  mit  ihrer  Hilfe  zu 
erlangen  vermochten.  Also  war  kein  Zweifel,  dass  Basel  ebensogut  diese 
Einrichtungen  sich  verschaffen  konnte. 

Die  Eisenbahnfrage  beschäftigte  nun  allerdings  die  Gemüter  schon 
seit  geraumer  Zeit;  französische  Züge  fuhren  bereits  bis  St.  Ludwig,  bis  vor 
Basels  Tore;  dagegen  war  die  Idee  einer  Bank  öffentlich  noch  nicht  recht 
vertreten  worden.  Sie  zu  verfechten  war  auch  schwieriger,  da  keine  Behörde 
dafür  ein  Interesse  bekundete,  da  diejenigen,  die  durch  das  geplante  Institut 
sich  in  ihrem  eigenen  Gewerbe  bedroht  glaubten,  eine  verhältnismässig  ein- 
flussreiche, eher  gegnerisch  gesinnte  Gruppe  bildeten. 

Besass  denn  Basel  nicht  schon  Bankiers?  Genügten  diese  nicht? 

Allerdings  war  das  Bankiergewerbe  zur  Zeit,  da  Speiser  sein  Projekt  Bankiers  und 
verfocht,  durch  etwa  ein  Dutzend  Privatfirmen  vertreten;  aber  nach  seiner 
Ansicht  entsprach  deren  Tätigkeit  weder  den  Interessen  des  Handels,  noch 
erfüllte  sie  die  ideellen  volkswirtschaftlichen  Aufgaben,  welche  einer  Bank 
zugemutet  werden  durften.  Diese  Privatbankiers  waren,  wie  es  in  der 
Natur  der  Sache  lag,  in  erster  Linie  auf  die  Wahrung  ihrer  eigenen  Inter- 
essen bedacht,  und  das  war  ihnen  keineswegs  zu  verübeln.  Neben  den 
Bankgeschäften  betrieben  sie  vor  allem  die  Spedition  und  viele  einen 
Handel  mit  feinen  Weinen,  Tee  oder  andern  Artikeln.  Eine  Bank  mit  weniger 
privat-  und  mehr  volkswirtschaftlichen  Funktionen  fehlte,  fand  Raum  genug, 
war  ein  Bedürfnis;  ’)  Denn  der  Geldverkehr  war  noch  überaus  schwer- 
fällig, und  die  Organisation  der  Wechseldiskontierung  durchaus  ungenügend. 

Speiser  dachte  sich  die  zu  gründende  Bank  gleichsam  als  eine  gemeinschaftliche 
Kasse,  die  alle  Privatkassen  auf  einem  Punkt  vereinigt  und  den  Transport 
baren  Geldes  aus  der  einen  Kasse  in  die  andre  unnötig  macht.  „Die  Bank 


selbstäid^l  zu  1-^  h ® T Bankier 

eebeutet  wie  eT  ..p  h Büfsquellen  unseres  Platzes  werden  bei  weitem  nicht  aus- 

auf  d foTuer  i f T ’ "’^krere  wahrscheinlich 

ei«ntnch?Be  uf  ner« bewegen  sich  in  sehr  engen  Kreisen.  Der 

eiL  Lücke  auszufüHen  verstanden,  und  man  darf  wohl  sagen,  dass 

eine  Lucke  auszufullen  ist.  Ware  dies  aber  auch  nicht  der  Fall,  so  würde  ein  neues 

Etablissement  dennoch  hinreichenden  Raum  übrig  finden  neben  den  bestehenden  “ 
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soll,“  sagte  er,  „nach  und  nach  die  allgemeine  und  angemessenste  Nieder- 
lage werden  für  frei  gewordenes,  kleineres  und  grösseres  Kapital,  bis  es 
die  nach  seiner  Natur  zweckmässigste  Verwendung  gefunden  hat.“  — „Sie 
eröffnet,“  führte  er  weiter  aus,  „jedermann  für  seine  Einschüsse  eine  laufende 
Rechnung  und  bewahrt  diese  Einschüsse  auf,  so  lange  es  der  Eigentümer 
für  gut  findet.  Hat  der  Inhaber  einer  solchen  Rechnung  eine  Zahlung  zu 
leisten,  so  stellt  er  statt  baren  Geldes  eine  Anweisung  aus  auf  sein  Gut- 
haben bei  der  Bank,  welche  der  Empfänger  entweder  dort  einkassieren  oder 
sich  seinerseits  zuschreiben  lassen  kann.“  Die  Bank  sollte  sich  ausserdem 
mit  der  Einkassierung  fälliger  Wechsel  und  Schuldtitel  befassen;  sie  sollte 
Wechsel  diskontieren,  Deposita  von  verzinslichen  Geldern  und  Wertpapieren 
annehmen  usw.  Sie  sollte,  kurz  und  gut,  eine  (jiro-  und  Depositen- 
bank sein. 

Dass  man  all’  dies  dermassen  klarlegen  musste  und  nicht  kurz  und 
bündig  erklären  konnte,  man  wolle  den  Giroverkehr  einführen  usw.,  erscheint 
uns  heute  seltsam;  aber  gerade  diese  schulmässige  Auseinandersetzung 
zeigt  so  deutlich  als  möglich,  welche  geringe  Ansprüche  der  Basler  Handels- 
stand damals  noch  machte  und  wie  wenig  bekannt  in  Basel  die  Vorteile  der 
schon  in  Zürich,  Bern  und  St.  Gallen  gebräuchlichen  Bankeinrichtungen  waren. 


Die  Verschiedenheit  der  bestehenden  Privatbanken  von  Speisers  pro- 
jektierter Bank  war  den  Wenigsten  bewusst. 


Die  Giro-  und  Depositenbank  in  Basel. 


Speisers  Energie  überwand  aber  allen  aktiven  und  passiven  Wider- 
stand und  fand  schliesslich  11  Gleichgesinnte,  die  willens  waren,  die  zur 
Gründung  erforderlichen  Kapitaleinzahlungen  von  je  10,000  Schweizerfranken, 
der  Fünffrankenthaler  zu  35  Batzen,  zu  leisten  und  sich  dadurch  am  Unter- 
nehmen zu  beteiligen. 

Es  waren  die  Herren  und  Firmen: 


Ehinger  & Cie.  Passavant  & Cie. 

Achilles  Bischoff  Von  Speyr  & Cie. 

Bischoff  zu  St.  Alban  Joh.  Rud.  Geigy 

Willi.  Burckhardt-Forcart  Burckhardt  & Von  der  Mühll 

J.  Merian-Forcart  F.  Sarasin  & Heussler 

J.  Riggenbach. 

Der  von  Speiser,  nach  mehrfachen,  heute  im  Archiv  der  Bank  in  Basel 
liegenden  Entwürfen  ausgearbeitete  Gesellschaftsvertrag  zur  Errichtung  einer 
Giro-  und  Depositen-Bank  in  Basel  wurde  am  24.  April  1843  zur  Unter- 
zeichnung aufgelegt.  Er  hatte  indessen  noch  keine  Geltung,  sondern  sollte 
einer  definitiven  Beratung  der  Gesellschaftsmitglieder  unterliegen.  Deren 
Zahl  war  aber  noch  nicht  vollständig;  es  brauchte  ihrer  16.  Im  Laufe  der 

Monate  Mai  und  Juni  fanden  sich  weiterhin  folgende  Herren  und  Firmen 
bereit,  mitzumachen : 

J.  J.  Burckhardt-Ryhiner  H.  G.  Fürstenberger 

A.  R.  Sulger  Forcart  Weis  & Söhne 

Chr.  de  J.  J.  Burckhardt. 

Hierauf  wurde  der  Gesellschaftsvertrag  endgiltig  beraten. 
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Der  Gebui  Stag  So,  als  endlich  alles  beisammen  war,  konnte  auch  die  Gesellschaft 

der  Giro-  ind  ’ ’ 

Depositeni jnk.  Gifo-  Und  Depositenbank  in  Basel  konstituiert  werden.  Das 

geschah  am  20.  Juli  1843  auf  der  Lesegesellschaft,  und  mit  folgendem 
Berichte  über  die  Versammlung  nimmt  das  von  Speiser  geführte  Protokoll 
der  Gesellschaft  seinen  Anfang. 

„Anwesend: 

Herr  Ratsherr  Felix  Sarasin  (Fel.  Sarasin  & Heussler) 

„ Vonder  Mühll-Burckhardt  (Burckhardt-Vonder  Mühll) 

„ Chr.  de  j.  J.  Burckhardt 
„ joh.  Riggenbach 
„ Achilles  Bischoff 
„ J.  J.  Speiser. 

Speiser  teilt  mit,  dass  die  benötigten  16  resp.  17  Unterschriften  auf 
dem  Gesellschaftsvertrag  zur  Errichtung  einer  Giro-  und  Depositenbank  in 
Basel  nunmehr  vollständig  seien,  und  beantragt,  die  Gesellschaft  wolle  sich 
als  konstituiert  erklären.  Die  Gesellschaft  der  Giro-  und  Depositenbank  in 
Basel  erklärt  sich  hiermit  als  konstituiert.“ 

Nachdem  Herr  Speiser  sich  zuvor  auf  gestellte  Anfrage  hin  bereit  erklärt 
hatte,  die  Stelle  des  Bank-Direktors  zu  übernehmen,  wurde  Herr  Wilhelm 
Burckhardt-Forcart  zum  Präsidenten  und  Herr  Achilles  Bischoff  zum  Statt- 
halter gewählt. 

DasBaik-  jn  (jgj*  zweiten  Hälfte  des  Jahres  1843  wurden  alle  übrigen  Vor- 

bereitungen  getroffen.  Zunächst  musste  ein  passendes,  gut  gelegenes  Lokal 
ermittelt  werden.  Nach  einer  langen  Reihe  fruchtloser  Versuche  kam  man 
schliesslich  dazu,  die  Behausung  des  Notars  Walter  Merlan  an  der  untern 
Freienstrasse  (Kiefer’sche  Liegenschaft  neben  der  Schlüsselzunft,  abge- 
brochen Ende  1906)  als  nach  „Lage,  Bauart,  Festigkeit  und  Grösse  am  vor- 
züglichsten für  ein  Banklokal  geeignet“,  anzukaufen  und  zwar  so,  dass 
die  Mitglieder  der  Gesellschaft  das  Haus  an  sich  brachten  und  es  der 
Bank  gegen  Miete  zur  Verfügung  stellten.  Der  Kaufbrief  nennt  als  Kauf- 
preis 47,600  Fr.,  Wert  14.  September  1843.  Christoph  Merian-Burckhardt 
schoss  50,000  Fr.  ä 3 'A  “/o  p.  a.  hypothekarisch  vor.  Speiser  Hess  hierauf 
durch  Zimmermeister  Stehlin  und  Baumeister  Berri  die  nötigen  Änderungen 
vornehmen,  um  das  Gebäude  seinem  künftigen  Zwecke  anzupassen. 


Die  Giro-  und  Depositenbank  in  Basel. 


15 


Weiter  mussten  die  nötigen  Regiemente  über  den  Geschäftsverkehr  Vorarbeiten, 
zwischen  Bank  und  Publikum,  allerlei  Ordnungen  und  Vorschriften,  Ge- 
bührentarife beraten  und  erlassen  und  der  Vertrag  mit  dem  Direktor  und 
dem  Kassier  abgeschlossen  werden. 

Die  Ausarbeitung  des  Reglements  über  den  Geschäftsverkehr  zwischen 
Bank  und  Publikum  brachte  einige  Schwierigkeiten  insofern,  als  es  nicht 
gelang,  jenes  mit  dem  Gesellschaftsvertrag  in  Übereinstimmung  zu  bringen. 

Schliesslich  fand  sich  ein  Ausweg,  indem  man  den  schon  Unterzeichneten 
Vertrag  vom  30.  Juni  1843  in  einigen  Punkten  wieder  änderte,  ln  der 
neuen  Fassung  wurde  für  die  ausgesprochene  Verbindlichkeit  gegenüber 
dem  Publikum  einfacher  und  bestimmter  auf  die  Gesellschaft  selbst,  statt  auf 
die  einzelnen  Sozietäre  hingewiesen  und  die  Begrenzung  der  Verbindlichkeit 
der  letztem  auf  die  Summe  des  von  einem  jeden  von  ihnen  übernommenen 
Anteils  ein  für  allemal  deutlich  hervorgehoben.  Der  im  ersten  und  zweiten 
Vertrag  vorgesehene  besondere  „notarialische  Akt“  wurde  durch  blosse  Ver- 
fügung, dass  der  Gesellschaftsvertrag  in  Original  und  Abschrift  im  Stadtarchiv 
und  auf  einem  Notariat  niederzulegen  sei,  vermieden  und  damit  der  wesent- 
liche Vorteil  erzielt,  dass  nun  ohne  weitere  Auseinandersetzung  dem  Publi- 
kum der  Artikel  I des  Gesellschaftsvertrages  als  Grundlage  der  Giro-  und 
Depositenbank-Gesellschaft  bei  der  Bekanntgabe  der  sonstigen  Regiemente 
wörtlich  mitgeteilt  werden  konnte.  Sodann  wurde  gleichzeitig  für  Sterbe- 
fälle von  Gesellschaftsmitgliedern  bestimmt,  dass  die  Erben,  wenn  auch  nur  auf 
kurze  Zeit,  verantwortlich  seien ; in  den  ersten  Verträgen  war  ihre  sofortige 
Entlassung  aus  der  Verbindlichkeit  vorgesehen  gewesen. 

Am  19.  Oktober  1843  wurde  dieser  neue  Vertrag  angenommen  und 

unterzeichnet  und  als  eigentlicher  Gesellschaftsvertrag  in  folgender  Form 
gedruckt  und  publiziert. 

Gesellschaftsvertrag:  Der  oeseii- 

zur  Errichtung  einer  Giro-  und  Depositenbank  in  Basel,  schaftsvertrag 

bank  in  vereinigen  sich  zur  Errichtung  einer  Giro-  und  Depositen- 

Dieses  l^ternehmen  gründet  sich  auf  ein  Gesellschaftskapitai  von  200000  

Fünffrankenthaler  zu  35  Batzen,  fürwe.cfeSumTenreZer- 
?em  m?t  dW  gL  Anteil  mit  Frs.  10,000.- 

Dieser  Akt  bleibt stehenden  Publikum  haften. 

Notarien  deponiert  und'^t*  esondern  Ausfertigungen  bei  zwei  hiesigen  geschworenen 
P ert  und  kann  jeweilen,  wenn  es  sich  um  den  Ersatz  handelt  von 
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wenigem  oder  vielem  der  Bank  angetrauten  Geld,  Gut  oder  Valoren,  das  durch 
Untreue  oder  Nachlässigkeit  der  Geschäftsführer  oder  durch  Diebstahl  abhanden 
gekommen  wäre,  und  zwar  nötigenfalls  bis  zum  Belauf  der  ganzen  vorangezogenen 
Summe  von  Frs.  200,000.  - angerufen  und  gehend  gemacht  werden.  Für  solche 
Gegenstände  (Gelder  und  Valoren)  die  durch  force  majeure,  als  Krieg,  Volksaufstand, 
Erdbeben  und  Wassernot  abhanden  gekommen  wären,  haftet  die  Gesellschaft  nicht. 

2.  Die  Geschäfte  der  Bank  bestehen: 

n.  in  Aufnahme  in  laufende  Rechnung,  ohne  Zinsvergütung,  jedweder  Summe  baren 
Geldes  über  Frs.  100. —,  die  hinwieder  zur  jeweiligen  freien  Verfügung  des  Auf- 
gebers entweder  durch  Übertragung  oder  durch  Rückzahlung  bereit  liegt 
b ln  Inkasso  von  Wechseln,  Billets  und  andern  liquiden  Schuldtiteln,  die  in  Basel 
zahlbar  sind  und  deren  Betrag,  nach  Eingang,  zur  Verfügung  der  Remittenten 

bereit  liegt. 

c.  In  der  Aufnahme  und  sorgfältigen  Aufbewahrung  von  Geld,  Silber,  Juwelen  und 
andern  Kostbarkeiten,  Papieren  und  Dokumenten  von  Wert,  als  welche  Gegen- 
stände ebenfalls  zur  jeweiligen  freien  Verfügung  der  Eigentümer  oder  der  von 
ihnen  zur  Erhebung  bevollmächtigten  Personen  bereit  liegen. 

3.  Die  der  Bank  zukommenden  Gebühren  werden  bestimmt,  wie  folgt: 


a für  Geschäftsbesorgung  der  ersten  Rubrik  (a) V& 

b für  diejenige  der  zweiten  Rubrik  (bt ■ 

c für  die  Aufbewahrung  der  unter  c.  verzeichneten  Gegenstände  1 7«» 

für  jedes  Jahr  und  darunter  auf  den  ersten  20,000,  — Frs.  Wert  eines  Gegenstandes; 
für  den  Mehrwert  nach  zu  treffender  Übereinkunft, 
u.  s.  w. 


unkpersonai:  Der  Vertrag  mit  dem  Direktor  enthält  allerlei  Bestimmungen,  die  in 

'““pÄof  unsre  Zeit  nicht  mehr  hineinpassen  würden.  Deshalb  erwähnen  wir  sie. 

„Er  verpflichtet  sich,  seine  ganze  Zeit  und  seine  besten  Kräfte  der  über- 
tragenen Stelle  zu  widmen,  Abweisliches  von  öffentlichen  Übertragungen 
abzugeben  oder  abzulehnen,  auch  an  keinerlei  andern  und  Nebengeschäften 
irgendwie  Teil  zu  nehmen.“  Ohne  Genehmigung  des  Präsidenten  durfte  er 
sich  nicht  über  Nacht  aus  der  Stadt  entfernen.  Seine  persönliche  Verant- 
wortlichkeit hörte  erst  da  auf,  wo  Umstände  ausser  seiner  Macht  einwirken 
sollten.  Der  Gehalt  war  auf  5,000  frz.  Fr.  festgesetzt  worden,  doch  war 
die  Hälfte  davon,  nach  Art.  8 des  Gesellsdmftsvertrags,  dazu  bestimmt,  vor 
allem  jeden  Verlust  am  Gesellschaftskapital  zu  decken,  der  sich  am  Ende 
eines  Rechnungsjahres  ergeben  sollte;  die  Besoldung  schwankte  somit 
zwischen  2,500-5,000  Fr.  Aber  noch  mehr.  „Daran  werden  ihm  als  Miet- 
zins 700  frz.  Franken  für  die  in  der  Banklokalität  angewiesene  Wohnung 
angerechnet.  Das  eigene  Feuer  und  Licht  ist  von  ihm  zu  bestreiten,  und  für 
vorkommende  Sitzungen  hat  er  ein  Zimmer  in  seiner  Wohnung  einzuräumen.“ 
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Dass  die  Resultate  der  Gesellschaft  anfänglich  nicht  ergibig  sein 
würden,  sah  man  voraus,  ebenso  dass  die  erwähnten  Abzüge  tatsächlich 
eintreten  könnten;  in  tröstlicher  Weise  sicherte  man  dem  Direktor  dafür  zu, 
ihn  aus  spätem  allfälligen  Überschüssen  schadlos  zu  halten.  Die  Anstellung 
sollte  zunächst  drei  Jahre  dauern.  Die  Stelle  des  Direktors  wurde  selbst- 
verständlich dem  Gründer  der  Bank  J.  J.  Speiser-Hauser  übertragen. 

Gleich  lang  war  die  Amtsdauer  des  Kassiers.  Dieser  sollte  mit 
„Eifer,  Treue  und  Gewissenhaftigkeit**  seinem  Geschäftskreise  vorstehen, 
die  Skripturen  stets  ä jour  und  in  vollkommener  Ordnung  halten.  Sein  Gehalt 
betrug  ganze  2,200  Fr.  Als  Kassier  wurde  gewählt;  E.  Streckeisen-Hosch. 

Dem  Kassadiener  überband  man  die  Inkassobesorgung,  Heizung, 

Reinigung  und  die  nächtliche  Bewachung  des  Banklokals.  Er  hatte  zu 
„allen  Stunden“  zur  Verfügung  des  Direktors  zu  stehen,  eine  Kaution  von 
1,200  Fr.  zu  leisten,  musste  höflich  und  verschwiegen  sein,  deutsch  lesen 
und  schreiben,  womöglich  französisch  lesen  und  verstehen  und  etwas 
rechnen  können,  sollte  dagegen  militärfrei  sein.  Er  hatte  10 — 12  Schweizer 
Franken  Wochenlohn;  „wogegen  für  Wohnung  und  Frühstück  ein  Ange- 
messenes in  Abzug  zu  bringen  und  hiefür  mit  dem  Bankdirektor  ein  Akkord 
zu  treffen  sein  wird.“ 

Der  Ausläufer  endlich  hatte  eine  ähnliche  Ordnung,  wie  der  Kassa- 
diener; er  sollte  auch  „womöglich  nicht  militärpflichtig  sein.“  Sein  Lohn 
betrug  3.  50—5  Schweiz.  Fr.  per  Woche,  die  zu  leistende  Kaution  800  Fr. 

Als  erste  Zensoren  wurden  die  Herren  Achilles  Bischoff  und 
Karl  Geigy-Prei  swerk  gewählt. 

Damit  das  Girogeschäft  nicht  belästigt  werde,  wurde  an  die  Regierung 
eine  Eingabe  gerichtet  mit  der  Erklärung,  man  halte  dafür,  dass  die  Bank- 
anweisungen nicht  stempelpflichtig  seien,  da  sie  nicht  in  die  Kate- 
gorie derjenigen  schriftlichen  Ausfertigungen  fallen,  welche  nach  dem  Sinne 
des  Stempelgesetzes  von  1839  mit  Abgabe  belegt  werden  können.  Der  Rat 
entsprach  dem  Gesuche. 

Weiter  erfolgte  die  Eintragung  der  Gesellschaft  ins  „Ragionenbuch“,  Propaganda 
eine  Anzeige  an  das  löbl.  Handelskomitee,  das  Organ  des  Basler  Handels- 
standes, über  die  Errichtung  der  neuen  Anstalt,  und  im  Dezember  1843, 
kurz  vor  der  Eröffnung  des  Betriebs,  wurde  ein  Zirkular  an  das  Publikum 
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In  Erw  rtung 
der  D ige. 


erlassen,  um  es  zur  Benützung  der  Bank  anzuregen  und  ihm  die  Bestim- 
mungen der  Geschäftsführung  und  der  Benützung  bekannt  zu  geben. 

Wir  entnehmen  ihm  folgende  Stelle : 

„Der  Zweck,  in  Basel  eine  Anstalt  zu  gründen  zur  Vereinfachung  und 
Erleichterung  des  Geldumsatzes  (wie  sie,  zum  Teil  schon  seit  längerer  Zeit, 
Städte  von  minderem  Geschäftsverkehr  besitzen)  hat  eine  Gesellschaft  ver- 
einigt, zur  Errichtung  einer  Giro-  und  Depositen-Bank. 

Es  ist  unstreitig,  dass  die  vielen  Hin-  und  Herzahlungen  beim  Geld- 
umsatz grosse  Mühe  und  Zeitaufwand  verursachen,  dass  auch  leicht  Versehen 
dabei  unterlaufen,  welche  öfters  zu  Unannehmlichkeiten,  sogar  zu  Verlust 
führen.  Die  Aufbewahrung  baren  Geldes  hat  ebenfalls  ihre  Schwierigkeiten, 
indem  nicht  Jedermann,  selbst  bei  gehörigen  Einrichtungen,  mit  vieler  Bar- 
schaft im  Hause  von  Besorgnissen  freibleibt;  Fällen  von  Abwesenheit  oder 
Krankheit  nicht  zu  gedenken. 

Unsere  Giro-  und  Depositen-Bank  soll  die  Mittel  darbieten,  sich  dieser 
Schwierigkeiten  zu  entheben,  indem  sie  gleichsam  eine  gemeinschaftliche 
Kasse  bildet,  welche  alle  Privatkassen  auf  einem  Punkte  vereinigt  und  auf 
solche  Art  den  Transport  des  baren  Geldes  aus  der  einen  Kasse  in  die 
andere  unnötig  macht.“ 

Im  Tagblatt  und  Wochenblatt  wurden  die  erforderlichen  Artikel 
lanciert,  und  endlich  unterliess  man  es  nicht,  besonders  die  Gesellschafts- 
mitglieder aufzufordern,  das  durch  sie  gegründete  Institut  auf  alle  Weise 
gleich  bei  Anfang  kräftig  zu  unterstützen  und  dem  übrigen  Publikum  durch 
ein  aufmunterndes  Beispiel  voranzugehen. 

Speiser  hatte  sein  eigenes  Geschäft  unterdessen  aufgegeben  und  im 
Bankgebäude  Wohnung  bezogen.  So  stand  denn  alles,  der  Direktor  und 
der  Ausläufer,  der  Präsident  und  das  Lokal  zum  Geschäfte  bereit  und  harrte 
erwartungsvoll  der  Dinge,  die  mit  dem  2.  Januar  1844,  dem  Eröffnungstage, 
sich  einstellen  sollten. 

Es  muss  immer  ein  eigentümliches  Gefühl  den  beschleichen,  der  einen 
neuen  Betrieb  eröffnet,  gleichgiltig  welcher  Art,  und  nun  der  Zukunft  seines 
Kindes  harrt.  Wer  ist  der  erste,  der  kommt?  Was  bringt  er?  Wer  folgt  ihm? 

Nun,  die  Leute  kamen  und  mit  ihnen  das  Geschäft.  Der  erste  Monat 
(Januar  1844)  brachte  einen  Giroverkehr  von  330,034.  35  frz.  Fr.,  eine  Kassa- 
einnahme von  973,468. 22  Fr.  und  eine  Kassaausgabe  von  678,506. 49  Fr. 
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Die  Zahl  der  Kreditoren  betrug  15,  ihr  gesamtes  Konto-Korrentguthaben  Ein  beinahe 

° gelungenes  Dis- 

Monatsmittel  193,425  Fr.,  und  beinahe  hätte  sich  ein  Diskontgeschäft  abge- 
wickelt.  Das  kam  so.  Wohl  war  das  Diskontieren  von  Wechseln  vorge- 
sehen, aber  man  hatte  sich  für  die  erste  Zeit  nicht  dafür  eingerichtet.  Da 
fiel  es  wenige  Tage  nach  der  Eröffnung  Herrn  J.  Riggenbach  ein,  die  Giro- 
und  Depositen-Bank  könnte  am  Ende  Diskont  nehmen  - - er  konnte  nämlich 
mit  einer  Tratte  von  6,000  Fr.,  Wert  am  11.  Januar,  aufwarten.  Freilich 
hielt  er  seine  Anfrage  vorsichtig.  „Die  Kasse  wird  wohl  nicht  so  gut 

fourniert  seyn,  dass  sie “ usw.  Ob  diesem  unerwarteten  Geschäft 

gerieten  der  Präsident  und  die  Zensoren  in  eine  kleine  Aufregung.  Der 
eine  meint,  „Wir  wissen  nicht,  wie  der  Kassabestand  am  11.  sein  wird. 

Ich  möchte  daher  Herrn  Riggenbach  bloss  bemerken,  dass  er  sich  entweder 

übermorgen  oder  am  II.  im  Laufe  des  Morgens  wieder  melden  solle, “ 

Der  andere;  „Wir  können  das  fragliche  Geschäft  an  Herrn  R.  zu  4 % wohl 

zusichern,  wenn  der  Kassabestand  nicht  bedeutend  schmilzt im  schlimmsten 

Fall  Hesse  sich  späterhin  auch  noch  Rat  schaffen.“  Und  da  der  dritte  nicht 
so  mit  Herzenslust  diskontieren  wollte,  Hess  man  das  Geschäft  fahren.  Diese 
kleine  Episode  illustriert  trefflich  den  Anfang  der  Giro-  und  Depositen-Bank. 

Mit  dem  1.  Februar  1844  nahm  dann  das  Diskontgeschäft  erst  seinen  Beginn  des  Dis- 

, , , . - , , .....  kontogeschäftes 

regelrechten  Anfang,  nachdem  das  Publikum  vorher  mit  einem  Zirkular  noch 
einmal  avisiert  worden  war.  Die  Bank  diskontierte  „Papier  auf  hiesigem 
Platze  zahlbar,  mit  zwei  Unterschriften  versehen,  welches  nicht  mehr  als 
1—14  Tage  zu  laufen  hat.“  Der  Zinsfuss  war  auf  1 Cent,  pro  Tag  von 
100  Fr.  (3.65  "/o)  festgesetzt.  Die  zum  Diskont  angebotenen  Effekten 
mussten  jeweilen  morgens  vor  11  Uhr  entweder  in  Original  oder  auf  einer 
Note,  welche  die  Unterschriften  angab,  eingesandt  werden,  worauf  bis  2 Uhr 
mit  einer  Diskontonota  die  Annahme  mitgeteilt  wurde.  Der  Ertrag  solcher 

Effekten  wurde  dann  in  laufender  Rechnung  gutgeschrieben  oder  eine  solche 
dafür  eröffnet. 

Welches  war  der  Erfolg?  Im  Monat  Februar  wurden  ganze  2 Wechsel 
im  Betrage  von  9,087  Fr.  diskontiert,  und  in  den  folgenden  drei  Monaten 
waren  es  3,  6 und  7.  Dann  aber  brach  das  Eis,  und  fortan  wurden  monatlich 
zwischen  26  und  64  Stück  präsentiert,  also  durchschnittlich  jeden  Tag  1—2. 

Fürs  ganze  Jahr  erreichte  die  diskontierte  Summe  1,396,115  Fr.  in  309 
Abschnitten.  Gewiss  nicht  zu  viel.  Sollte  am  Ende  jener  Kritiker  Recht 
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Erweitert  »g  des 
Geschäft:  Kreises 
durch  Al  sgabe 
verzins  eher 
Kassens<  leine. 


gehabt  haben,  der  geschrieben  hatte,  „Diskonto-Papier  gibt  es  eigentlich 
wenig  oder  keines.“  Dem  Giroverkehr  hatte  er  ein  besseres  Prognostiken 
gestellt,  und  in  der  Tat  stieg  dieser  im  Laufe  des  Jahres  von  330,000  Fr. 
auf  662,961  Fr.  per  Monat.  Der  Jahresverkehr  erreichte  4,645,186  Fr.  Die 
gesamten  Kassaeinnahmen  beliefen  sich  i.  J.  1844  auf  13,219,968  Fr.  und  die 
Ausgaben  auf  12,774,523  Fr. 

Gleich  im  ersten  Quartal  des  Jahres  1844  kam  die  Bankvorsteher- 
schaft an  Hand  ihrer  Erfahrungen  zur  Überzeugung,  dass  das  Bestehen  der 
neuen  Anstalt  nur  durch  zweckmässige  Ausdehnung  des  Geschäftskreises 
gesichert  werden  könne. 

Es  sollte  durch  die  Aufnahme  verzinslicher  Gelder  mit  gewissen  Auf- 
kündungssichten  geschehen,  und  zwar  vorzugsweise  gegen  verzinsliche 
Kassenscheine  auf  15  Tage  Sicht,  rückzahlbar  mit  D4<>'o  Zins  p.  a.  vom 
16.  Tage  der  Ausstellung  an  und  in  Summen  zwischen  100—5,000  Fr.  Falls 
diese  Bestimmungen  den  Zweck  nicht  erfüllten,  war  es  dem  Ermessen  der 
Bankvorsteherschaft  (Präsident,  Zensoren  und  Direktor)  anheimgestellt,  Scheine 
auch  auf  30  Tage  Sicht  und  mit  2‘/5  “/o  Zins  p.  a.  auszugeben.  Das  Maximum 
der  auf  diese  Weise  aufzunehmenden  Gelder  war  auf  300,000  frz.  Franken 
limitiert  worden.  In  Ausnahmefällen,  „für  eventuelle  Bedürfen“,  vorüber- 
gehend und  auf  fixe  Rückzahlungsfristen,  konnten  sowohl  der  Zinsfuss  als 
das  Maximum  überschritten  werden. 

Diese  Massregel  führte  der  Bank  in  bescheidenem  Masse  neue  Gelder 
zu,  im  ersten  Monat  (Juni  1844)  109,347  Fr.,  dann  allerdings  immer  wieder 
weniger.  In  den  Bestimmungen  musste  etwas  liegen,  was  den  Kunden  nicht 
beliebte,  vermutlich  war  es  der  niedrige  Zinsfuss ; infolgedessen  wurde  im 
Oktober  der  Zinsfuss  für  Kassenscheine  auf  15  Tage  Sicht  auf  2®/u  erhöht 
und  wurden  überdies  die  bisherigen  15  zinsfreien  Tage  fallen  gelassen.  Erst 
in  den  beiden  letzten  Monaten  des  Jahres  kam  etwas  Schwung  in  diese  Art 
der  Geldbeschaffung;  da  flössen  354,000  Fr.  ein.  Die  Gesamtemission  erreichte 
schliesslich  pro  1844  rund  665,000  Fr. 

Die  nutzbringende  Verwendung  dieser  Gelder  erfolgte  vorzugsweise 
durch  Diskontierung  von  Wechseln  und  Billets,  auf  hiesigem  Platze  zahlbar, 
mit  zwei  hiesigen  Unterschriften  versehen,  und  mit  einer  Umlaufzeit  von 
längstens  2 Monaten  zum  Zinsfusse  von  7io  Cent,  per  Tag  und  per  100  Fr 
(3  7o). 
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Ausserdem  wurden  Billets  (Obligos)  hiesiger  Aussteller  auf  nicht  länger, 
als  drei  Monate,  und  nicht  kürzer,  als  15  Tage,  zu  373  «/o  p.  a.  diskontiert. 
Als  Hinterlage  hierzu  wurden  angenommen  „Basler  Staats-  oder  Stadtobli- 
gationen zum  Nominalwert  oder  solid  erfundene  Schuldtitel  auf  den  Kantons- 
oder Stadtteil  zu  Vs  Nominalwert  und  Wechsel  auf  fremde  Bankplätze  mit 
wenigstens  2 Unterschriften  (ohne  diejenige  des  Hinterlegers)  zu  « m ihres 
Kurswerts.“ 

Endlich  kaufte  die  Bank  Basler  Staats-  oder  Stadtobligationen  und  ver- 
kaufte sie  jeweilen  wieder  mit  einem  Zuschlag  von  15  Tag  Zinsen  für  ihre 
Mühewaltung. 

Für  die  Gesellschaftsmitglieder  wurde  versuchsweise  die  Giro-  und 
Inkassogebühr  pro  IV.  Quartal  1843  aufgehoben. 

Das  Jahresende  kam  und  mit  ihm  der  Abschluss  der  Bankrechnung. 
Dieser  war  für  die  Gesellschaftsmitglieder  nicht  besonders  erfreulich. 


Die  Rechnung  sah  so  aus; 

Soll;  Unkosten  und  Bauten 

Zins  auf  Kassenscheinen  . . . . 

Haben;  Diskontogeschäftsertrag  . . . . 

Zinsertrag  v.  Oblig.  u.  Vorschüssen 
Giro-  u.  Inkassogebühren,  54  Rechn. 

Depositengebühren 

Rückvergütungen,  Mobiliar  u.  Bau 
Verlust  pro  1844  


Fr.  13,261.50 

„ 1 ,556.  — Fr.  14,817.50 

Fr.  4,033.  14 
„ 131.83 

„ 1,745.49 

„ 33. 38 

„ 4,240. 03 

„ 4,633.63  „ 14,817.50 


Ein  Verlust  von  4,634  Fr.  war  also  das  privatwirtschaftliche  Resultat 
dieses  Jahres.  Das  wäre  für  manchen  entmutigend  genug  geworden,  nicht 
so  für  Speiser,  den  Direktor,  der  doch  tatsächlich  darunter  zu  leiden  hatte. 
Für  ihn  lag  die  Zukunft  der  Bank  in  der  Umsatzsumme,  die  auf  35,3  Mill. 
Franken  angestiegen  war.  Darin  lag  ein  grosser  volkswirtschaftlicher  Ge- 
winn; darin  lag  der  Schatz,  und  diesen  zu  heben,  erschien  ihm  alle  Arbeit 
und  Mühe  nicht  zu  gross.  Die  Bank  entsprach  unbedingt  einem  Bedürfnis  — 
das  hatte  sich  unabweisbar  ergeben  — allein  sie  war  auf  zu  beschränkter 

Basis  eingerichtet ; die  Rettung  war  nur  durch  eine  Reorganisation  der 
Gesellschaft  möglich. 


Nicht  ver- 
zweifeln. 
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1 Entsc  iiuss.  neuen  Jahr  1845  wurden  die  Geschäfte  zunächst  in  der  bisherigen 

;;  Weise  weiterbetrieben;  doch  machte  sich  die  Versammlung  der  Mitglieder 

j schon  Ende  Januar  an  die  Beratung  eines  neuen  Gesellschaftsvertrags.  Der 

I Entwurf  — er  stammte  von  Direktor  Speiser  — sah  nun  eine  Aktiengesellschaft, 

eine  grössere  Kapitalbeteiligung  (2 — 3 Millionen  Franken  Aktienkapital)  und 
eine  wesentliche  Ausdehnung  des  Geschäftskreises  (Banknoten-Ausgabe)  vor. 

^ Es  brauchte  vorerst,  wie  das  Protokoll  meldet,  einer  „umständlichen 

Diskussion  über  den  Grundsatz  der  Bank-Noten-Emission,  als  der  Basis  der 
beabsichtigten  Geschäftsentwicklung“;  doch  passierte  dieser  einstimmig  die 
Beratung.  Innert  14  Tagen  waren  die  neuen  Gesellschafts-Statuten  beraten, 
der  Vertrag  mit  dem  Direktor  geändert  und  die  100  Aktien  — zu  je  5,000 
Franken  — der  neuen  Gesellschaft  gezeichnet  worden. 

Am  10.  März  1845  fanden  sich  8 Mitglieder  der  Gesellschaft  der  Giro- 
; und  Depositenbank  zur  Schlussitzung  zusammen.  Sie  bestätigten  alle  Über- 

nahmen von  neuen  Aktien  und  beschlossen,  den  Verlust  des  Jahres  1844 
^ auf  jeden  der  Anteilhaber  zu  repartieren;  das  machte  auf  20  Anteile  je 

i 231.63  Fr. 

j Sodann  konstituierten  sie  die 

; Aktiengesellschaft  der  Bank  in  Basel 

und  erklärten  „es  sey  die  bisherige  Gesellschaft  der  Giro-  und  Depositen- 
Bank  in  Basel  nunmehr  aufgelöst..“  Das  Protokoll  meldet  weiter  in  trockener 
Kürze;  „Das  gegenwärtige  Protokoll  wird  verlesen  und  genehmigt.  Die 
Versammlung  drückt  schliesslich  der  Bankvorsteherschaft  ihren  Dank  für 
ihre  Bemühungen  aus.  Die  Sitzung  wird  aufgehoben.“ 

Dem  Publikum  wurde  folgende  Mitteilung  gemacht; 

Aufersteh  ings-  «Die  Gründer  der  am  1.  Januar  1844  ins  Leben  getretenen  Giro-  und 

Depositen-Bank  haben  sich  durch  die  gemachten  Erfahrungen  bewogen  ge- 
funden, ihrem  Unternehmen  eine  grössere  Ausdehnung  zu  geben.  Zu  diesem 
Zweck  ist  von  ihnen  ein  neuer  Gesellschaftsvertrag,  auf  erweiterten  Grund- 
lagen beruhend,  angenommen  worden,  auf  welchem  sodann,  am  10.  März 
dieses  Jahres,  unter  der  Firma; 

BANK  IN  BASEL, 
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Le  roi  est  mort ! Vive  le  roi ! 

Eine  neue  Zeit  beginnt,  und  frischer  Mut  schwellt  die  Herzen.  Speiser, 
der  Leiter,  Wilh.  Burckhardt-Forcart,  der  Präsident,  Achilles  Bischoff  und 
C.  Geigy-Preiswerk,  die  Zensoren,  alle  waren  wieder  an  die  Spitze  berufen 
worden  und  bildeten  mit  Sulger-Stähelin,  als  neuem  Mitgliede,  die  Bank- 
vorsteherschaft. Auch  der  Kassier,  E.  Streckeisen,  war  geblieben,  und  so 
war  für  eine  einheitliche  Leitung  alle  Gewähr  geboten.  Dem  Handels- 
stande und  den  Industriellen  von  der  Änderung  Kenntnis  zu  geben,  wurde 
nicht  versäumt;  man  glaubte  sagen  zu  dürfen,  dass  nun  der  neue  Geschäfts- 
kreis der  Bank  hinreichenden  Spielraum  darbiete,  „um  dem  Publikum  unserer 
Stadt  allmählig  alle  diejenigen  Verkehrs-Bequemlichkeiten  und  Erleichterungen 
zu  gewähren,  welche  von  einem  Institut,  wie  das  vorliegende,  verlangt 
werden  können.“  Anderseits  aber  hoffte  man,  „dass  dessen  Wirkung  durch 
immer  tätigere  Unterstützung  Vieler  gefördert,  entgegentretende  Erschwernisse 
aber  vollends  aufgegeben  werden.“  Das  Misstrauen,  vielleicht  auch  Eifer- 
sucht, waren  aber  noch  lange  nach  der  Gründung  der  alten  Bank  rege 
geblieben,  und  neben  der  beengenden  Fassung  der  Statuten,  mag  es  nicht 
wenig  dazu  beigetragen  haben,  dass  die  Bank  im  ersten  Jahre  nicht  in  der 
gehofften  Weise  sich  entwickelt  hatte. 

Was  bot  nun  der  neue  Gesellschaftsvertrag?  Worin  war  er  dem 
alten  voraus? 

Das  ganze  Unternehmen  erhielt  die  Rechtsform  der  Aktiengesellschaft.  Der  neue  oeseii 
An  Stelle  der  16  Mitglieder  mit  ihrem  Anteil  von  je  10,000  Fr.  traten  die 
Aktionäre,  die  sich  in  die  100  Aktien,  zu  5,000  Fr.  jede,  teiiten.  Man  gewann 
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Der  G<  jchäfts- 
kr  is. 


damit  ein  doppelt  so  grosses  Betriebskapital,  und  ausserdem  erlangte  man 
für  die  Bank  den  besondern  Vorteil,  sich  eine  grössere  Zahl  von  Anteil- 
habern zu  sichern  und  gleichzeitig  zu  verpflichten.  Nun  waren  es  35 
Aktionäre;  mit  Ausnahme  eines  einzigen  Mitgliedes  hatten  alle  16  Ange- 
hörigen der  alten  Gesellschaft  neue  Aktien  gezeichnet,  ja,  es  entfielen  auf  sie 
69  von  100  Aktien.  Der  Aktienbesitz  ward  auf  10  limitiert,  und  vor  Ablauf  von 
2 Jahren  nach  ihrer  Ausstellung  sollte  kein  Anteil  übertragen  werden  können  ; 
den  auswärts  wohnenden  Aktieninhabern  hatte  man  die  etwas  lästige  Be- 
stimmung aufgebunden,  den  nicht  einzuzahlenden  Teil  des  Nominalwertes 
ihrer  Aktien  bei  der  Bank  in  bar  gegen  3 ®/o  Zins  zu  deponieren. 

Die  Gesellschaft  war  vom  1.  Januar  1845  an  auf  eine  Dauer  von  6 
Jahren  konstituiert.  Nach  Ablauf  dieser  Zeit  erfolgte  jeweilen  die  Erneue- 
rung auf  6 Jahre,  so  in  den  Jahren  1851-  1857—1863—1869—1875—1881, 
und  erst  im  Jahre  1888,  nachdem  nach  Art.  898  des  Bundesgesetzes  über 
das  Schweizerische  Obligationenrecht  eine  Revision  der  Statuten  notwendig 

geworden  war,  wurde  die  Dauer  der  Gesellschaft  auf  unbestimmte  Zeit 
ausgesprochen. 

Die  Bank  sollte  ausschliesslich  mit  Basler  „Handelshäusern,  Parti- 
kularen, Korporationen  oder  Behörden“  Geschäfte  machen  und  hierbei  den 
Aktionären  keine  Vorrechte  bei  irgend  einem  Geschäftszweig  einräumen. 

Die  Geschäfte  sollten  bestehen: 

a.  in  Inkassobesorgung  und  Giro; 

b.  in  Aufbewahrung  von  Depositen; 

c.  in  Aufnahme  von  verzinslichen  Geldern; 

d.  in  Ausgabe  von  Banknoten  nach  Sicht  an  den  Inhaber  zahlbar  (neu); 

e.  in  Ausgabe  von  Kassenscheinen  an  Ordre  zahlbar; 

f.  in  Diskonto; 

g.  in  Darlehen  und  Vorschüssen  auf  Hinterlagen; 

h.  in  An-  und  Verkauf  hiesiger  Staats-  und  Stadtobligationen. 

So  war  aus  der  Giro-  und  Depositenbank  eine  reine  Notenbank 
— die  vierte  in  der  Schweiz  — geworden,  wie  Speiser  sie  sich  schon 
vor  der  Gründung  der  Girobank  ausgedacht  hatte.  Die  tatsächlichen  Ver- 
hältnisse hatten  ihm  zur  Verwirklichung  des  ursprünglichen  Planes  ihre 
Hilfe  nicht  versagt;  vor  ihrer  Macht  mussten  sich  auch  diejenigen  beugen, 
die  von  einer  „Bank,  die  Zettel  ausgibt,“  nichts  hatten  wissen  wollen.  Es 
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ist  übrigens  erstaunlich,  dass  das  Beispiel  der  Notenbanken  von  Zürich 
und  St.  Gallen  nicht  im  Stande  gewesen  war,  in  Basel  die  Vorurteile 
gegen  eine  Notenbank  beizeiten  zu  zerstreuen.  Man  sollte  doch  meinen, 
der  Handelsstand  eines  Ortes  würde  sich  schon  aus  Gründen  der  Konkurrenz 
bald  derselben  Hilfsmittel  bemächtigen,  die  man  anderswo  sich  verschafft  hat. 

Aber  eben  — hier  handelte  es  sich  in  erster  Linie  um  eine  volkswirt- 
schaftliche und  der  Allgemeinheit  dienende  Institution;  privatwirtschaftliche 
Gewinne  reizten  dabei  nicht.  Umso  mehr  verdienen  diejenigen  Dank  und 
Anerkennung,  die  trotzdem  ihre  geistigen  und  materiellen  Kräfte  der  neuen 
Idee  zur  Verfügung  gestellt  haben. 


Als  Aktiengesellschaft  war  das  neue  Unternehmen  dem  kantonalen  Genehmigung; 

der  neuen 

Gesetz  über  Kommandit-  und  anonyme  Gesellschaften  unterworfen,  wonach  Statuten. 

eine  anonyme  Gesellschaft  in  Basel  keinen  Sitz  haben  konnte,  ohne  vorher 

die  Genehmigung  der  Regierung  erlangt  zu  haben.  Diese  wurde  nur  erteilt, 

nachdem  die  Regierung  aus  der  Einsicht  in  die  notarialisch  ausgefertigten 

Statuten  die  Überzeugung  gewonnen  hatte,  „dass  der  Zweck  der  Gesellschaft 

mit  dem  Gemeinwohl  verträglich  sei.“  Über  das  Bankwesen  bestand  weder  Die  Notenaus- 
gabe nf)ch  ein 

ein  Spezialgesetz,  noch  eine  Verordnung;  die  neue  Bankgesellschaft  hatte  freies  Gewerbe, 
sich  also  auch  nicht  um  das  Notenemissionsrecht  zu  bewerben.  Dieses 
erhielt  sie  durch  die  Genehmigung  der  Statuten.  Banknoten  konnte  aus- 
geben, wer  wollte,  die  Behörden  hatten  dazu  nichts  zu  sagen;  die  Frage 
war  nur,  ob  sie  jemand  an  Zahlung  nahm.  Es  bestand  also  vollständige 
Bankfreiheit. 

Dem  Geschäftsreglement  ist  über  die  einzelnen  Geschäftskreise  fol-  oeschäfts- 

regiement. 

gendes  zu  entnehmen: 

1.  I n k a SS o- Bes 0 r g u n g und  Giro.  Die  Bank  eröffnet  den  Girokunden  eine 
laufende  Rechnung  (Konto-Korrent)  und  empfängt  von  ihnen  Einzahlungen  in  bar 
oder  durch  Giro,  welche  ihnen  gutgeschrieben  werden.  Sie  besorgt  für  sie  den 
Inkasso  von  Wechseln,  Billets  u.  a.  liquiden  in  Basel  zahlbaren  Schuldtiteln  Die 
eingegangenen  Summen  stehen  den  Konto-Korrentinhabern  sogleich  zur  freien  Ver- 
fügung, sei  es  durch  Übertragung  (Giro)  oder  durch  Auszahlung. 

Gebühr  hiefür: 

Vs  %o  auf  den  ersten  50,000  frz.  Fr. 

VioVoo  auf  den  weitern  bis  1,450,000  Fr. 

150.  Fr.  im  Maximum  für  1,450,000  Fr.  und  darüber  per  Jahr 

2.  Aufbewahrung  von  Depositen,  d,  h.  von  Gold,  Silber,  Kostbarkeiten,  Wert- 
papieren. Gebühr  je  nach  Wert  und  Beschaffenheit  des  Depositums. 
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3.  Annahme  verzinslicher  Gelder: 

a.  in  Rechnung  zu  2®/o  Zins  per  Jahr,  entweder  auf  sogleich  bestimmte  Rückzahlungs- 
termine nicht  unter  20  Tagen  oder  auf  jeweilige  15 tägige  Aufkündigung;  beides 
in  Summen  von  über  1,000. — Fr. 

b.  gegen  Kassascheine,  an  Ordre  auf  15  Tage  Sicht  mit  Zins  vom  Ausstellungstag 
bis  zum  Verfalltag  von  V»  Cent,  per  100  Fr.  per  Tag,  in  Summen  über  100.  — Fr. 

4.  Unverzinsliche  Kassascheine  an  Ordre  in  Summen  von  100  und  mehr 
Franken.  Sie  lauten:  „zahlbar  acht  Tage  nach  dato  und  nachher  nach  Sicht.“ 

5.  Banknoten-Emission.  Näheres  wird  noch  bekannt  gemacht  werden. 

6.  Diskonto.  „Diskontierung  von  Wechseln  und  Billets  an  Ordre  auf  hiesigem  Platze 
zahlbar,  die  nicht  länger  als  3 Monate  zu  laufen  haben  und  mit  zwei  hiesigen  Unter- 
schriften versehen  sind,  wovon  wenigstens  eine  im  Ragionenbuch  steht.“ 

Der  Zinsfuss  wird  jeweilen  bekannt  gemacht.  Die  Anträge  mussten 

m Laufe  des  Vormittags  bis  11  Uhr  eingegeben  werden,  und  zwar  entweder 

iurch  Einsendung  der  Wechsel  selbst  oder  einer  Note  mit  der  Angabe  der 

Jummen,  Unterschriften  und  Verfallzeiten.  Die  Antwort  der  Bank  erfolgte 

jewöhnlich  noch  am  gleichen  Vormittag;  dann  konnte  unmittelbar  überden 

betrag  verfügt  werden. 

7.  Darlehen  auf  Hinterlagen.  Diese  erfolgen  gegen  Billets  hiesiger  Aussteller 
auf  nicht  länger  als  drei  Monate  und  nicht  kürzer  als  fünfzehn  Tage  mit  folgenden 
Hinterlagen : 

a.  Basler  Staats-  und  Stadtobligationen  (zum  Nominalwert). 

b.  Solide  Schuldtitel  auf  Basler  Stadt-  oder  Kantonsteil  (bis  80  7«  ihres  Nominal- 
wertes). 

c.  Wechsel  oder  Billets  an  Ordre  auf  hiesigem  Platze  zahlbar  mit  zwei  hiesigen 
Unterschriften  (inbegriffen  diejenige  des  Hinterlegers),  welche  nicht  länger  als 
sechs  Monate  zu  laufen  haben  (bis  80  7o  ihres  Nominalwerts). 

d.  Wechsel  auf  fremde  Bankplätze,  mit  zwei  fremden  oder  hiesigen  Unterschriften, 
(diejenige  des  Hinterlegers  nicht  inbegriffen)  welche  nicht  länger  als  100  Tage 
zu  laufen  haben  und  mindestens  zehn  Tage  vor  ihrer  Verfallzeit  wieder  einzulösen 
sind,  (bis  auf  80  7o  ihres  Nominalwerts). 

e.  Solide  hiesige  oder  fremde  Titel,  die  auf  den  Inhaber  lauten  oder  durch  einfache 
Unterschrift  übertragen  werden  können  (zum  jeweiligen  Anschlagswert). 

/.  Genügende  Hypothekar-Verschreibungen  zu  Gunsten  der  Bank,  auf  Liegenschaften 
im  hiesigen  Stadt-  oder  Kantonsteil. 
g.  Gold  oder  Silber,  in  Barren  oder  gemünzt. 

Die  Darlehen  können  bei  gegenseitiger  Konvenienz  jeweilen  erneuert  werden.  Der 
5 insfuss  wird  jeweilen  bekannt  gemacht.  Für  die  Behandlung  der  in  die  Kategorien 
2 , c.  und  d.  fallenden  Darlehensanträge  gilt  die  für  die  Diskonto-Anträge  angeführte 
I estimmung.  Die  anderen  Fälle  werden  so  schnell  als  möglich  erledigt. 

Für  alle  diese  Kreditgeschäfte  bezog  die  Bank  bloss  den  Zins  nach 

c em  festgesetzten  Zinsfuss  und  keinerlei  Gebühren,  Die  Formulare  für 

I illets,  Obligation  usw.  wurden  von  ihr  gegen  Vergütung  des  Stempels 

^ eliefert. 
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8.  An-  und  Verkauf  hiesiger  Staats-  und  Stadtobligationen. 

Die  Bank  kauft  diese  mit  Zinsvergütung  für  den  Verkäufer  und  ohne  irgend  einen 
Abzug;  tritt  sie  dieselben  wieder  ab,  so  erhebt  sie  eine  Vergütung,  gleichkommend 
dem  Zins  von  15  Tagen. 

ln  Ermangelung  sonstiger  Verwendung  war  die  Bankvorsteherschaft 
ermächtigt; 

a.  zum  Diskonto  von  Wechseln  hiesiger  Häuser  auf  Paris  bis 
auf  den  Betrag  von  100,000  Fr.  Diese  Wechsel  durften  nicht 
länger  als  100  Tage  zu  laufen  haben  und  mussten  entweder  mit  zwei 
hiesigen  oder  mit  einer  hiesigen  und  zwei  fremden  Unterschriften 
versehen  sein  (neu). 

b.  zur  Übernahme  der  auf  der  Bankbehausung  lastenden  Hypotheken  (neu). 

Der  Entscheid  über  die  der  Bank  angetragenen  Geschäfte  lag  bei  den 

Zensoren  in  Verbindung  mit  dem  Bankdirektor;  die  Annahme  erforderte 
Einstimmigkeit;  Gründe  für  die  Zurückweisung  eines  Geschäftes  hatte  die 
Bank  nie  mitzuteilen.  Die  Bankvorsteherschaft  setzte  auch  den  jeweiligen 
Zinsfuss  fest;  dabei  sollte  sie  „mit  möglichster  Vorsicht“  den  Platzverhält- 
nissen Rechnung  tragen.  Ihr  blieb  es  auch  überlassen,  die  Diskontotermine 
vorübergehend  zu  beschränken. 

Die  Bankrechnungen  wurden  in  französischer  Währung  geführt, 
wie  bei  der  ehemaligen  Giro-  und  Depositenbank,  und  Zahlungen  in  fran- 
zösischen groben  Silbersorten  geleistet  oder  genommen.  Andre  Silber-  oder 
Goldsorten  nahm  die  Bank  bloss  als  Hinterlage,  Depositum  oder  in  Separat- 
Rechnung  an. 

Diese  Bestimmung  — mag  sie  uns  heute  auch  seltsam  erscheinen  — Der  Mangel  eines 

einheitlichen 

war  durchaus  angebracht;  denn  zu  jener  Zeit  hatte  die  Schweiz  noch  keine 
Landesmünze.  Diese,  unsere  heutige  Münze,  wurde  erst  durch  die  Münz-  NoteSnken^ 
reform  in  den  Jahren  1849 — 1852  gebracht.  Damals  gab  es  im  Gebiete  der 
Eidgenossenschaft  nicht  weniger  als  etwa  zehn  verschiedene  einheimische 
Münzsysteme,  und  zu  diesen  kam  für  die  Westschweiz  — Basel  inbegriffen 
— der  französische  und  für  die  Ostschweiz  der  süddeutsche  Münzfuss,  jener 
nach  Franken,  dieser  nach  Gulden  rechnend.  Welche  Mannigfaltigkeit  an 
Gold-,  Silber-  und  Scheidemünzen,  an  Billon-  und  Kupferstücken!  nicht 
zu  reden  vom  Münzauswurf,  den  die  süddeutschen  Staaten  bei  uns  ablagerten. 

Viele  dieser  Münzen  hatten  nur  in  ihren  Heimatkantonen  Geltung  oder 
wurden  nur  gegen  Aufgeld  angenommen;  viele  mit  demselben  Nennwert 
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besassen  ganz  verschiedenen  Verkehrswert.  Oder  man  unterschied,  wie 
auch  in  Basel,  zwischen  Kurrentgeld  und  Kapitalgeld,  wie  wir  oben  schon 
dargetan  haben. 

Diese  Vielheit  der  Münzsysteme  hatte  auch  zur  Folge,  dass  die  Noten, 
die  um  jene  Zeit  schon  von  andern  Banken,  der  Kantonalbank  von  Bern, 
der  Bank  in  Zürich,  der  Bank  in  St,  Gallen,  ausgegeben  wurden,  nicht  ein- 
heitliche Währung  verzeichneten.  Basel  erhielt  Frankennoten,  wie  Genf,  wo 
gleichzeitig  mit  der  Bank  in  Basel  die  Banque  du  commerce  als  Notenbank 
gegründet  worden  war;  St.  Gallen  besass  Guldennoten;  die  Noten  der 
Bank  in  Zürich  lauteten  auf  Brabandertaler,  und  diejenigen  der  Berner  und 
Waadtländer  Kantonalbank  auf  Fünffrankentaler.  Diese  Verhältnisse  trugen 
natürlich  nicht  dazu  bei,  den  Noten  der  einzelnen  Plätze  einen  viel  grossem 
Umlaufskreis  zu  verschaffen,  als  das  Gebiet  der  Stadt  und  der  Landschaft, 
in  der  sie  ausgegeben  worden  waren,  und  lassen  es  auch  als  begreiflich 
erscheinen,  dass  man  die  Geschäfte  der  Bank  auf  den  Platz  Basel  beschränkte, 
und  dass  allfällige  auswärtige  Verbindungen  eher  nach  Westen,  nach  dem 
Franken-Lande  tendierten,  als  nach  Osten  oder  Norden. 

Über  die  Verteilung  des  Jahresnutzens  bestimmten  die  Statuten: 

Beim  Rechnungsabschluss  — je  auf  den  31.  Dezember  — werden 
15  ” 0 des  Mobilienkontos  abgeschrieben.  Aus  dem  reinen  Überschüsse 
werden  vergütet; 

1.  eine  4®/oige  Verzinsung  des  Aktienkapitals. 

2.  Etwaige  besonders  angewiesene  Gewinnanteile. 

3.  Vom  Rest  entfallen  25  % in  den  Reservefonds,  und  75  % werden 
als  Dividende  an  die  Aktionäre  verteilt. 

Ein  Verlust  soll  den  Aktieninhabern  belastet  werden. 

Der  Reservefonds  wurde  dazu  bestimmt,  allfällige  Verluste  zu 
decken  und  nötigenfalls  die  Zinsen  der  Aktien  zu  ergänzen  oder  zu  bestreiten. 
Dividenden  sollten  keine  daraus  erhoben  werden.  Hatte  der  Reservefonds 
einen  Drittel  des  Aktienkapitals  erreicht,  so  sollten  ihm  erst  wieder  Zu- 
weisungen gemacht  werden,  wenn  das  Aktienkapital  erhöht  wurde.  Im  Falle 
einer  Erhöhung  des  Gesellschaftskapitals  durch  Vermehrung  der  Aktien,  sollte 
ein  allfälliger  Ertrag  über  pari  der  neuen  Aktien  in  den  Reservefonds  fallen. 

Die  Bestimmungen  über  die  Generalversammlungen  enthalten 
nichts  ausserordentliches.  Die  Stimmkraft  war  beschränkt;  Die  Inhaber  von 
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Verträgen, 


einer  bis  zwei  Aktien  besassen  eine  Stimme,  von  drei  bis  fünf  Aktien  zwei 
und  von  sechs  bis  zehn  Aktien  drei  Stimmen. 

Die  Bankvorsteh erschaff  — mit  einer  Amtsdauer  von  3 Jahren  — 
wurde  um  ein  Mitglied  vermehrt  und  bestand  aus  dem  Präsidenten,  drei 
Mitgliedern  aus  der  Mitte  der  Gesellschaft  und  dem  Direktor.  Ihre  Zahl 
konnte  jeweilen  durch  die  Gesellschaft  erhöht  werden.  Ihre  Amtsführung 
erfolgte  unentgeltlich.  Der  Bankvorsteherschaft  war  die  Aufsicht  über- 
tragen; sie  bestimmte  den  Zinsfuss  und  die  Termine  für  das  Diskonto-  und 
Darlehngeschäft;  sie  regulierte  das  jeweilige  Verhältnis  zwischen  den  Pas- 
siven der  Bank  und  ihrem  Barvorrat;  sie  beriet  die  Vorschläge  an  die 
Gesellschaft  und  begutachtete  solche,  die  von  der  Gesellschaft  an  sie  gewiesen 
worden  waren.  Von  den  drei  Mitgliedern  bekleideten  abwechslungsweise 
jeweilen  zwei  auf  acht  Monate  das  Amt  als  Zensoren;  das  dritte  Mitglied 
war  während  vier  Monaten  Statthalter.  Die  Vorsteherschaft  hatte  sich 
wenigstens  einmal  monatlich  zu  versammeln. 

Der  Vertrag  mit  dem  Direktor,  dem  verantwortlichen  Geschäftsführer  Das  aite  Perso- 
der  Bank,  wurde  mit  den  neuen  Verhältnissen  in  Übereinstimmung  gebracht. 

Nach  den  Statuten  musste  der  Direktor  entweder  Inhaber  von  Gesellschafts- 
aktien im  Nominalwert  von  50,000  frz.  Fr.  sein  und  überdies  Realkaution 
oder  doppelte  Bürgschaft  leisten.  Bei  Einzahlung  von  über  30®  o der  Aktien 
konnte  die  Realkaution  oder  doppelte  Bürgschaft  in  gleichem  Masse  ver- 
mindert werden.  Der  Gehalt  wurde  auf  3,500  Fr.  angesetzt  und  konnte  bis 
auf  5,000  Fr.  steigen,  „insoweit  dies  nach  der  vorherigen  Ein-  und  Abrech- 
nung der  Zinsen  der  Aktien-Einschüsse  geschehen  konnte,  ohne  einen  Ver- 
lust auf  der  Jahresrechnung  zu  verursachen.“  Von  einem  Überschuss  wurden 
ihm  10®  'o  vor  der  Zuteilung  an  den  Reservefonds  zugestanden.  Seine  Amts- 
dauer wurde  auf  6 Jahre  bestimmt. 

Der  Kassier  wurde  ebenfalls  auf  6 Jahre  gewählt  und  hatte  drei 
Aktien  im  Nominalwerte  von  zusammen  15,000  Fr.  zu  nehmen  und  überdies 
Realkaution  oder  doppelte  Bürgschaft  für  wenigstens  15,000  frz.  Fr.  zu  geben. 

Seine  Besoldung  wurde  auf  2,300  Fr.  angesetzt;  im  Jahre  1847  wurde  sie  auf 
2,400  Fr.  erhöht. 

Das  ist  das  Wichtigste  aus  dem  neuen  Gesellschaftsvertrage  und  dem 
neuen  Geschäftsreglement. 


Geht  es  nun? 


Gewonnen! 


Die  Bankgeschäfte  von  1845—1851. 


So  weit  war  alles  schön  und  gut  ausgedacht;  die  Frage  war  nur,  ob 
es  sich  in  der  Wirklichkeit  des  Lebens  bewähren,  ob  die  neuen,  erweiterten 
— zum  Teil  zwar  immer  noch  sehr  zurückhaltenden  --  Bestimmungen  den 
Handelsstand  und  die  Industrieen  zur  Benützung  der  Bankeinrichtungen 
ermuntern  und  heranziehen  würden.  Der  Basler  war  damals  Neuerungen 
nicht  sehr  zugetan,  und  wie  Speiser  seiner  Zeit  Mühe  gehabt  hatte,  mit 
seiner  Idee  einer  Bank  durchzudringen,  so  wollte,  wie  es  sich  zeigte,  auch 
die  Einrichtung  selbst  nicht  so  schnell  Wurzel  fassen.  Es  lag  jedenfalls  in 
erster  Linie  an  den  Gesellschaftsmitgliedern  selbst,  die  Bank  zu  benützen. 
Auf  ihre  Mitwirkung  und  Unterstützung,  als  der  naturgemässen,  wird  ja  bei 
allen  Banken  ein  grosser  Wert  gelegt.  „Nicht  nur  ist  sie  an  und  für  sich 
der  Anstalt  nützlich,  sie  ist  insbesondere  wünschenswert,  weil  sie  durch 
Beispiel  und  allgemeine  Verbreitung  den  Zweck  fördert.  Denn  das  Streben 
jeder  Bank  muss  dahin  gehen,  sich  zum  allgemeinen  Vermittlungspunkte 
möglichst  allen  und  jeden  Geldumsatzes  hinaufzuarbeiten.“ 

Die  neuen  Statuten  standen  nun  allerdings  während  des  Jahres  1845 
nur  8 Monate  lang  in  Kraft,  und  allerlei,  besonders  die  Notenemission, 
musste  erst  noch  vorbereitet  werden.  Ausserdem  wollte  man  jene  absichtlich 
nur  nach  und  nach  anwenden,  weil  die  Gesellschaft  als  ein  Hauptprinzip, 
„ruhige  Selbstentwicklung  der  verschiedenen  Geschäftszweige  und  Hülfs- 
mittel“  anerkannt  hatte.  Trotzdem  zeigt  das  erste  Geschäftsjahr  der  Bank 
in  Basel  eine  erhebliche  Vermehrung  der  Geschäfte  und  des  Umsatzes. 
Im  Vorjahre,  bei  der  Girobank,  hatte  er  35,2  Millionen  Franken  betragen; 
nun  hatte  er  63,1  Millionen  erreicht,  und  wenn  sich  auch  nur  ein  sehr 

*)  Jahresbericht  der  Bank  in  Basel  1846. 
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bescheidener  Überschuss  von  3,147  Fr.  ergab,  so  lag  es  doch  klar  zu  Tage, 
dass  die  Bank  nunmehr  auf  dem  rechten  Wege  ging.  Die  Bankvorsteher- 
schaft, besonders  Speiser  und  der  Präsident,  freuten  sich  dessen  ungemein, 
und  dieser  schrieb  voller  Befriedigung  in  seiner  ruhigen  und  bescheidenen 
Weise  am  Schlüsse  des  ersten  Jahresberichts  als  einzige  Bemerkung  auf  die 
früher  vielfach  geäusserten  Zweifel;  „Wenn  ein  neues  Unternehmen  sich 
zusehends  entwickelt,  so  darf  man  dafür  halten,  es  sei  nicht  zur  unpassenden 
Zeit  ins  Leben  gerufen  worden.“ 

Die  Zahlen  des  Jahresberichts  mochten  als  Beleg  dazu  dienen,  und 
diese  zeigten  für  den  Kassenverkehr  in  den  Einnahmen  und  Ausgaben  je 
23  Millionen  Franken,  in  den  Einzahlungen  auf  Konto-Korrent  24,9,  in  den 
Auszahlungen  25,1  Millionen  und  im  Giro  einen  Umsatz  von  17  Millionen, 
von  denen  11  Millionen  allein  auf  Zu- und  Abschreibungen  zwischen  Konto- 
Korrent-Inhabern  entfielen.  Die  unverzinslichen  Kassenscheine  an  Ordre 
waren  wenig  begehrt;  dagegen  wies  das  neue  wichtige  Geschäft  der  Noten- 
ausgabe eine  ganz  unerwartete  Entwicklung  auf,  gleich  wie  die  Aufnahme 
verzinslicher  Gelder. 

Unter  den  Verwendungen  entwickelten  sich  das  Diskontogeschäft,  der 
Diskonto  von  Wechseln  auf  Paris  und  die  Darlehn  auf  Hinterlagen  vor- 
züglich, alle  an  ihrem  Orte  nach  ihren  Eigenheiten  mithelfend  zu  einer 
gedeihlichen  Entfaltung  des  Ganzen,  sei  es  zum  besondern  Vorteil  für  das 
Publikum  oder  der  Bank. 

Dabei  sammelten  sowohl  die  Vorsteherschaft,  als  die  Bankkunden  und  immer  noch 

zu  sehr  ge- 

Gesellschaftsmitglieder  mannigfache  Erfahrungen,  und  deren  Folgen  waren  schnürt, 
von  Zeit  zu  Zeit  Änderungen  am  Gesellschaftsvertrage  und  am  Geschäfts- 
reglement. Es  zeigte  sich  eben  bald,  dass  die  neuen  Statuten  noch  immer  zu 
beengend  waren;  die  Fesseln  mussten  unter  dem  Anschwellen  der  Geschäfte 
gelockert  werden.  So  ging  es  zunächst  mit  der  Ausgabe  von  Banknoten. 

Der  Gesellschaftsbeschluss  vom  25.  März  1845  hatte  die  Emission  von  oie  ersten  Bank- 

. noten. 

500,000  Fr.  in  Aussicht  genommen.  Infolge  unerwarteter  Verzögerung  in 
der  Anfertigung  der  Noten  konnte  die  Emission  aber  erst  am  15.  September 
datiert  und  am  18.  ds.  gl.  Monats  ausgegeben  werden  und  zwar  in 

700  Abschnitten  von  100  Fünffrankentalern  oder  Fr.  500.— 

„ „20  „ „ Fr.  100.— 
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Das  Fehlen  dieses  vorzüglichen  Zahlungsmittels  wirkte  natürlich  hemmend 
und  für  das  Ergebnis  der  ersten  Jahresrechnung  verkürzend.  Als  aber  die 
mit  grosser  Sorgfalt  angefertigten  Papiere  einmal  da  waren,  fanden  sie  so 
zahlreiche  Liebhaber,  dass  im  Dezember  und  in  der  Folgezeit  die  Bank  oft 
keine  Noten  mehr  hatte  und  in  barem  Gelde  Zalilungen  leisten  musste.  Die 
Generalversammlung  der  Aktionäre  genehmigte  daher  am  17.  Februar  1846 
einstimmig  die  von  der  Bankvorsteherschaft  befürwortete  weitere  Emission 
von  500,000  Fr.  Noten. 

Schwierigkeiten  von  Seiten  Einzelner,  wie  sie  andere  Geschäftszweige 
erfahren  hatten,  zeigten  sich  wenige  und  wurden  bald  aufgegeben.  „Die 
Bequemlichkeit  des  neuen  Zirkulationsmittel  war  zu  handgreiflich,  um  nicht 
durchzudringen.“ 

Ähnlich  stand  es  mit  der  Aufnahme  verzinslicher  Gelder.  Dieser 
Zweig  datierte  vom  Juni  1844  und  hatte  im  März  1845  erweiterte  Bestim- 
mungen erhalten,  die  eine  rege  Benützung  herbeiführten.  Den  Deponenten 
war  freigestellt,  entweder  verzinsliche  Kassenscheine  zu  1 % ® o p.  a.  zu  nehmen 
oder  sich  ihre  Depositen  in  verzinslicher  Rechnung  zu  2^  o gutschreiben 
zu  lassen  (dies  nur  für  Summen  über  1,000  Fr.),  beides  mit  15tägiger 
Aufkündigung. 

Die  Kassenscheine  besassen  den  Vorzug  einer  beweglichen  Wechsel- 
form und  der  Übertragbarkeit;  die  Rechnungen  boten  dagegen  etwas  hohem 
Zinsfuss.  Für  grössere  Summen  wählte  man  allgemein  diese  Form  des 
Depositums,  um  so  mehr,  als  die  Kunden  den  eigentlichen  Vorzug  der 
Kassenscheine  als  indossabler  Wechsel  wenig  zu  schätzen  schienen,  und  nur 
eine  kleine  Zahl  der  Scheine  durch  mehrere  Hände  ging.  Durch  einen 
Gesellschaftsbeschluss  vom  25.  März  1845  war  das  Maximum  der  aufzu- 
nehmenden Gelder  auf  eine  halbe  Million  Franken  angesetzt  worden. 
Was  brachte  aber  statt  dessen  das  Jahr  1845?  Eine  Gesamtsumme  von 

2.282  Millionen  an  Einzahlungen  und 
2.081  „ „ Auszahlungen,  mit 

einem  Saldo  am  31.  Dezember  von  427,000  Fr.  Die  Folge  war  ein  Antrag 
an  die  Generalversammlung,  jenen  Beschluss  zu  kassieren  und  eine  allfällige 
Grenzbestimmung  der  Vorsteherschaft  zu  überlassen. 

Die  verhältnismässig  hohe  Summe,  die  auf  solche  Art  der  Bank  über- 
lassen worden  war,  zeigte,  dass  sie  Vertrauen  genoss  und  dem  Publikum 


W'ilhelm  Burckhardt-Forcart 

F^rlisidctit  der  Giro-  und  Depositenbank  und  der  Bank  in  Basel 

von  1845  1880. 
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Das  Felilen  dieses  vorzügliclien  Zahlungsmittels  wirkte  natürlich  hemmend 
und  für  das  Ergebnis  der  ersten  Jahresrechmmg  verkürzend.  Als  aber  die 
mit  grosser  Sorgfalt  angefertigten  Papiere  einmal  da  waren,  fanden  sie  so 
zaidreiche  Liebhaber,  dass  im  Dezember  und  in  der  Folgezeit  die  Bank  oft 
keine  Noten  mehr  hatte  und  in  barem  üelde  Zahlungen  leisten  musste.  Die 
üeneralversammlung  der  Aktionäre  genehmigte  daher  am  17.  Februar  1840 
einstimmig  die  von  der  Bankvorsteiierschaft  befürwortete  weitere  Emission 
von  500,000  Fr.  Noten. 

Schwierigkeiten  von  Seiten  Einzelner,  wie  sie  andere  Geschäftszweige 
erfahren  hatten,  zeigten  sich  wenige  und  wurden  bald  aufgegeben.  „Die 
Bequemlichkeit  des  neuen  Zirkulationsmittel  war  zu  handgreiflich,  um  nicht 
d Lirchzudringen.“ 

Ähnlich  stand  es  mit  der  Aufnahme  verzinslicher  Gelder.  Dieser 
Zweig  datierte  vom  Juni  1844  und  hatte  im  März  1845  erweiterte  Bestim- 
mungen erhalten,  die  eine  rege  f^enützimg  herbeiführten.  Den  [)eponenten 
war  freigestellt,  entweder  verzinsliche  Kassenscheine  zu  1 '* " n p.a.  zu  nehmen 
oder  sich  ihre  Depositen  in  verzinslicher  Rechnung  zu  2"..  gutschreiben 
zu  lassen  (dies  nur  für  Summen  über  1,000  Fr.),  beides  mit  15tägiger 
Aufkündigung. 

Die  Kassenscheine  besassen  den  Vorzug  einer  beweglichen  Wechsel- 
form und  der  Übertragbarkeit;  die  Rechnungen  boten  dagegen  etwas  höhern 
Zinsfuss.  Für  grössere  Summen  wählte  man  allgemein  diese  Form  des 
Depositums,  um  so  mehr,  als  die  Kunden  den  eigentlichen  Vorzug  der 
Kassenscheine  als  indossabler  Wechsel  wenig  zu  schätzen  schienen,  und  nur 
eine  kleine  Zahl  der  Scheine  durch  meltrere  Hände  ging.  Durch  einen 
(jesellschaftsbeschluss  vom  25.  März  1845  war  das  Maximum  der  anfzii- 
nehmenden  Gelder  auf  eine  halbe  Million  Franken  angesetzt  worden. 
Was  brachte  aber  statt  dessen  das  Jahr  1845?  Eine  Gesamtsumme  von 

2.282  Millionen  an  Einzahlungen  und 
2.081  „ „ Auszahlungen,  mit 

einem  Saldo  am  31.  Dezember  von  427,000  Fr.  Die  Folge  war  ein  Antrag 
an  die  Generalversammlung,  jenen  Beschluss  zu  kassieren  und  eine  allfällige 
Grenzbestimmung  der  Vorsteherschaft  zu  überlassen. 

Die  verhältnismässig  hohe  Summe,  die  auf  solche  Art  der  Bank  über- 
lassen worden  war,  zeigte,  dass  sie  Vertrauen  genoss  und  dem  Publikum 


W’illicliii  lüirckliardTd-orcart 
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mit  diesem  Geschäftszweige  sehr  gedient  war.  Darauf  lässt  auch  der  Umstand 
schliessen,  dass  alle  Klassen  und  Berufsarten  der  Bevölkerung,  Korporationen 
und  öffentliche  Verwaltungen  sich  in  die  Benutzung  teilten.  Ein  grosser 
Teil  dieser  Gelder  — 485,000  Fr.  durchschnittlich  — hätte  zweifellos  ohne 
die  Vermittlung  der  Bank  brach  gelegen,  den  Eigentümern  keinen  Zins 
gebracht,  und  den  Kapitalbedürftigen  wäre  mancher  wertvolle  Dienst  nicht 
geleistet  worden.  Die  Bank  erfüllte  also  auch  in  dieser  Branche  eine  wichtige 
wirtschaftliche  Funktion. 

Der  starke  Zufluss  dieser  2®'üigen  Gelder,  die,  wenigstens  bis  zu 
einem  gewissen  Grade,  nicht  nur  im  Betrage,  sondern  auch  in  der  Stabilität 
das  eigene  Kapital  ersetzten,  machte  rasche  Einzahlungen  der  Aktionäre 
wenig  notwendig.  — Die  erste  Rate,  von  10  » o,  wurde  erst  auf  den  15.  Juli 
1845,  die  zweite  von  20  ®/o  auf  den  2.  Januar  1846  einverlangt.  Auf  eine 
grössere  Einzahlung  wurde  angesichts  der  bevorstehenden  Statutenrevision 
verzichtet. 

Eine  weitere  kleinere  Erweiterung  der  Statuten  betraf  die  Art  der  Dahrlehns 

1 f I • i I ««r  Hinterlagen. 

Darlehenshinterlagen.  Wechsel  auf  hiesigen  Platz  wurden  vom  Frühjahr 
1846  an  zum  vollen  Werte  (statt  zu  80  ®/o),  Wechsel  auf  fremde  Bankplätze 
zum  Kurswerte  (statt  zu  80%),  angenommen,  und  die  Limite  von  100,000  Fr. 
für  den  Diskonto  von  Pariser  Wechseln  wurde  aufgehoben. 

Endlich  erfolgte  am  14.  Januar  1847  eine  Anzahl  wichtiger  Beschlüsse  Neue  Ände- 

° ’ rungen  in  den 

nachdem  das  zweite  Geschäftsjahr  sich  in  normaler  Entwicklung  dem  ersten  Statuten, 
angeschlossen  hatte. 

1.  Das  Aktienkapital,  das  Garantie-Kapital,  wie  man  es  gerne  nannte, 
wurde  um  den  Betrag  von  100  neuen  Aktien  zu  je  5,000  Fr.  erhöht,  also 
auf  eine  Million  Franken  gebracht.  Sie  wurden  alle  al  pari  von  den  bis- 
herigen Aktionären  gezeichnet.  Im  Februar  und  April  1847  erfolgte  je  eine 
Einzahlung  von  1,250  Fr.  per  neue  Aktie.  Das  einbezahlte  Aktienkapital  betrug 
somit  500,000  Fr. 

2.  An  Stelle  der  Konto-Korrentgebühren  wurde  von  jedem  Rechnungs- 
inhaber ein  fixer  Betrag  von  10  Fr.  verlangt;  hierin  war  auch  die  bisher 
geleistete  Vergütung  für  Anweisungsformulare  inbegriffen.  Es  war  ein 
Versuch,  den  Konto-Korrent  im  Giro-Verkehr  zu  heben  und  mehr  Rechnungen 
zu  erhalten;  denn  im  Jahre  1847  war  ihre  Zahl  gesunken  und  waren  auch 
die  Einzahlungen  im  Konto-Korrent  etwas  zurückgegangen. 
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Ein  eigen  Haus 


Abnahme  der 
Geschäfte. 


3.  Die  Bestimmungen  über  die  deponierten  (jelder  vom  25.  März 
1845  wurden  aufgehoben  und  durch  folgende  ersetzt 

a.  Verzinsliche  Gelder  werden  nicht  unter  100  Fr.  und  nach  folgender 
Skala  für  den  Zinsfuss  und  den  Aufkündigungstermin  angenommen. 
2‘*,o  per  Jahr  mit  10  Tagen  Aufkündigung 

9 1 ' 0 90 

^ 'i  0 „ „ 

3 7^%  » » 3 monatlicher  gegenseitiger  Aufkündigung. 

b.  Von  hiesigen  wohltätigen  Anstalten,  Vereinen  und  Kassen  werden 
verzinsliche  Gelder  zu  3^  2®o,  mit  IStägiger  Aufkündigung  und  im 
Betrag  von  nicht  über  5,000  Fr.,  von  jeder  Anstalt  angenommen. 
Das  Recht  zur  Aufkündigung  soll  gegenseitig  sein. 

c.  Für  Gelder,  welche  deponiert  werden,  um  jeweilen  wieder  darüber 
verfügen  zu  können,  wird  ein  Depositenschein  ohne  Zinsvergütung 
erteilt. 

4.  Die  Bankvorsteherschaft  wird  ermächtigt,  für  den  Betrag  einer  Million 
frz.  Franken  Banknoten  anfertigen  zu  lassen  und  sie  nach  Massgabe  der 
Bedürfnisse  zu  emittieren.  Form  und  Nennwert  sollen  den  bisherigen  ent- 
sprechen. 

5.  Die  Bankbehausung  „zum  Berner“  an  der  Freienstrasse  No.  1629 

— welche  stets  noch  Eigentum  von  15  Mitgliedern  der  ehemaligen  Giro- 
und  Depositenbank  war,  wird  zum  Preise  von  74,286  frz.  Franken  für  die 
neue  Gesellschaft  erworben.  (Die  Entrichtung  der  Handänderungssteuer 
wurde  auf  Ansuchen  der  Vorsteherschaft  erlassen.)  Es  sollten  darauf  jährlich, 
zum  ersten  Mal  für  das  Jahr  1847,  abgeschrieben  werden. 

Diese  Beschlüsse,  besonders  belangreich,  wo  sie  die  Erleichterung  der 
verzinslichen  Einschüsse,  die  Erhöhung  des  Aktienkapitals  und  der  Noten- 
emission betrafen,  stellten  die  Bank  auf  eine  weitere  und  festere  Basis  und 
taten  ihre  Wirkung  im  Laufe  des  Jahres  1847. 

Allein  in  den  beiden  letzten  Monaten  dieses  Jahres  trat  eine  bedeutende 
Abnahme  der  Geschäfte  ein,  zuerst  als  Wirkung  der  innern  politischen 
Verhältnisse  und  bald  als  Fernerscheinung  äusserer  Besorgnisse  und  Ver- 
wicklungen. Das  war  aber  eben  die  Zeit,  wo  das  ganze  Aktienkapital  der 
Bank  zu  Gebote  stand. 

Die  Ernte  war  günstig  gewesen;  bis  über  die  Jahresmitte  hinaus  hatte 
man  auf  einen  wenigstens  mässigen  Aufschwung  der  Geschäfte  und  gute 
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Ausnützung  grösserer  Mittel  gehofft  und  dem  entsprecliend  im  August  und 
November  die  letzten  Aktieneinschüsse  einverlangt.  Dass  sie  aber  in  eine 
in  solchem  Masse  ungünstige  Konjunktur  fallen  würden,  hatte  man  sich  nicht 
träumen  lassen.  Angesichts  einer  so  grellen  Umkehr  in  allen  Wahrschein- 
lichkeiten musste  man  bereuen,  was  kurz  vorher  für  Ausdehnung  der  Wirk- 
samkeit getan  worden  war. 

Die  Aussichten  auf  das  Jahr  1848  waren  durchaus  nicht  rosig  und  schlechte  .-\us 

sichten  für  184«. 

führten  die  Bankleitung  schon  bei  Zeiten  zu  entsprechenden  Massregeln. 

Und  wirklich!  Es  kam  mehr  Aufregung,  Not  und  Unglück,  als  man  geahnt. 

Kaum  hatte  man  sich  von  der  drückenden  Lebensmittelnot  des  vorher- 
gegangenen Winters  erholt,  so  begann  die  Unruhe  aufs  neue.  Im  Januar 
meuterten  die  Basler  Standesfruppen ; dann  brachen  im  benachbarten  Eisass 
Arbeiterunruhen  aus;  im  Badischen  begannen  die  politischen  Kämpfe,  und 
eine  beträchtliche  Zahl  von  Flüchtlingen  näherte  sich  Basels  Toren.  Im 
Herbst  flammte  der  zweite  badische  Aufstand  auf.  Die  Stadt  selbst  litt 
darunter  nicht  stark,  wohl  aber  unter  der  Masse  deutschen  Geldes,  der 
deutschen  Vereinsgulden,  die  den  Platz  überschwemmten  und  das  französische 
Geld  zu  verdrängen  begannen.  Am  ärgsten  aber  war  es  in  der  Zeit  nach 
den  Pariser  Februartagen;  denn  was  damals  den  städtischen  Handel  bedrohte, 
war  der  Schrecken  einer  Krise,  wie  er  dem  Basler  Kaufmann  noch  nie  in  oie  Krisis  von 
die  Glieder  gefahren  war.  Und  während  dieses  ganzen  Jahres  lagen  die 
Geschäfte,  die  in  den  Vorjahren  so  blühend  gewesen  waren  und  auch  den 
Kapitalien  hohen  Zinsertrag  gebracht  hatten,  darnieder  zum  Erbarmen. 

Die  Bankvorsteherschaft  richtete  sich  bei  Zeiten  auf  den  neuen  Fuss 
der  Verhältnisse  ein.  Am  21.  Februar  1848  setzte  sie  wegen  Geschäftsstille 
und  Verwendungsmangel  den  Zins  der  drei  Hauptkategorien  von  verzinslichen 
Geldern  von  3 '4,  2 ‘ 2 und  2 " « herunter  auf  3,  2 und  1 ' 2 « ,,,  und  da  bei 
grossem  Geldüberfluss  sehr  wenig  andre  Verwendung  vorlag,  hatte  sie  in 
den  beiden  ersten  Monaten  mehr  als  je,  und  zwar  das  Dreifache  der  Summen 
der  vorhergehenden  Jahre,  auf  das  Pariser  Diskontogeschäft  verwendet,  ohne 

Ahnung  der  nahen  Gefahr,  die  bald  darauf  alle  französischen  Valoren 
bedrohen  sollte. 

Am  28.  Februar  beschloss  die  Vorsteherschaft,  die  Hälfte  des  Aktien-  Rückzahlung  der 
kapitals  mit  500,(XX)  Fr.  auf  den  2.  März  heimzuzahlen  und  sich  auf  diese  Aktokapftais 
einfache,  aber  allenthalben  überraschende  anfänglich  da  und  dort  nicht 


} 


I 

t 

I 

» 

36  1845—1851 : Die  Krisis  von  1848 

begriffene  — Weise  „eines  voraussichtlich  auf  lange  überflüssigen  Kapitals“ 
zu  entledigen.  Die  erste  Anregung  hierzu  war  schon  in  der  Sitzung  vom 
11.  Februar  gemacht  worden;  doch  wollte  man  zuwarten.  Als  aber  die 
Pariser  Februartage  mit  ihrem  Gefolge  von  Möglichkeiten  kamen,  entschieden 
diese  endgiltig.  Was  nun  folgte,  war  eine  Finanzkrisis  „von  nie  gesehener 
Intensität,  welche  in  der  französischen  Handelswelt  die  unerhörtesten  Ver- 
heerungen anrichtete,“  und  da  Basel  mit  Frankreich  einen  bedeutenden 
Wechselverkehr  betrieb,  wurde  es  hiervon  stark  berührt. 

„Die  Verkehrsadern,  so  getrennt  sie  auch  teilweise  gehalten  werden 
durch  die  künstlichen  Hindernisse  falscher  Handelspolitik,  sind  doch  wieder 
so  verschlungen  und  zusammenhängend,  dass  keine  lokale  Störung  statt- 
finden kann,  ohne  dem  ganzen  System  sich  fühlbar  zu  machen.  Die  Geld- 
und  Kreditverhältnisse  bilden  das  Nervengewebe,  längs  dessen  Fäden,  gleich 
einem  elektrischen  Strom,  mit  unsichtbarer  aber  oft  urplötzlicher  Schnellig- 
keit alle  Sensationen  dem  grossen  kommerziellen  Körper  sich  mitteilen.“  ’) 
„Man  befürchtete,  dass  alle  von  hiesigen  Firmen  girierten,  in  Frankreich, 
wo  ein  allgemeines  Moratorium  gesetzlich  bewilligt  worden  war,  nicht 
honorierten  Wechsel  hierher  zurückkommen  und  zur  Zahlung  präsentiert 
werden  würden,  und  fragte  sich,  wie  es  möglich  sein  werde,  diese  Wechsel 
einzulösen  und  daneben  noch  den  übrigen,  gewiss  nicht  unbeträchtlichen 
Verpflichtungen  des  Platzes  gerecht  zu  werden.  Diese  Fragen  bildeten  die 
grösste  Sorge  für  die  hiesigen  Häuser.“ 

Die  Bank  tat  nun  ihr  Möglichstes,  um  den  Platz  Basel  gegen  die  ein- 
dringende Not  zu  schützen;  vom  13.  März  bis  1.  April  skontierte  sie  täglich 
für  40,000  Fr.  Allein  in  diesen  ausserordentlichen  Zeiten  bedurfte  es  andrer 
Mittel,  als  sie  ein  Institut  zu  gewähren  vermochte,  das  in  seiner  Einrichtung 
nur  für  gewöhnliche  Zeiten  berecimet  sein  konnte. 

Es  gab  Leute,  die  allerdings  behaupteten,  dass  die  Bank,  wenn  sie 
im  Besitze  des  ganzen  Aktienkapitals  geblieben  wäre,  der  Platzkrisis  von 
sich  aus  hätte  begegnen  oder  sie  selbst  hätte  verhindern  können.  Ihnen 
gegenüber  bestand  die  Bankvorsteherschaft  darauf,  dass  schon  die  Bank- 
vorschriften, an  denen  in  solcher  Zeit  nicht  weniger  genau  als  sonst  fest- 

h J J Speiser,  im  Wochenblatt  des  Schweiz.  Industrievereins  1849.  65. 

“)  W.  Speiser:  Der  Kreditverein  in  Basel  vom  Jahre  1848  Zeitschrift  für  Schweiz, 
Statistik  1905  I. 
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gehalten  werden  müsse,  „sich  Auskunftsmitteln  widersetzt  hätten,  die  hingegen 
an  der  Zeit  und  auf  andere  Weise  zu  erzielen  waren.“ 

Dass  etwas  geschehen  müsse,  empfand  man  wohl,  und  der  Bankdirektor 
machte  in  einem  Memorial  vom  26.  März  an  die  Vorsteherschaft  eine  Reihe 
wohlüberdachter  Vorschläge.  Sie  ordnete  daraufhin  für  den  folgenden  Nach- 
mittag eine  Besprechung  mit  einflussreichen  Männern  aus  kaufmännischen  und 
aus  der  Bankverwaltung  nicht  angehörenden  Kreisen  an.  Diese  Versammlung 
konstituierte  sich  sodann  zu  einem  „Kredit-Ausschuss“,  und  dieser  war  es, 
der  nun  alle  nötigen  Schritte  tat,  um  eine  ausserhalb  der  Bank  liegende 
Organisation  zu  schaffen,  geeignet,  wieder  Vertrauen  zu  wecken,  an  dem  es 

ja  vor  allen  Dingen  momentan  mangelte,  um  der  Not  mit  starken  Mitteln  zu 
begegnen. 

Diese  Organisation  fand  ihren  Ausdruck  in  dem  sog.  Kreditverein  Der  Kredm-emn 
vom  31.  März  1848,  und  ihm  gelang  es  wirklich  überraschend  schnell  und 
leicht,  das  Gleichgewicht  wieder  herzustellen ; ja  schon  die  blosse  Tatsache 
seiner  Gründung  brachte  eine  wohltuende  Beruhigung  in  die  aufgeregten 
Gemüter.  Da  war  plötzlich  Geld  genug  da  zur  Erfüllung  aller  Verpflich- 
tungen und  zur  Einlösung  der  zahlreichen  protestierten  Wechsel,  obgleich 

es  damals  unmöglich  war,  sich  von  andern  Orten  Barschaft  kommen  zu 
lassen. 

Wie  alles  fertig  gebracht  wurde,  soll  hier  nicht  weiter  berührt  werden; 
denn  es  betrifft  die  Bank  nicht  direkt.  ■)  Dass  sie  aber  mit  dem  Kredit- 
Verein  in  seinem  Wirken  Hand  in  Hand  ging,  in  eröffneter  Rechnung 
während  7 Monaten  einen  Geschäftsumsatz  von  3 Millionen  Franken  besorgte 
und  das  Lokal  unentgeltlich  zur  Verfügung  stellte,  soll  nicht  unerwähnt 

bleiben.  Die  Seele  der  ganzen  Hilfsaktion  war  aber  jedenfalls  der  Bank- 
direktor. 

Im  Mai  waren  die  Platzverbindlichkeiten  in  befriedigender  Weise  teils 
abgewickelt,  teils  gesichert.  Die  Bank  aber  hatte  bald  wieder,  wie  schon 
vor  der  stürmischen  Zeit,  zu  viele  Mittel,  obschon  sie  von  Ende  Mai  an 
keine  verzinslichen  Gelder  mehr  angenommen  hatte,  mit  Ausnahme  derjenigen 
von  Vertragsrechnungen,  welchen  wegen  ihrer  gemeinnützigen  Art  die 
üblichen  exzeptionellen  Erleichterungen  nicht  gerne  entzogen  wurden. 

')  Eine  genaue  Schilderung  der  Wirksamkeit  des  Kredit-Vereins  gibt  W Speiser 
a.  a.  0 Vergl  ferner  F.  Mangold:  Joh  Jak,  Speiser  (Basler  Biographien  11). 
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Man  hätte  also  auch  jetzt  noch  nichts  mit  einem  grössern  Aktienkapital 
beginnen  können,  und  je  länger,  je  mehr  rechtfertigte  es  sich,  dass  die  Vor- 
steherschaft im  weitesten  Sinne  der  Bankstatuten  eigene  Machtvollkommen- 
lieit  geübt  hatte,  wie  sie  selbst  sagte,  „zu  treuer  Schätzung  der  ihr  anver- 
trauten und  ohne  Gefährdung  der  allgemeinen  Interessen.“ 

Nach  dem  Sturm.  Das  waren  für  Basel  und  für  ihre  schweizerischen  Schwesterstädte 

böse  Zeiten  gewesen.  Aber  allen  - Genf,  das  so  hart  mitgenommen  worden 
war,  sowie  Zürich  und  St.  Gallen  war  es  geglückt,  verhältnismässig  glücklich 
durch  Fahr  und  Not  hindurchzusteuern.  Das  folgende  Jahr  hindurch  hielt 
mit  einer  kurzen  Ausnahmezeit  gegen  Ende  des  Jahres  die  Geldabundanz  an. 
Die  Baslerische  Hauptindustrie,  die  Fabrikation  von  Seidenbändern,  hatte 
zwar  keinen  Augenblick  ganz  darniedergelegen  und  war  bald  wieder  ä jour, 
und  die  Geschäftstätigkeit  im  allgemeinen  war  nicht  unlohnend;  indessen 
bedurfte  sie  noch  keines  Kredits  und  kam  mit  ihren  eigenen  Mitteln  aus. 

Doch  schon  wurde  von  Einsichtigen  der  Samen  zu  neuen  grossen 
Dingen  gelegt  und  begann  man  öffentlich  eine  für  die  Stadt  gar  bedeutsame 
Frage  neuerdings  zu  erörtern:  keine  geringere,  als  die  Frage  des  Baues 
einer  Eisenbahn  von  Basel  in  das  Innere  der  Schweiz.  Und  auch 
hier  war  Bankdirektor  Speiser  die  Seele  der  Unternehmung. 

Gleichzeitig  waren  andre  wichtige  Dinge  im  Werden,  die  ebenfalls 
die  Kräfte  Speisers  in  Anspruch  nahmen  und  nicht  weniger  bedeutungsvoll 
waren,  als  der  Bau  der  Eisenbahnen. 

So  schlimm  das  Jahr  1848  auch  gewesen  war,  Gutes  hatte  es  doch 
auch  gebracht:  eine  neue  Bundesverfassung,  und  mit  ihr  kamen  die  grossen 
nationalen  Aufgaben  des  neuen  Bundes,  die  Organisation  des  Post-,  Zoll- 
und  Münzwesens,  die  kommerzielle  Einigung  der  Schweiz.  Hier  war  es, 
wo  Speiser  wieder  eingriff.  M Die  Zollfrage  behandelte  er  als  Anhänger 
der  wirtscliaftsliberalen  Richtung  in  der  Presse  und  im  neugegründeten 
Wochenblatt  des  Schweizerischen  Industrievereins,  und  das  Münzwesen, 
das  er  ebenfalls  öffentlich  besprochen  hatte,  sollte,  ohne  dass  er  es  geahnt 
I hatte,  in  ihm  den  grossen  Reformator  finden.  Alle  diese  Dinge  fielen  mit 

i ihren  Anfängen  in  das  Jahr  1849  und  warfen  ihr  Licht  voraus.  Sie  Hessen 

* ‘1  Über  den  Anteil  Basels  an  der  Reorganisation  des  Post-,  Zoll-  und  Münzwesens 

j der  Eidgenossenschaft  vgl.  Dr  T,  Geering:  „Der  neue  Bund“,  in  der  Basler  Festschrift 

von  1901. 
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auch  den  Pessimisten  einen  frohen  Blick  in  die  Zukunft  tun;  wie  viel  melir 
niclit  nnissten  die  geborenen  Optimisten,  die  Vertreter  des  Handels,  in  allen 
seinen  Formen,  und  der  Industrie,  in  allen  ihren  Arten,  nach  den  schlimmen 
Zeiten  vertrauensvoll  den  nächsten  Jahren  entgegensehen. 

Für  die  Bank  in  Basel  musste  namentlich  die  bevorstehende  Lösung  Ein  einheitliches 
der  Münzfrage  etwas  ungemein  Willkommenes  sein,  nicht  nur,  weil  sie  sich 
rühmen  durfte,  ihr  Direktor  sei  der  Mann  der  Zukunft,  sondern  weil  sie 
genug  erfahren  hatte,  wie  misslich  für  eine  Bank  die  Zustände  des  zer- 
splitterten Münzwesens  waren,  und  weil  nur  ein  einheitliches  schweizerisches 
Münzsystem  die  Verbindung  der  Notenbanken  unter  sich  fördern 
und  ihren  Noten  ein  grösseres  Umlaufgebiet  verschaffen  konnte. 

Nicht  weniger  sympatisch  mussten  aber  der  Bank  auch  die  Eisen-  pd«  und 

, , • 1 A • Eisenbahnen. 

Dannprojekte  sein,  die  geplanten  einheitlichen,  viel  bessern  Posteinrich- 
timgen,  der  raschere  Verkehr  von  Gütern  und  Nachrichten,  wodurch  direkt 
und  indirekt  Handel  und  Wandel  und  mit  ihm  die  Geschäfte  der  Bank 
ungeahnte  Förderung  erfahren  konnten.  Wir  können  es  uns  heute  nicht 
ausmalen,  wie  bestrickend  all'  diese  Pläne,  dieses  Neue  auf  die  spekulativen 
Köpfe  jener  Zeit  gewirkt  haben  müssen;  aber  dem  unermüdlichen  Wirken 
der  Tüchtigsten  jener  Zeit  in  unserer  Vaterstadt:  der  Speiser,  Karl  Geigy, 

Wilhelm  Schmidlin,  muss  die  innerste  Überzeugung  zu  Grunde  gelegen  haben, 
dass  Basel  einer  neuen  Zeit  entgegengehe,  wenn  es  einmal  der  Mittelpunkt 
und  Durchgangspunkt  der  grossen  Eisenbahnstränge  sein  werde. 

Wir  haben  übrigens  heute  eine  analoge  Erscheinung  im  Projekt  der 
Gross-Schiffahrt  auf  dem  Rheine.  Auch  hier  sind  es,  wie  damals,  nur  einige 
wenige,  helle  Köpfe,  die  das  Panner  mutig  hochhalten,  indes  die  grosse 
Masse  ganz  wie  damals,  ruhig,  wenn  nicht  gar  skeptisch,  dazu  sich  verhält. 

So  durfte  der  Bankleitung  vor  der  Zukunft  dunkeim  Schoss  nicht  bange 
sein;  denn  Schlimmeres,  als  das  Jahr  1848  es  gebracht,  konnte  sie  nicht 
wohl  bergen.  Wie  sie  aber  jenen  klemmen  Zeiten  im  einzelnen  begegnet 
ist,  welchen  Einfluss  die  Jahre  1846 — 1850  auf  ihren  Betrieb  ausgeübt 
haben,  das  darf  nicht  unerwähnt  bleiben.  Wir  kennen  jetzt  das  Milieu; 
wenn  wir  nun  noch  einige  Zahlen  in  vergleichender  Darstellung  zu  Hilfe 
nehmen,  wird  es  nicht  nur  keine  schwierige,  sondern  auch  eine  sehr  interes- 
sante Arbeit  sein,  daran  die  Wirkung  der  Zeitumstände  und  die  Politik  der 
Bankvorsteherschaft  zu  verfolgen. 
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Charakteristik  der  Zeiten  und  zugleich  als  Beleg  dessen,  was  wir 
der  Staatskasse.  erwähnt  haben,  schicken  wir  Angaben  über  die  iirträge  der  staatlichen 

Einkommens-  und  Erwerbssteuer  voraus,  die,  wie  heute,  schon 
damals  einen  guten  Masstab  für  den  allgemeinen  Gang  der  Geschäfte  bildeten. 
Jene  betrugen  (in  alter  Währung)  für  das  Jahr: 


1843;  153,645  Fr. 

1847: 

137,028  Fr. 

1844;  168,374  „ 

1848: 

128,703  „ 

1845;  163,443  „ 

1849: 

209,762  „ 

1846:  173,387  „ 

1850; 

236,119  „ 

Wie  mit  der  Einkommenssteuer, 

so  stand  es 

in  den  Jahren  1847  und 

1848  auch  mit  der  Stempelabgabe 

und  mit  dem 

Gütereingang.  Dieser 

war  im  Jahre  1847  um  114,930,  und  im  Jahre  1848  noch  um  15,378  Zentner 
geringer,  als  im  Jahre  1846. 

Jene  trug  netto  ein  (in  alter  Währung); 

1846:  18,836  Fr. 

1850; 

18,255  Fr. 

1847:  17,737  „ 

1851 : 

20,053  „ 

1848:  17,435  „ 

1849:  17,677  „ 

1852: 

23,073  „ 

Die  Obrigkeit  selbst  sah  sich  im  Jahre  1848  veranlasst,  „infolge  der 
im  Laufe  dieses  Jahres  eingetretenen  Handelskrisis“  die  Aufnahme  von 
Waren  gegen  Geldvorschüsse  ins  Kaufhaus  zu  gestatten,  wogegen  sie  Lager- 
scheine ausstellte. 

Welche  Bewegung  nehmen  nun  die  Bankgeschäfte  in  dieser  Zeit? 

Giro  und  Beginnen  wir  mit  der  Giro-  und  Kassenbesorgung  für  Konto- 

Konto-Korrent. 

Korrent-Rechnungen. 

Mit  den  Konto-Korrent-Rechnungen  wollte  es  in  den  ersten  Jahren  gar 
nicht  vorwärtsgehen.  Ihre  Zahl  betrug 

im  Jahre  1845;  59  1846;  52  1847:  49 

ging  also  im  zweiten  und  dritten  Jahre  sogar  zurück.  Um  sie  zu  heben, 
waren  im  Januar  1847,  wie  wir  wissen,  die  Konto-Korrentgebühren  durch 
ein  Fixum  ersetzt  worden.  Das  folgende  Jahr  brachte  niclit  mehr  Rechnungen, 
wohl  aber  einen  intensivem  Verkehr,  als  ein  Zeichen  eines  mehr  qualitativen, 


Marz  IH-if)  LinittiiTt  den  15.  SopfciiilH-r  1845.  aiisKcni-bi-ii  den  IK  Septeiiilier  1845 


1845-1851 


Der  Nicdcrschlai. 

der  Zeiten  in 
der  Staatskasse 


Giro  und 
Konto-Kurrent. 


Zur  Charakteristik  der  Zeiten  und  zugleich  als  Beleg  dessen,  was  wir 
eben  erwähnt  haben,  schicken  wir  Angaben  über  die  Erträge  der  staatlichen 
Einkommens-  und  Erwerbss teuer  voraus,  die,  wie  heute,  schon 
damals  einen  guten  Masstab  für  den  allgemeinen  Gang  der  Geschäfte  bildeten. 
Jene  betrugen  (in  alter  Währungi  für  das  Jahr; 


1843;  153.645  Fr. 

1847; 

137,028  Fr. 

1844.  168,374  „ 

1 848: 

128,703  „ 

1845:  163,443  „ 

1849; 

209,762  „ 

1846:  173,387  „ 

1850; 

236,119  „ 

Wie  mit  der  Einkommenssteuer, 

so  stand  es 

in  den  Jahren  1847  und 

1848  auch  mit  der  Stempelabgabe 

und  mit  dem 

Gütereingang.  Dieser 

war  im  Jahre  1847  um  114,930,  und  im  Jahre  1848  noch  um  15,378  Zentner 
geringer,  als  im  Jahre  1846. 

Jene  trug  netto  ein  (in  alter  Währung); 

1846:  18,836  Fr, 

1 850: 

18,255  Fr. 

1847:  17,737  „ 

1851  : 

20,053  „ 

1848:  17,435  „ 

1849:  17,677  „ 

1852: 

23,073  „ 

Die  Obrigkeit  selbst  sah  sich  im  Jahre  1848  veranlasst,  „infolge  der 
im  Laufe  dieses  Jahres  eingetretenen  Handeiskrisis“  die  Aufnahme  von 
Waren  gegen  Geldvorschüsse  ins  Kaufhaus  zu  gestatten,  wogegen  sie  Lager- 
scheine ausstellte. 

Welche  Bewegung  nehmen  nun  die  Bankgeschäfte  in  dieser  Zeit? 

Beginnen  wir  mit  der  Giro-  und  K asse  n bc  sorgu  ng  für  Konto- 
Korrent-Rechnungen. 

Mit  den  Konto-Korrent-Rechnungen  wollte  es  in  den  ersten  Jahren  gar 
nicht  vorwärtsgehen.  Ihre  Zahl  betrug 

im  Jahre  1845;  59  1846;  52  1847;  49 

ging  also  im  zweiten  und  dritten  Jahre  sogar  zurück.  Um  sie  zu  heben, 
waren  im  Januar  1847,  wie  wir  wissen,  die  Konto-Korrentgebühren  durch 
ein  Fixum  ersetzt  worden.  Das  folgende  Jahr  brachte  nicht  mehr  Rechnungen, 
wohl  aber  einen  intensivem  Verkelir,  als  ein  Zeichen  eines  mehr  qualitativen, 


1847;  49 
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als  quantitativen  Fortschrittes.  Dann  stiegen  die  Rechnungen  langsam,  aber 
stetig;  sie  erreichten 

im  Jahre  1848;  60  1849;  75  1850:  90  1851.  115 

Weniger  rasch  ging  esjnit  den  Einzahlungen,  sei  es  durch  Giro  oder  Kasse; 
(jagggen  machte  der  blosse  Giro-Verkehr  starke  Fortschritte.  Auf  ihn  kam 
im  Jahre  1848  ein  voller  Drittel  der  ganzen  Geschäftssumme  der  Bank, 
ebenso  im  folgenden  Jahre,  und  im  Jahre  1850  entfielen  vom  ganzen  Umsätze 
von  84,7  Millionen  Franken  38,3  Millionen  d.  s.  45  ^ o auf  den  Giroverkehr. 
Das  Unglücksjahr  1848  hatte  Manchen,  der  vielleicht  nicht  gewollt  hatte, 
mit  der  Bank  in  Kontakt  gebracht  und  ihm  die  Vorteile  eines  solchen  Mittel- 
punkts, wie  die  Bank,  für  den  Geldverkehr  fühlbar  gemacht.  Mancher  war 
ihr  dann  treu  geblieben,  und  so  war  die  Krise  für  sie  selbst  der  Ausgangs- 
punkt neuer  Verbindungen  geworden.  Vielleicht  war  auch  die  Persönlich- 
keit des  Bankdirektors,  der  für  den  Kreditverein  so  freudvoll  gewirkt  hatte, 
von  starkem  Einfluss;  wie  überhaupt  bei  unsern  Kredit-  und  Geldinstituten 
so  auch  bei  der  Bank  in  Basel  - dem  persönlichen  Moment,  dem  rein 
Menschlichen  des  obersten  Leiters  im  Verkehr  mit  den  Klienten  eine  ebenso 
wichtige  Rolle  zuzumessen  ist,  wie  den  finanziellen  Kräften  der  Anstalt. 

Trotzdem  die  Stadt  zu  jener  Zeit  klein  war,  — sie  zählte  27,000  Ein- 
wohner ~ die  Verhältnisse  der  Bank  also  bekannt  sein  durften,  muss  der 
Konto-Korrent-Verkehr  eine  entweder  noch  nicht  sehr  bekannte  oder  eine 
recht  verkannte  Einrichtung  gewesen  sein;  sonst  fände  sich  nicht  im  Jahres- 
bericht von  1850  mit  auffallend  gesperrter  Schrift  folgender  Notschrei; 

„Trotz  einer  nun  siebenjährigen  Publizität  über  unsere  Anstalt,  findet 
man  mitunter  noch,  z.  B.  über  die  Benützungsweise  unserer  Konto-Korrent- 
rechnungen,  über  die  damit  verbundenen  Kosten  oder  vielmehr  ihre  Unent- 
geltlichkeit, die  irrigsten  Ansichten  zu  berichtigen.  Zum  Zweck  der  Ver- 
öffentlichung wird  daher  hier  aufs  Neue  hervorgehoben,  dass  die  Bank  für 
jeden,  auch  den  unbegrenztesten  Konto-Korrent-Umsatz  nicht  mehr,  als  die 
blosse  jährliche  Schreibgebühr  von  10  Fr.  bezieht,  und  hiefür  noch  die  in 
ihrem  Rechnungsverkehr  eingeführten  Formulare  liefert.“ 

Dass  das  Jahr  1849  mit  seinen  flauen  Geschäften  hinter  seinem  Vor- 
gänger zurücksteht,  ist  leicht  begreiflich;  für  den  gewaltig  vermehrten  Verkehr 
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Aufbewahrung 
von  Depositen. 


Aufnahme 

verzinslicher 

Gelder. 


im  Jahre  1850  war  die  konstante  Anhäufung  von  Bargeld  auf  dem  Platze 
nicht  ohne  Bedeutung. 

Das  kleine  Nebengeschäft  der  A uf be  wa li ru  n g von  Depositen 
spiegelt  in  eigentümlicher  Weise  die  politischen  Zeitläufe  wieder.  Der  Wert 
der  Depositen  und  der  Ertrag  waren  in  den  ersten  Jahren  herzlich  gering 
gewesen.  Da  schnellte  im  Sturmjahre  1848  beides  beträchtlich  in  die  Höhe. 
Im  folgenden  Zeiträume  aber  war  die  Zunahme  ganz  ausserordentlich.  Von 
637,000  Fr.  stieg  der  Wert  der  Depositen  auf  3,3  Millionen  Fr.  und  der 
Ertrag  von  283  Fr.  auf  1,417  Fr.  Das  waren  ebenfalls  die  Folgen  der  Zustände 
im  badischen  Nachbarlande.  Die  Gewölbe  der  Bank  in  Basel  waren  eben 
sicherer,  als  die  Schränke  im  Badischen.  — So  willkommen  der  Ertrag  aus 
diesem  Geschäfte  war,  so  wünschte  der  Berichterstatter  von  damals  dennoch, 
dass  diese  Art  Leistung  der  Bank  sich  nicht  wiederhole.  — Kein  Unglück 
so  gross,  als  dass  nicht  ein  Bischen  Glück  für  jemand  dabei  wäre. 

Auch  hier  scheinen  die  neuen  Geschäftsverbindungen  zum  Teil  dauernd 
geworden  zu  sein;  denn  von  1849  ab  blieb  der  Wert  der  Depositen  stets 
mindestens  über  2,5  Millionen  Franken. 

Aufnahme  verzinslicher  Gelder.  Wir  haben  oben  schon  (S.  32  33) 
die  befriedigende  Entwicklung  dieses  PassivgeschäfLs  für  das  Jahr  1845 
verfolgt  und  erwähnt,  dass  am  14.  Januar  1847  neue  Bestimmungen  über  die 
deponierten  Gelder  erlassen  worden  waren,  nachdem  die  Ergebnisse  auf 
diesem  Gebiete  im  Jahre  1846  der  Bank  nahe  gelegt  hatten,  weitere  Klassen 
verzinslicher  Gelder  mit  höherm  Zinsfuss  und  längerer  Aufkündungszeit 
heranzuziehen.  Als  temporäre  Massregel  hatte  die  Vorsteherschaft,  dem 
Beschlüsse  vorausgehend,  schon  im  Mai  1846  verzinsliche  Gelder  zu  3‘  , '\o 
ingenommen  und  sich  damit  bei  den  damaligen  Geldverhältnissen  „eine 
Jienliche  Hülfsquelle“  verschafft. 

Nicht  umsonst  richtete  die  Vorsteherschaft  auf  diesen  Geschäftszweig 
Mn  besonderes  Augenmerk.  Er  war  für  sie  in  geschäftsreichen  Perioden 
!on  Bedeutung  und  erfüllte  auch  insofern  eine  wirtschaftliche  Aufgabe, 
ds  die  Bank,  ganz  nach  der  Absicht  ihres  Leiters,  nach  und  nach  die  all- 
;enieine  und  angemessenste  Niederlage  wurde  „für  frei  gewordenes  kleineres 
md  grösseres  Kapital,  bis  es  die  je  nach  seiner  Natur  zweckmässigste 
/erwendung  gefunden  hatte.“  Die  Bankleitung  dachte  tatsächlich  gerade 
lier  nicht  nur  an  sich  selbst.  Sie  hielt  es  für  wichtig,  „mit  Beachtung  der 
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eigenen  Bank-Interessen  auch  den  Vorteil  für  das  allgemeine  Publikum  zu 
würdigen  und  zu  gewähren,  dass  kleinere  und  grössere  Summen  auf  kurz 
oder  lang  hier  sicher  und  leicht  verfügbar  angelegt  werden  können.“ 

Im  Jahre  1847,  in  welchem  die  Bestimmungen  vom  14.  Januar  1847 
normal  wirken  konnten,  wurden  nun  folgende  Einzahlungen  an  verzinslichen 
Geldern  gemacht. 


Zins  % Minimum  der  Sicht 

Posten 

Fr. 

Kassenscheine 

1^0 

15  Tage 

36 

68,383 

in  Rechnung 

2 

10  „ 

101 

276,444 

M n 

2,5 

20  „ 

212 

413,654 

3,25 

3 Monate 

379 

461,974 

»»  « 

3,5 

15  Tage 

33 

24,624 

verzinslicher  Konto-Korrent 

mit  besonderm 

Vertrage 

50,645 

Total 

1,295,724 

Die  Zinsfusserhöhung  und  die  neuen  Aufkündungsmodi  hatten  somit 
schuldigst  ihre  Pflicht  getan.  Die  Rechnungen  zu  2''..  und  3S  «/„  hatten  am 
meisten  Anklang  gefunden;  die  Kassenscheine  am  wenigsten,  und  zuletzt 
war  diese  Kategorie  „ganz  unerheblich  geworden.“  Auch  unverzinsliche 
Kassenscheine  an  Ordre,  auf  beliebige  Summen,  beliebten  sehr  wenig, 
obschon  sie,  wie  die  Erfahrung  gezeigt  hatte,  Kreditbriefe  und  Goldbar- 
schaft, wie  auch  andere  Rimessen  vorteilhaft  und  bequem  ersetzen  konnten 
und  sich  auf  den  meisten  grossem  Wechselplätzen  ohne  Einbusse  auswechseln 
Hessen.  Man  muss  gestehen,  dass  die  Bank  das  menschenmögliche  tat,  um 
Gelder  heranzuziehen. 

Die  Bestimmungen  vom  14.  Januar  1847  hatten  es  in  das  Ermessen 
der  Vorsteherschaft  gelegt,  nötigenfalls  durch  eine  Herabsetzung  des  Zinsfusses 
für  die  verzinslichen  Depositen  den  Verhältnissen  Rechnung  zu  tragen. 
Das  war  gut.  Denn  wie  nötig  ein  solches  Vorgehen  im  Jahre  1848  war, 
haben  wir  oben  erwähnt. 

Zu  Beginn  des  Jahres  1848,  als  die  Bank  die  Gelder  noch  zu  verwenden 
gewusst  hätte,  flössen  sie  nicht  gar  reichlich,  und  später,  als  ini  Verhältnis 

zwischen  Angebot  und  Nachfrage  das  Blatt  sich  gewendet  hatte,  konnte  sie 
sie  nicht  gebrauchen. 
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Die  Einzahlungen  betrugen: 

Posten 

Fr. 

zu  2 %,  ab  21.  Februar  in  1 ^ 2% 

Rechnung 

39 

170,260 

Ol'  0 

» ^ , 2 „ » » » n ^ n 

» 

117 

326,540 

OM,  0 

n^/-*»  »»  » »'^  w 

205 

271,524 

„ 3 '-'2  „ (wohltätige  Anstalten) 

5 

8,200 

366 

776,524 

in  verzinsl.  Konto-Korr.-Rechn.  nach 

besond.  Vertrag 

389,093 

Fr, 

1,165,617 

Die  Summe  von  776,524  Fr.  gehörte  ganz  den  ersten  5 Monaten  des 
Jahres  an;  ja  selbst  in  der  geldklemmsten  Zeit  vom  13.  März  bis  8.  April, 
als  der  Diskont  auf  4— 4 ^ '2^/0  stand,  gingen  noch  143,000  Fr.  ein,  meist 
l Y2  und  2‘'oige  Gelder,  während  im  gleichen  Zeitraum  die  Rückzahlungen 
156,000  Fr.  nicht  überstiegen.  Dann  aber  begann  die  Bank  die  Einzahlungen 
abzuweisen;  denn  in  der  geldreichen  zweiten  Hälfte  des  Jahres  hätten  die 
Mittel  brach  gelegen.  Am  Jahresende  war  der  Bestand  noch  265,000  Fr. 
Von  privatem  Vorteil  wäre  es  gewesen,  auch  für  diesen  Bestand  eine 
schnellere  Abnahme  durch  die  der  Bank  zustehende  dreimonatliche  Kündigung 
zu  bewirken.  Die  Bank  tat  es  aber  nicht,  da  sie  nach  ihrer  bisherigen 
Erfahrung  über  den  Wert  dieses  Geschäftsgebietes  nur  höchst  ungern 
bestehende  Verbindungen  von  sich  aus  aufheben  wollte.  Als  aber  auch 
das  folgende  Jahr  — 1849  — keine  Besserung  brachte,  entschloss  sie  sich, 
wenn  auch  ungern,  diesen  Zweig  langsam,  aber  ganz  zu  liquidieren.  Der 
Bestand  hatte  sich  in  der  Mitte  des  Jahres  noch  auf  100,000  Fr.  belaufen; 
im  Dezember  war  er  verschwunden.  Dem  Publikum  wäre  zu  diesen 
Zeiten  sogar  mit  sehr  niedrigem  Zins  und  langen  Aufkündigungsfristen  ein 
wesentlicher  Dienst  geleistet  worden;  die  Bank  durfte  sich  aber  hierzu  in 
ihrem  eigenen  Interesse  nicht  hergeben. 

Die  in  der  Bilanz  noch  erscheinenden  verzinslichen  Gelder  bestanden 
teils  aus  wenigen,  den  Eigentümern  zur  Verfügung  gestellten  Posten;  teils 
aus  sogenannten  verzinslichen  Konto-Korrent-Rechnungen  zu  gunsten  kleiner 
Wohltätigkeitsfonds,  der  Vorschusskasse  der  Gesellschaft  des  Guten  und 
Gemeinnützigen  und  der  Zinstragenden  Ersparniskasse.  Dieser  Verkehr 
bestand  schon  seit  1847  48,  und  die  Bank  wünschte  lebhaft,  er  möchte  sich 
auch  auf  andere  öffentliche  Verwaltungskassen  ausdehnen.  Mit  der  Ersparnis- 
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kasse  hatte  sich  besonders  seit  ihrer  Reorganisation  diese  war  zu  gutem 
Teil  wiederum  ein  Werk  Speisers  gewesen  — nach  und  nach  ein  bedeutender 
Verkehr  entwickelt;  doch  gebot  die  Notwendigkeit,  eine  Verzinsung  seitens 
der  Bank  fast  gänzlich  aufhören  zu  lassen.  Wie  schwer  die  Zeiten  waren, 
mag  daraus  ersehen  werden,  dass  es  im  Jahre  1850  sogar  nötig  wurde, 
selbst  gegenüber  Kassen,  denen  man  mit  Rücksicht  auf  ihre  Zwecke  Ausnahme- 
bedingungen gewährt  hatte,  zu  Einschränkungen  zu  schreiten.  Der  ganze 
Verkehr  mit  solchen  Institutionen  betrug  pro  1850  730,000  Fr.  und  kostete 
die  Bank  die  lächerlich  kleine  Zinssumme  von  359  Fr.,  und  im  Jahre  1851 
waren  es  gar  1,2  Millionen  Fr.  mit  164  Fr.  Zinsvergütung. 

Vier  Jahre  lang,  von  1849  bis  Anfangs  1854,  musste  die  Bank  mangels 
entsprechender  Verwendung  auf  die  Annahme  verzinslicher  Depositen  über- 
haupt verzichten.  Im  Februar  1854  endlich  begannen  sie,  ihr  wieder 
erwünschte  Dienste  zu  leisten. 

Anders  ging  es  im  Banknotengeschäft.  Wiederholen  wir  die  Das  Banknuten- 

° ^ ® geschäft 

oben  genannten  Daten  ; 

1.  Emission  vom  25.  März  1845  500,000  Fr. 

2.  „ »17.  Februar  1846  500,000  „ 

3.  „ „ 14.  Januar  1847  1,000,000  „ 

stets  in  Abschnitten  von  500  und  1,000  Fr. 

Das  neue  Zahlungsmittel  gewann,  wenn  auch  langsam,  zunehmend 
festem  Boden.  Es  betrug  (in  Mill.  Fr.)  im  Jahre 


1845 

1846 

1847 

1848 

1849 

1850 

1851 

1852 

die  Emission 

0.500 

1.000 

1.000 

1.300 

1.300 

1.300 

1.300 

1.500 

durchsch.  Zirkul. 

0.463 

0.640 

0.694 

1.109 

1.196 

1.231 

1.206 

1.369 

Die  durchschnittliche  Zirkulation  stieg  beständig  und  stellte  sich  in 
ein  immer  besseres  Verhältnis  zur  Höhe  der  Emissionssumme.  Die  Noten 
blieben  nach  und  nach  der  Bankkasse  fern;  die  Ausstandszeit  nahm  bedeutend 
zu  — 1847:  28  Tage,  1851;  117  Tage  — ein  Zeichen  dafür,  dass  die  neuen 
Papiere  je  länger,  je  lieber  im  Verkehr  verwendet  wurden.  In  entsprechendem 
Masse  ging  die  Summe  der  ausgegebenen  und  eingegangenen  Noten  zurück. 
Immerhin  fand  die  Bankleitung,  dass  das  Notengeschäft  und  die  umlaufende 
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Notensumme,  im  Vergleiche  zur  ganzen  Geschäftsmasse  des  Platzverkehrs 
und  seinen  äussern  Verbindungen,  noch  einer  weitern  Ausdehnung  sehr 
wohl  fähig  sei. 

Das  Jahr  1848  unterwarf  diesen  Teil  des  Bankgeschäftes  der  Feuer- 
probe. Im  Januar  hatte  man  noch  neue  Noten  über  die  ausgegebene  Summe 
von  einer  Million  hinaus  in  den  Verkehr  gebracht;  trotzdem  blieb  die  Zir- 
kulation auch  in  den  Tagen  der  grössten  Verkehrsbedrängnis,  im  März, 
stets  über  einer  Million  (ja,  die  Zirkulation  war  im  März  um  200,000  Fr. 
höher,  als  sie  im  Februar  gewesen  war),  ein  Beweis  des  Ansehens  der 
Bank  und  für  die  Vorsteherschaft  ein  Hinweis  darauf,  dass  die  Emissions- 
sumine,  sofern  die  Geschäftstätigkeit  steigen  sollte,  eher  zu  niedrig,  jeden- 
falls nicht  zu  hoch  gegriffen  war.  Nach  der  Krise  hielt  die  Geldabundanz 
die  Zirkulation  beständig  hoch.  In  gar  vielen  Fällen  war  es,  da  die  Bank 
nahe  an  2 ‘ j Millionen  Barschaft  enthielt,  für  die  Eigentümer  bequem,  das 
Wert-Äquivalent  in  Noten  zur  eigenen  Verfügung  zu  haben.  Die  Bank  hatte 
aus  der  so  bedeutend  gehobenen  Zirkulation  direkte  wenig  Nutzen;  sie  musste 
sich  „mit  der  moralischen  Zufriedenheit  über  das  Ansehen  ihrer  Noten“ 
begnügen.  Da  die  äussern  Verhältnisse  auch  in  den  folgenden  Jahren  — 1849 
und  1850,  z.  T.  noch  1851  — dieselben  blieben,  sank  die  Zirkulation 
nicht;  im  Gegenteil  wurden  mehr  Noten  verlangt,  als  die  Bank  zu  geben 
vermochte.  Dessen  ungeachtet  Hess  sie  sich  nicht  veranlassen,  die  Emission 
zu  erhöhen.  „In  einer  Zeit,  wo  auch  der  Bank  der  Mangel  an  Verwendungs- 
anlässen so  fühlbar  wird,  darf  umsoweniger  übersehen  werden,  dass  mit 
Vermehrung  ihres  Notenumlaufs  eine  ganz  direkte  und  unbedingte  Gewähr- 
leistung ohne  Nutzen-Ersatz  verbunden  wäre.“  Sie  verwies  diejenigen,  die 
den  so  „bequemen  Geldvertreter“  ungern  entbehrten,  nicht  mit  Unrecht 
auf  die  Vorteile  der  offenen  Bankrechnung,  die,  wie  wir  wissen,  noch  lange 
nicht  genug  bekannt  und  gewürdigt  war.  Erst  im  Januar  1852,  vielleicht 
etwas  zu  spät,  gab  die  Vorsteherschaft  selbst  zu,  dass  „öftere  Ungenügen- 
heit“  von  Noten  „für  den  Begehr  einen  wirklichen  Bedarf“  erwiesen  habe 
(Jahresbericht  von  1851),  und  Hess  sich  zu  einer  weitern  Teilemission  der 
beschlossenen  zweiten  Million  herbei,  indem  sie  200,0(0  Fr.  in  Noten  ausgab 
und  die  Gesamtemission  auf  1,5  Millionen  erhöhte.  Auf  diesem  Betrage 
blieb  sie  nun  lange,  lange  Zeit:  bis  ins  Jahr  1873.  Diese  letzten  Jahre 
hatten  deutlich  ergeben;  eine  immer  verbreitetere  Angewöhnung  an  dieses 
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Verkehrsmittel,  zum  Vorteil  der  Bank;  eine  sehr  lange  Ausstandszeit  der 
Noten,  ein  Beweis  des  langsamen  Geldumsatzes  und  dass  die  Noten  ihren 
Platzdienst  gut  verrichteten;  endlich  die  beinahe  vollkommene  Selbständigkeit 
der  Noten  und  Unabhängigkeit  vom  Barschaftsbestand. 

Der  Kassen  verkehr  erzeigt  eine  merkwürdige  Stabilität  in  der 
Summe  der  Ein-  und  Ausgänge,  wie  die  folgenden  Zahlen  (in  Mill.  Fr.)  dartun. 


1845 

1846 

1847 

1848 

1849 

1850 

1851 

1852 

Zalil  der  Posten 

9451 

11012 

12444 

11035 

8943 

10337 

11915 

16146 

Ein-  und  Ausgang  . 

46.2 

50.2 

50.1 

51  4 

37.8 

46  4 

57.0 

79-3 

Durchschnitt!  Barbestand 

0.371 

0.389 

0-475 

1,598 

1 410 

2000 

2.432 

1 847 

Zum  Teil  war  sie  die  Folge  der  Ereignisse  von  1848,  zum  Teil  trugen 
auch  die  Münzverhältnisse  Schuld  daran,  sowie  das  Eindringen  deutscher 
Silbersorten  seit  1849.  Setzen  wir  den  Kassenverkehr  von  1845  1.00,  so 

ergeben  sich  folgende  Werte  für  die  spätem  Jahre; 


1845 

1.00 


1846 

1.08 


1847 

1.10 


1848 

1.11 


1849 

0.81 


1850 

1.00 


1851 

1.21 


1852 

1.71 


Kasse. 


Wie  noch  heute,  so  hatte  Basel  als  Grenzstadt  schon  damals  stark  unter  Unerwünschte 
dem  eindringenden  deutschen  Oelde  zu  leiden;  ja,  im  Jahre  1849  wurde  der  «anderer'"' 
Andrang  so  stark,  dass  daraus  in  der  Hauptsache  der  so  auffallend  starke 
Rückgang  des  Kassenverkehrs  jenes  Jahres  zu  erklären  ist.  Die  deutschen 
Geldsorten  wurden  zwar  nicht  in  Konto-Korrent-Rechnungen  oder  gegen 
Banknoten  angenommen,  hingegen  für  solche  Diskontowechsel,  die  bloss 
auf  Wechselgeld  lauteten  und  für  die  die  Bank  auch  ihrerseits  die  Be- 
fugnis zu  gleicher  Bezahlungsart  in  Anspruch  genommen  hatte.  Vom 
Barbestand  betrugen  die  deutschen  Sorten  während  den  ersten  9 Monaten 
des  Jahres  ’ s — ' j.  Eine  weitere  Folge  dieser  Umstände  war  die  stärkere 
Benützung  von  Separatrechnungen  für  fremde  Geldsorten. 

Im  genannten  Jahre  waren  es  54  solcher  Rechnungen,  1850  noch  7, 

1851  noch  3,  und  der  Nebenumsatz,  unabhängig  vom  direkten  gewöhnlichen 
Bankverkehr  und  von  der  Kassenbewegung  erreichte 

1849  1850  1851  1852  1853 

2.5  1 2 Millionen  Franken. 
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48  1845—1851. 

Alles  ein  Beweis  der  starken  Bedeutung  der  fremden  Eindringlinge. 
Für  die  Bankvorstelierschaft  waren  die  Komplikationen  der  Geldsortenver- 
hältnisse eine  brennende  Frage.  Nie  war  der  Konflikt  so  stark  gewesen, 
oft  schien  es,  als  werde  das  so  lange  vorherrschend  gewesene  französische 
Geld  ganz  durch  das  deutsche  verdrängt;  so  selten  war  es  geworden.  Vor- 
erst hatte  die  Vorsteherschaft  an  den  „unabweichlichen  Grundlagen  der 
Bank“  festhalten  wollen,  „die  sich  ihrem  Wesen  nach  widersetzten,  dass 
die  verschiedenen  Sorten,  wenn  auch  hier  gesetzlich  und  in  Wechselgeld 
gewertet,  im  Verkehr  mit  der  Bank  gleichmässig  behandelt  werden.“  Allem 
die  Erkenntnis,  dass  die  Bank  der  Mittelpunkt  für  den  Geldverkehr  bleiben 
müsse  und  die  Rücksichtnahme  auf  das  Publikum  Hessen  es  als  richtig 
erscheinen,  entgegenkommend  zu  sein,  dem  allgemeinen  Bedürfnis  zu  folgen 
und  zu  entsprechen,  und  über  die  Annahme  der  Sorten  Festsetzungen  zu 
erlassen.  Während  der  schlimmsten  Zeit  erkannte  die  Vorsteherschaft  in 
der  stabil  gebliebenen  Notenzirkulation  — sie  sank  nie  unter  1 Mill.  Fr.  — 
und  im  Gleichbleiben  der  Konto-Korrent-Guthaben  in  der  Bank,  die  ebenfalls, 
wie  die  Noten,  französische  Währung  repräsentierten,  ein  Symptom  für  die 
Sicherheit  derBank  und  die  Macht  „gewisser  andauernder  Verkehrsbedingungen, 
die  auf  hiesigem  Platz  noch  weit  stärker  fortwirkten,  als  man  unter  dem 
anscheinenden  Druck  des  rivalisierenden  Geldes  hätte  erwarten  sollen.“ 

Und  eine  weitere  Lehre,  die  die  Vorsteherschaft  aus  den  erwähnten 
Ereignissen  zog,  war  die,  dass  die  Tätigkeit  und  das  Gedeihen  der  Bank 
weit  mehr  von  der  Gunst  oder  Ungunst  der  Zeit  und  von  der  Nachfrage 
nach  Kapital  abhänge,  als  von  den  Geldsortenverhältnissen  und  von  der 
Münzfrage.  Die  Neuheit  der  Geldsortenverhältnisse  gab  der  Vorsteherschaft 
auch  Anlass  zu  Beratungen  und  Schritten,  um  übertriebenen  Besorgnissen 
zu  begegnen.  Hierher  gehörte  die  Vornahme  einer  genauen  Prüfung  des 
Silberwertes  der  Guldenstücke  in  Paris  und  die  Begutachtung  einer  wechsel- 
rechtlichen Frage  durch  eine  Anzahl  hiesiger  geschäftserfahrener  Männer, 
nachdem  in  der  Vorsteherschaft  selbst  sehr  abweichende  Meinungen  sich 
geltend  gemacht  hatten. 

Im  Spätjahr  1849  kam  der  Umschlag.  Der  Zufluss  der  deutschen  Munz- 
sorten  nahm  rasch  ab,  und  da  gleichzeitig  auch  mit  den  Vorarbeiten  für  die 
Umgestaltung  des  gesamten  schweizerischen  Münzwesens  begonnen  wurde, 
beruhigte  sich  der  Platz  bald  wieder. 
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Alles  ein  Beweis  der  starken  Bedeutung  der  fremden  Eindringlinge. 
Für  die  Bankvorsteherscliaft  waren  die  Komplikationen  der  Geldsortenver- 
hältnisse eine  brennende  Frage.  Nie  war  der  Konflikt  so  stark  gewesen, 
oft  schien  es,  als  werde  das  so  lange  vorherrschend  gewesene  französische 
Geld  ganz  durch  das  deutsche  verdrängt;  so  selten  war  es  geworden.  Vor- 
erst hatte  die  Vorsteherschaft  an  den  „unabweichlichen  Grundlagen  der 
Bank“  festhalten  wollen,  „die  sich  ihrem  Wesen  nach  widersetzten,  dass 
die  verschiedenen  Sorten,  wenn  auch  hier  gesetzlich  und  in  Wechselgeld 
gewertet,  im  Verkehr  mit  der  Bank  gleichmässig  behandelt  werden.“  Allem 
die  Erkenntnis,  dass  die  Bank  der  Mittelpunkt  für  den  Geldverkehr  bleiben 
müsse  lind  die  Rücksichtnahme  auf  das  Publikum  Hessen  es  als  richtig 
erscheinen,  entgegenkommend  zu  sein,  dem  allgemeinen  Bedürfnis  zu  folgen 
und  zu  entsprechen,  und  über  die  Annahme  der  Sorten  Festsetzungen  zu 
erlassen.  Während  der  schlimmsten  Zeit  erkannte  die  Vorsteherschaft  in 
der  stabil  gebliebenen  Notenzirkulation  — sie  sank  nie  unter  1 Milk  Fr.  — 
und  im  Gleichbleiben  der  Konto-Korrent-Guthaben  in  der  Bank,  die  ebenfalls, 
wie  die  Noten,  französische  Währung  repräsentierten,  ein  Symptom  für  die 
Sicherheit  der  Bank  und  die  Macht  „gewisser  andauernder  Verkehrsbedingungen, 
die  auf  hiesigem  Platz  noch  weit  stärker  fortwirkten,  als  man  unter  dem 
anscheinenden  Druck  des  rivalisierenden  Geldes  hätte  erwarten  sollen.“ 

Und  eine  weitere  Lehre,  die  die  Vorsteherschaft  aus  den  erwähnten 
Ereignissen  zog,  war  die,  dass  die  Tätigkeit  und  das  Gedeihen  der  Bank 
weit  mehr  von  der  Gunst  oder  Ungunst  der  Zeit  und  von  der  Nachfrage 
nach  Kapital  abhänge,  als  von  den  Geldsortenverhältnissen  und  von  der 
Münzfrage.  Die  Neuheit  der  Geldsortenverhältnisse  gab  der  Vorsteherschaft 
auch  Anlass  zu  Beratungen  und  Schritten,  um  übertriebenen  Besorgnissen 
zu  begegnen.  Hierher  gehörte  die  Vornahme  einer  genauen  Prüfung  des 
Silberwertes  der  Guldenstücke  in  Paris  und  die  Begutachtung  einer  wechsel- 
rechtlichen Frage  durch  eine  Anzahl  hiesiger  geschäftserfahrener  Männer, 
nachdem  in  der  Vorsteherschaft  selbst  sehr  abweichende  Meinungen  sich 
geltend  gemacht  hatten. 

Im  Spätjahr  1849  kam  der  Umschlag.  Der  Zufluss  der  deutschen  Munz- 
sorten  nahm  rasch  ab,  und  da  gleichzeitig  auch  mit  den  Vorarbeiten  für  die 
Umgestaltung  des  gesamten  schweizerischen  Münzwesens  begonnen  wurde, 
beruhigte  sich  der  Platz  bald  wieder. 
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Das  Diskontogeschäft,  das  unter  dem  regime  der  Giro-  und  Diskonto- 

° geschärt. 

Depositenbank  einen  so  drolligen  Anfang  genommen  hatte,  wurde  im  Laufe 
der  nächsten  Jahre  von  ansehnlicher  Bedeutung,  ansehnlich  für  jene  Zeit 
und  ihre  Verhältnisse.  Heute  ist  der  Masstab  zur  Beurteilung  von  Bank- 
umsätzen allerdings  ganz  anders  geworden.  Die  Zahlen  zeigen  folgende 
Entwicklung; 


1845 

1846 

' 1847 

1848 

1 

1849 

1850 

j 1851 

1852 

Zahl  der  Wechsel  ... 

552 

926 

i 1274 

1 943 

701 

572 

849 

1315 

Total-Betrag  (1000  Fr.)  . . 

2.590 

4.256 

! 5.644 

1 4.524 

3.527 

3.020 

4.324 

6.028 

Durchschnittl.  Betrag  Fr.  . . 

4700 

4590 

4430 

! 4797 

5032 

5279 

5093 

4548 

Durchschn.  Bestand  (1000  Fr.) 

0.363 

0.768  i 

0.958 

0.774 

0.574  i 

0.416 

0.506 

0 903 

Ertrag  (1000  Fr.) 

0013 

0.027  1 

0 043  ! 

0.027 

0.018 

0.011 

0.015 

0028 

Mittlerer  Diskontosatz  '*/o 

— 

3.72 

4.47 

353 

3.14 

2.60 

256 

3 17 

Der  Anfang,  1846 — 1848,  war  sogar  vielversprechend  gewesen;  doch 
kamen  im  ersten  Jahre  trotz  der  vermehrten  Mittel,  besonders  im  Herbst  zu 
geldseltener  Zeit  häufige  Ablehnungen  vor;  ähnlich  wieder  im  Frühjahr  und 
Herbst  der  Jahre  1846  und  1847.  ln  dieser  Jahreszeit  war  es  die  Folge 
des  gewöhnlich  eintretenden  grossen  Geldabflusses.  Die  Krisis  — zunächst 
die  englische  im  Jahre  1847  — zeigte  sich  auf  diesem  Gebiete  mehr  im 
stufenweisen  Steigen  des  Geldzinsfusses,  doch  immer  noch  ohne  eigentliche 
Geschäftsschwierigkeit.  Erst  das  Jahr  1848  setzte  dem  Diskontogeschäft 
empfindlich  zu.  Man  verfolge  nur  die  oben  mitgeteilten  Zahlen.  Die  Zahl 
der  diskontierten  Wechsel,  die  Summe,  der  Ertrag : alles  ging  zurück  und 
musste  unter  den  kommerziell  und  politisch  so  aussergewöhnlichen  Umständen, 
wo  eines  jeden  Bestreben  nur  dahingerichtet  war,  alle  laufenden  Verbind- 
lichkeiten womöglich  einzuziehen  und  nicht  zu  erneuern,  weichen.  Im  ersten 
Quartal  des  Jahres  1848  wurde  noch  für  1,5  Millionen  diskontiert,  im  zweiten 
noch  für  eine  halbe  Million.  Die  Bank  war  mit  Ausnahme  der  grössten 
Verlegenheitszeit  13.  März  bis  1.  April  — stets  in  der  Lage,  allen 
Begehren  zu  entsprechen,  obschon  sie  in  diesem  halben  Monat  an  Diskonto 
und  Darleihen  728,000  Fr.  bewilligt  hatte.  Ihre  Tätigkeit  ergänzte  dann 
der  Kredit-Verein  in  glücklichster  Weise,  wie  wir  oben  schon  dargetan  haben. 
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Vom  April  an  aber  ging  das  Geschäft  gewaltig  zurück  und  sank  und 
sank  auch  im  folgenden  Jahre.  Setzen  wir  die  diskontierte  Summe  des 
Jahres  1845  = 1.00,  so  erhalten  wir  im  Vergleich  hierzu  für  die  folgenden 
Jahre 

1845  1846  1847  1848  1849  1850  1851 

1.00  1.64  2.18  1.75  1.36  1.16  1.75 


Wohl  konnte  die  Geschäftsperiode  nicht  als  ungünstig  bezeichnet  werden, 
aber  das  disponible  Kapital  war  fortwährend  so  unverhältnismässig  gross, 
dass  vom  Platzbedarf  nur  ein  kleiner  Teil  an  die  Bank  gelangte.  In  solchen 
Zeiten  können  solide  Geldbegehren  zwischen  den  auf  alle  Weise  sich  unter- 
bietenden Geldanträgen  wählen.  Trotzdem  der  Bankdiskont  bis  auf  2V470 
heruntergesetzt  wurde,  blieb  die  Summe  des  Diskontogeschäftes  die  kleinste 
der  letzten  5 Jahre  des  Bestehens  der  Bank.  Es  ist  sonst  ein  schönes 
Ding  um  viel  Geld,  aber  allzuviel  ist  oft  vom  Übel,  und  so  war  es  um 
jene  Zeiten  in  Basel.  Noch  zwei  Jahre  lang  musste  das  Diskontogeschäft 
darunter  leiden;  dann  begannen,  nachdem  die  politischen  Konstellationen 
anders  geworden,  sich  die  Anzeichen  besserer  Zeiten  zu  äussern.  Das  Jahr 
1851  bildet  den  Übergang;  da  stand  der  durchschnittliche  Diskontosatz  am 
tiefsten,  nachdem  er  von  1846  weg  unaufhörlich  gefallen  war,  wie  wiederum 
den  Zahlen  auf  Seite  49  entnommen  werden  kann. 


Während  dieser  ganzen  Zeit  ist  nur  eines  stabil  geblieben:  die  durch- 
schnittliche Höhe  der  Wechselbeträge  — 4,500  bis  5,000  Fr.  — ein  Zeichen, 
dass  fast  ausschliesslich  der  grössere  Handel  die  Bank  in  diesem  Geschäfts- 
zweige benützte.  Das  lag  in  den  Lokalverhältnissen  begründet,  welche 
bankfähige  kleinere  Wechsel  selten  machten.  Von  geringerer  Bedeutung  war 
zweifellos  der  Ertrag  dieses  Geschäftes;  die  Bank  hat  volkswirtschaftlich 
damit  mehr  geleistet,  als  privatwirtschaftlich. 

Darlehn.  Mit  dem  Diskontogeschäft  musste  unter  dem  Geldüberfluss  natürlich 

auch  das  Darlehngeschäft  leiden,  das  ja  eine  Ergänzung  zu  jenem 
bildet.  Als  Verwendungsmittel  steht  es,  trotz  seines  höhern  Zinsfusses  für 
die  Bank  in  zweiter  Linie,  da  die  Darlehn  nicht  in  gleichem  Grade  als 
liquid  angesehen  werden  können. 

Ein  grosser  Teil  der  Benützer  war  nicht  handeltreibendes  Publikum, 
sondern  gehörte  dem  Stande  der  Gewerbetreibenden  und  Partikulare  an, 
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dem  die  Darlehn  mit  Hinterlagen  ein  bequemeres  Mittel  der  Geldbeschaffung 
bieten,  als  der  Wechsel. 


1845 

1846 

1847 

1848 

1849 

1850 

1851 

1852 

Darlehnsumme  (1000  Fr.) 

1.172 

2.766 

1 930 

2.236 

1.942 

0.914 

1.208 

1.565 

Durchschnittl.  Betrag  Fr. 

8,400 

8,400 

5,743 

6,229 

7,193 

4,231 

6,102 

6,573 

Ausstandszeit  Tage 

75 

55 

79 

87 

91 

84 

84 

79 

Mit  der  Zunahme  des  Diskontogeschäftes  muss  die  Bankleitung  darauf 
achten,  dass  sie  sich  freie  Bewegung  bewahre;  dies  geschieht  u.  a.,  indem 
sie  rechtzeitig  dafür  sorgt,  dass  die  Dar  lehn  so  liquid  als  möglich  sich 
gestalten,  dass  sie  also  nur  temporären  und  nicht  permanenten  Charakters 
sind.  Diese  Gefahr  liegt  bei  den  Darlehn  stets  nahe,  und  es  war  in  der 
Tat  anfänglich  nicht  zu  verhüten,  dass  das  Verhältnis  der  Diskontowechsel 
im  Portefeuille  zu  den  Darlehnsposten  nicht  immer  günstig  stand.  So 
besass  das  Portefeuille  Ende  April  1846  690,000  Fr.  in  Wechseln  und 
600,000  Fr.  in  Darlehn. 

Dem  abzuhelfen,  wurden  die  Darlehn  auf  Wechselhinterlagen  vom 
Juli  1846  an  den  andern  Hinterlagsdarlehn  gleichgestellt,  statt  sie  den 
Diskontofuss  geniessen  zu  lassen,  wie  im  Jahre  vorher.  Und  im  September 
fand  man  für  gut,  jede  erste  Erneuerung  eines  Darlehns  um  und 

jede  zweite  und  weitere  Erneuerung  um  ®/o  über  den  jeweiligen  Dar- 
lehnszinsfuss  hinaufzusetzen.  Für  Geschäfte  auf  kurzen  Termin  war  dieser 
Zinsunterschied  nicht  sehr  fühlbar,  und  Geschäfte  auf  längere  Termine 

wurden  spärlicher,  und  dies  wollte  die  Bank  durch  ihre  Massregel  auch 
erreichen. 

Auch  die  Banken  von  Zürich  und  St.  Gallen  hatten  ähnliche  Abhülfs- 
rnassregeln  getroffen.  Übrigens  zeigt  die  um  24  Tage  längere  Ausstandszeit 
der  Darlehn  im  folgenden  Jahre,  dass  diese  Verfügungen  durchaus  zweck- 
mässig waren.  Erst  in  den  Jahren  1849  und  1850  verlor  das  Darlehns- 
geschäft an  Bedeutung,  aber  nicht  dieser  Bestimmungen  wegen,  sondern  aus 
den  gleichen  Gründen,  wie  die  Diskontierungen.  Zu  jener  Zeit  Hess  man 
wieder  einige  Erleichterungen  eintreten  (wie  z.  B.  die  Anwendung  des  Dis- 
kontofusses  für  Darlehn  mit  Wechselhinterlagen).  Doch  blieb  das  Verhältnis 
des  Wechselbestandes  zum  Darlehnsbestand  bis  auf  das  Jahr  1849  Stetsfort 
günstig.  Der  Saldo  war  durchschnittlich  am  Jahresende  (in  1,000  Fr.)  für 
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1845 

1846 

1847 

1848 

1849 

1850 

1851 

Wechsel  zum  Diskont 

363 

768 

958 

774 

574 

416 

506 

Darlehn 

266 

488 

407 

471 

455 

219 

301 

Diskonto  von 
Pariser 
Wechseln. 


An  das  Diskonto-  und  Darlehngeschäft  schliesst  sich  zunächst  die 
Diskontierung  von  Pariser  Wechseln  an. 

Dieses  Geschäft  war  eigentlich  nur  für  den  Fall  vorgesehen,  dass 
andre  Verwendungen  fehlten.  Doch  wurde  es  schon  im  ersten  Geschäfts- 
jahr der  neuen  Bank  betrieben,  und  die  Erfahrung  sprach  sehr  für  dessen 
Beibehaltung;  denn  man  schuf  sich  damit  „eine  Art  zinstragende  Reservekasse“, 
vermittelst  welcher  bei  plötzlichem  Geldbedarfe,  in  kurzer  Zeit  und  mit 
geringen  Kosten  Barschaft  von  auswärts,  d.  h.  von  Mülhausen,  ab  dem 
Sitze  der  zunächst  liegenden  Filiale  der  Banque  de  France,  auf  den  Platz 
geschafft  werden  konnte.  In  der  Tat  diente  etwa  die  Hälfte  der  im  Jahre 
1846  diskontierten  Wechselbeträge  zur  Beschaffung  von  Bargeld,  während 
im  folgenden  Jahre,  als  die  Mittel  der  Bank  mit  besonderer  Fürsorglichkeit 
verwendet  wurden,  Pariser  Papier  nie  auf  aussergewöhnlichem  Wege  liquid 
gemacht  werden  musste,  um  der  Kasse  Geld  zuzuführen.  Der  Ertrag  war 
auch  entsprechend  höher,  5%,  statt  3^  2,  wie  im  Jahre  1846. 

Das  Unglücksjahr  1848  sah  in  seinen  beiden  ersten  Monaten,  eben  da 
bei  grossem  Geldüberfluss  andere  Verwendung  fehlte,  eine  gute  Entwicklung 
in  Pariser  Wechseln  (Januar  und  Februar  462,718  Fr.)  Dann  kam  auch  hier 
das  Ende. 

Im  Jahre  1850  wurden  wenige  35,915  Fr.  diskontiert;  trotzdem  Pariser 
Papier  durch  die  Aufhebung  des  Zwangkurses  der  französischen  Noten  wieder 
zugänglich  geworden  war,  nahm  das  Geschäft  noch  nicht  zu.  So  wurden 
auch  in  den  Jahren  1851  und  1852  nur  781,000  und  590,000  Fr.  darauf 
verwendet.  Erst  im  Jahre  1853  nahm  es  wieder  einen  regelmässigen  Verlauf 
— Diskontosumme  1,293,000  Fr.  — und  lieferte  ansehnliche  Erträge;  dies 
besonders,  nachdem  es  gelungen  war,  die  bei  der  Verwertung  entstehenden 
Kursdifferenzen  und  Kosten,  wenn  es  an  hiesiger  Verwendung  gebrach,  durch 
eine  Verbindung  mit  dem  Comptoir  National  d’Escompte  in  Paris  auf  ein 
Minimum  zu  reduzieren. 


Den  beiden  Geschäften  „Vorschüsse  auf  Barhinterlage“  und 
Handel  in  Staatsobligationen  kam  keine  grosse  Bedeutung  zu.  Jene 


Vorschüsse. 
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wurden  etwa  von  Geldwechslern  begehrt  und  schwankten  in  der  Jahressumme 
I zwischen  72,000  und  183,000  Fr.  Den  Vorrat  an  Staatsobligationen  hatte 

die  Vorsteherschaft  schon  in  der  ersten  Hälfte  des  Jahres  1846  abgegeben. 
Dafür  wurde  die  Bankbehausung  von  der  Bank  übernommen.  Ihr  Wert 
' erschien  von  1847  an  nicht  mehr  als  Darlehnposten,  sondern  als  Aktivum, 

und  damit  war  dem  Gesellschaftsbeschlusse  vom  14.  Januar  1847  Genüge  getan. 

Als  letztes  und  jüngstes  Aktivgeschäft  sind  die  Krediteröffnungen 
in  Konto-Korrent  zu  nennen,  ein  Erzeugnis  der  Verhältnisse  des  Jahres 
1848.  Sie  waren  allerdings  schon  früher  vorbereitet  worden  in  Beratungen 
über  die  zweckmässigste  Erleichterung  des  Bankverkehrs. 

Im  Prinzip  hatte  der  Bankdirektor  aus  eigener  Initiative  der  Vorsteher- 
schaft schon  im  November  1846  eingehend  begründete  Vorschläge  zur 
Eröffnung  von  Krediten  in  laufender  Rechnung  gemacht,  aller- 
dings mit  der  bestimmten  Absicht,  damit  in  erster  Linie  dem  Mittelstände 
dienstbar  zu  sein.  Dieser  Vorschlag  war  eine  Ergänzung  des  um  dieselbe 
Zeit  von  ihm  bei  der  Gesellschaft  des  Guten  und  Gemeinnützigen  ein- 
gereichten Planes  der  Errichtung  einer  Vorschusskasse.  ')  Beide  Vorschläge 
gingen  weniger  auf  banktechnische  Erwägungen,  als  auf  das  soziale  Em- 
pfinden Speisers  zurück. 


Krediteröff- 
nungen in  Konto- 
Korrent  von  1848 
an;  etwas  für 
den  Handwerker- 
und Mittelstand. 


Speisers  Idee 
einer  Vorschuss- 
kasse für  den 
Mittelstand. 


„Wenn  es  wahr  ist,“  sagteer-),  „was  von  vielen  Seiten  behauptet  wird 
und  was  man  auch  hier,  in  Basel,  beobachtet  haben  will,  dass  verschiedene 
Zustände  unserer  Zeit  dahin  wirken,  die  mittleren  Klassen  der  Gesellschaft 
nach  und  nach  ökonomisch  zurückzubringen,  so  liegt  hierin  Stoff  zum  Nach- 
denken für  Jedermann.  Vieles  deutet  daraufhin,  dass  jene  Wahrnehmung, 
in  einigem  wenigstens,  begründet  sei,  und  daraus  lässt  sich  zum  Teil  die 
Unzufriedenheit  über  die  öffentlichen  Zustände  erklären,  mit  denen  Mancher, 
irriger  Weise,  das  Unbefriedigende  seiner  eigenen  Verhältnisse  in  Zusammen- 
glaubt.  Speiser  anerkannte,  dass  tiefer  liegende,  in  den  allgemeinen 

')  Eine  primitive  Vorschusskasse  hatte  die  Gesellschaft  zur  Beförderung  des 
Guten  und  Gemeinnützigen  schon  im  Jahre  1842  eingerichtet,  um  bedürftigen  Anfängern 
bei  der  „Errichtung  oder  Erhaltung  eines  Berufs  oder  Hauswesens“  mit  Vorschüssen  bis 
zu  300  Fr.  auszuheifen.  Sie  hatte  aber  nie  prosperiert.  Auf  Speisers  Anregung  wurde 
sie  im  Jahre  1847  revidiert  und  auf  eine  breitere  Basis  gestellt,  was  eine  Hauptarbeit 
der  Gesellschaft  in  jenem  Jahre  war.  Von  da  an  nahmen  die  Darlehnsbewilligungen 
grössere  Dimensionen  an. 

’)  Aufsätze  in  seinem  handschriftlichen  Nachlasse. 
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Verhältnissen  begründete  Übelstände  vorhanden  seien,  dass  diese  aber  nicht 
oder  nur  zum  kleinsten  Teile  politischer  Natur  seien,  sondern  in  der  allmäh- 
lichen Umgestaltung  gewisser  sozialer  Verhältnisse  gesucht  werden  müssten, 
die  in  ihrer  gegenwärtigen  Form  Hilfsmittel  zur  Bedingung  machen,  die  für 
die  mindern  Gewerbsklassen  nicht  existieren.  Vor  allem  schien  Speiser 
das  Kapital  in  allen  seinen  Formen  gegenüber  früher  viel  mächtiger  geworden 
zu  sein,  und  von  der  bevorstehenden  Einführung  der  Gewerbefreiheit  und 
Niederlassungsfreiheit  durch  die  neue  Bundesverfassung  befürchtete  er  ein  noch 
stärkeres  Hervortreten  dieser  Übelstände  zu  Ungunsten  des  Gewerbestandes. 
Deshalb  sollte,  nach  seinem  Vorschläge,  die  Hilfe  bald  einsetzen.  „Jetzt 
wäre  es  vielleicht  noch  Zeit,  Vieles  zu  tun,  um  diesen  Ereignissen  besser 
gerüstet  begegnen  zu  können  und  unserm  Gewerbestand  natürliche  Kräfte 
zu  schaffen,  welche  ihn  den  Verlust  des  bisher  grossen  künstlichen  Schutzes 
zu  ertragen  fähig  machen  werden.“ 

„In  dieser  Richtung  aber,  glaube  ich,  ist  unsere  Bank  berufen  und 
verpflichtet  zu  wirken;  und  ich  glaube  ferner,  dass  sie  hier  grosse  Dienste 
leisten  kann,  nicht  nur  ohne  irgend  ein  Opfer  dabei  zu  bringen,  sondern 
sogar  mit  Erspriesslichkeit  für  sich  selbst.“ 

Speiser  wollte  m.  a.  W.  „dem  hiesigen  mittleren  und  niedern 
Gewerbestand  zu  billigen  Bedingungen  Kapital  zugänglich  machen  und 
diesen  Vorteil  noch  durch  solche  zweckmässige  Einrichtungen  erhöhen,  dass 
Sparsamkeit  und  Ordnungssinn,  die  Grundlagen  bürgerlicher  Tugenden, 
dabei  geweckt  und  gefördert  werden.“ 

„Übrigens  wird  es,“  meint  er  am  Schlüsse  seiner  Begründung,  „viel- 
leicht manchem  in  der  neuesten  Zeit  klarer  vor  die  Augen  getreten  seyn, 
dass  Gemeinnützigkeit  nicht  mehr,  wie  bis  dahin  als  eine  blosse  Menschen- 
pflicht angesehen  werden  darf,  sondern  dass  ihre  Ausübung  auch  im  grossen 
Interesse  derjenigen  liegt,  welche  bei  jeder  Störung  der  bestehenden  Ver- 
hältnisse am  meisten  zu  leiden  haben  würden.“ 

Die  Hauptbestimmungen  des  vorgeschlagenen  neuen  Geschäftszweigs 
entnahm  Speiser  den  schottischen  Banken  und  passte  sie  den  baslerischen 
Verhältnissen  an.  Sie  lauteten  folgendermassen : 

1.  Die  Bank  eröffnet  nach  ihrem  Gutfinden  hier  ansässigen  Handels- 
und Gewerbsleuten  einen  Kredit  in  laufender  Rechnung  von  500—5,000  Fr- 
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2.  Der  Kreditsuchende  stellt  2 oder  mehrere  hier  ansässige  solidarische 
Bürgen  oder  hinterlegt  solide  Schuldtitel,  wie  sie  die  Bank  für  Darlehn 
annimmt. 

3.  Über  den  eröffneten  Kredit  verfügt  der  Inhaber  frei,  in  beliebiger 
Zeit  und  in  beliebigen  Summen  nicht  unter  50  Fr,;  Rückzahlungen  werden  von 
der  Bank  an  der  Schuld  sofort  abgezogen. 

4.  Der  Zinsfuss  ist  4 %,  ohne  alle  Nebengebühr,  solange  der  Rech- 
nungssaldo zu  Gunsten  der  Bank  steht,  und  2 7o,  wenn  er  sich  zu  Lasten 
der  Bank  wendet.  Übersteigt  der  Saldo  zu  Lasten  der  Bank  1,000  Fr.,  so 
wird  jeder  Betrag  über  500  Fr.  hinaus  auf  verzinsliche  Depositen-Rechnung, 
mit  Aufkündung,  gebracht.  Die  laufenden  Rechnungen  werden  vierteljährlich 
abgeschlossen. 

5.  Der  Kredit,  den  die  Bank  gibt,  ist  dazu  bestimmt,  das  arbeitende 
Kapital  eines  Gewerbsmannes  zu  vermehren,  also  umgesetzt  zu  werden, 
und  nicht  als  tote  Schuld  liegen  zu  bleiben.  Begehren,  bei  denen  ein 
dieser  Bestimmung  entgegengesetzter  Zweck  vorauszusetzen  wäre,  sollen 
keinesfalls  gestattet  werden.  Der  ganze  Betrag  eines  in  Anspruch  genommenen 
Kredits  soll  sich  wenigstens  halbjährlich  einmal  umsetzen,  und  was  hiervon 
abgeht  für  das  künftige  Halbjahr  am  Kredit  verhältnismässig  vermindert, 
event.  dieser  auch  ganz  zurückgezogen  werden.  Anderseits  soll  ein  lebhafter 
Umsatz  zum  Nachsuchen  einer  Ausdehnung  des  ursprünglich  gestatteten 
Kredits  berechtigen. 

Im  Prinzip  decken  sich  diese  Vorschläge  mit  den  im  Jahre  1848 
erlassenen  Vorschriften  über  Krediteröffnung  in  Konto-Korrent. 

Speiser  schloss  seine  Eingabe  mit  der  Bemerkung,  dass  die  sicherste 
Grundlage  der  Prosperität  der  Bank  für  ihn  darin  zu  bestehen  scheine,  dass 
sie  nach  allen  Richtungen  und  für  alle  Klassen  der  Bevölkerung  ihre  Nütz- 
lichkeit fühlbar  mache. 

Im  Juli  des  Jahres  1848  hatte  die  Gesellschaft  die  entsprechende 
Statutenänderung  zur  Aufnahme  der  Krediteröffnungen  vorgenommen;  das 
Regulativ  ist  vom  August  ds.  gl.  J.  datiert.  „Die  Bank  eröffnet  hier  ansässigen 
Personen  oder  Handelshäusern  Kredite  in  laufender  Rechnung,  wodurch  die 
Rechnungsinhaber  die  Berechtigung  erlangen,  über  ihr  sonstiges  Guthaben 
hinaus  und  bis  auf  den  Belauf  des  gewährten  Kredits  bei  der  Bank  zu  ver- 
fügen.“ Das  Maximum  eines  Kredits  an  eine  einzelne  Person  oder  ein 


Die  neuen  Kredit- 
eröffnungen in 
Konto-Korrent 
kommen  dem 
Speiser'schen 
Projekte  ent- 
gegen. 
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Handelshaus  war  auf  60,000  frz.  Fr.  festgesetzt,  sollte  jedoch  nur  ausnahms- 
weise bewilligt  werden.  Die  zur  Begründung  des  Kredits  zu  leistende 
Sicherheit  konnte  aus  faustpfändlichen  Hinterlagen  oder  Hypothekarver- 
schreibungen (wie  bei  Darlehn)  oder  aus  besondern  Garantietiteln  oder 
Bürgschaften  hier  ansässiger  Personen  bestehen.  Der  Zinsfuss  wurde  durch 
die  Vorsteherschaft  vierteljährlich  zum  voraus  bestimmt  und  sollte  den 
Darlehnszinsfuss  in  der  Regel  nicht  überschreiten.  Die  Kreditnehmer  ent- 
richteten ausserdem  am  Ende  jedes  Jahresquartals  eine  Provision  von  1 7oo, 
ohne  Rücksicht  ob  und  wie  hoch  der  Kredit  gebraucht  worden  war. 

Der  Bank  stand  frei,  für  das  Ganze  oder  einen  Teil  ihres  Guthabens 
von  den  Kredit-Inhabern  Billets  an  Ordre  auf  3 Monate  dato  zu  verlangen; 
damit  erfolgte  auch  die  Kündigung,  während  sie  dem  Rechnungsinhaber 
jeweilen  frei  stand. 

Für  die  Bank  war  ein  lebhafter  Umsatz  in  diesem  Geschäft  erste 
Bedingung.  Sie  behielt  sich  deshalb  auch  vor,  ihr  nicht  entsprechende 
Kreditverträge  aufzuheben.  Für  Beträge,  welche  während  drei  oder  vier 
Monaten  nicht  umgesetzt  worden  waren,  forderte  sie  Billets  auf  2 Monate 
oder  auf  1 Monat  dato. 

Der  Vorteil  für  die  Konto-Korrent-Kreditnehmer  bestand  vorzüglich  darin, 
gegen  bleibende  Hinterlagen  oder  Garantien  einen  jederzeit  verfügbaren 
Kredit  bei  der  Bank  offen  zu  haben  und  an  die  davon  disponierten  Summen 
augenblicklich  wieder  Abzahlungen  leisten  zu  können,  wofür  sofortige 
Zinsvergütung  eintrat. 

Die  Konto-Korrent-Kredite  wurden  im  letzten  Quartal  1848  eröffnet 
und  beliefen  sich  am  Jahresende  auf  235,000  Fr.  (Quartalsgebühr  235, 
Zinsen  681  Fr.).  Die  neue  Einrichtung  hatte  also  bald  den  verdienten 
Anklang  gefunden.  Ganz  besonders  zeigte  sich  dies  im  flauen  Jahre  1849. 
Mit  8 Rechnungen,  143,704  Fr.  schuldend,  begann  das  Jahr;  mit  19  Rech- 
nungen und  295,118  Fr.  schuldend  schloss  es.  Da  bildeten  die  Kreditrech- 
nungen einen  um  so  dienlichem  Geschäftszweig,  als  wohl  nur  ein  kleiner 
Teil  dieser  Verwendungen  in  anderer  Form  an  die  Bank  gelangt  sein 
würde.  (Kreditgebühr  1565  — Zinsertrag  6556  Fr.).  Ähnlich  war  es  im 
Jahre  1850  und  1851. 

u?rke^rstand"da-  allerdings  tticht  leicht  ermitteln,  in  welchem  Masse 

RÄung^S^?  gerade  der  Gewerbestand  die  neue  Einrichtung  benutzt  hat;  aber  gewiss 
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ist,  dass  mit  der  Eröffnung  von  Krediten  in  laufender  Rechnung  dem 
„mittleren  und  kleinern“  Gewerbestand  nicht  geholfen  wird,  da  ihm  in 
der  Regel  sowohl  Bürgen  als  andere  Sicherheiten,  mit  denen  der  Kredit 
begründet  werden  muss,  fehlen.  Und  wenn  auch  volkswirtschaftlich  der 
neue  Geschäftszweig  durchaus  berechtigt  und  wertvoll  war,  so  lässt  sich 
heute  unschwer  erkennen,  dass  es  im  Ringen  nach  den  kapitalistischen 
Machtmitteln  in  erster  Linie  die  Persönlichkeiten  mit  ausgesprochenen  Unter- 
nehmerqualifikationen sind,  welche  sich  diese  Mittel  bald  zu  verschaffen 
wissen;  solcher  Persönlichkeiten  gehen  aber  nur  wenige  auf  das  Hundert. 

Der  grossen  Masse  von  Kleingewerbetreibenden  hilft  kein  Konto-Korrent-Kredit ; 
sie  bleibt  unten;  sie  fürchtet  sogar  die  Banken;  und  heute  zeigt  sich  deutlich 
genug,  dass  die  Bemühungen  Speisers,  die  Unzufriedenheit  einzudämmen, 
vergeblich  waren. 

Die  Bestrebungen,  den  Handwerkern  zu  helfen,  waren  damit  übrigens  Handwerker- 
bank und  Ge- 

nicht  erschöpft.  Sie  äusserten  sich  später  praktisch  in  der  Errichtung  der  werbehaiie. 
Handwerkerbank  im  Jahre  1861  und  der  Gewerbehalle  im  Jahr 
1862.  Aber  auch  hier,  bei  dieser  Spezialbank  zeigt  sich,  nach  Mitteilungen 
von  ihr  nahestehender  Seite,  dass  sie,  je  länger,  je  weniger  von  eigentlichen 
Handwerkern  benützt  wird.  Verschiedenes  in  den  Statuten  der  Vorschuss- 
kasse deckt  sich  mit  den  jetzigen  Bestimmungen  der  Handwerkerbank. 

Die  Durchführung  der  schweizerischen  Münz  re  form  gab  im  Jahre 
1851  ebenfalls  zu  einigen  Kreditrechnungen  Anlass;  „sie  waren  durch 
Solidität  und  durch  die  Form  hiesiger  Vermittlung  für  die  Bank  vollkommen 
annehmbar,  haben  auch  besonders  gedient,  von  Mitte  des  Jahres  vier  unfrucht- 
bare Monate  hindurch  ein  willkommenes  Erträgnis  zu  sichern.“  Diese 
Kreditverleihungen  dauerten  in  namhafter  Summe  noch  durch  das  folgende 
Jahr  hindurch  bis  gegen  das  Spätjahr.  Der  Münzreform  ward  dadurch  auf 
billige  Weise  Vorschub  geleistet,  und  der  Bank  war  das  Geschäft  in  der 
stillen  Periode  sehr  willkommen. 
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worden  und  bildete  kein  Ganzes  mehr;  ausserdem  zwang  das  im  Jahre 
1847  erlassene  kantonale  Gesetz  über  Kommanditen  und  anonyme  Gesell- 
I schäften  zu  gewissen  Modifikationen  in  den  Gesellschaftsbestimmungen. 


V» 


1851-  1857. 


Die  Bank  soll 
bestehen  bleiben. 


Der  Direktor  mit 
den  Ergebnissen 
nicht  zufrieden. 


So  hatte  sich  die  Bank  durch  alle  Schwierigkeiten  der  ersten  sechs 
Jahre  glücklich  hindurchgebracht,  und  nun  sollte  nach  den  Statuten  über  die 
Fortdauer  der  Gesellschaft  beschlossen  werden.  Die  Aktionäre  waren  ein- 
stimmig der  Ansicht,  die  Bank  habe  sich  bewährt  und  solle  bestehen  bleiben. 
Immerhin  erklärten  sie  sich  gleichzeitig  zu  einer  gründlichen  Revision  der 
Statuten  bereit,  die  die  Vorsteherschaft,  unter  ihr  in  erster  Linie  Speiser, 
vorgeschlagen  hatte. 

Der  Bankdirektor  fühlte  sich  in  den  bestehenden  Verhältnissen  nicht 
mehr  wohl;  seiner  der  Tätigkeit  und  neuen  Schaffens  bedürftigen  Natur 
entsprach,  wie  er  sagte,  der  gleichförmige  Gang  und  das  abgeschlossene 
Wesen  des  Bankinstituts,  nachdem  es  einmal  eine  gewisse  Stufe  der  Ent- 
wicklung erreicht  hatte,  nicht  mehr.  Im  Vergleich  zur  Hast,  mit  der  heute 
die  Bankdirektoren  arbeiten  müssen,  war  ja  die  Bankleitung  für  Speiser 
ein  Kinderspiel.  In  den  Jahren  der  Krise  war  ihm  trotz  allem  wohl  gewesen, 
da  sie  zur  Wehr  aufgefordert  hatten;  nachher  aber  empfand  er  auf  das 
Tiefste  die  Untätigkeit,  zu  der  er  sich  zum  Teil  durch  die  äussern  Umstände 
anfänglich  verurteilt  sah.  Es  war  ein  Glück  für  ihn,  dass  er  später 
Gelegenheit  erhielt,  seine  Mussezeit  in  gemeinnütziger  und  öffentlicher 
Wirksamkeit  zu  verwerten.  Von  der  Zukunft  der  Bank  erwartete  er  viel, 
sofern  es  gelänge,  ihren  Geschäftbetrieb  des  Schnürleibs  der  alten  Statuten 
zu  entkleiden,  und  daraufhin  arbeitete  er  mit  Macht.  Daneben  drängten 
auch  formelle  Gründe  zu  einer  Änderung  der  Statuten.  Der  Gesellschafts- 
vertrag von  1845  war  durch  eine  Reihe  von  Beschlüssen  durchlöchert 

’)  Die  Annahme  öffentlicher  Ämter  und  anderer  Arbeiten  war  ihm,  wie  schon 
mitgeteilt  worden  ist,  in  den  ersten  Jahren  untersagt  worden. 


uieses  uesetz  machte  nämlich  jede  Statutenänderung  von  der  Bewilligung 
der  Regierung  abhängig;  also  musste  aus  den  Statuten  alles,  was  nicht 
grundsätzlicher  Natur,  sondern  dem  Wechsel  der  Verhältnisse  ausgesetzt 
war,  entfernt  und  in  ein  Reglement  aufgenommen  werden.  Das  führte 
zu  einer  genauen  Scheidung  dieser  beiden  Teile  der  Statuten,  die  Speiser 
mit  der  ihm  angeborenen  Klarheit  in  einem  Memorial  vom  28.  Mai  1850 
der  Gesellschaft  vorlegte.  Auf  eine  Änderung  wiesen  aber  auch  materielle 
Gründe  hin,  und  zwar,  um  mit  Speiser  zu  reden,  innere  und  äussere  Gründe. 
Jene  sah  er  in  den  zu  wenig  reichlichen  Erträgen  der  Bank,  diese  in  der 
durchaus  erforderlichen  Weiterbildung  der  Bank  als  solcher  nach  aussen  und 
im  Anschluss  an  verwandte  Institute. 

Die  moralische  Stellung  der  Bank  wareine  ausgezeichnete;  sie  genoss 
allgemeines  Zutrauen,  und  in  der  verhängnisvollen,  aber  glücklich  über- 
wundenen Periode  der  Krise  und  der  Münzwirren  hatte  sie  „vermehrte 
Elemente  der  Festigkeit  und  des  Kredits  gefunden“;  allein  so  wichtig  dies 
auch  war,  so  vergass  Speiser  darüber  nicht,  darauf  aufmerksam  zu  machen, 
dass  die  Bank  „nicht  allein  eine  Anstalt  des  öffentlichen  Nutzens“  sei, 
sondern  dass  die  Gründer  und  Unternehmer  auch  berechtigt  seien,  einen 
sichern,  angemessenen  Ertrag  der  den  Geschäften  gewidmeten  Kapitalien 
anzusprechen. 

Diesem  legitimen  Anspruch  trat  aber  die  Tatsache  entgegen,  dass 
gerade  diejenigen  Geschäftszweige  der  Bank,  die  jenen  Ertrag  hätten  ab- 
werfen sollen,  das  Diskontogeschäft  und  das  Darlehngeschäft,  in  auffallender 
Weise  Rückschritte  machten,  wie  sich  oben  schon  ergeben  hat.  Nun  lagen 
diesem  Rückgänge  allerdings  Verhältnisse  zu  Grunde,  die  zu  ändern  die 
Bankvorsteherschaft  nicht  die  Macht  besass,  nämlich  die  genug  berührten 
wirtschaftlichen  Vorgänge.  Doch  verkannte  sie  nicht,  dass  auch  in  normalen 
Zeiten  die  Bank  nicht  würde  leisten,  was  man  von  ihr  erwarten  durfte,  weil 
ihre  innere  Organisation  ihrer  Entwicklung  nicht  förderlich  war. 

Die  Statuten  enthielten  Beschränkungen,  die  gar  nicht  im  Wesen  einer 
Bank  liegen  mussten;  sie  hatten  ihren  Weg  in  die  Statuten  gefunden,  „teil- 
weise als  Ausfluss  des  Misstrauens  und  der  Ängstlichkeit,  die  bei  der 


Trennung  von 
Statuten  und 
Reglement. 


Gute  moralische 
Stellung,  aber 
schlechte  privat- 
wirtschaftliche 
Ergebnisse. 


Immer  noch  zu 
sehr  geschnürt. 
Neue  Vorschläge 
des  Direktors. 
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Ausdehnung  der 
Geschäfts- 
verbindungen. 


Anschluss  an 
andre  Banken. 


Projektierte 

Filialen. 


Die  General- 
versammlung 
hält  zurück. 


Gründung  der  Anstalt  einen  so  vorherrschenden  Einfluss  ausgeübt  hatten“; 
zum  Teil  waren  sie  den  Regiementen  französischer  Banken  entlehnt,  die 
z.  Zt.  der  Gründung  als  nachahmungswürdig  angesehen  worden  waren.  Der 
Direktor  stellte  die  Banken  Englands,  Amerikas,  namentlich  aber  Schottlands 
und  selbst  einige  deutsche  Banken  als  Muster  hin,  deren  liberale  Prinzipien 
den  Banken  freien  Spielraum  vergönnten,  um  ihre  Interessen  mit  denen  des 
Publikums  in  Einklang  zu  bringen.  Was  nach  seiner  Ansicht  der  Schweiz 
fehlte,  war  eine  Ausdehnung  des  Banknotenverkehrs  über  die 
Bankplätze  hinaus  und  ein  intensives  Zusammengehen  der 
gleichartigen  bestehenden  Banken.  Es  sind  dies,  sagte  er,  Zeit- 
Bedürfnisse,  die  in  nahem  Zusammenhänge  stehen  mit  den  mannigfachen, 
überall  sich  kundgebenden  Bestrebungen  nach  Vervollkommnung  der  Verkehrs- 
und Kommunikations-Mittel  durch  Bau  von  Eisenbahnen,  Telegraphen  usw., 
sowie  durch  Vermehrung  und  Verwohlfeilung  der  Posten.  „In  allen  diesen 
Beziehungen  steht  unser  Land  hinter  den  meisten  Staaten  sehr  zurück,  und 
doch  bedürfte  gerade  die  Schweiz  mehr  als  andere  Länder,  solcher  Ein- 
richtungen, als  Ersatz  vielfältiger  natürlicher  Vorteile  der  Lage  und  des 
Bodens,  die  ihre  Konkurrenten  ihr  gegenüber  voraus  haben.  Ein  erster 
Schritt  zur  Verbesserung  des  Geldwesens  ist  bei  uns  geschehen  mit  der 
Annahme  eines  gemeinschaftlichen  Münzfusses;  ein  zweiter  Schritt,  der  ohne 
jenen  ersten  kaum  ausführbar  zu  denken  wäre,  wird  die  Herstellung 
einer  Verbindung  zwischen  den  schweizerischen  Banken  sein, 
wodurch  unser  Zirkulationssystem  eine  weitere  Stufe  der  Vervollkommnung 
gewinnt.“ 

So  schreibt,  wer  volkswirtschaftlich  denkt,  wer  über  dem  Privat- 
interesse das  allgemeine  nicht  vergisst,  sondern  in  der  Förderung  des  einen 
auch  die  Förderung  des  andern  sucht.  Es  war  deshalb  selbstverständlich, 
dass  einer  der  wesentlichsten  neuen  Anträge  der  Vorsteherschaft  darauf 
hinausging,  die  Bank  in  den  Stand  zu  setzen,  zu  solchen  Verbindungen  die 
Hand  zu  bieten.  Die  Vorsteherschaft  ging  aber  noch  weiter.  Im  neuen 
Statutenentwurf  sah  sie  eine  namhafte  Erhöhung  des  Aktienkapitals  und 
die  Errichtung  von  Filial-Bank-Anstalten  in  schweizerischen 
Handelsstädten  vor.  Allein  die  Generalversammlung  vom  6.  Juni  1850 
lehnte  das  Eintreten  in  die  Diskussion  über  die  neuen  Statuten  mit  25  gegen 
4 Stimmen  ab,  bei  4 sich  enthaltenden  Stimmen,  und  beauftragte  die 
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Vorsteherschaft  lediglich,  „in  nächster  Sitzung  notwendig  erscheinende 
besondere  Abänderungsanträge  der  Statuten  vorzulegen.“ 

Der  ganze,  in  seinem  Aufbau  so  klar  gehaltene  und  der  Lage  der 
Dinge  entsprechende  neue  Statutenentwurf,  in  der  Hauptsache  Speisers  Werk, 
war  damit  unter  den  Tisch  gefegt  worden,  und  was  in  der  Folge  noch 
durchgeführt  wurde,  waren  neue,  allerdings  auch  wichtige  Bestimmungen  verbi^^rungen 
über  den  Verkehr  mit  schweizerischen  Banken  und  Erleichterungen  im 
Diskontogeschäft,  insofern,  als  man  sich  schliesslich  (November  1850)  dazu 
verstand,  Wechsel  mit  nur  einer  hiesigen  und  mehreren  fremden  Unter- 
schriften zu  diskontieren,  falls  die  hiesige  Unterschrift  im  Ragionenbuch  stand. 

Mit  dem  1.  Januar  1851  hatte  die  zweite  Qeschäftsperiode  der  Bank 
begonnen.  Sie  fiel  in  die  Anfänge  einer  bessern  Zeit,  als  sie  die  Bank  Der  Charakter 
eben  durchgemacht  hatte:  in  die  Zeit  eines  andauernden  Aufschwungs.  Man 
hat  bloss  die  von  1851—1857  ununterbrochen  ansteigende  Kurve  des  Diskont- 
satzes anzusehen '),  um  mit  einem  Blick  die  günstige  Signatur  der  Periode 
zu  erkennen,  und  wer  auch  von  anderer  Seite  her  sich  unterrichten  lassen 
will,  darf  nur  die  Zahlen  über  den  aufblühenden  Geschäftsverkehr  der  Bank 
in  Zürich  für  diese  Zeit  verfolgen.  Das  Aufsteigen  war  allgemein. 

In  diese  Zeit  des  allgemeinen  Aufschwungs  fiel  am  26.  August  1851 
die  Gründung  der  Centralbahngesellschaft;  auch  war  die  Münzreform 
ihrem  Abschlüsse  nahe.  Das  waren  gute  Aussichten  für  einen  einträglichen 
Geschäftsgang;  aber  trotzdem  wurden  der  Vorsteherschaft  Sorgen  ernstester  und  doch  nicht 
Art  keineswegs  erspart.  Nennen  wir  nur  die  Charakteristika  der  Periode  Schwierigkeiten, 
von  1851 — 1857:  die  Folgen  der  Gründung  der  S.C.B.,  die  Goldfrage 
und  den  Vertrag  der  Staatskasse  mit  der  Bank  über  die  Ausgabe 
verzinslicher  Staatskassenscheine®);  dazu  kamen  die  Revision 
der  Statuten,  die  Erhöhung  des  Aktienkapitals  und  die  Weiter- 
entwicklung der  Vertragsverhältnisse  mit  andern  Schweizer- 
Banken.  Als  mehr  äussere,  aber  doch  wichtige  Dinge  fallen  in  diese 
Zeit  der  Rücktritt  Speisers  von  der  Stelle  des  Direktors  und  der  Bau 
einer  neuen  Bankbehausung. 

) Vergl.  die  am  Schlüsse  beigegebenen  Diagramme. 

V • 1,  ^ Rösle:  Die  Entwicklung  der  Schweizerischen  Kreditanstalt  (A  - G)  in 

Zürich.  Diss.  Zürich  1905.  Pg  23.  f, 

^ hesondern  auf  Pg.  76  und  81  beginnenden  Abschnitte  über  die  Gold- 

trage und  die  Staatskassenscheine. 
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Inmitten  dieser  grossen,  für  die  Geschichte  der  Bank  besonders 
bedeutenden  Ereignisse  und  Bewegungen,  zu  denen  sich  gute  und  schlimme 
wirtschaftliche  Gezeiten  gesellten,  nahmen  die  andern  Bankgeschäfte,  durch 
sie  beeinflusst,  ihren  Lauf,  besser  und  schlechter,  wie  es  eben  die  Zeitläufe 
mit  sich  brachten.  Als  tägliches  Brot  für  die  Banken  sollen  sie  hier  nicht 
missachtet  werden,  weder  in  ihrer  privatwirtschaftlichen,  noch  volkswirt- 
schaftlichen Wirkung;  aber  in  unsern  Betrachtungen  müssen  sie  hinter  den 
grossem  Fragen  zurücktreten,  wenn  sie  nicht  durch  diese  selbst  in  ihrem 
Wesen  betroffen  wurden. 

Das  böse  Jahr  Auf  die  Gründung  der  S.  C.  B.  hatte  männiglich  Hoffnungen  gesetzt. 

Direktor  Speiser  in  erster  Linie;  denn  er  war  der  Unermüdliche  gewesen, 
dem  es  gelungen  war,  die  übrigen  zu  Taten  mitzureissen.  Wohl  waren 
die  Gründungsarbeiten  ungemein  schwierig,  insbesondere  die  Beschaffung 
des  Kapitals,  aber  sie  führten  doch  zum  Ziel.  Viel  schlimmer,  unvorher- 
gesehen und  ungewollt,  gestalteten  sich  die  Folgen.  Es  ist  hier  nicht 
der  Ort,  auf  die  denkwürdigen  Ereignisse  näher  einzugehen;  wir  müssen 
uns  damit  begnügen,  auf  die  Krisis  hinzuweisen,  die  in  den  Jahren  1853 
und  1854  über  das  junge  Unternehmen  hereinbrach  und  darin  bestand,  dass 
die  Aktien,  nachdem  sie  erst  durch  die  Spekulation  enorm  in  die  Höhe 
getrieben  worden  waren,  einen  jähen  Sturz  erlebten  und  infolgedessen  die 
Pariser  Aktionäre,  durch  die  schlechte  Lage  ihrer  Börse  im  Jahre  1852  sowieso 
eingeschüchtert,  die  weitere  Einzahlung  auf  ihre  Aktien  verweigerten  und 
eine  Reduktion  des  Aktienkapitals  von  36  Millionen  auf  15  Millionen 
Franken  erzwangen.  Dass  diese  Ereignisse  schwer  auf  die  Unternehmungslust 
des  hiesigen  Platzes  drückten,  braucht  gewiss  keines  besondern  Beweises. ') 

Die  Gründung  der  S.  C.  B.  hatte  für  unsere  Bank  einen  persönlichen 

Speiser  wird  Verlust  zur  Folge.  Im  Frühjahr  1853  wurde  Direktor  Speiser  zum  Mitglied 

Centralbahn-  ö J r t> 

direktor.  (jgg  Direktoriums  der  S,  C.  B.  gewählt.  Trotzdem  gestattete  ihm  seine 
Arbeitskraft,  bis  zu  Ende  des  Jahres  1855  gleichzeitig  auch  die  Leitung  der 
Bank  beizubehalten,  was  der  Vorsteherschaft  sowohl,  wie  den  Aktionären 

Sein  Rücktritt  nur  Heb  sein  konnte.  — Es  ist  kein  Zweifel,  dass  eine  solche  Doppelstellung 

von  der  Bank. 

heute  über  menschliche  Kräfte  hinausgehen  würde.  Aber  damals  war  sie 


*)  Vgl.  W.  Speiser:  Mitteilungen  über  die  Anfänge  des  schweizerischen  Eisen- 
bahnwesens, Basel  1887,  und  Dr.  F.  Mangold;  J.  J.  Speiser  in  Basler  Biographien  II.  281  f. 
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noch  möglich;  immerhin  konnte  dieses  Mass  von  Arbeit  nur  von  einer  Natur, 
wie  Speiser  sie  besass,  bewältigt  werden. 

So  sehr  es  Speiser  zu  Anfang  der  50er  Jahre  bedauert  hatte,  dass 
die  Bank  seine  Kräfte  nicht  mehr  in  Anspruch  nahm,  so  sehr  hat  es  sein 
engeres  und  weiteres  Vaterland  gerade  diesem  Umstande  zu  verdanken, 
dass  er  ihm  seine  Fähigkeiten  zur  Verfügung  stellen  konnte,  und  für  die 
Bankvorsteherschaft  muss  es  alles  eher,  als  unangenehm  gewesen  sein, 
einen  Mann  von  solcher  Kapazität  in  ihrer  Mitte  zu  besitzen. 

Die  Nachfolge  war  denn  auch  nicht  so  leicht.  Sie  wurde  von  der 
Vorsteherschaft  dem  bisherigen  Bankkassier  Eduard  Früh  von  Basel  Eduard  Fruh, 
übertragen.  Dieser  übernahm  die  Leitung  mit  dem  1.  Januar  1856  und  mrekto“ 
behielt  sie  bis  zum  Jahre  1874.  Speiser  stand  ihm  noch  kurze  Zeit  als 
Mitglied  der  Vorsteherschaft  ratend  zur  Seite,  allzu  kurze  Zeit ; denn  am 
8.  Oktober  1856  schloss  er  seine  Augen  für  immer. 

Früh  übernahm  in  seinem  Anstellungsvertrag  dieselben  Verpflichtungen, 
wie  sie  Speiser  früher  hatte  eingehen  müssen : u.  a.  das  Verbot  der 
Annahme  andrer  Geschäfte  oder  öffentlicher  Ämter  ohne  die  spezielle 
Genehmigung  der  Vorsteherschaft,  eventuell  die  Pflicht,  im  Bankgebäude 
zu  wohnen.  Seine  Amtskaution  wurde  auf  42,500  Fr.  und  die  Jahresbesoldung 
auf  5,000  Fr.  bestimmt.  Ausserdem  wurden  ihm  5 ®/o  des  jährlichen 
Nettogewinnes,  nach  vorgenommener  Bestreitung  der  Zinsen  des  Aktien- 
kapitals, allfälliger  Abschreibungen  und  Rücklagen  in  den  Reservefonds, 
zugesichert. 

Zu  Frühs  Nachfolger  im  Kassier-Amte  wurde  J.  Rudolf  Schilling,  Schilling,  der 
bisheriger  Kassier  im  Hause  Dollfuss,  Mieg  & Co.  in  Mülhausen,  gewählt.  “ 

Seine  Kaution  sollte  22,500  Fr.,  der  Gehalt  3,500  Fr.  und  5«/o  an  Tantiemen 
betragen. 

In  das  Frühjahr  1855  fällt  der  Beschluss  der  Generalversammlung, 
eine  andre,  geeignete  Bankbehausung  zu  erwerben.  Man  kaufte  die  am’  Ein  nenes 
Marktplatze  nebeneinander  gelegenen  Liegenschaften  Stähelin- Christ  und  amMfmpiatz. 
Merian  und  begann  unverzüglich  mit  dem  Bau  nach  den  Plänen  des  Er- 
bauers der  S.  C.  B.,  des  Oberingenieurs  Karl  von  Etzel,  den  Speiser  aus 
Württemberg  für  die  Bahn  berufen  hatte.  Im  Laufe  des  Jahres  1858  wurde 
das  im  Renaissancestyle  gehaltene  Gebäude  fertig.  Es  kam  auf  375,000  Fr. 
zu  stehen,  140,000  kosteten  der  Platz  und  die  dazu  angekauften  Häuser, 
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225,000  der  Bau  und  10,000  Fr.  das  Mobiliar.  Die  alte  Liegenschaft  zum 
Berner  an  der  Freienstrasse  wurde  im  Frühjahr  1859  an  das  Handelshaus 
Georg  Kiefer  gefertigt.  Das  neue  Gebäude  kam  der  Bank  ausserordentlich 
zu  statten;  sie  hatte  im  alten  sich  kaum  mehr  zu  bewegen,  noch  weniger 
zu  erweitern  vermocht,  und  dass  der  Neubau  ins  Herz  der  Stadt  zu  stehen 
kam,  war  nicht  Zufall,  sondern  wohl  erwogene  Absicht.  Es  lag  darin  gleichsam 
auch  ein  Symbol  der  Bedeutung  der  Bank.  Inmitten  der  sie  umgebenden 
Geschäftshäuser,  Handlungen  und  Banken  war  sie  der  Punkt,  von  dem  aus 
sich  die  Fäden  spannten,  und  sollte  sie  das  werden,  was  ihre  Aufgabe  war: 
die  Bank  der  Banken.  Eins  fehlte  dem  Gebäude.  Seither  — besonders  in 
den  letzten  Jahren  — hat  Basel  eine  Reihe  neuer  Bankgebäude  entstehen 
sehen.  Alle  tragen  nach  aussen  und  mehr  noch  nach  innen  das  Gepräge 
vornehmen  Reichtums;  weisser  und  buntfarbiger  Marmor,  glänzende  Leuchter 
und  Lichter,  und  eine  Pracht,  die  mit  Sombart  das  Empfinden  aufkommen 
lässt  von  „uns,  als  den  armen  Hascherin  mit  den  paar  Ideen  und  den  paar 
«unpraktischen>  Kenntnissen.“  *)  Dieser  Glanz  fehlte  dem  neuen  Gebäude 
der  Bank  in  Basel;  denn  jene  Zeit  verlangte  dergleichen  nicht.  In  ihm 
spiegelt  sich  die  alte  Basler  Art,  die  mit  ihren  Mitteln  haushält  und  ein 
gewisses  Mass  von  Einfachheit  und  Nüchternheit  auch  in  den  Räumen  als 
zu  einem  soliden  Geschäftsgang  gehörig  erachtet. 

Die  G schäfte  Und  nun  zu  den  Geschäften  der  Jahre  von  1851 — 1857. 

der  F iriode 
von  18!  1--1857. 

Die  eigenen  bescheidenen  Mittel  — ein  Aktienkapital  von  500,000  Fr.  — 
konnten  auf  die  Dauer,  da  die  Konjunktur  sich  zum  Bessern  gewendet 
hatte,  nicht  mehr  genügen.  Im  Jahre  1855  folgte  die  erste  Erhöhung  auf 
eine  Million  Franken;  damit  war  die  Bank  aber  erst  wieder  auf  dem  Stande 
vutte  “aber^^  1846.  Nicht  lange  dauerte  es,  und  die  zweite  Verdoppelung  auf  zwei 

n!  Millionen  Franken  wurde  nötig. 

Der  Antrag  hiezu  war  in  der  Versammlung  vom  19.  November  1856 
von  Joh.  Riggenbach  im  Namen  von  6 hiesigen  Bankhäusern  gestellt  und 
mit  den  oft  vorgekommenen  Diskontierungsbeschränkungen  motiviert  worden. 
Die  Vorsteherschaft  wies  darauf  hin,  dass  sie  selbst  schon  eine  Erhöhung 
des  Aktienkapitals  ins  Auge  gefasst  habe,  dass  aber  damit  keineswegs  die 

Sombart:  Die  deutsche  Volkswirtschaft  am  Ende  des  19  Jahrhunderts.  Berlin 
1905.  Pg.  195. 
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1851  1857:  Die  Bankgeschäfte 


225,000  der  Bau  und  10,000  Fr.  das  Mobiliar.  Die  alte  Liegenschaft  zum 
Berner  an  der  Freienstrasse  wurde  im  Früiijahr  1859  an  das  Handelshaus 
Georg  Kiefer  gefertigt.  Das  neue  Gebäude  kam  der  Bank  ausserordentlicli 
zu  statten;  sie  hatte  im  alten  sich  kaum  mehr  zu  bewegen,  noch  weniger 
zu  erweitern  vermocht,  und  dass  der  Neubau  ins  Herz  der  Stadt  zu  stehen 
kam,  war  nicht  Zufall,  sondern  wohl  erwogene  Absicht.  Es  lag  darin  gleichsam 
auch  ein  Symbol  der  Bedeutung  der  Bank.  Inmitten  der  sie  umgebenden 
Geschäftshäuser,  Handlungen  und  Banken  war  sie  der  Punkt,  von  dem  aus 
sich  die  Fäden  spannten,  und  sollte  sie  das  werden,  was  ihre  Aufgabe  war: 
die  Bank  der  Banken.  Eins  fehlte  dem  Gebäude.  Seither  besonders  in 
den  letzten  Jahren  hat  Basel  eine  Reihe  neuer  Bankgebäude  entstehen 
sehen.  Alle  tragen  nach  aussen  und  mehr  noch  nacii  innen  das  Gepräge 
vornehmen  Reichtums;  weisser  und  buntfarbiger  Marmor,  glänzende  Leuchter 
und  Lichter,  und  eine  Pracht,  die  mit  Sombart  das  Empfinden  aufkommen 
lässt  von  „uns,  als  den  armen  Hasclierln  mit  den  paar  Ideen  und  den  paar 
unpraktischen  Kenntnissen.“  0 Dieser  Glanz  fehlte  dem  neuen  Gebäude 
der  Bank  in  Basel;  denn  jene  Zeit  verlangte  dergleichen  nicht.  In  ihm 
spiegelt  sich  die  alte  Basler  Art,  die  mit  ihren  Mitteln  haushält  und  ein 
gewisses  Mass  von  Einfachheit  und  Nüchternheit  auch  in  den  Räumen  als 
zu  einem  soliden  Geschäftsgang  gehörig  erachtet. 


Die  Gl  Schafte 
der  F riode 
von  18^  1857. 


Mehr  .‘if^ene 
Mittel  aber 
nicht  mehr 
Nu  en. 


Und  nun  zu  den  Geschäften  der  Jahre  von  1851  1857. 

Die  eigenen  bescheidenen  Mittel  ein  Aktienkapital  von  500,000  Fr. 
konnten  auf  die  Dauer,  da  die  Konjunktur  sich  zum  Bessern  gewendet 
hatte,  nicht  mehr  genügen.  Im  Jahre  1855  folgte  die  erste  Erhöhung  auf 
eine  Million  Franken;  damit  war  die  Bank  aber  erst  wieder  auf  dem  Stande 
von  1846.  Nicht  lange  dauerte  es,  und  die  zweite  Verdoppelung  auf  zwei 
Millionen  Franken  wurde  nötig. 

Der  Antrag  hiezu  war  in  der  Versammlung  vom  19.  November  1856 
von  Joh.  Riggenbach  im  Namen  von  6 hiesigen  Bankhäusern  gestellt  und 
mit  den  oft  vorgekommenen  Diskontierungsbeschränkungen  motiviert  worden. 
Die  Vorsteherschaft  wies  darauf  hin,  dass  sie  selbst  schon  eine  Erhöhung 
des  Aktienkapitals  ins  Auge  gefasst  habe,  dass  aber  damit  keineswegs  die 


')  Sombart:  Die  deutsche  Volkswirtschaft  am  Ende  des  19  Jahrhunderts  Berlin 
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1851—1857. 


Garantie  gegeben  sei,  allen  Anforderungen  entsprechen  zu  können.  Sie 
gab  zu,  dass  sich  in  den  Geschäften  des  Platzes  ein  viel  engerer  Zusammen- 
hang mit  den  auswärtigen  Schwankungen  und  eine  grössere  Empfindlichkeit 
für  ihre  Einflüsse  geltend  mache,  als  früher.  Das  war  aber  nichts  anders, 
als  ein  Zeichen  dafür,  dass  Basels  Geschäftskreis  grösser  und  zugänglicher 
geworden  war,  und  dieser  Teilnahme  an  der  aller  Orten  merkbaren  Zunahme 
der  Betriebstätigkeit  durfte  und  wollte  auch  sie  ihre  Kräfte  nicht  entziehen. 
Nur  befürwortete  sie  „ein  stufenweises  Fortschreiten“  und  hielt  dafür,  „ihre 
unbedingt  hauptsächliche  Wirksamkeit  sei  immer  die  gewöhnliche  alltägliche, 
und  zwar  vor  allem  die  durch  sie  zu  gewährende  Erleichterung  in  den 
Umsätzen,  verbunden  mit  der  Nutzbarmachung  von  sonst  still  liegendem 
Kapital,  wie  sie  allein  durch  ihre  konzentrierte  Vermittlung  bewerkstelligt 
werden  könne“.  Im  Jahre  1857  schlug  sie  der  Aktionärversammlung  die 
Verdoppelung  des  Aktienkapitals  vor,  gegenüber  blossen  weitern  Aktien- 
einzahlungen, und  dafür  nannte  sie  folgende  Gründe ; „Entgegenkommen 
gegen  gewichtige  Meinungen,  die  eine  weitere  und  zunehmende  Geschäfts- 
entwicklung in  sichere  Aussicht  stellen  zu  können  glauben,  Ausdruck  der 
Bereitschaft  zu  fernerem  progressiven  Fortschritt,  noch  grössere  Garantie- 
Gewähr,  vermehrte  Möglichkeit  der  Aktien-Teilnahme  und  hierdurch  Förderung 
der  Bankzwecke  ....“.  Die  Versammlung  stimmte  dem  Vorschläge  zu. 
Das  Aktienkapital  erreichte  dadurch  die  Höhe  von  4 Millionen  Franken, 
wovon  die  Hälfte  einbezahlt  war.  Es  betrug  demnach  (in  1000  Fr.) 


im  Jahre  1851 

1852 

1853 

1854 

1855 

1856 

1857 

das  Aktienkapital : 1,000 

1,000 

1,000 

1,000 

2,000 

2,000 

4,000  Fr. 

wovon  einbezahlt:  500 

500 

500 

500 

1,000 

1,000 

2,000  „ 

Dem  gegenüber  war 
worden.  Sie  erreichte  in 

die  Notenemission 
denselben  Jahren: 

nur  um 

ein  Geringes  erhöht 

1,300 

1,500 

1,500 

1,500 

1,500 

1,500 

1,500  Fr. 

Der  Gesamtumsatz  in  i 
fache  desjenigen  von  1845  und 

dieser  Zeit  hob  ; 
war 

sich  um 

beinahe  das  Sechs- 

im  Jahre  1851 

1852 

1853 

1854 

1855 

1856 

1857 

in  Millionen  Fr.  1 13 

152 

205 

213 

277 

344 

363 

Steigen  der 
Umsätze. 
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Setzen  wir  den  Wert  von  1845  = 100  so  ergibt  sich  folgende  Ent- 
wicklung: 


1845 

100 

1852 

241 

1846 

106 

1853 

324 

1847 

118 

1854 

338 

1848 

122 

1855 

438 

1849 

92 

1856 

546 

1850 

134 

1857 

576 

1851 

179 

Die  Zunahme  ist  somit  in  ungleichen  Abstufungen  erfolgt;  die  ganze 
Linie  aber  geht  mit  dem  günstigen  Zeitlaufe  stetig  nach  oben. 

Die  Steigerung  der  Umsätze  beträgt; 

von  1845—1851  1.79 

„ 1851—1857  3.35 

Der^Emfi^ss^  d^(  • Allerdings  waren  die  damaligen  Umsätze  für  Rechnung  der  Centralbahn 
sehr  stark,  so  dass  der  Giroverkehr  die  normale  Entwicklung  der  Geschäfte 
der  Bank  nicht  ungetrübt  wiedergibt.  Die  Zahl  der  Rechnungsposten  war 
im  Jahre  1857  auf  56,432  und  der  Tagesumsatz  in  182  Posten  auf  1,176,000 
angewachsen.  Ungefähr  die  Hälfte  der  Umsatzsummen  wurde  i.  a.  durch 
blosse  Übertragung  in  den  Bankbüchern  erledigt.  Im  Konto-Korrent  für  Giro- 
und  Kassenbesorgung  waren  die  Zahlen  folgende: 


1851 

1852 

1853 

18.54 

1 1855 

1856 

1857 

Zahl  der  Rechnungen 

115  1 

129 

137 

139 

146 

150 

154 

Ein-  und  Auszahlg.  (in  Millionen  Fr.) 

99 

133  I 

1 

174 

151 

234 

283 

284 

Durchschn.  Guthaben  (in  1000  Fr.) 

2,130 

1,849  ■ 

2,294 

1,996 

1,985 

1,831 

2,073 

Durchschnittlicher  Betrag  . . Fr. 

5,814 

6,203 

6,955  ' 

6,450 

7,130 

7,824 

8,440 

Verweilzeit  (Tage) 

15 

10 

10 

8 

6 

5 

5 

Umsätze  mit  gemeinnützigen  Kassen 

(in  1000  Fr.) 

1,206 

1,302 

1,154 

1 0,703 

1 

1 1 

0,651 

0,936 

1,829 

Man  kann  nicht  behaupten,  dass  die  Zahl  der  Rechnungen  stark 
gestiegen  sei,  und  auch  das  Durchschnittsguthaben  hat  sich  im  Laufe  der 
Jahre  nicht  wesentlich  geändert;  ja,  ohne  die  Umsätze  der  S.  C.  B.,  die  sich 
bis  auf  30  Millionen  jährlich  beliefen,  wären  sie  beträchtlich  zurückgegangen. 


1851—1857. 
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Dagegen  ist  der  auf  einen  Posten  entfallende  Durchschnittsbetrag  stark 
gewachsen,  der  Giroverkehr  hat  sich  von  1851 — 1857  fast  verdreifacht  die  steigendes 

’ Giroverkehrs. 

Giroposten  haben  sich  verdoppelt.  In  den  ersten  Jahren  (1851 — 1854)  vollzieht 
sich  beinahe  die  Hälfte  der  Umsätze  im  Giro-Konto;  erst  später  ändert  sich 
das  Verhältnis  in  für  den  Giroverkehr  ungünstiger  Weise.  Im  ganzen  spricht 
aus  den  Zahlen  eine  Vertiefung  und  Festigung  des  Girogeschäfts,  und  in 
der  stetig  kleiner  werdenden  durchschnittlichen  Verweilzeit  der  Guthaben  bei 
der  Bank  gibt  sich  deutlich  die  Zeit  lebhaftem  Verkehres  zu  erkennen. 

Im  Banknotengeschäft  betrug  für  das  Jahr  Das  Banknoten- 

^ geschält. 


1851 

I 1852 

1853 

1854 

1855 

1856 

1857 

1 

Die  Emission  (1000  Fr.) 

1,300 

1,500 

i 1,500 

1,500 

1,500 

1,500 

1,500 

„ Zirkulation  „ 

1,206 

1,369 

1,415 

. 1,041 

0,871 

0,690 

0,714 

Der  Notenausgang  „ 

2,687 

5,431 

5,786  i 

7,747 

8,758 

9,197 

10,243 

„ Noteneingang  „ 

2,734 

5,757 

5,629 

7,325 

8,540 

9,134 

10,298 

Höchste  Zirkulation  „ 

1,262 

1,444  1 

1,469 

1,374 

1,100 

0,903 

1,100 

Niederste  Zirkulation  „ 

1,138 

1,238 

1,242 

1 0,847 

0,550 

0,481 

0,490 

Mittlere  Aus- 1 für  500  Fr. 

162 

88 

85 

50 

? 

? 

1 ? 

Standszeit  | „ 100  „ 

154 

130 

131 

; 98 

? 

? 

? 

für  beide  (500  und  100  Fr.) 

? 

? 

89 

54 

36 

28 

26 

Im  Januar  1852  erfolgte  eine  Erhöhung  der  Notenemission  um  200,000 
Franken  auf  1,5  Millionen  Franken,  nachdem  sich  öfter  ungenügendes 
Vorhandensein  von  Noten  gezeigt  hatte. 

Die  Ausstandszeit,  anfänglich  wegen  der  geringen  Beweglichkeit  des 
Platzkapitals  sehr  lange,  wurde  von  Jahr  zu  Jahr  kürzer;  umgekehrt  stieg 
natürlich  die  Notenausgabe  und  Einnahme  und  zwar  um  beinahe  das  Fünffache 
des  ersten  Jahres  der  Periode.  Die  Zirkulation  dagegen  ging  trotz  der  erhöhten 
Emissionssumme  von  1,415  Millionen  Franken  (1853)  auf  die  Hälfte  zurück. 

Der  Rückgang  setzte  im  Jahre  1854  ein  und  war  in  der  Hauptsache  die  Folge  Sein  Rückgang 
der  Emission  der  verzinslichen  Staatskassenscheine,  die  im  Juni  im  Betrage  von 
einer  halben  Million  Franken  begonnen  hatte  und  im  August  auf  eine  Million  D'«  Orunde 
Franken  gebracht  worden  war,  sodann  auch  eine  Wirkung  des  eingedrungenen 
Goldes.  Die  Notenzirkulation  schwankte  schon  im  letzten  Quartal  d.  J.  nur  noch 
zwischen  800—900,000  Franken,  war  aber  dafür  umso  beweglicher  geworden. 
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Nachdem  von  1848  49  mangels  Verwendung  keine  verzinslichen 
Gelder  mehr  angenommen  worden  waren,  brachten  die  Geldverhältnisse 
des  Jahres  1854  hierin  wieder  eine  Änderung.  Schon  zu  Beginn  dieses  Jahres 
machte  sich  für  die  Bank  stärkerer  Kapitalbedarf  geltend  infolge  des 
Zusammentreffens  verschiedener  Momente  : Die  Banken  von  England  und 
Frankreich  erhöhten  ihren  Diskontosatz ; in  Frankreich  wurde  die  erste 
französische  Nationalanleihe  begeben;  auch  veranlasste  der  Krim -Krieg 
vielerlei  Bedarf;  durchweg  herrschte  Teuerung;  in  der  Schweiz  kamen  dazu: 
die  Anstrengungen  für  den  Bau  von  Eisenbahnen,  die  Gold-  und  Silber- 
Schwierigkeiten,  und  lokal  stand  die  feste  Verwendung  eines  Teiles  des 
liquiden  Platzkapitals  durch  die  Ausgabe  von  Staatskassenscheinen  bevor. 

So  wurden  denn  vom  Februar  1854  an  diese  Gelder  wieder  angenommen, 
vorerst  allerdings  in  beschränkten  Summen  zu  3 7o  auf  gegenseitige  20tägige 
Kündigung. 

Die  Bewegung  war  folgende  (in  1000  Franken); 


1851 

1 

1852 

1853  : 

1854 

; 1855 

1856 

1857 

Einzahlung  . . 

. (1000  Fr.) 

— 

— 

1 

641 

783 

1,248 

1,863 

Rückzahlung 

1 

— 

— 

364 

695 

864 

1,747 

Verweildauer  . . 

Tage 

— 

1 

— ' 

102 

195 

190 

148 

Durchschn.  Vorhand. 

(in  1(X)0  Fr.) 

— 

— 

- 

410 

538 

897 

Einbezahlt  von 
Handwerk  und  Gewerbe  (1000  Fr  ) , 

1 

1 186 

190 

182 

Handelsfirmen 

r» 

1 

— 

— 

— 

52 

8 

113 

Partikularen  , . 

n 

— 

— 

— 

— 

473 

850 

' 1,293 

Verwaltungen  . . 

n 

— 

— 

i — 

— 

72 

200 

475 

In  der  Zeit  vom  Mai  bis  August  1855  wurden  aus  Mangel  an  Verwendung 
keine  Gelder  mehr  angenommen;  doch  erfolgten  keine  Kündigungen  durch 
die  Bank.  Trotzdem  stieg  der  Gesamtbetrag  der  Einzahlungen  in  den  übrigen 
9 Monaten  über  den  Betrag  des  Vorjahres  hinaus.  Im  Vergleich  zum  hohen 
Diskontzinsfuss  scheint  die  3 ® o ige  Verzinsung  dieser  Geldanlagen  sehr 
gering.  Ein  Missverhältnis  bestand  indessen  nicht,  wenn  man  die  kurze 
Kündigungsfrist  berücksichtigt.  Ausserdem  wollte  die  Bank  in  diesem 
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Geschäfte  den  Bankiers  nicht  besondere  Konkurrenz  machen  und  dadurch  in 
steigender  Richtung  auf  den  Zinsfuss  einwirken.  Übrigens  nahmen  die 
Einlagen,  trotz  eines  wesentlich  höhern  Platzzinsfusses  stark  zu;  die  beste 
Äusserung  der  Zufriedenheit  der  Benützer. 

Für  die  Ansprüche  des  Jahres  1857  reichte  aber  auch  dieser  an  und  für 
sich  starke  Geldzufluss  nicht  aus.  Ein  bedeutender  verzinslicher  Einschuss 
aus  der  eidgenössischen  Verwaltung,  sowie  andre  Anerbieten 
ähnlicher  Art  wurden  daher  gerne  akzeptiert,  und  hiezu  kamen  ebenfalls 
vorübergehende  Einschüsse  aus  dem  Verkehr  mit  der  Staatskasse  und  mit 
der  basellandschaftlichen  Hypothekenbank  in  Liestal.  So 
erreichten  die  zur  Verfügung  stehenden  verzinslichen  Mittel  im  Jahres- 
durchschnitt die  für  die  damaligen  Verhältnisse  bedeutende  Summe  von 
2 Millionen  Franken,  und  damit  konnte  selbst  in  der  Zeit  auswärtiger  grösster 
Geldknappheit  unbesorgt  und  sicher  dem  hiesigen  Bedarfe  entsprochen  werden. 

Ein  grosser  Teil  des  Umsatzes  entfällt  auf  den  Kassenverkehr, 
wiewohl  dieser  keineswegs  jenem  proportional  wachsen  muss;  denn  je 
entwickelter  die  Kreditverhältnisse,  je  besser  die  Organisation  des  Guthaben- 
ausgieichs,  umso  stärker  wird  der  Barausgleich  zurückgehen.  Das  erste 
Dezennium  der  Bank  konnte  in  dieser  Richtung  keine  Wunder  wirken.  Wir 
sehen  daher  den  Kassenverkehr  noch  mächtig  ansteigen  und  in  der  Zeit  von 
6 Jahren  (1851—1857)  sich  beinahe  vervierfachen.  Dies  rührte  zum  Teil  von 
bedeutenden  Einzahlungen  der  S.  C.  B.  her.  Diese  bildeten  überhaupt  „ein 
Moment,  das  mit  seinen  ganz  aparten  Einwirkungen  sich  in  unsern  verhältnis- 
mässig beschränkten  Geldkreisen  auf  besondere  Weise  fühlbar  macht,“  (1854). 
Für  beide  Teile,  die  S.  C.  B.  und  die  Bank,  war  die  Konvenienz  ihrer 
Verbindung  einleuchtend,  besonders  für  die  Bank,  da  die  verhältnismässig 
flotten  Jahre  sich  für  die  Aufnahme  der  Eisenbahngelder  günstig  erwiesen. 

Es  betrugen  ini  Kassenverkehr  (in  Millionen  Franken): 


Grosser 

Geldbedarf. 


Zunahme  des 
Kassenverkehrs. 


im  Jahre 

1851 

1852 

1853 

1854 

1855 

1856 

1857 

Die  Einnahmen  und  Ausgaben  zusammen 

57,0 

79,2 

101,3 

114,6 

147,2 

190,9 

202,7 

Der  durchschnittliche  Barschaftsbestand 

2,4 

1,8 

2,2 

2,2 

1,9 

1,5 

1,7 

Der  höchste  Barschaftsbestand 

3,8 

3,5 

3,3 

3,7 

3,6 

2,2 

3,2 

Der  niederste  Barschaftsbestand 

0,7 

0,7 

0,8 

0,5 

0,5 

0,5 

0,4 

Aufbewahrung 
von  Depositen 


Das  Diskonto- 
geschäft  blüht 
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Die  Separatrechnungen  in  andern  Geldsorten  dauerten  noch  in 
die  Jahre  1851  und  1852  hinein  und  gingen  dann  beinahe  ganz  ein;  an  ihre 
Stelle  trat,  wie  oben  schon  erwähnt,  die  Frage  der  Sonderbehandlung  des 
Goldes,  und  damit  war  in  den  Jahren  1856  und  1857  wieder  Anlass  zu 
einigen  solcher  Rechnungen  gegeben. 

In  ähnlicher  Weise  hatte  im  Jahre  1852  die  Münzreform  auf  die 
Verwendungen  eingewirkt. 

Aufbewahrung  von  Depositen.  Die  Anlässe,  der  Bank  Wert- 
gegenstände zu  übergeben,  wie  sie  die  Jahre  1848  -1850  geboten  hatten, 
wiederholten  sich  in  der  Periode  von  1851—1857  nicht;  trotzdem  blieben 
die  Depots  in  der  darauffolgenden  Zeit  in  starker  Benützung. 


Es  betrug  i.  J.  1851 


1852 


1853 


1854 


1855 


1856 


1857 


der  deklar.  Wert  Fr.  2,880  3,000  1,920  0,919  1,324  3,079  3,666  Mill. 

die  Gebühr  . . „ 854  ? 674  549  582  1,247  1,151  Fr. 

Unter  den  Verwendungen  bildet  das  Diskontogeschäft  den  wich- 
tigsten Bestandteil.  Wir  nehmen  die  Zahlen  voraus: 


1851 

1852 

1853 

1854 

1855 

i 1856 

1 

1857 

1 

Gesamtbetrag 

(1000  Fr.) 

4.324  ' 

6,028 

1 

9,799 

' 9,346 

11,953 

18,369 

20,174 

Abschnitte 

Stückzahl  1 

849  , 

1,315  j 

1,971 

2,130 

: 2,710 

: 3,531 

4,038 

Mittlerer  Betrag 

. - Fr, 

5,093 

4,584 

4,972 

4,387 

1 4,410 

5,202 

4,996 

Mittlere  Sicht 

Tage 

46 

52  1 

47 

36 

33 

29 

35 

Ertrag 

Diskontosat 

Fr 
z : 

15,166  , 

1 

27,522 

47,095  ! 

i 

40,938  ■ 

i 

52,502 

87,395 

120,759 

Minimum 

. . "/n 

2 

2.5 

3.0 

4 

3.5 

1 4,5 

45 

Mittel  . . . 

! 2.56 

3 17  1 

371 

4,28  ' 

459 

5.03 

5.60 

Maximum 

. 

3.5 

35 

5.0 

, bis  7.  IX. 

3 Vo  i 

5.0 

6.0 

60 

6.0 

1 

Eines  solchen  Aufstiegs  hatte  das  Diskontogeschäft  sich  noch  nie 
erfreuen  dürfen. 
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Die  Stückzahl  und  der  Gesamtbetrag  verfünffachten  sich  innert  6 Jahren, 
und  der  Ertrag  erreichte  im  Jahre  1857  gegen  1851  das  Achtfache.  Mit  dieser 
Bewegung  wird  erst  eigentlich  der  grosse  Zug  des  Diskontogeschäfts  der 
folgenden  Jahrzehnte  eingeleitet.  ln  der  ganzen  Reihe  bringt  allein  das 
Jahr  1854  eine  Erstarrung  im  Geschäft.  Im  Februar  dieses  Jahres  war  die 
Diskontosicht  auf  drei  Monate  verfügt  worden,  und  vom  März  bis  August 
fehlte  es  trotz  mässigerm  Zinsfuss  sehr  an  Verwendung.  Dafür  gingen  um 
Martini  die  Barmittel  so  zusammen,  dass  während  kurzer  Zeit  Reduktionen 
in  den  Diskontierungen  eintreten  mussten;  es  hatten  sich  eben  auch  gegen 

400.000  Franken  in  Staatskassenscheinen  gleichzeitig  zur  Einlösung  eingefunden. 

Immerhin  blieb  der  Platz  vor  Geldverlegenheiten,  wie  sie  Genf  durchzumachen 
hatte,  bewahrt.  Das  folgende  Jahr  (1855)  brachte  von  Mitte  Februar  bis 
Mitte  Juli  flauere  Zeit;  der  Diskontosatz  ging  mit  der  sinkenden  Bewegung 
des  englischen  Geldmarktes  von  5 auf  3 7?%  hinunter.  Im  Juli  setzte 
aber  die  Steigung  ein,  und  von  da  an  bis  zum  Mai  1858  hielt  sich  der 
Zinsfuss  im  Mittel  auf  4^  ^ — 6 ® o. 

Im  übrigen  brachte  das  Jahr  1855  keine  besondern  Vorfälle.  Diese 
beginnen  erst  vom  November  1856  an  einzutreten,  als  tiefer  Stand  der 
Barschaft,  der  Notenzirkulation  und  der  Rechnungsguthaben  mit  unverhältnis- 
mässig starkem  Geldbegehren  zusammentraf,  dieses  trotz  stufenweise  erfolgter 
Diskontosatzerhöhung.  Zunächst  wurden  einige  Reduktionen  in  der  Diskon- 
tierung vorgenommen,  im  übrigen  aber  alle  Mittel  versucht,  um  den  Begehren 
zu  entsprechen,  ln  der  Zeit  vom  3.-29.  November  wurde  für  1,133,000 
Franken  diskontiert  gegen  778,000  in  einem  ähnlichen  Zeitraum  des  Vorjahres. 

1.740.000  Franken  fielen  sodann  wieder  auf  die  letzten  10  Dezembertage, 
die  Zeit  des  Neuenburger  Konflikts;  und  hierzu  kamen  noch  235,000  Franken 
in  Darlehn,  so  dass  sich  eine  tägliche  Verwendung  von  200,000  Franken  ergab. 

Und  nun  der  Jahrgang  1857:  In  Wirklichkeit  gestaltete  er  sich  für  die  Das  böse  jahr 
Bank  und  den  Platz  gar  nicht  so  schlimm,  wie  man  hätte  erwarten  können.  ^ 

Man  hatte  sich  in  den  hiesigen  Geschäftskreisen  in  richtigem  Verhältnis  zu 
den  Umständen  vorbereitet  und  eingeschränkt,  und  die  Bank  kam  auch  weder 
dazu,  irgend  welche  reelle  Diskontobegehren  aus  Mangel  an  Mitteln  abzu- 
weisen, noch  den  Diskontosatz  über  6^2%  hinaus  zu  erhöhen  — während 


Beginn  neuer 
Schwierigkeiten 


überstanden. 


Vergl.  die  Diagramme  am  Schluss. 
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er  doch  in  London  auf  10,  in  Frankreich  auf  9 und  in  Zürich  und  Genf  auf 
7®o  stand.  Er  schwankte  in  Basel  zwischen  472— 6 ^'2^/0,  allerdings  in 
14  Fluktuationen.  Es  hatte  sich  wiederum  gezeigt,  dass  vor  dem  Anwachsen 
einer  auswärtigen  Krisis  in  erster  Linie  nur  Vorsicht  und  Vorsorge  notwendig 
sind.  Auch  in  den  Sichten  kam  die  Vorsteherschaft  ohne  Beschränkungen 
aus;  die  Beweglichkeit  im  Diskontozins  war  nach  ihrer  Ansicht  das  beste 
Mittel  gewesen,  um  die  Wahrnehmungen  über  den  Geldmarkt  nach  aussen 
fühlbar  und  wirksam  zu  machen. 


Darlehn  gegen 
Hinterlagen. 


Darlehn  gegen  Hinterlagen; 


1851 

1 1852 

i 1853 

1854 

1855 

1856 

1857 

Geschäfte 

198 

238 

225 

* 

i 284 

283 

353 

365 

Summen  (1000  Fr.) 

1.208 

1.564 

1.320 

1.644 

1 249 

2265 

3.240 

Mittlere  Dauer  Tage 

84 

79 

76 

77 

78 

75 

! 72 

Zinsfuss  ” 

3— 3 75 

3.75-3.25 

3.25— 5 25 

4—5 

375-5 

4.75-5 

5 

Zinsertrag  Fr 

1 7,907 

9,966 

10,000  : 

14,693 

12,503 

23,366 

33,733 

Es  entfielen  auf; 

Handelsfirmen 

V« 

Vio 

^/4 

0 384 

1 400  ! 

2410 

Gewerbetreibende 

V« 

’/.o 

0352 

0.300 

0227 

Partikulare  . 

V» 

V« 

•V.o 

'/* 

0.513 

0 565 

0.603 

Die  Bewegung  in  den  Jahren  1854 — 1857  lässt  deutlich  den  Einbruch 
der  geldknappern  Zeiten  erkennen,  sowohl  in  der  Gesamtsumme  der  Darlehn, 
als  in  dem  besondern  auf  die  Handelsfirmen  entfallenden  Anteil,  ln  Perioden, 
wo  zu  Diskonto  geeignete  Wechsel  selten  waren,  trat  an  deren  Stelle  das 
Darlehnbegehren.  Seine  Preise  folgten  dem  Diskontozins;  allein  über  5®o 
hinaus  durfte  man  wegen  einer  gesetzlichen  Vorschrift  über  Hinterlagsdarlehn, 
in  der  5^  0 als  oberste  Norm  festgesetzt  waren,  nicht  gehen.  Statt  dessen 
wurden  die  Darlehn  entweder  nur  in  ganz  beschränkten  Summen  gewährt 
oder  mitunter  abgewiesen.  Die  weitere  Folge  war  ausserdem  eine  Änderung 
in  den  Statuten,  durch  die  bestimmt  wurde,  dass  zum  Darlehnszinsfuss  nach 
Umständen  eine  Provisionsberechnung  treten  könne.  Auf  diesem  Umwege 
kam  man  dem  Ziel  auch  nahe,  ohne  mit  den  Herren  von  der  Obrigkeit 
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wegen  „Wuchers“  in  Kollision  zu  geraten.  Einen  ähnlichen  Ersatz  oft 
willkommen  — und  eine  Ergänzung  der  gewöhnlichen  Diskontierungen  und 

Darlehn  bildete  die  Diskontierung  von  Wechseln  auf  Paris.  Panser Wechsel 
Sie  betrug 

1851  1852  1853  1854  1855  1856  1857 

Summe  (in  1000  Fr.)  0.781  0.590  1.293  — 0.937’)  0.240  6.585 

Ertrag  ...  Fr.  3,154  2,773  6,593  — 5,686  0,376  38,890 

Für  die  Bank  war  namentlich  im  Jahre  1857  das  Pariser  Portefeuille 
von  Wert,  da  es  leicht  durch  Bezüge  von  Mülhausen  und  Paris  in  Barschaft 
umgewandelt  werden  konnte.  Die  Statutenänderung  von  1857  hatte  hierin 
wesentliche  Vorteile  eröffnet. 


Als  letztes  Geschäft  — eines  der  weniger  wichtigen 
Kreditrechnungen  in  Konto-Korrent  zu  nennen. 

Es  betrugen  durchschnittlich: 


sind  die 


Kredit- 
rechnungen m 
Konto-Korrent. 


1851 

1852 

1853 

1854 

1855 

1856 

1857 

die  Zahl  der  Rechnungen  20 
die  aussteh.  Schulden  0.646 

26 

0.747 

25 

0.337 

27 

0.395 

28 

0.357 

29 

0.361 

30 

0.350 

(in  1000  Fr.) 


ln  der  Tat  zeigt  sich  hier  keine  Entwicklung.  Für  die  Bank  boten 

diese  Geschäfte  allerdings  eine  ordentliche  Rendite.  Denn  sie  bezog  an  Aiies  in  aiiem 

° gute  Geschäfte 

und  gute  Rendite. 


Gebühren^)  Fr. 

2,445 

2,950 

2,941 

2,965 

3,210 

3,488 

3,868 

Zinsen  . „ 

9,580 

11,783 

11,412 

15,935 

16,354 

18,325 

20,110 

Total  . . Fr. 

12,025 

14,733 

14,353 

18,900 

19,564 

21,813 

23,978 

entsprechend  einem  Zinsfusse,  der  von  3«o  (im  Jahre  1851)  auf  6“,,  (im 
Jahre  1857)  gestiegen  war.  In  die  Jahre  1851  und  1852  fielen  ausserdem 
einige  auf  besondern  Verträgen  beruhende  Kreditgeschäfte,  die  durch  die 
schweizerische  Münzreform  bewirkt  worden  und  „nach  Solidität  und  Form“ 


Während  3 Monaten 

')  Fixe  dreimonatliche  Kreditgebühr  von  1 7oo. 
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für  die  Bank  annehmbar  waren.  Es  war  damit  beiden  Teilen,  der  Eid- 
genossenschaft und  der  Bank,  jedem  in  seiner  Weise,  gedient.  Endlich 
bilden  die  auf  Grund  der  Verträge  mit  der  Staatskasse  gemachten  Geschäfte, 
die  wir  noch  besonders  behandeln  werden,  einen  Teil  dieses  Verwendungsfeldes. 


Über  die  Bankmittel  mögen  folgende  Verhältniszahlen  Auskunft 


überblick  übet 
die  Bankmittel 

Verwendungen  geben.  Voii  je  100  Fr.  an  verwendbaren  Mitteln  waren 


im  Jahre 

1851 

1852 

1853 

1854 

1855 

1856 

1857 

Eigenes  Bankkapital  . 

11 

12 

11 

12.5 

18.5 

22 

17 

Fremde  verzinsl.  Mittel 

— 

— 

— 

9 

13.5 

17 

37 

„ unverz.  Mittel 

89 

88 

89 

78.5 

68 

61 

46 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

Zur  Erläuterung  fügen  wir  bei  : 

In  das  II.  Semester  1855  fällt  die  Erhöhung  des  Aktienkapitals  um  eine 
halbe  Million  Franken  und  in  das  letzte  Quartal  des  Jahres  1857  die  Erhöhung 
um  eine  weitere  Million.  Vom  Jahre  1854  an  wurden  wieder  Depositen 
aufgenommen;  ihre  steigende  Bedeutung  in  den  Bankmitteln  tritt  klar  hervor. 
Umgekehrt  sinken  von  1854  an  infolge  der  Erhöhung  des  Aktienkapitals  und 
der  Annahme  von  Depositen  die  fremden  unverzinslichen  Mittel. 

Die  Verwendungssummen  haben  sich  in  der  betrachteten  Periode 
stark  vermehrt.  Sie  erreichten  im  Durchschnitt; 


im  Jahre  1851 


in  1000  Fr.  1.602 


1852  1853  1854  1855  1856  1857 

2.020  2.232  1.890  2.259  2.635  4.481 


und  der  durchschnittliche  Verwendungszins  war 

in  2.65  3.90  3.37  4.40  4.15  4.60 

Dem  entsprachen  auch  andauernd  gute  Geschäftsergebnisse. 

Die  Dividende  betrug: 


1851  — 1857 

Von  je  100  verwendeten  Franken  entfielen  auf 
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1851 

1852 

1853 

1854 

■ 1855 

1856 

1857 

Diskontierungen  . . 

31.5 

45 

60 

55 

54 

( 

60 

51 

Darlehn 

19 

14 

13 

17 

12 

16 

13 

Pariser  Diskontierung 

9 

35 

12 

— 

8 

2 

15 

Kredit-Kto.'Korr.  etc. 

40.5 

37.5 

15 

21 

16 

135 

8 

Vorschüsse  . , . .li 

1 

1. 1 

Staatskassenscheine  . (i 

1 

1 

7 

' ^0 

8 5 1 

i 13 

100  j 

100 

100 

100  j 

100 

100 

100 

Die  Goldfrage. 


Kaum  war  die  eidgenössische  Münzreform  durcligeführt,  als  durch  die 
Verhältnisse  das  neue,  auf  dem  französischen  Franken  beruhende  Münzsystem 
wiederum  in  Frage  gestellt  zu  werden  schien. 

In  den  Jahren  1848  und  1851  waren  die  grossen  kalifornischen  und 
australischen  Goldfelder  entdeckt  worden,  und  hierauf  schüttete  sich  ein 
eigentlicher  Goldregen  über  die  Menschheit  aus.  Während,  nach  Soetbeer, 
von  1841  — 1850  55,000  Kg.  Gold  gewonnen  worden  waren,  stieg  die  Produktion 
von  1851—1855  auf  199,000  Kg.,  von  1856—1860  auf  202,000  Kg. 

Die  Folge  war  ein  wirtschaftlicher  Aufschwung,  eine  Revolution  in  der 
Preisbewegung  und  — für  unsere  Banken  und  unser  Land  — eine  Zeit  des 
Hangens  und  Bangens.  Das  französische  Münzsystem  hatte  die  Ausmünzung 
von  20-  und  40-Frankenstücken  in  Gold  vorgesehen.  Nun  drang  der  neue 
Aufkömmling  als  relativ  billigeres  Zahlungsmittel  in  die  französische  Zirku- 
lation ein  und  verdrängte  das  teurer  gewordene  Silber.  Basel  war  für 
Geldbezüge  und  die  Speisung  seiner  Kasse  auf  Frankreich  angewiesen;  von 
dort  konnte  es  aber  nach  und  nach  nur  noch  Gold  gewärtigen,  und  dieses 
war  im  schweizerischen  Münzsystem  nicht  vorgesehen;  trotzdem  fand  das 
bequeme  französische  Zahlungsmittel  bereitwillige,  von  Handelsstand  und 
Banken  begünstigte  Aufnahme.  Wohl  oder  übel  musste  man  sich  mit  ihm 
auf  irgend  eine  Weise  abzufinden  versuchen. 

Es  schien  nun,  da  die  Schweiz  in  ihrem  Münzgesetz  von  1850  sich 
zum  französischen  Münzsystem  bekannt  hatte,  das  einfachste  zu  sein,  die 
Konsequenz  zu  ziehen  und  durch  die  eidgenössischen  Räte  auch  das  fran- 
zösische Gold  als  gesetzliches  Zahlungsmittel  zum  vollen  Nominalwert 
dekretieren  zu  lassen.  Allein  diese  sowohl,  als  der  Bundesrat  verhielten  sich 
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allen  Eingaben  gegenüber  im  Jahre  1854  und  1856  ablehnend,  obschon  in 
den  meisten  Kantonen  im  grossen  Verkehr  reine  Silberzahlungen  selten 
geworden  waren  und  man  sich  daran  gewöhnt  hatte,  ebenso  Gold  an  Zahlung 
zu  nehmen  als  zu  geben. 

Mit  der  ablehnenden  Haltung  der  obersten  Behörden  konnten  sich  aber 
die  schweizerischen  Geldinstitute  nicht  zufrieden  geben.  Wir  sehen  daher 
vorerst  die  Banken  von  Zürich  (am  25.  März  1856)  und  von  Bern  von  sich 
aus  die  französischen  Goldmünzen  al  pari  in  ihre  Bankvaluta  aufnehmen, 
ln  Basel  begann  das  Gold  namentlich  seit  1854  einzudringen,  und  infolge- 
dessen besass  der  Platz  faktisch  keine  reine  Silberwährung  mehr;  denn  die 
Vorsteherschaft  der  Bank  hatte  sich  zur  Annahme  und  Bezahlung  von  Gold- 
sorten bereit  erklärt,  und  tatsächlich  wurde  in  Silber  oder  Gold  bezahlt,  wie 
man  es  eben  selber  erhalten  hatte.  Die  meisten  Geldverbindlichkeiten  auf 
hiesigem  Platze,  waren  in  der  neuen  eidgenössischen  Währung  ausgestellt; 
dennoch  kam  es  soweit,  dass  von  der  Bank  gegen  Diskontierung  solcher 
Wechsel  nur  Gold  erhalten  werden  konnte,  während  umgekehrt  die  Bank 
berechtigt  blieb,  für  in  schweizerischer  Währung  ausgestellte  Wechsel  bei 
Verfall  Silber  zu  verlangen.  Dieses  Missverhältnis  konnte  auf  die  Dauer 
nicht  bestehen  und  führte  zu  einer  Eingabe  von  26  hiesigen  Bankiers  und 
Handelsfirmen  an  die  Bankleitung  (29.  September  1856),  mit  dem  Ersuchen, 
sie  möchte  in  ihrem  eigenen  Interesse  sowohl,  als  im  Interesse  des  gesamten 
hiesigen  Handelsstandes  den  von  den  Banken  in  Zürich  und  Bern  schon 
längst  betretenen  Weg  ebenfalls  einschlagen  und  mit  Beförderung  Gold  und 
Silber  ohne  Unterschied  als  Bankvaluta  anerkennen,  weil  dieses  das  einzige 

Mittel  sei,  um  unsern  Platz  in  der  nächsten  Zeit  vor  grossen  Verlegenheiten 
ZU  bewahren. 

Übrigens  hatten  sich  nicht  allein  diese  Firmen  mit  der  so  wichtigen 
Frage  abgegeben;  Bankdirektor  Speiser  hatte  sie  seit  Jahren  verfolgt,  und  die 
Entwertung  des  Goldes  schon  im  Jahre  1851  als  unvermeidlich  vorausgesehen. 
Zwar  war  er  nicht  mehr  Bankdirektor  — im  Jahre  1853  war  er  Direktor  der 
S.  C.  B.  geworden  und  im  Jahre  1855  hatte  er  seine  Bankdirektorstelle 
niedergelegt  - dennoch  bemühte  er  sich,  zur  Lösung  der  Frage  beizutragen 

und  anfangs  Oktober  1856,  kurz  vor  seinem  Tode,  veröffentlichte  er  in  dei^ 
Neuen  Zürcher  Zeitung  einen  Aufsatz 

dieselben  Vorschläge  machte,  wie  die 
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Unterm  3.  Oktober  1856  hatte  er  ausserdem  seine  „Vorschläge  betreffs 
Massregeln  hinsichtlich  der  Goldfrage  in  Basel“  formuliert.  Er  betonte  darin, 
dass  die  Platzverhältnisse  das  Aufgeben  des  bisherigen  Gehenlassens  noch 
mehr  gebieten,  als  es  in  Zürich  der  Fall  gewesen  sei.  Damit  aber  der  Erfolg 
sicher  sei  und  schon  des  Eindrucks  auf  die  Öffentlichkeit  halber,  wünschte 
er  das  entschiedene  Zusammenwirken  aller  Beteiligten.  Unter  diesen  verstand 
Speiser  die  Banken  und  die  Handelshäuser,  die  Bank  in  Basel  natürlich 
inbegriffen,  da  sie  nach  seiner  Ansicht  ein  überwiegendes  Interesse  an  einer 
zweckmässigen  Lösung  der  Frage  haben  musste.  „Durch  ihre  Stellung  im 
Geldwesen  des  hiesigen  Platzes  ist  die  Bank  berufen,  ihre  nachdrücklichste 
Unterstützung  allen  Vorkehren  zu  leisten,  die  zur  Beseitigung  von  Störungen 
im  Geldverkehr  und  zur  Herstellung  normaler  Zustände  in  demselben  dienen 
mögen.  Ihre  Stellung,  als  Vermittlerin  des  grössten  Teiles  des  hiesigen 
Geldumsatzes  legt  ihr  auf,  nicht  nur  ihre  passive  Mitwirkung  den  zu 
ergreifenden  Massregeln  zu  leihen,  sondern  in  aktiver  Weise,  durch  zweck- 
dienliche Abänderung  ihrer  bisherigen  Einrichtungen  sich  gewissermassen  an 
die  Spitze  der  Bewegung  zu  stellen.“ 

Sie  wollte  aber  der  Unterstützung  durch  den  Basler  Handelsstand  gewiss 
sein.  Die  hiesigen  Handels-,  in  erster  Linie  Bankhäuser  sollten  sich  gegen- 
seitig schriftlich  verpflichten,  von  einander  Goldmünzen  im  französischen 
Fusse  an  Zahlung  jeder  Art  al  pari  mit  Silber  anzunehmen. 

Einen  ersten  Schritt  hatten  die  hiesigen  Wechselsensalen  getan, 
indem  sie  den  offiziellen  Wechselkurs  in  französischer  Währung  aufstellten, 
eine  sehr  zweckmässige  Einleitung  zu  der  damals  in  Frage  liegenden 
Massregel. 

Ausser  Speiser  war  noch  ein  andrer  Basier  für  die  Goldmünze  ein- 
getreten: Adolf  Burckhardt-Bischoff , nach  Speisers  Tod  die  Autorität 
in  Münz-  und  Währungsfragen,  wie  im  Bankfache,  und  endlich  hatte  auch 
die  Vorsteherschaft  der  Bank  keineswegs  müssig  zugeschaut.  Seit 
dem  Eindringen  des  Goldes  hatte  sie  sich  stets  vorgesehen,  um  nicht  in 
Verlegenheit  gesetzt  zu  werden,  und  ein  wachsames  Auge  auf  die  Silber-Ab- 
und  Zuflüsse  gehabt,  umsomehr  als  die  Bank  von  der  östlichen  Schweiz 
gerne  als  erste  Vorratsquelle  angesehen  und  angesprochen  wurde.  Aber  zu 
entscheidenden  Schritten  sah  sie  sich  so  lange  nicht  gezwungen,  als  noch  so 
starke  Schwankungen  eintraten,  wie  im  Jahre  1855,  wo  das  Gold  im  Sommer 
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fast  gänzlich  verschwand  und  einige  Monate  später  wieder  ® 5 der  Barschaft 
ausmachte.  Sie  begnügte  sich  damit,  in  Kassa-  und  Buchführung  den  beiden 
Währungen  ihre  „ungestörten  aber  sicher  geordneten  Geleise  durch  noch 
genauer  abscheidende  Vorschriften“  zu  sichern. 

Der  Durchbruch  erfolgte  erst  im  Spätjahr  1856,  nachdem  der  Konflikt 
zwischen  Silber  und  Gold,  der  schon  während  des  genannten  Jahres  wieder 

stärker  eingesetzt  hatte,  mehr  als  je  eine  möglichst  schnelle  Abhilfe 
wünschen  liess. 

Am  9.  Oktober  1856  verfügte  nämlich  die  Bank  die  Aufnahme  der  im 
französischen  Münzfuss  geprägten  Goldmünzen  in  die  Bankvaluta,  in  der 
Weise,  dass  die  Bankkasse  Zahlungen  in  solchen  Goldmünzen,  gleich  den 
Silbersorten,  leisten  und  empfangen  solle;  ferner  dass  sämtlichen  Kreditoren 
der  Bank  hiervon  Kenntnis  gegeben  werde  und  diejenigen  unter  ihnen,  welche 
r Änderung  nicht  einverstanden  wären,  eingeladen  würden,  ihr  Guthaben 

ßänk  beförderlich  in  Silber  zu  beziehen,  widrigenfalls  sie  als 
I stillschweigend  zustimmend  betrachtet  werden  würden ; dass  endlich  die 

; sämtlichen  in  der  Bankkasse  befindlichen  und  bei  ihr  eingehenden  Banknoten 

j neben  den  Worten  „20  Stück  Fünffrankenthaler“  durch  den  Stempelaufdruck 

^ „oder  Werth  in  Goldsorten  im  französischen  Münzfuss“,  als 

in  Gold  einlösbar  bezeichnet  würden. 

Der  Bankbencht  von  1856  nennt  diese  Massnahme  ein  „bezeichnendes 
Blatt“  m der  Geschichte  der  Bank  in  Basel.  Und  in  der  Tat  vollzog  sich 
sobald  der  Beschluss  gefasst  war,  die  Regulierung  des  Geldwesens  sozusagen 
mühelos.  Seit  dem  25.  Februar  1857  erschien  die  ausschliessliche  Silber- 
währung in  der  Buchführung  der  Bank  nur  noch  als  Gegenstand  weniger 
eparatrechnungen,  während  die  Einlösung  der  damals  noch  ausstehenden 
200,000  Franken  Silberbanknoten  ruhig  abgewartet  wurde. 

Da  damit  die  Unsicherheit,  welche  vorher  geherrscht  hatte,  beseitigt 
war,  hielt  es  die  Vorsteherschaft  nicht  für  nötig,  die  adoptierte  Doppelwährung 
urch  Statutenänderung  förmlich  zu  sanktionieren.  Sie  glaubte  fest  daran 
dass  Beschlüsse  des  obersten  Gesetzgebers  in  der  Währungsfrage  nicht  mehr 
ange  würden  ausbleiben  können,  wie  sie  überhaupt  in  dieser  Frage  lange 
genug  opthnishsch  gedacht  hatte.  Allein  die  folgenden  Jahre  gaben  ihr  noch 
nicht  Recht,  obschon  es  soweit  gekommen  war,  dass  der  ganze  Geldverkehr 
m er  c weiz  nicht  mehr  auf  der  gesetzlichen  eidgenössischen  Währung, 
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sondern  auf  der  sogenannten  Bankvaluta  beruhte  Erst  durch  das  Bundes- 
gesetz vom  31.  Januar  1860  trugen  die  Bundesbehörden  den  Tatsachen 
Rechnung  und  anerkannten  sie  das  französische  Gold  als  gesetzliches 
Zahlungsmittel  und  damit  auch  die  Doppelwährung  für  die  Schweiz. 

Wie  anders  haben  sich  seit  1860  die  Verhältnisse  gestaltet.  An  Stelle 
des  Kampfes  um  das  Silber  ist  der  Kampf  um  das  Gold  getreten.  Heute 
drängt  sich  uns  die  Frage  auf,  ob  wir  das  entwertete  Silber  resp.  die  Fünf- 
Franken-Taler  noch  als  unbeschränkt  geltendes  Zahlungsmittel  beibehalten 
oder  ob  wir  nur  dem  Golde  die  volle  Zahlkraft  zuerkennen  wollen. 

Im  Jahre  1865  war  auf  Grund  der  Doppelwährung  die  erste  lateinische 
Münzunion  mit  Frankreich,  Belgien  und  Italien  abgeschlossen  worden.  Dieser 
ersten  Konvention,  welche  noch  die  unbeschränkte  Prägung  sowohl  von  Fünf- 
Frankenstücken  als  von  Goldmünzen  gestattete,  folgten  die  Konventionen  von 
1878  und  1885,  durch  welche  ganz  besonders  auf  Betreiben  des  schweizerischen 
Vertreters,  Herrn  Feer-Herzog,  die  Silberprägungen  eingestellt,  im  übrigen 
aber  unter  dem  mächtigen  Einflüsse  Frankreichs  mit  seinem  mehr  als  zwei 
Milliarden  betragenden  Silbervorrat,  an  der  Doppelwährung  festgehalten  wurde. 

Trotz  aller  Bemühungen  gelang  es  den  Vertretern  des  Bundes  nicht, 
Frankreich  zum  Übergang  zur  reinen  Goldwährung  zu  bewegen.  Alles,  was 
erreicht  werden  konnte,  war,  dass  die  Bedingungen  festgestellt  wurden,  unter 
denen  eventuell  die  Liquidation  der  Münzkonvention  stattzufinden  hätte.  Durch 
diese  Liquidationsklausel  wird  den  beteiligten  Staaten  die  gegenseitige 
Einlösung  der  Silbermünzen  in  Gold  garantiert.  Da  die  Schweiz  eine  sehr 
kleine  Silberzirkulation  hat,  so  könnte  sie  ohne  Kosten  zur  Goldwährung 
übergehen;  die  Schwierigkeit  wäre  nur,  ob  die  Schweiz  gegenüber  den  andern 
Staaten  und  ganz  besonders  gegenüber  Frankreich  im  Stande  wäre,  den  also 
hereingenommenen  Goldvorrat  festzuhalten. 

Es  gibt  Nationalökonomen,  welche  die  Schweiz  zu  einer  Kündigung  der 
lateinischen  Münzkonvention  und  zum  Übergange  zur  Goldwährung  auch 
ohne  Frankreich  drängen  möchten.  Wir  glauben,  dass  sie  sich  von  den 
Folgen,  welche  ein  solcher  Schritt  für  die  schweizerischen  Geldverhältnisse 
haben  kann,  nicht  genugsam  Rechenschaft  geben,  und  haben  umsomehr  volles 
Vertrauen  in  den  Bundesrat,  dass  er  das  Land  vor  einem  unüberlegten  Schritte 
bewahren  werde. 
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aber  unter  dem  mächtigen  Einflüsse  Frankreichs  mit  seinem  mehr  als  zwei 
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erreicht  werden  konnte,  war,  dass  die  Bedingungen  festgestellt  wurden,  unter 
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übergehen;  die  Schwierigkeit  wäre  nur,  ob  die  Schweiz  gegenüber  den  andern 
Staaten  und  ganz  besonders  gegenüber  Frankreich  im  Stande  wäre,  den  also 
hereingenommenen  Goldvorrat  festzuhalten. 
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lateinischen  Münzkonvention  und  zum  Übergange  zur  Goldw'ährung  auch 
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Vertrauen  in  den  Bundesrat,  dass  er  das  Land  vor  einem  unüberlegten  Schritte 
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Die  Verträge  mit  der  Staatskassenverwaltung  über 
die  Ausgabe  von  Staatskassenscheinen. 


Die  Idee  der  Ausgabe  verzinslicher  Staatskassenscheine  geht  auf 
Johann  Georg  Von  der  Mühll  - Burckhardt  (1789—1853)  ')  zurück, 
der  lange  Jahre  Mitglied  des  Finanzkollegiums  gewesen  war.  Welch  äusserer 
Anlass  ihn  dazu  bewogen  hat,  sie  niederzuschreiben,  Hess  sich  nicht  ermitteln; 
aber  jedenfalls  war  es  ein  für  das  Finanzkollegium  ausgearbeitetes  Gutachten. 
Es  tragt  das  Datum  vom  29.  Januar  1841,  ist  also  vor  der  Gründung  der 
Bank  in  Basel  verfasst  worden. 

Schon  lange  hatte  ihn  die  Idee  beschäftigt,  „wie  ein  Teil  der  hier  in 
sämtlichen  Staats-  und  Privatkassen  stilliegenden  Rezesse  oder  Saldis  zins- 
tragend gemacht  werden  könnte,  ohne  dem  Geldumlauf  zu  schaden,  und  ob 
zu  diesem  Zwecke  einem  gewissen  Teil  der  Staatsschuld  nicht  solche  Formen 
und  Beweglichkeit  gegeben  werden  könnten,  um  jenes  Ziel  zu  erreichen“. 

Endlich  verfiel  er  auf  die  verzinslichen  Staatskassenscheine,  die  im 
Gegensätze  zu  den  englischen  und  französischen  verzinslichen  Schatzkammer- 
scheinen, auf  denen  ein  grosser  Teil  der  schwebenden  Schuld  dieser  Staaten 
ruhte,  bei  Sicht  und  nicht  erst  nach  Verfallzeit  eingelöst  werden  sollten. 


Johann  Georg 
Vonder  Mühll- 
Burckhardt. 
der  Vater  der 
Staatskassen- 
scheine. 


Verzinsliche 

Scheine. 


Stadtpräsidenten  Johann 

Vonder  Muhll,  1814  Liquidationskommissär,  1816-1847  Mitglied  des  Grossen  Rates  1S?1 
trat  er  in  die  Postkammer,  1827  in  das  Handels-  und  GewerbskolSrm  1830  in  di! 
Finanzbehörde  Die  Nekrologe  bezeichnen  ihn  als  einen  Sr  f 

und  neben  2e  Iweger  in  Trogen  galt  er  in  den  1830er  und  40er  Jahren\/die  angLhen^^^^^^^ 

tpu  d*  Fragen.  Er  war  auch  der  erste,  der  im  Jahre  1818  an 

S eile  der  Handels-  Gewerbe-  und  Kapitalistenabgabe  in  Basel  die  Einführung  der 

allgemeinen  Einkommensteuer  befürwortete  und  verfocht.  Vergl  G Schanz^  Die 
Steuern  der  Schweiz  Stuttgart  1890  II  13  ^ ^cnanz.  uie 
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„Kaum  existiert  eine  Handelsstadt  in  Europa“,  sagt  sein  Bericht,  „wo  bei 
ähnlichen  Geldkräften  so  wenig  Lokalpapier  im  Umlauf  ist.  Bankakzepte  sieht 
man  äusserst  selten,  beinahe  die  ganze  Zirkulation  i)esteht  aus  sogenannten 
Avalis  auf  3,  4,  höchstens  6 Monate,  ausgestellt  von  Häusern,  deren  Mittel 
stadtkundig  sind“. 

Es  sollten  nach  VonderMühll  für  höchstens  4»X),000  Franken  Kassen- 
scheine au  porteur  in  Abschnitten  von  100  und  200  Franken  Kapitalwert  mit 
einem  wöchentlichen  Zinserträge  von  ^ 2 Batzen  per  100  Franken  ausgegeben 
werden.  Auf  der  Rückseite  der  Scheine  dachte  er  sich  die  Berechnung  der 
Zinsen  für  jede  Woche  des  Jahres  aufgedruckt.  „Ende  März  verfallen  die 
Scheine  und  werden  dann  gegen  neue  umgewechselt  oder  gestempelt ; 
gleichzeitig  wird  der  Zins  bar  ausbezahlt.  Der  Staat  garantiert  die  Kassen- 
scheine, wie  ein  Anleihen,  und  verpflichtet  sich,  sie  an  allen  öffentlichen 
Kassen  des  Kantons  jeweilen  wie  bares  Geld  anzunehmen.  Vermöge  seines 
beinahe  unerschütterlichen  Kredites  kann  der  Staat  sehr  wohl  solche  Scheine 
ausgeben,  nur  darf  er  dies  weder  in  zu  hohen  Summen  noch  mit  Zwangs- 
kurs tun.“ 

ln  ihrem  Werte  stellt  VonderMühll  diese  Scheine  über  das  bare  Geld 
— kein  Zählen,  kein  Nachtragen,  kein  Verwahren  — und  über  die  Bank- 
noten — zinstragend.  „Sie  verdienen  also  vor  jedem  andern  Zirkulations- 
medium einen  ganz  unbestreitbaren  Vorzug,  vorausgesetzt,  dass  sie  sich  eines 
allgemeinen,  wenn  auch  nur  lokalen,  Kredits  erfreuen“. 

Dieses  Gutachten  blieb  aber  unbenützt,  und  da  bald  darauf  die  Bank 
ihre  Noten  in  Umlauf  brachte,  mochte  wenig  Gelegenheit  mehr  sein,  darauf 
zurückzukommen. 

*^sfaates^^  Da  gaben  im  Jahre  1853  neue  Geldbedürfnisse  des  Kantons  Basel- 

Stadt  den  äussern  Anstoss  zu  einer  eingehenden  Behandlung  dieses  wohl- 
durchdachten Vorschlages  Von  der  Mühlls.  Das  neue  Postgebäude,  die 
Beteiligung  am  Centralbahnunternehmen  und  die  Verpflichtungen  des  Staates 
gegenüber  der  Grossh.  badischen  Eisenbahnverwaltung  wegen  der  „Hieher- 
führung  der  badischen  Eisenbahn“  erforderten  4.3  Millionen  Franken.  Zur 
Deckung  dieser  Summe  nahm  das  Finanzkollegium  im  Sommer  des  Jahres 
1853  ein  Anleihen  von  einer  Million  Franken  zu  3‘4®o  auf.  Es  musste 
aber  eine  geraume  Zeit  hindurchgeschleppt  werden,  bis  es  gezeichnet  war, 
und  wenn  nicht  „ein  hiesiger  Privater“  einen  bedeutenden  Teil  davon  allein 
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übernommen  hätte,  wäre  es  nicht  einmal  soweit  gekommen.  Wie  sollten  da 
weitere  Anleihen  zu  einem  annehmbaren  Zinsfuss  untergebracht  werden 
können?  Höher  als  auf  3 ’ 2 7<>  konnte  man  schon  deshalb  nicht  gehen,  weil 
das  badische  Anlehen  nur  zu  3^/2%  sich  verzinste. 

ln  seiner  Not  griff  das  Finanzkollegium  auf  die  Anregung  Von  der  Mühlls  JerNot  greift 

00  "der  Finanz- 

zurück.  Das  war  gegen  Ende  Juni  1853,  gerade  einige  Wochen  nach  dessen  Ka'^sens'chefnen. 
Tode.  Er  selbst  hat  also  den  Ausgang  und  die  Verwirklichung  seines  Planes 
nicht  mehr  erlebt;  dagegen  bildete  sein  Gutachten  die  Grundlage  der  neuen 
Beratungen,  und  die  später  ausgegebenen  Scheine  wurden  ganz  und  gar  nach 
seinen  Ideen  eingerichtet,  ln  welcher  Weise  Bankdirektor  Speiser,  der,  wie 
wir  wissen,  Ende  Januar  1852  Mitglied  des  Finanzkollegiums  geworden  war, 
an  der  Beratung  Anteil  genommen  hat,  ist  nicht  ersichtlich.  Das  eigentliche 
Studium  der  Staatskassenscheine  wurde  einer  Spezialkommission  von  zwei 
Delegierten  übertragen;  Karl  Geigy  und  Benedikt  La  Roche -Stehelin.  Nur 
mit  Mühe  gelang  es  übrigens,  jeweilen  jemand  aus  dem  Finanzkollegium  zu 
solchen  Kommissionen  zu  finden,  die  mit  der  Bank  zu  verhandeln  hatten; 
denn  beinahe  alle  seine  Mitglieder  mussten  sich  in  Austritt  begeben,  da  sie 
Aktionäre  der  Bank  in  Basel  waren.  ') 

Die  Delegierten  setzten  sich  gleich  zu  Beginn  mit  der  Bankvorsteherschaft 
in  Verbindung,  um  eventuell  deren  Vorschläge  zu  vernehmen,  falls  die 
Regierung  auf  die  angeregte  Idee  für  Kreirung  verzinslicher  Staatskassen- 
scheine eintreten  und  es  als  im  Interesse  des  Staates  liegend  finden  sollte, 
für  die  jeweilige  Einlösung  der  Scheine  mit  der  Bank  eine  Verständigung  Erster  versuch 
zu  treffen.  Allein  die  ersten  Verhandlungen  zerschlugen  sich  an  den,  wie  m'irdlr"B™k"hi 
die  Delegierten  sagten,  unannehmbaren  Bedingungen  der  Bank  und  so  fasste 
man  die  Idee  der  Ausgabe  von  Kassenscheinen  völlig  unabhängig  von  der 
Bank  ins  Auge. 

Die  kleine  Kommission  war  bald  von  der  Ausführbarkeit  der  Vorschläge  Vorschläge 

® der  Kommission. 

Von  der  Mühlls  überzeugt  — diese  waren  ihr  umso  lieber,  als  ihr  das 
Zustandekommen  gewöhnlicher  Anleihen  zum  bisherigen  Zinsfuss  von  3^  4 ® o 
höchst  zweifelhaft  erschien  — und  fasste  ihre  Meinung  in  folgendem  zusammen: 

1.  Kreirung  von  verzinslichen  Staatskassenscheinen  von  je  1000  Franken, 
vorerst  im  Betrage  von  einer  Million  Franken. 


Vgl  Finanzakten,  C C 1.  Staatsarchiv,  Basel 
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! 2.  Diese  Kassenscheine  würden  auf  ein  Jahr  lauten,  vom  1.  März  1854  an, 

und  würden  dann  entweder  eingelöst  oder  gegen  neue  Scheine  aus- 
getauscht werden. 


3.  Zins  5 Centimes  per  1000  Franken  per  Tag  oder  1.82  “/o  p.  a.  Derselbe 
würde  auf  der  Rückseite  der  Scheine  für  jeden  Tag  berechnet  sein. 

4.  Fakultative  Einlösung  bei  der  Staatskasse  wöchentlich  drei  Mal,  an 
bestimmten  Tagen  und  zu  bestimmten  Stunden,  z.  B.  Montag,  Mittwoch 
und  Freitag  von  10  bis  12  oder  von  3 bis  5 Uhr. 

Das  Verhältnis  zur  Bank  würde  sich  dann,  meinten  sie,  sehr  einfach 
gestalten.  Die  Staatskasse  träte  gleich  „einem  Partikular“  in  Konto-Korrent- 
Verkehr  mit  der  Bank  und  würde  behufs  Einlösung  der  Kassenscheine  auf 
der  Bank  dort  einen  Vorschuss  unterhalten,  dessen  Betrag  gänzlich  ihrer 
Konvenienz  freigestellt  bliebe.  Für  ausserordentliche  Fälle  wollten  die 
Delegierten  einen  Vorschuss  der  Bank  vorsehen,  über  den  zum  voraus  die 
Bedingungen  festgelegt  werden  sollten. 

Das  umfangreiche  Memorial  des  Finanzkollegiums  vom  29.  November  1853 
an  den  Kleinen  Rat  entwickelt  nun  eingehend  die  Ansichten  über  die  Vorteile 
dieses  neuen  Zirkulationsmittels  und  ihre  Bedeutung  für  das  Publikum,  die 
Bank  und  den  „Aerar“.  Es  wird  darin  die  geringe  Zinsenlast  für  den  Staat, 
die  Fruchtbarmachung  von  Kassenbeständen,  die  leichte  Einlösbarkeit  der 
Scheine  bei  Sicht  hervorgehoben.  Dann  wird  berechnet,  dass  mindestens 
eine  Million  Franken  gegen  diese  Scheine  zufliessen  könnte,  „ohne  merkbare 
Änderung  der  jetzigen  Geldverhältnisse“.  Auch  der  Umstand,  dass  die  Bank, 
trotz  einer  Notenzirkulation  von  1.5  Millionen  zu  gewissen  Zeiten  doch  zu 
wenig  Banknoten  habe,  liess  das  Memorial  zu  Gunsten  der  Scheine  reden. 
Als  Nennwert  wurden  1000  Franken  vorgeschlagen;  zwei  Werte  wünschte 
man  der  Kosten  wegen  nicht,  und  auf  einen  kleinern  Wert  verzichtete  man, 
damit  die  Scheine  nicht  in  den  Kleinverkehr  kämen  und  zu  häufig  eingelöst 
würden. 

Da  vorausgesetzt  wurde,  die  Staatskasse  habe  nicht  immer  Bargeld 
genug,  um  die  Scheine  einzulösen,  wurde  die  oben  erwähnte  Verständigung 
mit  der  Bank  über  die  Einlösung  gesucht.  Für  diese  waren,  nach  der  Ansicht 
des  Finanzkollegiums,  mit  der  Einlösepflicht  weder  Schwierigkeiten,  noch 
Nachteile  verbunden. 
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Man  hielt  dafür,  den  Banknoten  würde  deshalb  wenig  Eintrag  getan 
werden,  weil  sie  über  den  Platz  Basel  hinaus  sehr  verbreitet 
waren,  während  die  Kassenscheine  dem  Lokalverkehr  dienen  würden,  und 
als  Vorteil  wurde  erwähnt,  dass  die  Bank  einen  Teil  ihres  unverzinslichen 
Barvorrates  in  verzinsliche  Scheine  umwandeln  und  sie  nach  Konvenienz 
wieder  ausgeben  könne. 

Der  erste  der  Bank  gemachte  Vorschlag  ging  dahin,  sie  solle  die 
Staatskassenscheine  bei  Sicht  samt  Zins  für  die  verflossene  Zeit  einlösen  und 
dagegen  eine  gewisse  Summe  der  Scheine  im  voraus  übernehmen.  Sodann 
wolle  sich  die  Staatskasse  verbindlich  machen,  stets  die  Hälfte  ihres  Bar- 
bestandes bei  der  Bank  zu  haben  und  bei  ihr  Wertpapiere  von  einer  halben 
Million  Franken  zu  hinterlegen,  damit  sie  sich  in  Augenblicken  grossen 
Andranges  solcher  Scheine  zur  Einlösung  leicht  und  schnell  Geld  verschaffen 
könne.  Die  Bankvorsteherschaft  selbst  war  darüber  einig,  dass  die  Bank  Die 
urcn  ihre  ganze  Stellung  und  durch  die  ihr  daraus  ent-  der  Bank, 

spriessenden  Vorteile  gleichsam  verpflichtet  sei,  auch  den 
Gesamtinteressen,  die  im  öffentlichen  Verwaltungswesen 
vertreten  sind,  so  viel  entgegenzukommen  und  sich  ihnen 
nützlich  zu  erweisen,  als  verträglich  sei  mit  der  Eigentüm- 
lichkeit vorsichtiger  Bankgrundsätze“.  Die  Beobachtung  dieser 
Grundsätze  hiess  sie  aber  sich  weigern,  die  Kassenscheine  bei  Sicht  an  ihrer 
Kasse  einzulösen;  sie  verlangte  eine  14tägige  Aufkündungsfrist.  Damit  aber 
stiess  sie  das  Fundament  um,  worauf  das  Finanzkollegium  seinen  Plan 
aufgebaut  hatte.  Infolge  dessen  einigte  man  sich  auf  einen  andern  Modus, 
bei  dem  die  Bank  in  der  Hauptsache  sich  nachgiebig  erzeigte,  weil  sie  den 
Anschein  vermeiden  wollte,  Staatszwecken  die  Mitwirkung  ihres  Instituts 
entzogen  zu  haben.  Die  Staatskasse  liess  sich  bei  der  Bank  einen  Konto- 
Korrent  eröffnen  und  unterhielt  bei  ihr  ein  Guthaben,  dessen  Betrag  ganz 
ihrer  Konvenienz  freigestellt  blieb.  Für  ausserordentliche  Fälle  sah  man 
einen  Vorschuss  der  Bank  an  die  Staatskasse  gegen  die  übliche  Provision 
und  jeweilige  Zinsvergütung  vor.  So  war  die  Einlösung  bei  Sicht  möglich 

geworden,  und  auf  Grund  der  Abreden  wurde  dann  folgender  Vertrag 
geschlossen.  J) 


I Die  Stahlplatten  zu  den  Scheinen  liegen  im  Staatsarchiv. 
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1,  Vertrag 
zwischen 
Finanzkollegiun: 
und  Bank. 


Vertrag  zwischen  dem  löbl.  Finanzkollegium  und  der 

Bank  in  Basel. 


1.  Die  Finanzbehörde  des  Kantons  Basel-Stadt  tritt  mit  der  Bank  in  Basel 
in  Geschäftsverkehr  mittelst  Eröffnung  einer  laufenden  Rechnung  löbl. 
Staatskassaverwaltung. 

2.  Das  Guthaben  der  Staatskassa  bei  der  Bank  steht  zur  jeweiligen 
Verfügung  der  Erstem  und  zwar  vermittelst  Ausstellung  von  Anweisungen 
auf  die  Bankkasse,  die  bei  Sicht  an  den  Inhaber  ausbezahlt  oder  auf 
Verlangen  dem  Letztem  gutgeschrieben  werden. 

3.  Die  Bank  verpflichtet  sich  ausserdem  zur  jeweiligen  Einlösung  bei  Sicht, 
an  ihrer  Kasse,  der  im  Belauf  einer  Million  und  im  Nennwert  von 
1000  Franken  von  löbl.  Staatskassa  zu  emittierenden  Staatskassenscheine, 
jedoch  erstreckt  sich  diese  Verpflichtung  auf  keinen  höhern  Betrag, 
als  denjenigen  des  jeweiligen  Guthabens  löbl.  Staatskassaverwaltung 
bei  der  Bank  nebst  weitern  zweimal  hunderttausend  Franken,  für 
welche  letztere  Summe  die  Bank  löbl.  Staatskassaverwaltung  einen 
Kredit  eröffnet. 

4.  Die  Zinsen  sämtlicher,  jeweilen  bei  der  Bank  liegenden  Staatskassascheine 
laufen  zu  Gunsten  der  Bank,  hinwieder  wird  diese  letztere  für  die 
Vorschüsse,  welche  sie,  infolge  des  vorstehenden  Artikels  behufs 
Einlösung  von  Staatskassascheinen  zu  machen  in  den  Fall  kommen 
könnte,  keine  besondere  Zinsvergütung  ansprechen,  sondern  mit  dem 
auf  die  fraglichen  Scheine  angewiesenen  Zins  von  5 Cents  pro  Tag 
per  tausend  Franken  sich  begnügen. 

5.  Die  Staatskassa  vergütet  der  Bank  auf  der  im  S 3 stipulierten  Kredit- 
summe eine  vierteljährliche  Provision  von  ein  per  Mille  und  zwar  ohne 
Rücksicht  darauf,  ob  dieser  Kredit  in  Anspruch  genommen  worden  ist 
oder  nicht. 

6.  Sobald  die  Hälfte  des  in  Art.  3 festgesetzten  Kredits  durch  Einlösung 
von  wenigstens  100,000  Franken  in  verzinslichen  Kassenscheinen  über 
den  Betrag  des  Guthabens  der  Staatskassa  bei  der  Bank  erschöpft  sein 
wird,  steht  der  löbl.  Staatskassaverwaltung  jeweilen  das  Recht  zu  über 
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den  die  Summe  von  100,000  Franken  übersteigenden  Vorrat  der  Bank 
an  solchen  Scheinen  bei  derselben  wieder  zu  verfügen. 

Gleichermassen  ist  die  Bank  berechtigt  zur  jeweiligen  Ausgabe 
der  in  ihren  Händen  befindlichen  Staatskassenscheine. 

7.  Die  Bank  wird  zum  Behuf  der  Kontrollierung  allwöchentlich  dem  Tit. 
Präsidenten  des  Finanzkollegiums  den  Betrag  des  jeweiligen  Guthabens 
der  Staatskasse  und  denjenigen  der  in  ihren  Händen  befindlichen 
Staatskassenscheine  aufgeben. 

8.  Vorkommende  Verfälschungen  der  fraglichen  Staatskassenscheine,  insofern 
dieselben  nicht  leicht  entdeckbarer  Natur  sind,  fallen  auf  die  Gefahr 
löbl.  Staatskassaverwaltung. 

9.  Gegenwärtiger  Vertrag  tritt,  unter  Vorbehalt  der  Genehmigung  der  hohen 
Regierung,  in  Kraft  mit  dem  1.  März  1854,  ist  von  da  an  auf  die  Dauer 
eines  Jahres  abgeschlossen  und  soll  so  lange  fortbestehen,  als  er  nicht 
von  dem  einen  oder  andern  der  beiden  kontrahierenden  Teile  sechs 
Monate  vorher  aufgekündet  sein  wird. 

Also  doppelt  ausgefertigt  in 
Basel,  den  28.  November  1853. 

Namens  der  Bankvorsteherschaft  Namens  des  Finanzkollegiums 
Der  Präsident:  W.  ßurckhardt-Forcart.  Der  Präsident:  Karl  Gcigy,  des  Rats. 

Im  wesentlichen  enthält  der  Vertrag  folgendes: 

1.  Die  Bank  übernimmt  die  jeweilige  Einlösung  bei  Sicht  der  im  Betrage 
von  einer  Million  Franken  zu  emittierenden  Staatskassenscheine;  jedoch 
erstreckt  sich  diese  Verpflichtung  nur  bis  zum  Belaufe  des  jeweiligen 
Guthabens  der  Staatskasse  bei  der  Bank  und  200,000  Franken  darüber. 

2.  Die  Staatskassaverwaltung  tritt  mit  der  Bank  in  laufende  Rechnung. 

Die  Propositionen  der  Bank  wurden  als  vorteilhaft  bezeichnet,  und 
um  ihr  dafür  erkenntlich  zu  sein,  wurde  bestimmt,  dass  die  Staatskasse  „ihr 
jeweiliges  Guthaben  je  nach  Umständen  und  Gutfinden  entweder  „zum  kleinen 
oder  zum  grössern  Teil  oder  auch  ganz“  bei  der  Bank  liegen  haben  solle. 
Das  neue  Zahlungsmittel  konnte  die  Interessen  der  Bank  unter  Umständen 
erheblich  berühren.  Ob  es  geschehen  würde,  konnte  zum  voraus  weder 
ermessen,  noch  gar  entschieden  werden. 
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Am  13.  Dezember  1853  genehmigte  der  Kleine  Rat  alle  Anträge  des 
Finanzkollegiums.  Die  Scheine  wurden  dann  im  März  1854  in  Zürich  gedruckt, 
Die  Emission  der  und  am  15.  luni  desselben  lahres  wurden  500  Stück,  die  erste  halbe  Million 

Scheine.  •' 

Franken,  emittiert,  nachdem  vorher  schon  25  Firmen  und  Einzelpersonen  für 
diesen  Betrag  subskribiert  hatten.  Am  17.  August  war  der  letzte  Rest 
ausgegeben. 

Die  Einlösungen  bei  der  Bank  begannen  Ende  Juni  1854  und  erreichten 
am  Schluss  des  Jahres  1,043,000  Fr.;  doch  waren  von  der  Staatskasse 

750,000  Fr.  wieder  zurückgezogen  worden.  Am  stärksten  Einlösungstage 
erreichte  der  Betrag  182,000  Fr.,  im  stärksten  Monate,  im  Dezember,  208,000  Fr. 
Der  Zinseingang  und  die  Kreditgebühr  betrugen  für  die  Bank  imgesamt 
3,067  Fr;  um  indes  die  Konvenienz  des  Vertragsverhältnisses  genau  zu 
beurteilen,  muss  auch  der  Zinsunterschied  veranschlagt  werden,  der  während 
der  geldseltenen  Zeit  aus  den  Kreditvorschüssen  der  Bank  hätte  gewonnen 
werden  können.  Tut  man  dies,  so  muss  zugegeben  werden,  dass  die  von 
der  Bank  gestellten  Bedingungen  als  ein  Minimum  erscheinen. 


Ein  neuer 
Vertrag. 
1857. 


Am  31.  März  1856  sah  sich  die  Bank  veranlasst,  den  Vertrag  vom 
November  1853  auf  Ende  Januar  1857  zu  künden,  da  er  für  sie  im  Laufe 
der  Zeit  zu  unvorteilhaft  geworden  war.  Erst  nach  längern  Unterhandlungen 
kam  unter  einigen  Modifikationen  ein  neuer  Vertrag  zu  Stande.  Die  Staats- 
kasse bedurfte  bloss  noch  „einer  Nachhülfe“  von  ca.  600,000  Fr.  und  reduzierte 
daher  die  Ausgabe  der  Kassenscheine  auf  600,000  Fr.  Die  Bank  übernahm 
diese  600  Scheine  in  bisheriger  Form  fest  gegen  Bar,  und  da  die  Staatskasse 
für  die  Dauer  des  Vertrages  keine  Einlösepflicht  eingegangen  war,  blieb  die 
Summe  von  600,000  Fr.  so  lange  für  sie  gesichert.  Allerdings  entrichtete 
sie  der  Bank  dafür  einen  Zins  von  3 ” o ; fernere  Bedingungen  für  die  Bank 
waren ; 

1.  dass  sie  der  Staatskasse  für  die  bei  ihr  liegenden  Gelder  bis  auf 

200,000  Fr.  3 “ o Zins  rückvergütete. 

2.  dass  sie  ihr  über  die  600,000  Fr.  hinaus  noch  einen  weitern  Kredit 
von  200,000  Fr.  zum  Zinsfuss  von  4%  eröffnete,  beides  Vorteile 
für  die  Staatskasse,  die  der  gekündete  Vertrag  nicht  enthalten  hatte, 
„ein  Genuss,  welcher  bis  jetzt  der  Staatskasse  noch  nie  zugefallen  war“  '). 

')  Bericht  des  Finanzkollegiums  an  Kleinen  Rat  11  Febiuar  1857 
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Ein  Hauptanstand  hatte  sich  aus  dem  Verlangen  der  Bank  ergeben, 
von  den  600  Scheinen  dem  Publikum  keine  abgeben  zu  müssen,  während  die 
Staatskassenverwaltung  glaubte,  diese  Bedingung  nicht  eingehen  zu  können. 
Schliesslich  überliess  sie  der  Bank  300  Stück  (statt  200,  wie  früher)  für  deren 
eigene  Rechnung.  Die  Staatskasse  durfte  um  so  eher  nachgeben,  als  die 
Scheine  bei  dem  damals  geltenden  hohen  Zinsfusse  natürlich  wenig  gesucht 
waren.  Die  Bank  selbst  hatte  kein  Interesse  an  zu  starker  Ausgabe,  da  von 
ihrem  Standpunkte  aus  betrachtet,  dieses  in  der  Einlösbarkeit  den  Banknoten 
ganz  gleichgestellte  Zirkulationsmittel  den  Nachteil  hatte,  gerade  wegen  seiner 
Verzinslichkeit  für  grössere  Summen  von  solchen  Händen  gesucht  zu  werden, 
die  leicht  wieder  zu  massenhaften  Einlösungen  Anlass  gaben. 

Der  Vertrag  galt  auf  die  Dauer  eines  Jahres  vom  1.  März  1857  an  und  2.  vertrag, 
konnte  jeweilen  nach  6 Monaten  aufgekündet  werden;  er  war,  was  auch 
nicht  geleugnet  wurde,  für  die  Staatskasse  wiederum  günstig  zu  nennen  und 
hatte  folgenden  Wortlaut; 

1.  Die  Staatskassaverwaltung  steht  nach  wie  vor  mit  der  Bank  in  laufender 
Konto-Korrent-Rechnung,  indem  sie  derselben  ihre  disponiblen  Gelder 
übergibt  und  jeweilen  auch  wieder  frei  darüber  verfügt.  Auf  solchen 
Guthaben,  und  zwar  bis  zum  Belauf  von  200,000  Fr.  leistet  die  Bank 
Zinsvergütung  zu  3 ^o. 

In  Folge  Kreditbewilligung  seitens  der  Bank,  wofür  die  Provision 
von  1 %o  per  Quartal  entrichtet  wird,  steht  es  der  Staatskassaverwaltung 
jeweilen  zu,  über  ihr  Guthaben  hinaus  noch  über  einen  Betrag  von 

200,000  Fr.  zu  verfügen,  gegen  Zinsvergütung  an  die  Bank  zu  4 ®/o. 

2.  Für  die  Dauer  dieses  Vertrages  übernimmt  die  Bank  von  der  Staatskassa- 
verwaltung 600  Stück  verzinsliche  Staatskassenscheine  von  1000  Fr.  für 
den  Betrag  von  Sechsmalhunderttausend  Franken,  welcher  Vorschuss 
ihr  von  der  Staatskassa  zu  3%  vom  1.  März  an  verzinst  wird. 

Von  diesen  Scheinen  verpflichtet  sich  die  Bank  je  wenigstens  die 
Hälfte,  also  300  Stücke  zur  Disposition  des  Publikums  zu  stellen. 

Ihrerseits  verzichtet  dagegen  die  Staatskassaverwaltung  auf  die 
Ausgabe  sowohl  der  noch  in  ihren  Händen  ruhenden  400,000  Fr.,  als 
anderer  derartiger  Scheine. 

3.  Am  Ende  jeden  Jahres  (28.  Februar)  wird  der  Zins  der  600  Staatskassen- 
scheine von  der  Staatskassa  bezahlt,  und  zu  jeglicher  Zeit  die  sonstige 
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Billigef?  Geld  fi  ' 
die  Staatskass  , 
unsünstij^e  Ve 
häitnisse  für  d .* 
Bank. 


Neue 

Änderungen. 


Zinsenabrechnung  zwischen  derselben  und  der  Bank  ausgeglichen,  dabei 
also  der  in  den  Scheinen  stipulierte  Zins  in  Abzug  gebracht. 

4.  Sämtliche  Rechnungen  werden  in  Bankwährung  geführt  und  die  vom 
1.  März  1.  J.  an  durch  die  Bank  neu  ausgegebenen  Staatskassenscheine 
werden  durch  die  Stempelung  als  einlöslich  in  Bankwährung  erklärt. 

5.  Vorkommende  Verfälschungen  der  fraglichen  Staatskassenscheine,  insofern 
dieselben  nicht  leicht  entdeckbarer  Natur  sind,  fallen  auf  die  Gefahr 
der  Staatskassaverwaltung. 

6.  Gegenwärtiger  Vertrag  ist  auf  die  Dauer  eines  Jahres  abgeschlossen 
und  soll  alsdann  so  lange  fortbestehen,  als  er  nicht  von  dem  einen 
oder  dem  andern  der  beiden  kontrahierenden  Teile  sechs  Monate  vorher 
aufgekündet  sein  wird. 

Also  doppelt  ausgefertigt  in 
Basel,  12.  Februar  1857. 

Namens  der  Bankvorsteherschaft:  Namens  des  Finanzkollegiums: 

Der  Präsident;  W.  Burckhardt-Forcart.  Der  Präsident  Karl  Geigy,  des  Rats 

So  kam  die  Staatskasse  zu  billigem  Geld  bis  auf  den  Betrag  von 
600,000  Fr.,  und  für  den  Fall,  dass  sie  800,000  Fr.  brauchte,  stellte  sich  der 
durchschnittliche  Zinsfuss  auf  3Vs°/o,  was  in  der  Tat  bei  den  herrschenden 
Geldpreisen  — der  durchschnittliche  Diskontosatz  betrug  5.03  “ o — wenig  war. 

ln  den  Jahren  1856—1859  stand  die  Bank  der  Staatskasse  gegenüber 
in  einem  Vorschussverhältnis  für  600,000  Fr.,  wogegen  anderseits  zu  dem 
gleichen  Zinsfuss  von  3 " o wieder  Überlassungen  an  die  Bank  für  einen 
bedeutenden  Teil  dieser  Summe  stattfanden. 

Die  Bank  empfand  aber  bald  zu  sehr  das  Missliche  der  Vertrags- 
bestimmung, 300  Scheine  dem  Publikum  abgeben  zu  müssen,  und  versuchte 
im  März  des  Jahres  1859,  eine  Reduktion  dieser  Zahl  zu  erreichen.  Das 
Finanzkollegium  war  einverstanden,  und  nach  einigem  Markten  einigte  man 
sich  auf  150  Stück.  Im  März  1860  schlug  die  Bank  neuerdings  Vertrags- 
modifikationen vor: 

1.  Erhöhung  des  Zinsfusses  für  Vorschüsse  von  3 auf  3.5  ®/o  und  gleiche 
Verzinsung  der  Guthaben  der  Staatskasse  unter  Beibehaltung  des 
bisherigen  Verhältnisses  zwischen  den  Parteien 
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2.  Rückzug  der  Staatskassenscheine  oder  Erleichterung  der  Verbindlichkeiten 
der  Bank  mittelst  Hinterlage  badischer  Eisenbahnobügationen  durch 
die  Staatskasse. 

Die  Bank  fand  eben,  dass  ihr  die  Leistung  von  Vorschüssen  in  so 
grossem  Umfang  unter  den  bestehenden  Verhältnissen  nicht  mehr  dienen 
könne.  Die  badischen  Titel  beabsichtigte  sie,  eventuell  bei  der  Frankfurter 
Bank  zu  hinterlegen.  Da  diese  Vorschläge  dem  Finanzkollegium  nicht 
behagten,  änderte  die  Bank  sie  wiederum  in  folgender  Weise  : 


Bisherige  Vorschussumme  von  600,000  Fr.  in  Kreditrechnung  und  mit 
Kreditgebühr  von  1 7oo  per  Quartal  und  zwar: 

a)  zu  3^  2®'o  mit  Hinterlage  der  genannten  Titel  und  Rückzug  der  Staats- 
kassenscheine, 

b)  zu  4*^0  mit  Belassung  des  gegenwärtigen  Verhältnisses  resp.  Ausgabe 
der  Scheine  in  der  Zahl  von  150  Stück. 

Gegenseitigkeit  der  Zinsenverrechnung,  dem  Kreditverhältnis  ent- 
sprechend. 

Der  Unterhändler  des  Kollegiums,  sein  Präsident,  Leonhard  Heusler, 
führte  mit  der  Bank  einen  zähen  Kampf;  erforderte  annehmbarere  Bedingungen 
und  drohte  mit  der  Aufkündung  des  Vertrags  und  gar  mit  der  Selbstausgabe 
neuer  Staatskassenscheine  von  kleinen  Beträgen  durch  den  Staat.  Schliesslich 
gab  die  Bank  nach,  und  am  23.  Mai  1860  wurde  folgende  Übereinkunft 
erzielt  ; 

1.  Erhöhung  des  Zinsfusses  für  den  Vorschuss  von  600,000  Fr.  auf  3 ^ 2 " o 
ab  l.März  1860. 

2.  Reduktion  der  dem  Publikum  zur  Verfügung  zu  stellenden  Staatskassen- 
scheine auf  150  Stück. 

3.  Beibehaltung  der  übrigen  Vertragsbestimmungen. 

Von  da  an  gab  es  Ruhe  zwischen  den  Kontrahenten;  diese  war  vor 
allem  dem  Finanzkollegium  erwünscht,  das  auch  einen  entsprechenden  Wunsch 
beim  Abschluss  des  Übereinkommens  hatte  mit  unterlaufen  lassen,  obschon 
es  sich  sagen  musste,  dass  die  Bank  bei  abnormalen  Geldverhältnissen  mit 
einem  gewissen  Rechte  den  Vertrag  wieder  künden  werde. 


Zähe  Unter- 
händler. 


Eine  neue 
Übereinkunft. 


Das  Kollegium  hatte  nun  in  der  Tat  während  einiger  Jahre  Ruhe.  Der 
Vertrag  blieb  bis  1866  unverändert. 
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Der  Geschäftsverkehr  zwischen  beiden  Stellen  blieb  ungefähr  bis  1861 
derselbe;  dann  fing  die  Staatskasse  an,  ihre  Gegeneinschüsse  zurückzuziehen, 
^ um  gelegentlich  ihren  Vertragskredit  zu  benützen.  Es  kam  die  Zeit,  da 
die  Mittel  der  Staatskasse  anfingen  knapper  zu  werden.  Und  wenn  wir  nach 
dem  Protokoll  des  Finanzkollegiums  folgendes  Bild  geben  können:  Geld- 
klemme in  der  Staatskasse  — keine  Avali  mehr  — fast  keine  Barschaft  — 
im  Konto-Korrent  der  Bank  nichts  mehr  gutgeschrieben!  und  die  Frage  hören, 
Was  tun?  Ein  Anleihen  aufnehmen?  und  der  Präsident  eingeladen  wird, 
„sich  bei  der  Bank  oder  hiesigen  Handlungshäusein  das  nötige  Geld  zu 
verschaffen“,  dann  wird  jedermann  begreifen,  dass  die  Staatskasse  ihren 
Kredit  bei  der  Bank  vollständig  auszunutzen  gezwungen  war. 

Die  umlaufenden  Staatskassenscheine  erreichten  keinen  hohen  Betrag 
mehr;  es  waren  in  1000  Fr.: 


im  Jahre 

durchschnittlich  i 

1 

in  Umlauf  ! 

ausgegeben  , eingelöst 
worden 

1862  . . . 

87 

115 

1 

130 

1863 

56 

158 

00 

1864  . 

87 

735 

711 

1865  . . . 

67  i 

60 
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Il^^e^ve^rat  Vertrag  von  1857  wurde  am  31.  August  1866  durch  folgenden 

neuen  ersetzt,  in  dem  die  Staatskassenscheine  verschwunden  waren  und 

scheine. 

lediglich  der  Geschäftsverkehr  zwischen  Bank  und  Staatskasse  geregelt  wurde. 


Vertrag  wegen  Bezug  und  Deponierung  von  Geldern.  ’) 

1.  Die  Staatskassenverwaltung  unterhält  nach  wie  vor  bei  der  Bank  eine 
unverzinsliche  Guthabenrechnung  (Handkassa)  indem  sie  ihr  ihre  dispo- 
niblen Gelder  übergibt  und  jeweilen  auch  wieder  frei  darüber  verfügt. 

2.  Daneben  eröffnet  die  Bank  der  Staatskasse  eine  Kreditrechnung  mit 
der  Befugnis  über  ihr  sonstiges  Guthaben  hinaus  bis  auf  eine  Maximal- 
summe von  400,000  Fr.  in  runden  Summen  zu  verfügen  und  die 
erhobenen  Beträge  wieder  zurückzuzahlen.  Erhebungen  und  Rück- 


')  In  Kraft  den  31.  August  1866 


I 
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Zahlungen  können  jeweilen  vorgenommen  werden;  dagegen  wird  es 
erwünscht  sein,  wenn  der  Bezug  stärkerer  Summen  einige  Tage  zum 
voraus  angemeldet  wird. 

Diese  Rechnung  wird  Ende  Dezember  1866  abgeschlossen;  die 
Zinse  werden  zu  dem  durchschnittlichen  von  der  Bank  für  Diskonto 
von  3 Monatspapier  veröffentlichten  Satz  berechnet,  ohne  jedoch  5 o 
per  Jahr  zu  überschreiten. 

3.  Die  Bank  verzichtet  auf  Erhebung  einer  Provision,  wenn  ihr  von  der 
Staatskassenverwaltung  8 badische  Obligationen,  jede  von  50,000  Fr. 
mit  dem  Recht  eventueller,  in  der  Übergabeerklärung  näher  bezeichneter 
Benützung  wie  bisher  belassen  werden.  Sollten  diese  Obligationen 
wieder  zurückverlangt  werden,  so  würde  auf  dem  Kredit,  gleichviel  ob 
er  ganz  oder  teilweise  benützt  wird,  1 **  oo  Provision  per  Quartal  zu 
vergüten  sein. 

4.  Wenn  die  Staatskasse  in  die  Lage  kommt,  nicht  nur  den  Bankkredit 
unbenützt  zu  lassen,  sondern  namhafte  Summen  längere  Zeit  verfügbar 
zu  haben,  so  ist  die  Bank  verpflichtet,  dieselben  bis  zum  Belauf  von 
200,000  Fr.  zu  den  von  ihr  dem  Publikum  gegenüber  für  Depositen- 
gelder festgehaltenen  Zins-  und  Kündigungsbedingungen  anzunehmen. 

5.  Die  Staatskassaverwaltung  wird  die  Bank  jeweilen  in  Kenntnis  setzen, 
wen  sie  ermächtigt,  über  verfügbare  Gelder  oder  offenen  Kredit  zu 
verfügen. 

6.  Der  gegenwärtige  Vertrag  ist  auf  die  Dauer  eines  Jahres,  vom  31.  August 
1866  an  gerechnet,  abgeschlossen  und  unterliegt  von  da  an  einer,  jedem 
Teile  freistehenden  6 monatlichen  Kündigung. 

Doppelt  ausgefertigt  etc. 

Basel,  26.  April  1866. 

Paragraph  2 hatte  wegen  der  Höhe  des  stipulierten  Zinsfusses  — 
eventuell  5 ” o — Bedenken  erregt.  Allein  da  nach  dem  Urteil  der  Staatskasse 
„die  Bank  sich  bisher  sehr  billig  und  rücksichtsvoll  in  Berechnung  des 
Zinsfusses  und  der  Krediteröffnungen  gezeigt“,  und  da  die  Differenz  in  diesem 
Zinse  bei  der  nicht  immer  stattfindenden  Benützung  dieses  Kredits  nicht  so 
sehr  ins  Gewicht  fiel  gegenüber  der  Konvenienz  sich  bei  jeder  „Vorfallenheit“ 
bei  der  Bank  Geld  zu  verschaffen,  wurde  er  schliesslich  doch  gut  geheissen. 
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Durch  diesen,  vom  Kleinen  Rat  am  28.  April  18i)6  genehmigten  Vertrag, 
wurde  die  Bank  der  Verpflichtung  der  fernem  Ausgabe  von  Staatskassen- 
scheine enthoben.  Sie  gab  vom  31.  August  1866  an  keine  mehr  aus;  die 
noch  zirkulierenden  51  Stück  wurden  bis  Ende  Februar  1867  eingelöst. 

Der  feste  Vorschuss  von  600,000  Fr.  zu  3^2%  — früher  zu  noch 
billigerm  Satze  — hörte  damit  ebenfalls  auf.  Statt  dessen  eröffnete  die 
Bank  der  Staatskasse  in  laufender  Rechnung  das  Doppelte  des  frühem  Kredits 
von  200,000  Fr.  mit  Verzicht  auf  Kreditprovision  in  Berücksichtigung  der 
Hinterlage  der  badischen  Werttitel. 

In  den  folgenden  Jahren  wurde  von  diesem  vertragsmässigen  Kredit 
geringer  Gebrauch  gemacht.  So  war  z.  B.  im  Jahre  1867  der  Zinsertrag 
(3^/s  ® o)  rund  299  Fr.,  und  im  Jahre  1870  wurde  der  Kredit  gar  nicht  benützt. 

Die  Geschichte  dieser  Staatskassenscheine  bietet  einen  interessanten 
Blick  in  einen  kleinen  Teil  der  Finanzverwaltung  unsres  Staatswesens  in  den 
ISöO^»"  Jahren  und  zeigt  die  hervorragendsten  Finanzmänner  jener  Zeit  an 
einem  bis  jetzt  nicht  bekannten  Werke  sich  beteiligen.  Der  Staatskredit 
wurde  zur  Ausgabe  von  Kassenscheinen  gebraucht,  wie  heute  zur  Ausgabe 
von  Banknoten.  Die  Bank  kam  dabei  dem  Staate  sehr  entgegen;  ja,  man 
kann  nur  die  Langmut  bewundern,  welche  sie  in  den  zahlreichen  Verhand- 
lungen mit  der  Staatskassenverwaltung  an  den  Tag  legte,  denn  es  musste 
ihr  von  vorneherein  klar  sein,  dass  ihr  aus  der  Vermittlung  zur  Ausgabe 
von  Staatskassenscheinen  kein  wirklicher  Vorteil  erwachsen  konnte. 


•• 

Die  Änderung  der  Statuten  im  Jahre  1857. 


Nachdem  die  Versammlung  der  Aktionäre  im  Jahre  1851  auf  eine 
gründliche  Statutenrevision  nicht  eingetreten  war,  hatten  die  wechselvollen 
Jahre  von  1851  bis  1857  sie  schliesslich  doch  als  Notwendigkeit  allgemein 
empfinden  lassen.  Sie  bildete  denn  auch  den  Verhandlungsgegenstand 
zweier  Generalversammlungen  der  Gesellschaftsmitglieder;  in  denselben 
wurde  auch  über  die  schon  erwähnte  Erhöhung  (Verdoppelung)  des  Aktien- 
kapitals Beschluss  gefasst.  Beide  Beschlüsse  ergänzten  sich;  denn  durch 
die  Kapitalerhöhung  wurde  den  im  Laufe  der  Jahre  anders  gewordenen 
Geschäftsverhältnissen  des  Platzes  Rechnung  getragen,  und  durch  die 
Statutenveränderungen  schuf  man  hierzu  die  Ergänzung,  indem  man  das 
Verwendungsfeld  etwas  erweiterte  und  gleichzeitig  die  gewöhnlichen  Bank- 
mittel für  ausserordentliche  und  vorübergehende  Bedürfnisse  durch  Bezüge 
von  auswärts  zu  vermehren  trachtete. 

Die  Erweiterung  der  Verwendungen  geschah 

1.  durch  Ausdehnung  der  Wechseldiskontierung  über  Paris  hinaus  „auf 
französische  Bank-Succursalplätze“. 

2.  durch  Ausdehnung  der  Sicht  der  Diskontotermine  für  Wechsel  und  der 
Sicht  für  Darlehn  in  besondern  Fällen  bis  über  4 Monate  hinaus. 

Die  Beschaffung  besonderer  Mittel  versuchte  man  zu  erlangen 

1.  durch  Eingehen  von  Kreditverbindungen  mit  dem  Auslande.  Auf  Plätze, 
wo  solche  Kreditverbindungen  angeknüpft  wurden,  sollten  ausnahms- 
weise auch  Wechsel  diskontiert  werden  können. 
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i 2.  durch  Sicherung  verzinslicher  Mittel ; Zinsfuss,  Rückzahlungs-  und 

Aufkündigungsfristen  für  verzinsliche  Gelder  sollten  inskünftig  von  der 
Vorsteherschaft,  anstatt  von  der  Gesellschaft  hestinimt  werden, 
j 3.  durch  Barbezüge  von  auswärts  zu  zeitweiser  Verstärkung  der  Mittel. 

Für  die  Konto-Korrent-  und  Girobesorgung  wurde  an  Stelle 
der  Bestimmung:  „die  Bank  erhebt  auf  der  Gesamtsumme  der  jährlichen 
i Einzahlungen  eine  Gebühr,  für  welche  die  Gesellschaft  den  Tarif  festsetzt“, 

I verordnet,  dass  eine  Gebühr  erhoben  werden  könne,  „nach  Festsetzung  der 

! Bankvorsteherschaft“. 

||  Für  Darlehn  wurde  „je  nach  dem  stattfindeiiden  Zinsfuss,  oder  auch 

■ bei  Erneuerungen“,  eine  Provisionsberechnung  in  Aussicht  genommen. 


Diese  Beschlüsse,  am  15.  April  1857  endgültig  genehmigt,  wurden  vom 
Kleinen  Rat  am  20.  Mai  1857  auf  Antrag  des  Finanzkollegiums  sanktioniert. 
Hierbei  hatte  der  Beschluss  über  Provisionsberechnung  bei  Darlehn 
erst  etwas  Bedenken  erweckt.  Das  Finanzkollegium  hielt  dafür,  „er  könnte 
in  Vergleich  mit  den  bestehenden  Paragraphen  der  «Gerichtsordnung»  in 
den  Titeln  1 ä 5 «von  allerhand  Kontrakten»  im  Widerspruch  erscheinen“. 
Doch  meinte  es,  „wenn  berücksichtigt  wird,  dass  der  Sinn  dieser  Paragraphen 
mehr  gegen  Wucher  kontrakte  gerichtet  ist  und  der  Begriff  von  Wucher 
sich  im  Laufe  der  Zeit  bedeutend  geändert  hat,  so  glauben  wir  umsomehr 
in  der  jetzigen  Zeit  darüber  Weggehen  zu  können,  als  jedenfalls  von  der 
Bankvorsteherschaft  nichts  erwartet  werden  kann,  was  im  geringsten  den 
Stempel  eines  Wuchergeschäfts  im  strengen  Sinne  des  Wortes  an  sich  tragen 
wird  und  überdies  die  jetzigen  Geschäftsverhältnisse  ganz  anderer  Natur 
sind,  als  zur  Zeit,  wo  unsere  Gerichtsordnung  ins  Leben  getreten  ist.  Zudem 
ist  diese  Provisionsberechnung  bei  den  Bankiers  seit  Jahren  üblich,  ohne 
dass  je  eine  Bemerkung  darüber  gemacht  worden  ist“. 

Das  ganze  Vorgehen  des  Finanzkollegiums  und  die  dabei  geäusserten 
Bedenken  müssen  heute  befremden.  Das  genannte  Kollegium  hatte  die  Bank 
in  Basel,  wie  das  vorhergehende  Kapitel  zeigt,  doch  wahrhaftig  nur  von 
guten  Seiten  her  kennen  gelernt. 


1857—1864. 


Das  Jahr  1858  war  das  erste,  in  dem  mit  dem  voll  einbezahlten  halben  Allgemeines 
Aktienkapital  von  2 Millionen  Franken  gearbeitet  wurde;  es  litt  aber  unter 
den  Nachwirkungen  der  denkwürdigen  Krise  von  1857,  obschon  sich  dies 
im  Geschäftsverkehr  der  Bank  nicht  kundgibt,  jene  Krise  hatte  eben  die 
Schweiz  und  den  Platz  Basel  nur  in  sehr  gemildertem  Grade  betroffen.  So 
charakterisiert  sich  das  Jahr  als  „eine  Periode  mühsamen  Wiederaufstrebens 
bei  im  allgemeinen  nicht  ungünstigen  Einwirkungen“;  aber  beinahe  wäre  diese 
Bewegung  durch  das  Kriegsjahr  1859  — französisch-italienisch-österreichischer 
Krieg  — wieder  in  Frage  gestellt  worden.  Als  wichtige  Erscheinungen  im  Charakteristika 
internen  Geschäft  erscheinen  in  dieser  Zeit  die  Erneuerungen  und  Erweiterungen 
der  Verträge  mit  Schweizerbanken  und  der  allmähliche  Rückgang  der  S.  C.B.- 
Gelder,  wodurch  im  Platzkapital  eine  fühlbare  Lücke  entstand.  Dann  zogen 
neuerdings  schwarze  Wolken  auf;  der  Konflikt  in  den  Vereinigten  Staaten, 
der  Sezessionskrieg,  verkündete  mehr  Unheil  als  die  Krisis  von  1857,  da  die 
baslerische  und  die  schweizerische  Industrie  überhaupt  in  regem  Verkehr  mit 
jenem  Lande  stand.  Das  Jahr  1861  war  für  die  Basler  Bandindustrie  schlecht, 
und  auf  dem  Platze  selbst  erwuchs  unserer  Bank,  nachdem  sie  bald  zwei 
Jahrzehnte  lang  quasi  eine  Monopolstellung  behauptet  hatte,  eine  mehr  und 
minder  fühlbare  Konkurrenz  durch  die  Tätigkeit  eben  gegründeter  Bankinstitute; 
der  Handwerkerbank  und  besonders  der  Basler  Handelsbank.  Aus 
diesem  Wettbewerbe  aber  ging  infolge  besonderer  Vorfälle  im  Jahre  1863  64 
eine  Neuordnung  der  Dinge  für  die  Bank  in  Basel  hervor,  eine  nicht 
unbedeutende  Änderung  der  Gesellschaftsstatuten  und  der  Ansichten  über  den 
Bankbetrieb,  und  wenn  beobachtet  wird,  dass  die  Jahre  1864  und  1865  den 
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Die  Bankmi  el. 


Höhepunkt  der  vorangehenden  Jahre,  gleichzeitig  aber  auch  den  Ausgangspunkt 
einer  neuen  Ära  des  Abfallens  bilden,  so  ergibt  sich  für  uns  von  selbst 
als  nächste  Betrachtungsperiode  die  Zeit  von  1857- -1864. 

Stellen  wir  erst  den  Unterbau  fest,  auf  dem  die  Geschäfte  sich  bewegen! 

Das  Aktienkapital  und  die  Notenemission  blieben  während  der 
ganzen  Zeit  von  1858—1863  stabil,  jenes  in  der  Höhe  von  4 Millionen  Franken, 
wovon  2 Millionen  einbezahlt,  diese  im  Betrage  von  1,5  Millionen  Franken. 
Erst  im  Jahre  1864  erfolgte  die  Verdoppelung  des  Kapitals  auf  8 Millionen; 
das  einbezahlte  erreichte  alsdann  4 Millionen  Franken. 

An  Mitteln  — eigenen,  fremden  verzinslichen  und  fremden  unver- 
zinslichen — standen  der  Bank  im  Jahresdurchschnitt  zur  Verfügung  (in 
Millionen  Franken); 


1857 

1858 

1859 

I 1860 

1861 

1862 

' 1863 

j 1864 

1865 

Verzinsliche  eigene  und  fremde  . , 

34 

3,9 

^ 4.2 

' 3.8  1 

' 42 

4.4 

5.4 

5.7  , 

6,9 

Unverzinsliche  fremde 

2.8 

29 

30 

2.7 

23  ! 

2.5  ( 

2.3  ! 

^ 2.2 

25 

Total 

6.2 

' 6.8 

72 

1 

6 5 

6.5 

6,9 

7.7 

7 9 

1 9.4 

Verwe^dune  n Verwendungen  erreichten  durchschnittlich 

(in  Millionen  Franken): 

im  aligemein  n. 

4.5 

4,8 

52 

54 

5,0 

5.5 

6.4 

6.4 

7.8 

Die  Umsätz . die  Umsätze  (in  Million.  Fr.): 

333 

357 

428 

441 

423 

460 

502 

554 

624 

Kein  konstan  es 
Aufsteigen. 


Es  ist  darnach  leicht  ersichtlich,  dass  diese  (jeschäftsperiode  keines 
andauernden  Aufsteigens  sich  erfreuen  konnte,  wie  die  vorhergegangene. 
Wohl  werden  die  in  den  Jahren  1860—1861  eingetretenen  Rückschläge 
später  wieder  gut  gemacht,  aber  im  ganzen  reicht  der  Fortschritt  bei  weitem 
nicht  an  denjenigen  der  Zeit  von  1850—1857  heran 

Es  hatte  betragen  : 


Der  Umsatz 
Die  Girosumme 
Der  Kassenverkehr 


(in  Million.  Franken) 

1850^ 

-100  gesetzt 

1850 

1857 

1864 

1850 

1857 

1864 

85 

1 

! 363 

554 

100 

428 

652 

38  , 

161 

238 

100 

421 

626 

47 

202 

316  ; 

100 

439 

673 

pr  J.  in  Mill  Fr. 
1850  57  1857  64 

40  27 

17  11 

22  17 


Es  wird  nicht  einmal  die  jährliche  Durchschnittszunahme  der  Jahre 
1850—1857  erreicht;  nicht  zu  reden  von  einer  gleichen  prozentualen  Steigerung; 
und  selbst  wenn  das  noch  günstige  Jahr  1865  mitgerechnet,  also  eine  8-  anstatt 
7-jährige  Periode  ins  Auge  gefasst  wird,  bleibt  die  Geschäftszunahme  hinter 
derjenigen  von  1850 — 1857  verhältnismässig  zurück.  Es  ist  auch  bezeichnend, 
dass  von  den  beiden  Bestandteilen  des  Umsatzes  gerade  der  Giroverkehr 
stark  zurückgeblieben  ist. 

Wie  ist  es  mit  den  Hauptverwendungen  gegangen?  Es  wiesen  auf  ve^wendu?gs 
(in  Millionen  Franken): 


1850 

1857 

1858 

1859 

1860 

1861 

1862 

1863 

1864 

1865 

Platzdiskonto  ... 

30 

20.2 

19.9 

24.3 

28.5 

299 

26  8 

33  1 

365 

348 

Schweiz.  Diskonto 

— 

— 

— 

0.3 

11 

1.6 

36 

44 

55 

8 1 

Pariser  Diskonto  . 

003 

5.4 

56 

5.1 

6.9 

3.7 

5.8 

7.8 

64 

9-8 

Diskonto-Geschäft  total 

3.1  : 

25.6 

25.5 

29.7 

36.5 

35.2 

362 

45.3 

48.4 

52.7 

Darlehn  

0.9  1 

32 

38 

4.3 

3.8 

4.0 

4.2 

84 

7-4 

11  2 

Warrants 

' 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

0.1 

06 

Total 

40 

28.8 

293 

34.0 

40.3 

392 

404 

53.7 

559 

645 

Dasselbe  Bild,  wie  oben!  Trotz  der  Rückschläge  in  den  Jahren  1861 
und  1862  ein  Aufsteigen  und  ein  Wiedereinholen  des  Verlorenen.  Dabei 
ist  aber  nicht  ausser  Acht  zu  lassen,  dass  von  1859  an  ein  neues  Arbeitsfeld 
durch  die  Verbindung  mit  den  schweizerischen  Banken  sich  eröffnet  hatte, 
auf  dem  bald  Millionen  umgesetzt  wurden.  Die  Bewegung  ist  in  den 
einzelnen  Geschäften  ungleich.  Setzen  wir  die  Werte  des  Ausgangspunktes 
1857  — 100,  so  ergeben  sich  für 


1857 

1858 

1859 

1860 

1861 

1862 

1863 

1864 

1865 

Platzwechsel 

100  I 

98 

120 

141 

148 

132 

163 

180 

172 

Pariserwechsel  . . . i 

100 

104 

' 95  j 

1 130 

70 

107 

145 

118 

180 

Darlehn 

100 

119 

134 

119 

125 

131 

262 

231 

350 

Total 

(inkl.  Schweiz.  Wechsel  ab  1859) 

100 

102 

118 

140 

136 

140 

186 

194 

223 

i 

i 


100 


1857—1864 


Die  Diskontierung  von  Platzwechseln  bleibt  im  Verhältnis  zu  den 
Darlehn  stark  zurück.  Darin  zeigt  sich  deutlich  das  Notleiden  des  Platzes; 
denn  das  Darlehngeschäft,  wenn  es  auch  gedieh,  stand  mit  dem  allgemeinen 
Geschäftsgang  in  bedeutend  geringerm  Zusammenhang  als  die  Diskontierungen ; 
die  Darlehn  wurden,  wie  sich  schon  oben  zahlenmässig  ergeben  hat,  zum 
kleinen  Teil  von  Handelsleuten  oder  Industriellen  benutzt. 

Es  hat  sich  oben  schon  aus  den  Gesamtgirosummen  ergeben,  dass  das 
Girogeschäft  in  der  Zeit  von  1857 — 1864  sich  in  äusserst  mässiger 
Proportion  entwickelt  hat.  Aber  auch  die  Zahlen  der  Rechnungen  im  Konto- 
Korrent  für  Giro-  und  Kassabesorgung  bieten  dafür  einen  Beleg,  ebenso  die 
Durchschnittsguthaben.  Es  betrugen  im  Jahre 


1857 

1858 

1859 

1860 

1861 

1862 

1863 

1864 

1865 

Die  Zahl  der  Rechnungen 

154 

158 

160 

163 

158 

156 

126 

125 

128 

Dchschn  Guthab. (lOOOFr.) 

2,073 

2 130 

2.127 

1.783 

1 508 

1.640 

1 621 

1,560 

1 649 

Gesamtgiro  (in  Mül.  Fr.)  . 

161 

146 

186 

195 

183 

203 

240 

238 

262 

Verweilzeit  Tage  . . 

5 

6 

4.6 

39 

4 

3.6 

3 

2.9 

2.9 

Die  Giroposten  ... 

19,048 

16,714 

20,426 

22,446 

22,014 

22,102 

23,954 

24,116 

24,806 

Die  Zahlen  zeigen  ein  merkwürdiges  Gemisch  von  Stabilität,  rückläufiger 
Bewegung  und  etwelcher  Zunahme  einzelner  Posten.  Bei  der  Zahl  der 
Rechnungen  setzt  das  Jahr  1861  mindernd  ein;  die  Abnahme  im  Jahre  1863 
ist  nur  scheinbar,  indem  die  Zahl  der  an  die  Bank  auf  Kreditrechnung 
schuldenden  Konti,  da  sie  nach  neuern  Bestimmungen  nicht  mehr  notwendig 
mit  Girorechnung  verbunden  zu  sein  brauchten,  abgezogen  ist ; in  den 
vorhergegangenen  Jahren  waren  sie  inbegriffen.  Der  Durchschnittsbestand 
an  Girogeldern  vermindert  sich  von  1860  an;  in  den  Jahren  1857  und  1858 
hatte  er  noch  unter  dem  Einflüsse  der  S.  C.  B.- Gelder  gestanden  und  dadurch 
einen  ausnahmsweise  hohen  Stand  erklommen.  Im  Jahre  1859  waren  auch 
noch  die  letzten  Silber-Separatrechnungen  geführt  worden.  Mit  dem  Jahre 
1863  unterblieb  zum  ersten  Male  der  Bezug  der  Girogebühr  von  10  Fr.; 
doch  zeigt  sich  der  Einfluss  dieser  Erleichterung  nur  in  geringem  Masse. 
Mit  der  kürzer  werdenden  Verweilzeit  der  Girogelder,  besonders  von  1862 
an,  steigt  umgekehrt  die  Zahl  der  Giroumschreibungsposten,  die  1860  —1862 
stationär  geblieben  war,  und  ihr  entspricht  auch  ein  immer  rascherer  Umsatz. 
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Von  den  Konto-Korrent-Rechnungen  geschieden  wurden  die  ve  rz  i n S - V’erzinsliche 

1 • 1 Ty  A Tr  . r . Knnto-Korrent- 

liehen  Konto-Korrente  geführt,  welche  die  Umsätze  mit  wohltätigen  Rechnungen 
Anstalten  (z.  B.  der  Ersparniskasse)  und  der  basellandschaftlichen  Hypotheken- 
bank enthalten.  Diese  betrugen  zwischen  1.6  und  2.6  Millionen. 

Eine  ganz  rückläufige  Entwicklung  nahm  das  Banknotengeschäft;  Banknoten- 
folgende  Übersicht  möge  orientieren.  Es  betrug  (in  1000  Fr.  1 ■ ' zurücif. 


1857 

1858 

^ 1859 

1 1860 

1861 

1862 

: 1863 

1864 

1865 

Die  Emission 

' 1.500 

1 500 

1.500 

1.500 

1,500 

1.500 

1,500 

1 500 

I 500 

Durchschnitt!  Zirkulation 

714 

777 

740 

674 

585 

697 

692 

569 

591 

Höchste  Zirkulation 

1.100 

1.068 

I 056 

999 

844 

942 

I 128 

1 026 

889 

Niedrigste  Zirkulation 

490 

597 

548 

433 

415 

530 

450 

420 

448 

Ausstandszeit  der  500  Fr. 

und  100  Fr -Noten  Tage 

26 

23 

235 

22 

17 

16 

13 

12 

10.5 

Notenausgang  u.  -Eingang 

1 

j 

(in  Mill.  Fr.)  ... 

20  5 

24  5 

23.0 

22  3 

25  6^ 

1 

31  7 

39.0 

35  5 

40.9 

Bei  gleicher  Emissionssumme  schwindet  die  Zirkulation;  die  Ausstands- 
zeit geht  zurück,  und  im  selben  Masse  steigt  die  Summe  der  ausgegebenen 

und  eingenommenen  Noten.  Diese  Bewegung  zeigt  sich  frappant  in  folgenden 
Werten  ; 


1850 

1857 

1864 

Notenzirkulation  (in  1000  Fr ) 

1 231 

714  : 

569 

Ausstandszeit  (Tage) 

117 

26 

12 

Noteneingang  und  -Ausgang  (in  1000  Fr,l 

7.722 

20541  1 

1 

35529 

Dieselben  Gründe,  die  früher  für  die  kleiner  werdende  Notenzirkulation  . 

angeführt  worden  waren:  das  Eindringen  und  Vorherrschen  des  Goldes  und 
die  Ausgabe  von  Staatskassenscheinen  gelten  auch  für  die  Periode  von 
1857—1864.  Seit  1856,  dem  Jahre  des  Eindringens  von  Gold,  ist  die 
Zirkulation  in  ihrer  Höhe  stationär  geblieben  oder  zurückgegangen.  Die 
verzinslichen  Staatskassenscheine  wirken  allerdings  seit  dem  Jahre  1860  in 
immer  weniger  empfindlicher  Weise  auf  die  Notenzirkulation ; die  wiederholt 

geänderten  Verträge,  namentlich  die  Bestimmung,  dass  die  Bank  höchstens  ,i 

i 

1 
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noch  für  300,000  Fr.  davon  in  das  Publikum  abzugeben  habe,  brachten 
prompt  die  beabsichtigte  Verbesserung.  Im  Prinzip  blieb  die  Wirkung 
natürlich  unverändert.  Die  durchschnittliche  Zirkulation  an  Staatskassen- 
scheinen betrug  (in  1000  Fr.); 

1858  1859  1860  1861  1862  1863  1864  1865 

272  195  120  98  87  56  87  67 

nahm  also  von  Jahr  zu  Jahr  ab  und  war  somit  keineswegs  an  der  Verringerung 
der  Notenumlaufsumme  in  hohem  Masse  schuld.  Immerhin  gab  es  noch 
Jahre  mit  beträchtlichen  Ein-  und  Ausgängen  an  Scheinen,  so  1864  mit 
1,446,000  Fr. 

Von  der  Kassenbewegung  machten  die  Noten-Ein-  und  Ausgänge  stets 
nur  einen  kleinen  Teil  (ca.  ’/io— * s)  aus.  Der  grosse  Verkehr  bediente  sich 
in  Basel  für  die  Rechnungserledigungen  mit  Vorliebe  des  Giros,  während 
anderorts,  z.  B.  in  Genf,  Noten  an  die  Stelle  traten. 

Zu  den  fremden  Mitteln  der  Bank  gehörten  auch  von  1857^1864  die 
verzinslichen  Gelder  auf  20tägige  Kündigung.  Sie  wurden  vom 
Publikum  gerne  gegeben  als  vorübergehende,  nutzbringende  Kapitalanlage, 
und  die  Bank  nahm  sie  willig  entgegen.  Allerdings  hatten  diese  Depositen 
das  Missliche,  dass  sie  in  Zeiten  von  Geldabundanz  reichlich  vorhanden 
waren,  in  geldklemmen  Perioden  aber,  just  wenn  man  sie  nötig  gehabt  hätte, 
spärlicher  flössen.  Daran  konnte  eine  Erhöhung  des  Zinssatzes  nur  teilweise 
etwas  ändern.  Dieser  Satz  blieb  aber  bis  zum  Jahre  1864  auf  3®o;  dann 
setzte  man  ihn  auf  3.65.  Die  Bank  hätte  allerdings  schon  vorher  einen  höhern 
Preis  vergüten  können;  sie  unterliess  es  aber  absichtlich,  um  gegenüber  den 
Bankiers  nicht  als  fühlbare  Konkurrenz  zu  wirken,  wie  sie  umgekehrt,  um 
dem  Publikum  zu  dienen,  Beschränkungen  in  der  Annahme  von  verzinslichen 
Geldern  nur  eintreten  Hess,  wenn  — namentlich  in  flauen  und  geldreichen 
Zeiten  — die  Opfer  nicht  zu  erheblich  waren;  so  während  drei  Monaten 
des  Jahres  1858.  Einschüsse  von  Korporationen  und  Stiftungen  begünstigte 
sie  wie  früher,  und  zum  Verkehr  mit  öffentlichen  Veiwaltungskassen  bot  sie 
jederzeit  die  Hand.  Sie  liess  aber  auch  die  allgemeinen  Platzansprüche  auf 
Geldbedarf  nie  ausser  Acht  und  zog  daher,  wenn  ihre  sonstigen  Mittel  nicht 
stark  genug  waren,  auch  fremde,  eidgenössische  Gelder  an  sich.  So,  nach 
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allen  Seiten  beobachtend  und  erwägend,  gelangte  die  Vorsteherschaft  allmählich 
dazu,  diesen  Depositen  ihre  besondere  Aufmerksamkeit  zu  schenken  und 
zu  versuchen,  diesen  Zweig  der  Bank  und  dem  Publikum  zum  Vorteil  und 
Nutzen  auszubauen.  Um  Beschränkungen  zu  verhüten  und  die  Bank  nicht 
zu  stark  mit  kurzfälligen  Mitteln  zu  belasten,  wurde  im  Jahre  1860  verfügt, 
dass  die  Kündigungsfristen  je  nach  den  Summen  und  dem  Geldstande 
verdoppelt  und  verdreifacht  werden  könnten;  sodann  wurde  die  Ausgabe 
von  3^  L*  “ 0 diskontierbaren  Obligationen  mit  sechsmonatlicher  Kündieune  Ausi^abe  v..n 

ö Obligationen. 

vorgesehen.  Das  war  eine  neue  Art  und  Möglichkeit  in  Basel,  Kapital  bei 
nicht  ganz  kurzem  Unterkommen  und  doch  leichter  Verfügbarkeit  anzulegen. 

Aber  wie  mit  andern  Beschlüssen,  so  ging  es  der  Bank  auch  hier. 
Merkwürdiger  Zufall  bereitete  es  oft,  dass  die  schönsten  Massregeln  infolge 
der  geänderten  Verhältnisse  nicht  durchgeführt  werden  konnten  oder  wirkungslos 
blieben.  Das  Jahr  1861  brachte  teureres  Geld;  wie  da  verlängerte  Kündigungs- 
termine oder  gar  Sechsmonatsobligationen  anzubringen  waren,  kann  man  sich 
denken,  gingen  doch,  wie  die  unten  gebotenen  Zahlen  zeigen,  die  Summe 
der  Einzahlungen  und  der  durchschnittliche  Bestand  der  Depositen  sowieso 
schon  zurück.  Immerhin  kamen  die  ersten  Bankobligationen  auf  sechsmonatliche 
Kündigung  und  im  Betrage  von  300,  400,  500  und  1000  Fr.  insofern  zu 
Stande,  als  ein  Teil  der  3“oigen  Depositen  von  den  Gläubigern  konvertiert 
wurde.  Auch  im  Jahre  1862  war  der  in  Obligationen  einbezahlte  Betrag 
massig  (195,300  Fr.).  Die  Vorsteherschaft  empfand  mit  schlecht  verhohlenem 
Unwillen  die  Konkurrenz  „hiesiger  und  auswärtiger  Kreditinstitute  in 
gesteigerter  Zinsvergütung  und  erleichterter  Kündigung“  und  sah  sich 
schliesslich  im  Jahre  1863  gezwungen,  die  Obligationen  auf  dreimonatliche 
Kündigung  zu  setzen;  den  Zinsfuss  zu  erhöhen,  konnte  sie  sich  noch  nicht 
entschliessen.  Sie  tat  dies,  wie  oben  angegeben,  erst  später  (1.  Oktober  1864), 
doch  blieb  für  die  Verzinsung  eine  20  tägige  Dauer  des  Depositums  Bedingung; 
für  die  Rückzahlung  selbst  hielt  man  sich  nur  für  grössere  Summen  und  je 
nach  Umständen  an  die  20  tägige  Kündigung.  Typisch  für  jene  Zeit  ist  die 
Äusserung  des  Bankpräsidenten  „Immerhin  wird  die  Bank  gegenüber  dieser 
Konkurrenz  auch  vollkommen  gerechtfertigt  sein,  wenn  sie  gegenüber  solchen 
kapitalreichen  Instituten,  deren  Entziehung  von  Mitteln  auch  bei  der  Gewährung 
von  Mitteln  in  Anschlag  bringt“.  Das  war  im  selben  Jahre,  da  eine  Dividende 
von  9 u ün  die  Bankäktionäre  verteilt  werden  konnte. 
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Kassenverkehr 


Die  Kunden  dieses  Geschäftszweiges  waren,  wie  die  Zahlen  angeben, 
zum  geringsten  Teile  Handelsfirmen  oder  Gewerbetreibende  und  Handwerker, 
sondern  Partikulare,  d.  h.  Rentner  und  dgl.  und  öffentliche  und  andre 
Verwaltungen. 

Verzinsliche  Gelder: 


1857 

i 1858 

1859 

1860 

1 

1861 

1862 

1863 

1864 

. 1865 

1.863 

: 2.719 

2335 

' 2.428 

2 169 

2270 

2.437 

1 

1.711 

3628 

1.747 

2034 

2546 

2427 

2.514 

: 2 177 

2.711 

: 1,607 

3228 

26 

39 

50 

51 

46 

42 

27 

58 

148, 

185 

244 

146 

137 

' 129 

9 

, 9 

9 

897' 

I 314 

1 

' 1.688, 

: 1733! 

1 

! i 

1-572 

1.405 

t 1 

, I 426 

i 1 

872 

1.600 

1 

182!, 

288 

354; 

319i 

1 

447 

235 

250, 

228 

405 

113 

20 

108  i 

82 

33 

25 

113 

88 

79 

1.093 

1 435 

1 420 

1 669 

1 476' 

1.497 

1 377: 

834 

1.766 

475 

976 

453 

358 

213 

1 

513 

697 

561 

1.378 

Einzahlungen  . . (1000  Fr.) 
Rückzahlungen  . (1000  Fr.) 
F^assivzinse  . (10(30  Fr.) 
Verweildauer  Tage  . . 
Durchschnittl.  vorhanden 

Einbezahit  von : 
Gewerbe  und  Handwerk 

Handelsfirmen 

Partikularen  

Öffentlichen  Verwaltungen  . 


Im  Kassenverkehr  ergibt  sich,  etwa  von  1860  an,  eine  namhafte 
Verminderung  des  mittlern  Barschaftsbestandes  — man  vergleiche  die 
folgenden  Zahlen  — doch  war  man  stets  bestrebt,  eine  angemessene  Reserve 
in  Gestalt  des  französischen  Portefeuilles  und  in  Bankguthaben  zu  unterhalten. 
Immer  gelang  dies  zwar  nicht.  Es  betrugen  (in  Millionen  Franken)  im  Jahre 


1857 

1858 

1859 

1860 

1861 

1862 

1 1863 

1 

1864 

; 1865 

Ein-  und  Auszahlungen  . 

202  8 

201.4 

2427 

245.5 

240.4 

2564 

301  0 

316.0 

362.8 

Hiervon  Platzinkassi  , . 

53  0 

495 

555 

590 

595 

57,0 

70.0 

71  5 

73.3 

Mittlerer  Barbestand 

1 71 

202 

1.95 

1-29 

1 34 

1,46 

1 50 

1.41 

1.33 

inkassi.  Die  Platzinkassi  blieben  bis  zum  Jahr  1862  auf  ungefähr  demselben 

Betrage;  im  folgenden  Jahre  stiegen  sie  wesentlich.  Erleichternd  im  Dienst 
wirkten  bei  den  Inkassi  „Zahlungsanweisungen  auf  Bankguthaben,  sowie 
Anweisungen  auf  den  Lauf  des  Tages“.  Die  Silber-Sejiaratrechnungen  gingen 
™ Jahre  1860  ein,  die  auf  Silber  lautenden  Noten  ebenfalls.  Über  das  kleine 
Geschäft  der  Aufbewahrung  von  Depositen  lässt  sich  folgendes  berichten; 


I 
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Es  betrugen  die  Depositen  am  Jahresschluss  (in  Millionen  Franken); 

1857  18^  1859  1860  1861  1862  1863  1864  1865 

3.67  2.72  3.18  3.54  4.06  4^  "4.88  4.98  7.32 

Im  Jahre  1862  war  die  Gebühr  für  kurze  Benützung  ermässigt  worden; 
ein  merklicher  Einfluss  auf  die  Vermehrung  der  Depositen  war  aber  nicht 
zu  verspüren.  Das  Wachstum  war  nur  gering. 

Konto-Korrent  für  Giro-  und  Kassenbesorgung;  Giroverkehr, 


1857 

1858‘)  1859 

1860 

1861 

1862 

' 1863-) 

1864 

1865 

Rechnungen 

154 

158  160 

163 

158 

156 

126 

G. 

128 

Ein-  und  Auszahlungen  (Mm. Fr.) 

283 

272  337 

333 

312 

330 

384 

383 

408 

Durchschnittl,  Guthaben  „ 

2.073 

2.130  2.127 

1.783 

1.508 

1.640 

I 621 

1 560| 

1 649 

Gesamtgiro  (Mill,  Fr.)  . 

161 

146  186 

195 

183 

203 

240 

238 

262 

Verweilzeit  (Tage)  .... 

5 

6 4.6 

3,9 

4 

3.6 

3 

29! 

29 

Umsätze  mit  wohltät.  Anstalten 

1.829 

2.657  2.602 

1 611 

1 291 

— 

1 

— 

Zu  den  oben  schon  mitgeteilten  Zahlen  über  die  Summen  der  Das  d, Skonto- 

Diskontierungen  von  Platzwechseln  sind  hier  noch  einige  Details 
anzugeben. 


1857  j 

1 

1858  , 

1859 

1860 

1861 

1862 

1863  ' 

1864  ' 

1865 

Gesamtbetrag  (Million,  Fr.) 

1 20.174' 

1 

19.940, 

24.337  28.524'  29  894' 

26  847 

33  070  36  487, 

34  810 

Stück  

' 4,038 1 

3,77S' 

4,477' 

5,954| 

6,080; 

6,043 

7,080, 

7,533 

6,501 

Mittlerer  Betrag  Fr. 

4,996 

5,27sj 

5,436 

4,790 

4,917^ 

4,442 

4,995 

4,843 

5,354 

Sicht  (Tage) 

35 

34; 

35 

34' 

30 

30 

( 

32: 

ii 

29i 

32 

Ertrag  (1000  Fr.) 

121' 

77 

105 

115 

139 

105’ 

150 

194 

135 

Mittlerer  Diskontosatz 

5.60 

3,80‘ 

3,80^ 

4,07 

520 

436 

492 

6 51i 

4 62 

Minimaler 

Vf 

4,5^' 

3.5[ 

3.5 

3,5 

5 

4 

4^ 

5.5 

35 

Maximaler 

65' 

6j 

4 

5' 

6 

5 

i 

7 

8 5 

6 

Fluktuationen ^ 

14 

9- 

6 

10' 

10' 

5 

11 

20 

11 

) Eisenbahnrechnungen  im  Abnehmen  begriffen 
-)  Aufhebung  der  fixen  Gebühr  von  10  Fr.  an.  1 Januar  1863. 
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Rückgang 
1857  58. 


Zunahme. 

1858/61. 


Von  1857  auf  1858  bereitet  sich  der  Abfall  vor.  Er  ist  in  der  Summe 
der  diskontierten  Wechsel  nicht  merklich,  wohl  aber  in  der  Zahl  der  Abschnitte 
(3,778  gegen  4,038)  und  vor  allem  im  Diskontosatz  und  im  Ertrag.  Von 
5.60  » 0 fiel  jener  auf  ein  Mittel  von  3.80  «/o.  In  den  ersten  7 Tagen  des 
Januar  1858  hatte  er  G"',.  betragen;  dann  war  er  auf  5 und  4'  »“o  gefallen, 
und  vom  22.  März  bis  zum  Schluss  des  Jahres  schwankte  er  zwischen  4 
und  3V->%.  So  konnte  im  Februar  die  längste  Diskontosicht  von  3 auf 
4 Monate  erweitert  werden,  und  im  Oktober  und  November  wurden  ausnahms- 
weise Wechsel  auf  einen  Monat  günstiger  behandelt,  als  die  längern.  Im 
allgemeinen  hielt  die  Bank  in  ihrem  Diskontosatze  eine  Mittelstellung  inne 
zwischen  dem  meist  niedrigen  Stande  in  Frankreich  und  England  und  dem 
wesentlich  hohem  der  deutschen  Plätze.  Trotz  des  niedrigen  Ertragszinses 
und  der  überaus  genügenden  Mittel  war  nach  dem  Berichte  der  Bank  reger 
Bedarf,  ein  Zeichen  dafür,  dass  der  schweizerische  Handel  unter  den 
unglücklichen  Einwirkungen  des  Jahres  1857  weniger  und  auf  kürzere  Dauer 
gelitten,  als  man  befürchtet  hatte. 

Das  Jahr  18.j9  zeigte  eine  ansehnliche  Zunahme  des  Diskontogeschäfts. 
Sie  war  augenscheinlich  eine  Folge  des  Wegbleibens  der  Centralbahngelder, 
insofern,  als  die  entstandene  Lücke  im  Platzkapital  damals  durch  Avali 
scheint  ausgeglichen  worden  zu  sein.  'Ausserdem  schien  der  Wechsel-  und 
Geschäftsverkehr  im  allgemeinen  gestiegen  zu  sein,  wofür  der  Ertrag  des 
Wechselstempels  den  Beweis  liefert;  dieser  hatte  sich  belaufen  auf 
24,186  Fr.  im  Jahre  1857,  23,872  Fr.  im  Jahre  1858,  24,370  Fr.  im  Jahre  1859. 

Man  schätzte  damals  die  Summe  der  von  und  auf  Basel  ausgestellten 
Wechsel  in  verschiedener  Form  auf  100  Millionen  Franken.  Schon  damals 
äusserte  die  Vorsteherschaft  den  bescheidenen  Wunsch,  „bei  einem  solchen 
Belange  möchte  zur  Gleichstellung  des  hiesigen  Wechselgeschäfts  mit 
demjenigen  anderer  Plätze  die  Verbesserung  schon  zu  wagen  sein,  dass 
hiesige  Wechsel,  die  nicht  hier  zahlbar  sind,  auch  der  Stempelabgabe 
nicht  mehr  unterlegt  würden“. 

Der  Diskontosatz  kam  im  Mittel  über  3.80  nicht  hinaus,  gleichwie  im 
Jahre  1860,  und  die  Sicht  wurde  im  Jahre  1859  während  ca.  6 Monaten  und 
bis  in  die  Mitte  des  Jahres  1860  hinein  auf  4 Monate  ausgedehnt.  Auch 
dieses  Jahr  brachte  ein  starkes  Anwachsen;  besonders  reich  an  Geschäften 
waren  März  und  Dezember,  und  an  den  letzten  6 Dezembertagen  waren  die 


Begehren  so  mächtig,  dass  eine  merkliche  Barschaftsabnahme  eintrat  und 
die  Erhöhung  des  Diskontosatzes  noch  am  31.  Dezember  nötig  wurde.  Es 
war  zur  selben  Zeit,  da  auch  Paris  und  London  ihre  Diskontosätze  von 
4'/2  und  6 7o  auf  7%  erhöhen  mussten.  Die  am  letzten  Jahrestage 
vorgenommenen  Reduktionen  von  Vs  der  Begehren  waren  durch  deren  spezielle 
Verhältnisse  gerechtfertigt.  Mit  diesem  Andrange  schienen  die  verfügbaren 
Mittel  auf  längere  Zeit  hinaus  vermindert  worden  zu  sein ; der  neue  Zinssatz 
von  5%  blieb  die  Basis  für  alle  Sätze  des  Jahres  1861,  und  anstatt  des 
Mittels  von  4.07  (1860)  bildete  sich  in  diesem  Jahre  eines  von  5.20 « o ; doch 
war  eine  weitere  Erhöhung  nicht  nötig,  trotzdem  in  Frankreich  und  England 
der  Satz  auf  7 und  8 ”/o  gestiegen  war.  Eine  Ausdehnung  der  Diskontosicht 
über  3 Monate  hinaus  war  dagegen  nicht  geboten.  Die  Monate  März  und 
Dezember  waren  wiederum  geschäftsreich;  doch  blieb  die  plötzliche  Steigerung 
der  Begehren  gegen  Jahresschluss  aus,  und  die  von  der  Bank  vorsorglich 
getroffenen  Massregeln  erwiesen  sich  als  überflüssig.  Die  Zunahme  der 
diskontierten  Summen  war  pro  1860  61  mässig  gewesen;  sie  betrug  nur 
1.370  Millionen,  statt  der  4.2  und  4.4  Millionen  in  den  Jahren  1858  59 
und  1859  60. 

Selbstverständlich,  dass  die  Bank  ihre  Zinssätze  in  erster  Linie  nach 
dem  lokalen  Geschäftsstand  richtete;  doch  betont  die  Vorsteherschaft,  dass 
für  sie  in  dieser  Hinsicht  auch  „die  Richtung  der  befreundeten  Schweizerplätze 
und  im  grössern  diejenige  des  französischen  Geldmarktes“  massgebend  sei. 

Das  Jahr  1862  brachte  einen  merklichen  Rückgang  im  Diskontogeschäft  Ruckgan- 
(3.047  Millionen  Franken  weniger  bei  gleicher  Stückzahl  und  im  Ertrag 
34,000  Fr.  weniger)  und  wird  durch  eine  gewisse  Gleichmässigkeit  gekenn- 
zeichnet. Der  Diskontosatz  erfuhr  nur  4 Fluktuationen  und  bewegte  sich 
zwischen  4 und  5"„;  im  Mittel  stand  er  auf  4.36.  Tiefer  konnte  man  ihn 

schon  wegen  des  fast  immer  höher  gebliebenen  Standes  in  der  Ostschweiz 
nicht  sinken  lassen. 

Eine  ganz  ausserordentliche  Verstärkung  des  Platzwechselgeschäfts  brachte 
das  Jahr  1863  (-[-  6.223  Millionen  Franken,  -j-  1,047  Stück  -F  45,000  Fr. 

Ertrag)  und  gleichwohl  war  das  nicht  alles.  Die  für  jene  Zeit  grossen 
Zeichnungen  auf  die  Emission  von  Aktien  der  Basler  Handelsbank  hatten  eine 
ganz  beträchtliche  Geschäftsvermehrung,  besonders  im  Darlehnverkehr,  zur 
Folge  gehabt.  Doch  hat  die  Vorsteherschaft  dieses  aussergewöhnliche  Geschäft 
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im  Jahresberichte  von  dem  gewöhnlichen  Verkehr  getrennt  gehalten.  Die 
starken  Ansprüche  bewirkten  im  letzten  Jahresquartal  eine  Diskontoerhöhung 
bis  zu  der  Jahresdurchschnitt  erreichte  daher  auch  4.92  Ausserdem 
fanden  gegenüber  grossen  Kreditinstituten  dann  und  wann  Reduktionen  und 
Geschäftsablehnungen  statt,  und  diese  im  Verein  mit  einem  andern  Ereignis 
am  letzten  Jahrestage  gaben  dann  Anlass  zu  jener  scharfen  Polemik  zwischen 
Ad.  Burckhardt-Bischoff  und  der  Vorsteherschaft,  die  in  den  ersten  Tagen 
des  neuen  Jahres  1864  in  den  Basler  Nachrichten  ausgefochten  wurde  und 
auf  die  wir  noch  zurückkommen  werden. 

Die  Vorsteherschaft  hielt  dafür,  diese  Reduktionen  seien  in  Anbetracht 
der  übrigen  befriedigenden  Ansprüche,  die  vom  März  bis  August  per  Monat 
4—4.5  Millionen  Franken,  im  September  und  Oktober  je  5.4,  im  November 
3,8  und  im  Dezember  6.7,  davon  2.8  Millionen  fVanken  in  den  letzten 
4 Jahrestagen  betrugen,  gerechtfertigt  gewesen.  Für  sie  mag  es  wohl  so 
geschienen  haben;  für  die  Bankbenützer  wohl  weniger. 

Die  Bank  in  Zürich  war  um  dieselbe  Zeit  nicht  besser  daran;  auch 
sie  musste  reduzieren;  „die  uns  zu  Gebote  stehenden  Mittel  erlauben  uns 
nämlich  nicht  jeder  Zeit,  andern  grossen  Geldinstituten,  die  weit  bedeutender 
sind  als  wir  selbst,  als  Reservoir  zu  dienen;  in  den  Perioden,  in  welchen 
wir  nicht  alle  Wünsche  erfüllen  können,  glauben  wir  vorzugsweise  das 
übrige  kaufmännische  und  nichtkaufmännische  Publikum  befriedigen  zu 
sollen“.  ’)  Anders  hatte  auch  die  Bank  in  Basel  nicht  gehandelt, 
mi^enli&hst!  1 Den  Schluss  in  unserer  Betrachtungsperiode  bildet  das  Jahr  1864. 

18  Fluktuationen  im  Diskontosatz  — an  226  Tagen  Bevorzugung  der  Sichten 
von  nicht  über  ein  Monat  und  Beginn  des  Diskontosatzes  mit  7,  Maximum 
8'  2 Schluss  des  Jahres  5‘  'i ! im  Mittel  6.51  ”/«■  Das  waren  die  typischen 
Zeichen  des  Jahres.  In  Paris  stand  der  Satz  auf  8,  in  London  auf  9,  in 
Leipzig,  Berlin,  Amsterdam  auf  7,  in  Genf  auf  7 und  in  Zürich 
und  St.  Gallen  auf  8 im  Maximum.  Überall  dieselbe  Situation.  Eine  Höhe 
des  Zinsfusses  für  Kaufmann  und  laufende  Geschäfte,  wie  sie  nie  vorgekommen. 
Niemals,  so  lange  die  Bank  in  Basel  bestand,  hat  ihr  mittlerer  Diskontosatz 
eine  solche  Höhe  erlangt,  und  nie  war  die  Teurung  des  Geldes  von  so  langer 
Dauer  gewesen.  Erst  das  Jahr  1907  reichte  in  dieser  Hinsicht  an  das 
Jahr  1864  heran.  Die  Nachfrage  nach  Kapital  war  ungemein  rege;  Geld 

'I  Jahresbericht  1864. 
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ungemein  selten,  von  „komparativer  Seltenheit  gegenüber  der  Nachfrage“, 
wie  sich  der  Präsident  der  Bank  in  Zürich  ausdrückte.  Es  waren  die  Folgen 
des  amerikanischen  Krieges  ')  und  der  damit  verbundenen  5—7  fachen 
Steigerung  der  Baumwollpreise,  die  meist  mit  Gold  und  Silber  bezahlt  werden 
mussten,  welche  in  diesen  hohen  Diskontosätzen  zum  Ausdruck  kamen. 
Nicht  ohne  Einfluss  waren  auch  die  die  Einnahmen  übersteigenden  Ausgaben 
der  meisten  grossen  Staaten,  die  fortgesetzten  Aufnahmen  neuer  Anleihen 
und  Unternehmungen  aller  Art,  die  ins  Absurde  betrieben  wurden.  Ein  Glück, 
dass  Europa  wenigstens  in  den  Jahren  1864/65  gute  Getreideernten  hatte. 

Dieses  denkwürdige  Jahr  hat  unsrer  Bank  im  ganzen  nicht  viel  anzuhaben 
vermocht.  Die  Diskontierungen  stiegen  um  3.4  Millionen  Franken,  die 
Gesamtgeschäfte  ebenfalls.  Jene  erreichten  im  März  6.056,  im  Oktober  und 
Dezember  je  5.700,  in  den  letzten  4 Tagen  des  Jahres  2.200  Millionen 
Franken.  Zu  Geschäftsablehnungen  kam  es  nur  in  Zeiten  allgemein  starker 
Ansprüche  für  etwaige  rasch  auf  einander  sich  wiederholende  grosse  Begehren. 
Der  Ertrag  war  verhältnismässig  gross;  er  stand  mit  194,000  Fr.  um  44,000 
höher,  als  im  Jahre  1863. 

Allerdings  finden  wir  in  der  Jahresbilanz  auch  einen  Rückstand  auf- 
geführt, den  ersten  seit  dem  Bestehen  der  Bank.  Er  war  aus  dem  bedeutenden 
Verkehr  mit  der  im  September  gefallenen  Bank  Siegrist  & Fender 
hervorgegangen  und  betrug  1,100  Fr.,  im  Vergleich  zum  Jahresumsatz  von 
10  Millionen  mit  dieser  Bank  und  1,850,000  Fr.  im  Diskont  und  Darlehn, 
ein  bescheidener  Verlust  und  gedeckt  durch  drei  Massen.  Ein  Zeichen  für 
die  Vorsicht,  mit  der  die  Bankleitung  ihr  Wechselmaterial  aussuchte. 

Die  Wechsel  auf  französische  Bankplätze  boten  wie  immer 
den  schätzbaren  Vorteil  einer  zu  jeder  Zeit  möglichen  Realisierung;  sie  waren 
deshalb  sehr  geschätzt.  Den  Zedenten  räumte  man  daher  gerne  den  niedrigem 
französischen  Zinsfuss  ein.  Die  Verkehrssummen  waren  die  folgenden 
(in  1000  Fr.); 


1857 

1858 

1859 

1860 

1861 

1862 

1863 

1864  1865 

Diskontierungen 

5.400 

' 5,585 

5072 

6-944 

3.663 

5.789 

7.788 

6 422  9 792 

Jahresmittel 

660 

799 

638 

892 

390 

856 

745 

739  1 041 

Barschaftsbezüge 

3360 

1 859 

3.836 

5,500 

1.935 

2.946 

5 000 

3.400  8 100 

I Im  Jahre  1907  die  Folgen  der  amerikanischen  Krisis 
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Im  Jahre  1861  setzte  ein  starker  Abfall  ein,  da  die  Devise  Paris  sich 
infolge  der  überseeischen  Verhältnisse  seltener  machte;  auch  die  Barbezüge 
aus  Frankreich  gingen  zurück,  zum  Teil  weil  die  Lücken  aus  andern  Quellen 
verhältnismässig  günstiger  ausgefüllt  werden  konnten.  Auch  im  Jahre  1863 
blieben  sie  mässig  im  Vergleich  zu  den  Bezügen  der  west-  und  süd- 
schweizerischen Banken;  dagegen  wuchsen  sie  im  folgenden  Jahre  rapid  an, 
den  Ertrag  dieses  Geschäfts,  wie  immer  bei  starken  Barbezügen,  empfindlich 
schmälernd. 

Schweizer  Das  D i s k 0 n t o g e s c h ä f t in  Schweizerwechseln  war  eine  Frucht 

Wechsel 

seit  1859.  (jei-  Bankverträge  von  1859.  Mit  diesem  Jahre  tritt  es  erstmals  auf,  bescheiden, 
sehr  bescheiden,  und  gleichzeitig  übernahm  die  Bank  die  Vermittlung  des 
Inkassos  solcher  Papiere.  Wie  das  Geschäft  wuchs  und  sich  zusehends 
zur  Freude  der  Beteiligten  entwickelte,  zeigen  folgende  Zahlen  (in  1000  Fr.): 


1 

1859  , 

1860 

1861 

1862 

, 1863 

I 1864 

1865 

1 

Diskontierungen  . , , . j 

292  ‘1 

1 1 

1 035 

1 641  ' 

3 606  ; 

4439 

5.470  , 

1 1 

8 112 

Inkassi 

82  , 

254 

722 

1230 

1518 

1.891  . 

1.856 

Darlehn.  An  das  Diskontogeschäft  hängen  sich  als  weitere  Hauptverwendung 

die  Darlehn  gegen  Hinterlagen  an.  Ihre  Entwicklung  ist  folgende:  ^ 


1857 

1858 

1859 

1860 

1861 

1862 

1863 

1864 

1865 

Posten 

365 

j 

i 502 

453 

470 

427 

458 

831 

474 

698 

Summe  (1000  Fr.)  . . , 

3240 

3 844 

4 262 

3847 

4.046 

4 152 

8.400 

7419 

11  226 

Ertrag  (1000  Fr.)  . . . 

34 

32 

36 

32 

45 

39 

158 

88 

96 

Mittlere  Dauer  Tage  . 

72 

72 

73 

70 

68 

72 

? 

9 

9 

Davon  auf: 

Handel 

2410 

2 223 

2774 

2.448 

2.714 

2.194 

6-700 

5.464 

7.983 

Gewerbe 

227 

425 

614 

395 

689 

760 

466 

362 

1.295 

Private  Verwaltungen 

603 

1 196 

874 

1.004 

643 

1.198 

1.234 

1.593 

1.948 

Es  hat  sich  oben  schon  ergeben,  dass  die  Darlehn  von  allen  Geschäften 
die  beste  Entwicklung  aufzuweisen  hatten,  und  doch  sollten  sie  eigentlich 

*)  Seit  15-  Juni  1859  mit  Zürich;  seit  Oktober  1859  mit  St.  Gallen. 
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nicht  das  Hauptgeschäft  der  Bank  sein.  Vor  1857  hatten  Beschränkungen 
und  Abweisungen  stattfinden  müssen,  weil  die  gesetzlichen  Bestimmungen 
nicht  erlaubten,  einen  hohem  Zins  als  5^o  für  Hinterlagsdarlehn  zu  fordern, 
und  doch  wäre  es  nicht  angegangen,  dass  die  Bank  Darlehn  zu  billigerm 
Zinsfuss  behandelte,  als  Diskontobegehren.  Wir  wissen,  dass  seit  der 
Statutenrevision  von  1857  zum  Zins  eine  Gebühr  erhoben  wurde.  So  blieb 
es  in  den  folgenden  Jahren.  Die  Erneuerungen  unterlagen  einem  hohem 
Zinssätze;  man  wollte  die  Entlehner  veranlassen,  die  Darlehn  möglichst  bald 
heimzubezahlen,  und  diese  Art  Verwendung  liquid  behalten.  Eine  Erleichterung 
trat  für  die  Geldnehmer  im  Jahre  1863  dadurch  ein,  dass  nicht  mehr  die 
Erneuerungen,  wenn  sie  überhaupt  bewilligt  waren,  schon  als  solche  mit 
höherm  Zins  belegt  wurden,  sondern  dass  dies  vom  Geldstande  abhängig 
gemacht  wurde. 

Das  Verhältnis  der  ausstehenden  Darlehn  zu  den  Diskontosummen  war 
trotz  des  Anwachsens  der  erstem  Stetsfort  gut.  Es  betrug  nämlich  die 
Durchschnittsverwendung  (in  1000  Fr.)  an 


1858 

1 1859 

1860 

j 1861 

1862 

1 1863 

i 1864 

1 

Diskontierungen  .... 

2,005 

1 

2,758 

2,823 

1 2,708  , 

' 2,424 

2,923 

2,977 

Darlehn 

1 752 

1 

869 

703 

794 

812 

2,722 

1,304 

Im  Jahre  1863,  dessen  Zahlen  in  den  Darlehn  so  auffallend  von  jenen 
der  Vorjahre  abweichen,  fand  eine  abnorme  Darlehnsoperation  statt,  durch 
welche  die  Bank  vom  23.  Januar  bis  Mitte  Februar  anstrengend,  aber  auch 
lohnend  beschäftigt  war.  Die  Vorsteherschaft  berichtet  hierüber:  „In  sehr 
auffälligem  Grade  trat  hier  die  Zweckmässigkeit  einer  allgemeinen  Zentral- 
vermittlung für  grossen  Geld-  und  Kapitalienverkehr  hervor,  und  so  zu  sagen, 
ohne  ein  Verlassen  der  gewöhnlichen  reglementarischen  Bankeinrichtungen, 
mit  Beobachtung  der  bestehenden  Buchungsformen  und  strengerer  Einhaltung 
der  Vorschriften  über  Titelhinterlagen,  fand  nach  vorheriger  Verständigung 
mit  der  Direktion  der  Handelsbank,  in  einfacher  Weise  eine  meist  als 
Darlehn  bewerkstelligte  Transaktion  für  nahe  an  60  Millionen  in  kurzer  Zeit 
mit  aller  Sicherheit  ihre  Erledigung.“  Die  für  die  stattgefundenen  Darlehn 
erfolgten  Hinterlagen  bestanden  zu  etwas  mehr  als  V4  in  Wechseln,  der  Rest 
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in  Wertschriften.  Die  Bank  wendete  ihr  reglementarisches  Minimum  von 
15  Tagen  für  Darlehndauer  zum  Zins  von  an. 

Kredit-  Kreditrechnungen  im  Konto-Korrent  wiesen  folgenden 

rechnunge  i.  ® ^ 

Verkehr  auf: 


1857 

1858 

1859 

186t> 

1861 

1862 

1863 

1864 

Rechnungen  

30 

42 

40 

44 

41 

42 

44 

40 

Durchschnittliche  ausstehende 

Schuld  (in  1000  Fr.)  .... 

350 

324 

332 

358 

371 

362 

338 

384 

Gebühr Fr, 

3,868 

3,981 

3,970 

4,11*6 

4,617 

4,012 

4,158 

3,496 

Rendite 

20,110 

14,497 

14,388 

16,325 

20,444 

16,648 

17,585 

26,355 

Total  , 

23,978 

18,478 

18,358  20,521 

! 

25,061 

20,660 

21,743 

29,851 

Die  Statuten revision  in  den  Jahren  1863 — 64. 


Wir  haben  oben  schon  (pag.  108)  erwähnt,  dass  infolge  besonderer 
Vorfälle  die  Zeit  von  1863—64  für  die  Bank  eine  Änderung  verschiedener 
Dinge  gebracht  habe.  Hier  ist  der  Ort,  sie  zu  berühren. 

ln  der  ersten  Nummer  der  Basler  Nachrichten  des  Jahres  1864  erschien  Ka%to^eich^ 
mit  gesperrten  Lettern  die  Mitteilung: 

„Letzten  Donnerstag  Vormittag  hat  die  Bank  in  Basel  die  Einlösung 
ihrer  Banknoten  gegen  Barschaft,  sowie  die  bare  Auszahlung  der  bei  ihr 
deponierten  unverzinslichen  Konto-Korrent-Guthaben  verweigert,  und  es  ist 
bei  derselben  eine  temporäre  faktische  Zahlungseinstellung  eingetreten“. 

„Zwar  wurden  gegen  Abend  des  gleichen  Tages  die  Barzahlungen  wieder 
aufgenommen;  aber  abgesehen  von  dem  Umstand,  dass  durch  die  zeitweilige 
Zahlungseinstellung  eine  Anzahl  hiesiger  Handlungs-  und  Bankhäuser,  welche 
ihren  Geschäftsfreunden  für  den  fraglichen  Vormittag  Barsendungen  fest 
zugesagt  und  die  betreffenden  Fonds  im  voraus  bei  der  Bank  deponiert 
hatten,  hiedurch  in  die  fatale  Lage  versetzt  wurden,  ihre  eingegangenen 
Verbindlichkeiten  nicht  erfüllen  zu  können  — genügt  es,  einfach  darauf 
aufmerksam  zu  machen,  wie  störend  ein  solches  Ereignis  auf  den  Kredit 
des  hiesigen  Platzes  einwirken  muss?“ 

Dann  wurde  weiter  darauf  hingewiesen,  dass  die  Handelsbank 
keine  Schuld  an  diesem  Vorfall  trage;  sie  habe,  nachdem  ihr  die  Bank  in 
Basel  zweimal  die  eingereichten  Diskonto-Bordereaux  refusiert  habe,  die 
Bank  wenig  in  Anspruch  genommen.  Entweder  müsse  das  einbezahlte  Kapital 
der  Bank  ungenügend  oder  die  Organisation  mangelhaft  sein,  oder  es  seien 
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die  leitenden  Personen  ihrer  Aufgabe  gegenüber  den  Anforderungen  der 
heutigen  Geld-  und  Verkehrsverhältnisse  nicht  gewachsen.  Die  Einsendung 
war  mit  a unterzeichnet. 


Eine  ausse  - 
ordentlich  : 
General- 
versammlu,  g. 


Sie  erregte  sowohl  der  Form,  als  des  Inhaltes  wegen  Aufsehen  und 
fand  teils  Beifall,  teils  scharfen  Tadel.  Die  Bankvorsteherschaft  gab 
bekannt,  dass  sie  beschlossen  habe,  gegen  den  Einsender  des  Artikels 
gerichtlich  einzuschreiten;  andere  fanden,  das  Recht,  an  der  Bank  Kritik  zu 
üben,  stehe  wohl  offen,  doch  sollte  es  „unter  allen  Umständen  mit  Urbanität“ 
geschehen. 

Der  Verfasser  war  bekannt  und  stand  sogar  der  Bank  nahe;  es  war 
kein  geringerer,  als  Adolf  Burckhardt-Bischoff,  dessen  Namen  wir 
auch  schon  genannt  haben. 

Er  machte  auch  kein  Hehl  daraus,  denn  ihm  war,  wie  er  in  einem 
folgenden  erläuternden,  langen  Artikel,  „Die  Bank  in  Basel“,  in  Nummer  4 
der  Basler  Nachrichten  von  1864,  darlegte,  darum  zu  tun,  eine  Reorganisation 
des  Bank-Institutes  „auf  neuen  zeitgemässen  Grundlagen“  herbeizuführen. 
Er  war  sich  des  Ziels  und  des  gewählten  Mittels  also  wohl  bewusst,  und 
in  solchen  Momenten  konnten  ihn,  den  Temperamentvollen,  persönliche 
Rücksichten  nicht  abhalten,  für  das  als  gut  und  wünschenswert  Erkannte  zu 
kämpfen.  „Wenn  man  gegen  den  Stabilismus,  gegen  den  Weihrauch  durch- 
drungenen Nimbus  langjähriger  Fauteuils  anzukämpfen  hat,  kann  man  nicht 
in  Glacehandschuhen  fechten.  Zum  Brescheschiessen  führt  man  nicht  hölzerne 
Kanonen  auf“. 

ln  der  Folge  verfocht  nun  Adolf  Burckhardt-Bischoff  seine  Ansichten 
in  der  Presse  und  in  der  Generalversammlung  der  Aktionäre.  Mit  A.  Sulger- 
Staehelin,  J.  J.  Im  Hof-Forcart  und  Eml.  La  Roche  Sohn  verlangte  er  im 
Januar  1864  eine  ausserordentliche  Generalversammlung,  und  hier  vertrat  er 
den  Antrag,  es  möge  eine  Spezialkommission  von  13  Mitgliedern,  bestehend 
aus  den  4 Mitgliedern  der  Vorsteherschaft,  dem  Bankdirektor,  dem  Antrag- 
steller und  7 weitern  Mitgliedern  aus  der  Zahl  der  Aktionäre  damit  beauftragt 
werden,  die  Gesellschafts-Statuten  einer  eingehenden  Prüfung  zu  unterziehen 
und  bezügliche  Anträge  vorzulegen. 

Er  fand  aber  damit  Opposition,  und  schliesslich  siegte  ein  Vermittlungs- 
antrag von  Heussler-Thurneysen,  wonach  der  Revisions-Vorschlag  der 
Vorsteherschaft  zur  Begutachtung  und  Berichterstattung  in  der  bevorstehenden 
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ordentlichen  Jahresversammlung  überwiesen  werden  sollte,  und  ein  Zutrauens- 
antrag von  Hier.  Burckhardt-lselin,  der  der  Bankvorsteherschaft  „ihre  Achtung  Zutrauensvotum, 
und  ihre  dankbare  Anerkennung  für  die  vieljährigen,  in  uneigennützigster 
Weise  der  Bank  geleisteten  Dienste“  aussprach. 

Die  Bankvorsteherschaft  verfasste  nun  ein  Gutachten,  das,  nach  der 
Meinung  Adolf  Burckhardt’s  „in  der  Hauptsache  auf  ein  entschiedenes  Non 
possumus“  hinauslief.  Doch  erklärte  sie  sich  bereit,  die  Statuten  unter  Zuzug 
von  8 Aktionären  nochmals  zu  prüfen.  Gegen  dieses  Gutachten  polemisierte 
Bur  ck  har  dt  in  No.  74  der  Basler  Nachrichten  von  1864  scharf,  sehr  scharf, 
aber  in  ausgezeichneter  klarer  Weise.  Zum  Schlüsse  verlangte  er: 

1.  Allmähliche  weitere  Vermehrung  des  effektiven  Gesellschaftskapitals,  Ad.^ßur^ckhardt- 

2.  Verstärkung  der  Vorsteherschaft  durch  Zuzug  einiger  Bankiers  und 
anderer  intelligenter  Kaufleute. 

3.  Der  Direktor  soll  in  der  Vorsteherschaft  bloss  beratende  Stimme  haben. 

4.  Umwandlung  der  mit  50%  einbezahlten  nominativen  Aktien  von 
5,000  Fr.  in  voll  einbezahlte  Titel  von  2,500  oder  1,000  Fr.  Aufhebung 
der  lästigen  Haftbarkeit  der  Aktionäre  für  weitere  50 

5.  Aufhebung  der  sog.  Kreditrechnungen;  Revision  der  onerösen  Verträge 
mit  der  hiesigen  Staatskasse  und  mit  auswärtigen  Kredit-Instituten. 

6.  Sachgemässe  Initiative  für  Anknüpfung  einer  engem  Verbindung  mit 
andern  soliden  Zeddelbanken,  zum  Zweck  gegenseitiger  Abrechnungen 
und  eventuell  gemeinschaftlicher  Banknoten-Emission. 

Es  ist  eine  Freude,  diese  Artikel  Burckhardt’s  zu  lesen,  die  in  ihrer 
Frische  heute  noch  wirken.  Es  geht  ein  grosser  Zug  durch  sie;  denn  der 
Verfasser  wünscht  nichts  anderes,  als  den  Platz  Basel  zu  einem  Geld- 
und  Wechselplatz  für  einen  grossen  Teil  der  Schweiz  auszubilden;  er  tritt 
dafür  ein,  dass  das  Bankgeschäft  im  allgemeinen  ebenso  seine  Berechtigung 
habe  und  ebenso  zum  hiesigen  Platzhandel  gehöre,  wie  irgend  ein  anderes, 
dass  die  Bank  ihren  Gebietsrayon  möglichst  weit  ziehe  und  jedenfalls  über 
einen  guten  Teil  der  Schweiz  ausdehne.  Es  soll  aus  Basel  etwas  Grosses 
werden,  und  die  Bank  habe  die  Aufgabe,  in  weitsichtiger  Weise  dabei  ihre 
Kräfte  zu  leihen.  Burckhardt  nimmt  damit  gewissermassen  die  Postulate 
wieder  auf,  die  Direktor  Speiser  im  Jahre  1852  der  Bank  vorgelegt  hatte, 
die  aber  fast  samt  und  sonders  verworfen  worden  waren. 
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Eine  Revision 
kommission 
ernannt. 


Das  Ergebnis 
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ln  der  Generalversammlung  vom  30.  März  1864  kam  die  Sache  wieder 
zur  Verhandlung.  Burckhardt  wurde  von  Sulger-Staehelin  und  Köchlin-Geigy 
unterstützt.  Schliesslich  wurden  nach  Antrag  der  Vorsteherschaft  8 Aktionäre 
gewählt,  die  mit  der  Vorsteherschaft  die  Statuten  prüfen  sollten. 

Diese  Herren  waren: 


E.  Zahn-Rognon 
J.  R.  Liechtenhan-Hagenbach 
El.  Passavant-Bachofen 
R.  Kaufmann-Neukirch 


A.  Sulger-Heusler 
E.  Bernoulli-Riggenbach 
Ad.  Burckliardt-Bischoff 
Wilh.  Burtkhardt-Sarasin. 


Die  Revisionkommission  legte  ihre  Arbeit  im  Laufe  des  Jahres  1864 
der  Generalversammlung  vor,  und  am  7.  Dezember  1864  wurden  die  neuen 
Statuten  beinahe  unverändert  und  einstimmig  angenommen. 

Grosse  oder  prinzipielle  Änderungen  brachten  sie  allerdings  nicht.  Das 
Aktienkapital  wurde  auf  der  Höhe  belassen,  auf  die  man  es  eben  gebracht 
hatte  (8  Millionen  Franken,  wovon  50**  o einbezahlt).  Auswärtigen  Aktionären 
kam  man  dadurch  entgegen,  dass  ihnen  gestattet  wurde,  für  den  nicht 
einbezahlten  Teil  ihrer  Aktien  einen  Verpflichtungsschein  auszustellen,  anstatt 
der  vorher  verlangten  Barhinterlage.  Der  Geschäftskreis  wurde  erweitert 
durch  die  Aufnahme  von  Warrantgeschäften  und  durch  die  allgemein  gefasste 
Bestimmung,  über  „An-  und  Verkauf  von  Wertpapieren“,  an  Stelle  des 
„An-  und  Verkaufs  hiesiger  Staats-  und  Stadtobligationen“.  Der  Diskonto 
wurde  auf  „Wechsel“  gemeinhin  ausgedehnt  und  damit  die  Beschränkung 
auf  Wechsel  auf  Basel,  Paris  und  französische  Banksuccursalplätze  und  „nur 
ausnahmsweise  auf  fremde  Bankplätze“,  fallen  gelassen.  Die  kleinen  Noten- 
abschnitte wurden  auf  50  Fr.  (statt  vorher  1(30  Fr.)  gestellt;  ferner  wurde 
bestimmt,  dass  der  Gesamtbetrag  sämtlicher  Emissionen  das  Dreifache  des 
einbezahlten  Aktienkapitals  nicht  übersteigen  solle. 

Auch  die  Bestimmung  über  den  Abschluss  von  Verträgen  wurde  ihrer 
Einschränkung  entledigt  und  lautete  in  neuer  Fassung  einfach:  Die  Bank 
kann  mit  andern  Banken  Verträge  errichten,  deren  allgemeinen  Grundsätze 
der  Genehmigung  der  Gesellschaft  unterliegen.  Die  unverzinslichen  Kassen- 
scheine an  Ordre  Hess  man  fallen. 

Die  Vorschriften  über  die  Verwendungen  erfuhren  folgende  Änderung; 

Im  Diskontogeschäft:  „Die  Unterschrift  einer  mit  der  hiesigen  durch 
Vertrag  verbündeten  Bank  ist  einer  hiesigen  Unterschrift  gleich  zu  achten.“ 
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Im  Darlehngeschäft  gegen  Hinterlage  sollten  Waren  nicht  mehr  als 
Hinterlagen  angenommen  werden,  dagegen  war  neu  die  Bestimmung : 

Vorschüsse  gegen  Verpfändung  durch  Warrants,  zu  möglichst  sicherndem 
Anschlagswert,  von  hier  gelagerten  Gütern  und  Diskonto  von  Warrants, 
beides  auf  längstens  drei  Monate  Verfallzeit.  Endlich  wurde  auch  der  Diskonto 
von  ausgelosten  oder  gekündeten  Obligationen  vorgesehen. 

Über  das  Verhältnis  des  Barbestandes  und  der  Passiven  bestimmten 
die  neuen  Statuten,  dass  sämtliche  Passiven  der  Bank  ihren  Barbestand 
nicht  um  mehr  als  das  Dreifache  ihres  Gesellschaftskapitals  übersteigen 
sollen;  während  die  alten  bestimmt  hatten,  dass  sie  „insoweit  sie  ihren 
niedrigsten  Stand  des  vorangegangenen  Jahres  übersteigen,  durch  die 
vorhandene  Barschaft  gedeckt  sein  sollen“. 

Endlich  das  Neue  in  der  Bankleitung.  Erweiterung  der 

An  Stelle  der  Vorsteherschaft  von  5 Mitgliedern  — Präsident,  3 Mitglieder 
und  Direktor  trat  eine  solche  von  1 1 Mitgliedern  Präsident,  9 Mitglieder 
und  Direktor  von  denen  der  Präsident,  der  Direktor  und  3 Mitglieder 
den  leitenden  Ausschuss  bildeten.  Die  Vorsteherschaft  hatte  über  alle 
Fragen  grundsätzlichen  und  allgemeinen  Charakters,  über  den  Abschluss  von 
Verträgen,  die  Wahl  der  zu  erwerbenden  Wertschriften,  über  Verzinsung  von 
Depositgeldern  und  Ausgabebedingungen  von  Bankobligationen  zu  beschliessen, 
der  leitende  Ausschuss  dagegen  die  laufenden  Geschäfte  der  Bank  zu  leiten 
und  zu  beaufsichtigen  und  die  Ausführung  der  Beschlüsse  der  Gesellschaft  und 
der  Vorsteherschaft  zu  beaufsichtigen.  Er  hatte  Zinsfuss  und  Verfallzeit  der 
von  der  Bank  anzunehmenden  Geschäfte  festzusetzen,  den  Umfang  der  zu 
erteilenden  Kredite  zu  bestimmen  und  die  Einhaltung  des  vorgeschriebenen 
Verhältnisses  der  Barschaft  zu  den  Passiven  zu  überwachen. 

Adolf  Burckliardt-Bischoff  war  also  mit  seinen  Vorschlägen  nur  zu  ßurckhardts 

® Angriffe  nicht 

geringem  Teile  durchgedrungen ; trotzdem  verfehlte  sein  Auftreten  die  Wirkung 
nicht,  nur  lag  diese  in  einer  andern  Richtung,  in  der  moralischen.  Kein 
Zweifel,  man  war  aufmerksam  geworden  und  kam  in  den  Kreisen  der 
Bankleiter  und  Teilhaber  wieder  zur  Besinnung,  dass  die  Bank  nicht  nur 
der  Aktionäre  wegen,  sondern  auch  des  Handels  wegen  da  sei.  Burckhardt 
hatte  in  einem  seiner  Aufsätze  in  den  Basler  Nachrichten  deutlich  genug 
gewarnt,  als  er  schrieb;  „Ein  der  Vorsteherschaft  nahe  stehender  Aktionär 
hat  in  der  letzten  Banksitzung  neben  andern  Naivitäten  mit  anerkennenswerter 


ßurckhardts 
Angriffe  nicht 
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Offenheit  sein  Glaubensbekenntnis  dahin  abgelegt,  er  habe  nicht  aus 
Philanthropie  Bankaktien  genommen;  ihm  sei  es  gleichgültig,  welcher  Art 
Geschäfte  die  Bank  mache;  ob  sie  dem  Handel  Dienste  leiste  oder  nicht, 
das  gehe  ihn  nichts  an;  nur  möglichst  viel  Dividende,  das  sei  sein  einziger 
Zweck“.  Burckhardt  wies  darauf  hin,  „dass  die  Bank  ihre  eigenen 
Interessen  am  besten  dadurch  schütze,  dass  sie  dem  X'erkehr  diene“.  Über 
seinen  Einfluss  urteilt  ein  Fachmann:  „ich  glaube  nicht  zu  weit  zu  gehen, 
wenn  ich  behaupte,  dass  die  Annahme  der  Burckhardt’schen  Vorschläge,  die 
Befolgung  der  von  ihm  in  den  Vordergrund  gestellten  Maxime  (der  eben 
genannten)  die  Existenzberechtigung  der  Bank  in  Basel  damals  neuerdings 
gefestigt  und  wesentlich  zu  deren  Gedeihen  beigetragen  hat“,  b 

Die  neue  Am  26.  April  1866  fanden  die  Wahlen  der  neuen  Vorsteherschaft  statt. 

Vorsteherschafi 

Der  bewegliche  Geist,  der  sie  eigentlich  provoziert  hatte,  Ad.  Burckhardt- 
Bischoff,  ging  nicht  daraus  hervor.  Fürchtete  man  ihn  fernerhin?  Die 
Gewählten  waren: 


Wilh.  Burckhardt-Forcart,  Präsident 

Carl  VonderMühll-Merian 

DI.  Heussler-Thurneysen 

Carl  Bachofen-Burckhardt 

Ed.  Bernoulli-Riggenbach 

Ed.  Zahn-Rognon 

Rud.  Kaufmann-Neukirch 

J.  Sulger-Heusler 

J.  R.  Liechtenhan-Hagenbach 

Wilh.  Burckhardt-Sarasin. 


leitender  Ausschuss 


Fast  scheint  es  aber,  als  befürchtete  ein  Teil  der  Aktionäre,  die  Bank 
werde  nun  ganz  und  gar  nur  Andern  dienen;  denn  einer  von  ihnen  drückte 
den  Wunsch  aus,  das  Interesse  der  Aktionäre,  welche  in  ihrer  Mehrzahl 
nicht  dem  eigentlichen  Handel  angehören,  möge  nicht  in  zu  hohem  Grade 
den  Platz-  und  Handelsinteressen  geopfert  werden.  Sein  Wunsch  wird 
verständlich,  wenn  man  beachtet,  dass  die  Dividende  von  6.85%  irn 
Jahre  1864  auf  4.82  im  Jahre  1865  gesunken  war. 
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Dies  waren  indes  nur  einzelne  Stimmen  aus  den  Reihen  der  Aktionäre ; 
Direktion  und  Vorsteherschaft  waren  sich  ihrer  Pflichten  zu  sehr  bewusst, 
um  dem  ausgesprochenen  Wunsche  Gehör  zu  schenken. 

Heute,  nach  mehr  als  vierzig  Jahren,  kann  über  den  vom  Zaune 
gerissenen  Streit  ruhiger  geurteilt  werden. 

Die  Mittel  der  Bank  waren  damals  nicht  mächtig  genug,  um  der 
aufstrebenden  Handelsbank  zu  ihren  grossen  Operationen  den  nötigen  Rückhalt 
zu  bieten.  War  es  aber  nicht  gerade  immer  und  immer  die  Zurückhaltung, 
um  nicht  einen  schärfern  Ausdruck  zu  gebrauchen,  des  damaligen  Bankier- 
standes der  Bank  gegenüber,  welche  ihre  Entwicklung  hintanhielt?  Stand 
es  einem  Vertreter  dieses  Standes  wohl  an,  aus  irgend  einem  Grunde  die 
Bank  zu  verdächtigen,  indem  er  die  Kunde  verbreitete,  die  Bank  in  Basel 
habe  ihre  Zahlungen  eingestellt,  währenddem  er  sehr  wohl  wusste,  dass  es 
sich  nur  um  eine  ungeschickte  Antwort  des  Kassiers  handelte. 

Mit  gegenseitigem  aufrichtigem  Zusammengehen  wäre  der  Bank  in  Basel 
von  Anfang  an  ihre  Aufgabe  erleichtert  und  wäre  der  damalige  Auftritt,  der 
so  viel  Staub  aufgeworfen  hat,  vermieden  worden.  Das  musste  in  spätem 
Jahren  auch  der  Verfasser  jener  Einsendung  in  den  Basler  Nachrichten 
empfinden,  sonst  wäre  er  nicht  dazu  gekommen,  seine  heftigen  Angriffe  zu 
bedauern. 
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Allgemeines  Die  erste  Wirksamkeit  der  neuen  Statuten  und  die  erste  Tätigkeit  der 

erweiterten  Vorsteherschaft  fiel  in  eine  höchst  ungünstige  Periode;  es  war, 
als  hätte  sich  das  Schicksal  gegen  den  geistigen  Urheber  der  Reorganisation 
verschworen,  als  wollte  es  nicht  zugeben,  dass  die  Erfahrung  die  Richtigkeit 
seiner  Grundsätze  erweise;  denn  wenn  wir  die  Hauptzahlen  der  Jahre  1864 
bis  zum  Schlüsse  des  7.  Dezeniums  zusammenstellen,  bietet  sich  kein 
erbauliches  Bild  der  Entwicklung  der  reorganisierten  Bank.  Es  erreichten 
nämlich  (in  Millionen  Franken): 


! 1864 

1865 ; 

1866 

: 1867! 

1 1 

1868 

1869 

1870 

1 1871  i 

1 

! 1872 : 

1873 

1874 

Der  Gesamtumsatz  . . . 

' 554 

624  ! 

677 

1 625 

622 

! 632 

t>45 

1 938 

1.153 

1.184 

1 

! 1.176 

Die  durchschnittl.  Noten- 
zirkulation   

! 

0.569 

0.590 ' 

0 569 

0.549 

0,624 

0.596 

0 806 

1.217 

1.381 

‘2,173 

2.425 

Die  Hauptverwendungen  . 

i 55.9 ; 

64.5 

65.2 

55.4  * 

466 

■ 42.1 

42.9 

^ 53.4 

73,9  ' 

71  1 1 

66.0 

Der  mittlere  Diskontosatz  7«  j 

6.51 

4,62  : 

1 

5.34 

1 

3.87  1 

3,22 

330 

440 

i 3.82  1 

1 i 

4.25  1 

5.28  1 

, 4.56 

Durch  die  Bewegung  der  Hauptverwendungen  und  des  Diskontosatzes 
werden  die  entscheidenden  Ereignisse  und  die  Zeitpunkte  bezeichnet,  von 
denen  zunächst  die  weitere  Etappe  in  der  Geschichte  der  Bank  in  Basel 
begrenzt  wird.  Es  sind  die  Jahre  1864  und  1873:  wiederum  erst  eine  Zeit 
des  Niedergangs  und  dann  eine  solche  des  Aufsteigens.  Die  erste  ist 
erfüllt  mit  Krieg  — 1864,  1866  — und  — 1870/71  — und  trägt  die  Signatur 
der  Stagnation;  die  zweite  hebt  nach  dem  Kriege  von  1870/71  an  und 
treibt  mit  vollen  Segeln  in  eine  Entwicklung  sondergleichen  hinein. 
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Im  Jahre  1865  litt  wieder  einmal  die  Basler  Bandindustrie  in  hohem 
Masse. 

Das  Kriegsjahr  1866  äusserte  sich  dagegen  im  ganzen  für  die  Bank 
und  den  Platz  Basel  nicht  so  schlimm,  als  man  hätte  vermuten  können;  der 
Umsatz  erreichte  mit  677  Millionen  gegenüber  dem  Vorjahre  ein  Mehr  von 
50  Millionen  Franken.  Der  schweizerische  Kapital-  und  Geldverkehr,  der 
nicht  unter  dem  regelmässigen  Einflüsse  der  deutschen  Märkte  stand,  empfand 
den  Druck,  den  diese  zu  erleiden  hatten,  weniger  fühlbar;  die  unerwartete 
englische  Bankkrisis  vom  Mai  bis  in  den  Sommer  1866  wurde  durch  die  so 
auffällig  entgegengesetzte  Haltung  der  Banken  von  Frankreich  neutralisiert, 
und  die  französischen  Gelder  bildeten  ja  immer  noch  die  Haupthilfsquellen. 
Die  folgenden  Jahre  litten  unter  steter  Besorgnis,  und  in  die  Geschäfte  wollte 
kein  Zug  kommen.  Erst  im  Jahre  1869  schienen  sich  die  schwarzen  Wolken 
verziehen  zu  wollen.  Allein  dem  aufmerksamen  Beobachter  konnte  die  seit 
1866  eingetretene  Spannung  zwischen  Frankreich  und  dem  siegreich  gebliebenen 
Preussen  nicht  entgehen;  er  hatte  nur  die  Äusserungen  der  beiderseitigen 
Presse  genau  zu  verfolgen,  ln  dieser  ganzen  Zeit  blieb  der  Geldstand 
ungemein  flüssig.  Der  mittlere  Diskontosatz  betrug: 


1866 

1867 

1868 

1869 

1870 

In  Basel  ... 

5 34 

3.87 

322 

3,30 

4,40 

„ Paris 

3-67 

2.70 

250 

2.50 

6.00 

„ London 

695 

2.54 

209 

3 19 

3.09 

„ Frankfurt 

5.11 

3 10 

3 07 

3.62 

4.89 

Und  als  nun.  Vielen  doch  unerwartet,  der  Krieg  im  Juli  1870  ausbrach, 
sah  sich  gar  manche  Bank  von  ihrer  billigen  Bezugsquelle  für  Barmittel  und 
von  nahen  vorteilhaften  Kreditverbindungen  plötzlich  abgeschnitten.  So  leicht 
man  die  Zeiten  von  1860 — 1866  auch  überwunden  hatte,  der  Folgen  der 
Ereignisse  von  1870  vermochte  man  vielerorts  in  unserm  Lande  kaum  mehr 
Herr  zu  werden. 

Der  Segen,  der  sich  aber  während  und  besonders  nach  dem  Kriege 
über  Länder  und  Städte  ausschüttete,  entschädigte  reichlich.  Auf  die  seit 
1866  andauernde  Zurückhaltung  folgte  Dank  der  Wendung,  welche  das 
Kriegsglück  genommen  hatte,  ein  mächtiger  Aufschwung  in  Handel  und 
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Industrie;  aber  in  seiner  Fülle  lag  auch  sein  baldiges  Ende  begründet. 
Unsere  Bank  verspürte  die  Zuckungen  des  wirtschaftlichen  Körpers  allerdings 
nicht  immer  mit  gleich  starkem  Empfinden  und  gleichen  Wirkungen  wie 
die  Nächstbeteiligten ; aber  diese  Marksteine  der  allgemeinen  wirtschaft- 
lichen Bewegung  galten  doch  auch  für  sie.  Wiederum  eine  mehr  äusserliche, 
aber  wichtige  Erscheinung  bildet  im  selben  Jahr  1873,  da  die  Krise  kam, 
der  Entschluss  des  Direktor  Früh,  von  seiner  Stelle  zurückzutreten,  und  der 
im  Jahre  1874  darauf  erfolgende  Eintritt  des  letzten  Direktors  der  Bank,  des 
Herrn  Friedrich  Frey  von  Basel. 

Innerhalb  dieses  Rahmens  spielen  sich  nun  die  Ereignisse  auf  dem 
engem  Platze  Basel  ab,  und  ihrer  haben  wir  zu  gedenken,  ehe  wir  die 
Leistungen  der  Bank  verfolgen.  Dass  die  Jahre  vor  1870  dabei  nur  flüchtig 
skizziert  werden  und  dem  Kriegsjahre  und  was  ihm  folgt,  mehr  Raum  gegönnt 
wird,  liegt  in  der  Natur  und  der  Bedeutung  dieser  kurzen  Zeitabschnitte 
wohl  begründet. 

1865-1870.  Das  Jahr  1865  brachte  die  denkwürdige  Lösung  im  Sezessionskriege 

der  Vereinigten  Staaten  und  damit  eine  neue  Befruchtung  der  inländischen 
Industrie,  die  unter  dem  Kriege  stark  hatte  leiden  müssen.  Die  Band- 
industrie  allerdings  lag  gerade  in  diesem  Jahre  von  April  bis  Juni  gedrückt 
darnieder;  in  den  beiden  folgenden  Jahren  ging  es  ihr  etwas  besser,  von 
Schwung  war  aber  keine  Rede.  War  man  in  den  ersten  Monaten  1866 
sowieso  schon  unsicher  und  schwankend,  so  taten  der  Ausbruch  der  Finanz- 
krise in  England  und  bald  darauf  der  Krieg  zwischen  Preussen  und 
Österreich  ein  Weiteres.  Der  schweizerische  Export  musste  notwendigerweise 
hierunter  stark  leiden.  Erst  im  Jahre  1868  zeigten  sich  Anzeichen  einer 
Besserung;  allein  gleichzeitig  begann,  gerade  in  Basel,  die  internationale 
Arbeiterbewegung  einzusetzen. 

Der  Geldstand  war  — da  Industrie  und  Handel  stockten  — ausser- 
ordentlich leicht  und  steigerte  sich  bis  zur  unerträglichen  Abundanz,  verbunden 
mit  lange  anhaltender  Entwertung  aller  Werte.  Im  März  1868  erreichte  sie 
ihren  Höhepunkt.  Das  war  jene  Zeit,  wo  in  den  Kellern  der  Banque  de  France 
1 Milliarde  mehr  Gold  lag,  als  im  vorangegangenen  Jahre,  und  wo  auch  die 
Verdienstlosigkeit  am  grössten  war.  Damals  konnten  grössere  Gesellschaften, 
wie  die  N.  0.  B.  und  S.  C.  B.,  leicht  ihre  Anleihen  zu  billigen  Sätzen 
konvertieren.  Das  Jahr  1869  endlich  brachte  einen  allgemein  etwas  bessern 
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Geschäftsgang,  so  dass  es  als  nicht  ungünstig  bezeichnet  wurde;  immerhin 
hielt  der  Geldüberfluss  noch  an,  und  als  nun  das  erste  Semester  des 
folgenden  Jahres  1870  sehr  günstige  Aussichten  eröffnete,  als  bei  guten 
Konjunkturen  und  trotz  verschiedenen  aufgenommenen  Anleihen  (Nationalbahn, 
Gotthardbahn,  Rigibahn,  Kanton  Thurgau  u.  s.  w.)  noch  Geld  nach  Belieben 
zu  finden  war  — der  mittlere  Diskontsatz  betrug  für  jene  Zeit  3.85  ^ o — 
da  lebte  jedermann  der  Hoffnung,  die  flauen  Zeiten  seien  vorüber  und 
bessere  brechen  an.  Nehmen  wir  zur  Illustration  wieder  den  Ertrag  unserer 
Einkommenssteuer  und  der  Wechselstempelsteuer,  sowie  der  Liegenschafts- 
umsätze. Wer  die  Zahlen  durchsieht,  erkennt  leicht  in  ihren  Werten  den 
Ausdruck  aller  dieser  wechselnden  Konjunkturen. 


1 

Jahre 

Es  trugen  ein  : j 

die  Einkommen-  ^ die  Wechsel- 
steuer 1 Stempelsteuer 

Es  betrug  der  Wert 

der  verkauften  der  gerichtlich 

versteigerten 

Liegenschaften 

1 Fr. 

Fr.  1 

' 

Fr 

Fr. 

1865 

433,508 

! 35,550 

3,324,000 

2,227,000 

1866 

429,857 

39,097 

3,967,000 

1,814,000 

1867 

395,509 

38,203 

2,279,000 

1,698,000 

1868  1 

514,063 

35,051 

3,346,000 

1,667,000 

1869 

537,620 

32,752 

3,444,000 

1,059,000 

1870 

553,126  I 

39,011 

4,262,000  1 

688,000 

Und  für  die  Bandindustrie  mögen  die  Zahlen  des  nordamerikanischen 
Konsulats  über  den  Import  von  Bändern  in  die  U.  S.  A.  zeigen,  welchen 
Schwankungen  dieses  Geschäft  unterworfen  war. 


Jahre 

Import  in  U.  S.  A. 

1864 

6.222  Millionen  Franken 

1865 

8.684  „ „ 

1866 

12,845 

1867 

6.818 

Jahr  Import  in  U S.  A. 

1868  8.144  Millionen  Franken 

1869  12.539 

1870  17.447 


Der  Einfluss  dieser  Zeiten  auf  die  Bankgeschäfte  war  in  jeder  Beziehung 
unverkennbar.  Es  braucht  bloss  auf  die  oben  gemachten  Angaben  über  die 
Gesamtumsätze  und  auf  die  Dividenden  der  Bank  in  Basel  verwiesen  zu 
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werden,  um  dies  zu  belegen.  Diese  betrugen  unter  dem  Einflüsse  der 
niedrigen  Zinssätze 

1865  1866  1867  1868  1869  1870 

4.82  5.94  4.40  4.40  4.84  4 

während  sie  in  den  4 Jahren  1861—1864,  die  doch  auch  nicht  besonders 
gut  gewesen  waren,  durchschnittlich  beinahe  7 ®/o  erreicht  hatten. 

1870/71.  Die  Zeit  während  und  nach  dem  Kriege  von  1870/71  ist  nicht  allein 

für  die  Bank,  sondern  für  Basels  wirtschaftliche  Entwicklung  überhaupt  von 
von  so  enormer  Bedeutung  gewesen,  dass  wir  ihrer  hier  besonders  gedenken 
müssen.  Es  werden  seither  bald  40  Jahre  verflossen  sein;  das  Basel,  das 
jene  Periode  mit  dem  Bewusstsein  der  Ereignisse  miterlebt,  ist  älter  geworden 
oder  hat  das  Zeitliche  gesegnet;  das  jüngere  Basel  kennt  sie  wohl  zum 
geringsten  Teile,  am  ehesten  etwa  aus  den  launigen  Schilderungen  Dr.  Fritz 
Bau r ’s  im  Basler  Jahrbuch  von  1895. 

Die  Einwirkung  des  deutsch -französischen  Krieges  auf  unsere  Stadt 
und  alle  seine  Folgen  für  sie  eingehend  darzustellen,  wäre  ein  ungemein 
interessantes  Stück  Arbeit.  Denn  kein  andres  politisches  Ereignis  hat  seit 
der  Trennung  von  Stadt  und  Land  im  Jahre  1833  und  seit  der  Entstehung 
des  neuen  Bundes  von  1848  so  bedeutungsvoll  in  das  wirtschaftliche  Leben 
der  Stadt  eingegriffen;  man  vergegenwärtige  sich  nur  die  Veränderung  der 
politischen,  wirtschaftlichen  und  militärischen  Lage  der  Stadt  vor  und  nach 
dem  Kriege.  Es  war  eine  Zeit  voll  bunten  Wechsels  der  Bilder,  erst  des 
Bangens,  dann  der  Beruhigung,  schliesslich  — der  Ausdruck  möge  nicht 
übel  vermerkt  werden  — der  grössten  Zufriedenheit.  ') 

Am  16.  Juli  1870,  während  der  Ratsitzung,  traf  das  telegraphische  Aufgebot 
für  den  hiesigen  Auszug  ein,  und  mit  der  Grenzbesetzung  wurde  die  Aktion 
eröffnet.  Dann  folgte  eine  Zeit,  da  der  Rat  und  die  Militärbehörden,  das 
Quartieramt,  die  Sanität  und  die  Polizei  unaufhörlich  in  Atem  gehalten  wurden; 
galt  es  doch,  entsprechend  den  Verordnungen  des  Bundesrats  über  die 
Handhabung  der  Neutralität  die  mannigfachsten  Dinge  mit  Takt  und  Einsicht 
zu  behandeln;  die  Verhinderung  von  Werbungen,  den  Durchpass  von 
bewaffneten  Gendarmen,  von  Verwundeten,  uniformierten  Angehörigen  der 
kriegführenden  Staaten  und  die  Behandlung  von  Deserteuren  und  Über- 


’)  Vergl.  die  damaligen  Verwaltungsberichte  des  Kleinen  Rates  an  den  Grossen  Rat. 
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tretenden,  den  Durchpass  der  kapitulierten  Strassburger  Offiziere,  die  Aufnahme 
und  Verpflegung  und  Weiterinstradierung  der  aus  Frankreich  vertriebenen 
Deutschen,  den  massenhaften  Durchzug  von  Elsässern,  die  sich  zur  französischen 
Südarmee  begaben  u.  s.  w.  u.  s.  w. 

Das  waren  Aufgaben,  die  zum  Teil  mehr  die  Behörden  angingen  und 
den  Stadtbewohner  weniger  stark  berührten.  Für  diesen  war  viel  wichtiger, 
was  direkt  das  wirtschaftliche  Leben  betraf.  Da  war,  gleich  nach  Kriegs- 
beginn, das  von  den  Nachbarstaaten  erlassene  Ausfuhrverbot  für  Lebensmittel, 
Brennmaterial  und  Kriegsbedarf  aller  Art.  Für  eine  Grenzstadt  und  die 
darin  wohnenden  Konsumenten  und  Händler  eine  lästige  und  ungemein 
störende  Massregel,  so  störend,  dass  Basel  sich  schon  vor  Ende  Juli  von 
Baden  die  Zufuhr  von  Schlachtvieh  durch  eigene  Vermittlung  sichern  musste. 
Dazu  kam,  je  länger,  je  mehr,  eine  Unsicherheit  des  Warenbezugs,  hervor- 
gegangen aus  der  zeitweiligen  Unterbrechung  und  anhaltenden  Einschränkung 
des  Bahnbetriebs  in  Deutschland  und  Frankreich,  die  sich  schliesslich  in 
einer  drohende  Dimensionen  annehmenden  Kohlennot  äusserte.  Und  endlich 
trat,  als  direkte  Folge  des  Krieges  eine  Geldkrisis  ein,  die  zur  eigentlichen 
Landeskalamität  zu  werden  drohte,  und  das  ist  diejenige  Folge  des  Krieges, 
die  uns  hier  am  allermeisten  interessieren  muss,  da  sie  in  erster  Linie  die 
Bankwelt  erregte. 

Drei  Beschlüsse  der  französischen  gesetzgebenden  Versammlung  waren 
es,  die  hier  in  Betracht  fielen:  die  Ausdehnung  der  Protestfrist  eines  in 
Frankreich  fälligen  Wechsels  auf  30  Tage,  die  Erklärung  des  Zwangskurses 
für  die  französischen  Noten  und  das  Verbot  der  Ausfuhr  von  gemünztem 
Golde  und  edlen  Metallen. 

Die  Verlängerung  der  Protestfrist  hätte  für  den  Platz  Basel  grosse 
Verlegenheiten  und  Verluste  bringen  können,  wenn  zu  befürchten  gewesen 
wäre,  dass  sofort  nach  dem  Zahlungstage  protestiert  werden  könnte  und 
infolgedessen  ein  auswärts  wohnender  Indossant  auf  Grund  des  in  seinem 
Lande  nicht  abgeänderten  Wechselgesetzes  sofort  zur  Zahlung  angehalten 
worden  wäre. 

Hier  hätte  allein  eine  Änderung  des  hiesigen  Wechselgesetzes  helfen 
können.  Da  die  Praxis  aber  ergab,  dass  die  meisten  Bankhäuser  trachteten, 
am  Verfalltage  einzulösen  und  Proteste  vor  Ablauf  der  verlängerten  Frist 
nicht  erhoben  wurden,  waren  aussergewöhnliche  Massnahmen  nicht  notwendig. 
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Viel  empfindlicher  zeigten  sich  unsere  Oeldverhältnisse  gegenüber  den 
beiden  andern  Erlassen  der  französischen  Regierung;  war  doch  Frankreich 
seit  langem  die  gewöhnliche  Bezugsquelle  der  Schweiz  für  Barschaft.  Wir 
wissen,  welche  Bedeutung  allein  schon  die  Bank  in  Basel  ihrem  französischen 
Wechseldiskontogeschäft  beilegte,  und  nun  wurde  dieses  Geschäft  mit  einem 
Schlage  unterbrochen.  Aber  nicht  nur  das.  Die  Kriegsfurcht  fuhr  unsern 
eigenen  Leuten  so  sehr  in  die  Glieder,  dass  sie  sofort,  nachdem  die  Kriegs- 
erklärung bekannt  geworden  war,  anfingen  ihre  Guthaben  zurückzuziehen, 
sei  es,  um  sich  zu  niederm  Kurse  anerkannt  solide  Papiere  zu  erwerben, 
sei  es,  um  sich  für  etwa  in  unsrer  Nähe  eintretende  kriegerische  Ereignisse 
auf  einige  Zeit  mit  dem  notwendigen  Lebensbedarf  zu  versehen  und  um 
über  etwas  klingende  Münze  zu  verfügen. 

Die  Resultate  dieser  beiden  in  gleicher  Richtung  wirkenden  Kräfte 
war  eine  arge  Geldklemme  nicht  nur  in  Basel,  sondern  im  grössten  Teile 
unsres  Landes,  so  dass  kaum  mehr  für  Lohnauszahlungen  Geld  zu  haben  war. 
Diese  Krise  nahm  ungefähr  am  20.  Juli  ihren  Anfang,  und  merkwürdigerweise 
lag  ihr,  wenigstens  in  Basel,  mehr  die  Besorgnis  zu  Grunde,  der  abgeschnittene 
Barzufluss  könnte  sich  bis  zur  vollen  Unmöglichkeit  von  Ersatz  steigern,  als 
der  sofortige  wirkliche  Mangel  an  metallenen  Zirkulationsmitteln.  So  fiel 
z.  B.  das  Barschaftsminimum  der  Bank  in  Basel  gar  nicht  in  jene  kritische 
Zeit,  sondern  in  den  darauffolgenden  Monat. 

Mochte  indessen  die  Krisis  begründet  sein  oder  nicht,  sie  war  da  und 
verlangte  schleunige  Abhülfe.  Diese  erfolgte  dann  bekanntlich  für  die  ganze 
Schweiz  durch  die  Tarifierung  fremder  Münzsorten  im  Sinne  von  § 9 des 
eidgenössischen  Münzgesetzes  vom  7.  Mai  1850,  vorab  der  englischen 
Sovereigns,  die  am  schnellsten  und  in  grossen  Quantitäten  beschafft 
werden  konnten. 

Der  Bundesrat  tarifierte  sie  am  30.  Juli  1870  zu  25.20  Fr.  und  machte 
ihre  Annahme  für  alle  eidgenössischen  Kassen  obligatorisch;  am  10.  August 
wurde  der  Dollar  zu  5.15  Fr.  tarifiert  und  zugleich  bestimmt,  dass  bei 
späterer  Aufhebung  dieser  Massregeln  diese  fremden  Münzen  gegen  gesetzliche 
Schweizermünze  sollten  eingelöst  werden.  Am  8.  August  zeigten  sich  die 
ersten  dieser  fremden  Vögel  in  der  Kasse  der  Bank  in  Basel. 

Binnen  kürzester  Frist  wurden  gegen  400,000  Stück  Sovereigns  eingeführt. 
Am  27.  September  besass  die  Bank  in  Basel  einen  Bestand  von  1,260,000  Fr. 
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in  dieser  Sorte,  doch  stand  ihm  schon  wieder  der  mehr  als  4-fache  Betrag  in 
den  gewöhnlichen  Barsorten  zur  Seite.  Anfänglich  entsprach  dieses  Surrogat 
allen  Wünschen,  und  auch  die  Bank  in  Basel  hatte  für  ihren  Verkehr  die 
Zulassung  des  neuen  Zahlungsmittels  bei  allgemeiner  Beachtung  der  Reziprozität 
zugesichert.  Bald  aber  zeigten  sich  neue  Übelstände,  sowohl  in  Basel  als 
in  Genf.  Hier,  wie  dort,  bedurfte  der  Handel  zur  Abwickelung  seiner 
internationalen  Verbindlichkeiten  in  Frankenwährung  der  Franken  und  keiner 
andern  Münze;  und  bald  fing  er  an,  die  Annahme  der  fremden  Sorten  zum 
Tarifsätze  zu  verweigern;  die  Folge  war  eine  neue  Stockung,  und  trotz  grosser 
Kassabestände  in  Sovereigns  begannen  die  Mittel  zur  Bezahlung  in  gesetzlicher 
Münze  wiederum  zu  mangeln.  Erst  als  das  englische  Geld  auf  1.  Januar  1871 
— durch  Beschluss  der  Bundesversammlung  vom  23.  Dezember  1870  — als 
gesetzliches  Zahlungsmittel  erklärt  und  der  Sovereign  auf  25.10  Fr. 
herabgesetzt  worden  war,  wurde  die  Lage  wieder  gut.  In  der  Folge  war 
auch  die  Beschaffung  von  Konventionsmünzen  aus  Brüssel,  Wien  und  Pest 
möglich  geworden  und  kam  die  eidgenössische  Goldprägung  zu  Hülfe,  so 
dass  die  Sovereigns  wieder  zu  verschwinden  begannen. 

Eine  Abhülfe  speziell  für  unsern  Platz  ward  in  Gestalt  eines  Kredit- 
Vereins  projektiert,  dem  man  ähnliche  Funktionen  übertragen  wollte,  wie 
dem  Kreditverein  des  Jahres  1848. 

Die  Initianten  dieses  neuen  Kredit-Vereins  waren: 


Conrad  Gysin 
Notar  Dr.  J.  J.  Heimlicher 
Albert  Hoffmann-Burckhardt 
Eduard  Preiswerk-Burckhardt 
Eduard  Zahn-Rognon, 


Ratsherr  Karl  Sarasin 
Eduard  Bernoulli-Riggenbach 
Markus  Böiger 

Hieronymus  Burckhardt-Eckenstein 
Eduard  Früh 
Rud.  Geigy-Merian 

und  unter  den  88  Mitgliedern  des  Vereins  waren  sozusagen  alle  bedeutenden 
Basler  Firmen  mit  je  1 — 10  Verpflichtungsscheinen  vertreten.*) 

Die  Statuten  des  Vereins  hatten  folgenden  Wortlaut: 

1.  Unter  der  Firma  Kredit-Verein  Basel  wird  eine  anonyme  Gesellschaft 
gebildet. 

2.  Sitz  und  Verwaltung  der  Gesellschaft  befinden  sich  in  Basel. 

*)  Im  ganzen  wurden  214  Verpflichtungsscheine  gezeichnet. 
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3.  Zweck  des  Kredit-Vereins  ist: 

a.  Hebung  und  Befestigung  des  Platzkredits  nach  aussen  und  in 
Basel  selbst. 

b.  Herbeiziehung  von  Barschaft  und  von  andern  Zirkulationsmitteln. 
Möglichste  Nutzbarmachung  vorhandener  vorübergehend  entbehrlicher 
Mittel.  Verwertung  aller  dieser  Mittel  zum  Besten  des  baslerischen 
Handels-  und  Gewerbsstandes. 

c.  Vermittlung  bei  der  Abwicklung  bestehender  und  gegenseitige 
Ausgleichung  fälliger  Verbindlichkeiten.  Vermeidung  mehrfacher 
Beschaffung  derselben  Beträge  durch  verschiedene  Mitverpflichtete. 

d.  Anschaffung  und  Verwertung  von  fremden  Wechseln;  Intervention 
auf  auswärtigen  Plätzen. 

4.  Die  Dauer  des  Kredit-Vereins  ist  bis  zum  Ende  des  Jahres  1871 
festgesetzt,  auf  welchen  Tag  spätestens  Schlussrechnung  zu  Händen 
der  Beteiligten  aufzustellen  ist. 

5.  jedes  Mitglied  des  Kredit-Vereins  hat  einen  Verpflichtungsschein  für 
10,000  Fr.  auszustellen;  doch  können  von  ein  und  derselben  Person 
auch  mehrere  Verpflichtungsscheine  übernommen  werden.  Die  Zahl 
der  Verpflichtungsscheine  ist  eine  unbeschränkte;  die  Gesellschaft  ist 
jedoch  konstituiert,  sobald  zweihundert  solcher  Verpflichtungsscheine 
gezeichnet  sind. 

6.  Die  Unterzeichnung  eines  Verpflichtungsscheines  schliesst  auch  die 
Anerkennung  der  Gesellschaftsstatuten  in  sich. 

7.  Jedes  Mitglied  ist  nach  Verhältnis  der  von  ihm  Unterzeichneten  Ver- 
pflichtungsscheine am  Nutzen  und  Schaden  des  ganzen  Unternehmens 
beteiligt,  in  dem  Sinne  jedoch,  dass  kein  Mitglied  über  den  Betrag 
seiner  Verpflichtungsscheine  hinaus  für  die  von  der  Gesellschaft 
beziehungsweise  deren  Organen  eingegangenen  Verbindlichkeiten  haftet. 

8.  Die  ganze  Leitung  des  Unternehmens  im  Sinne  des  § 3 wird  einer 
Kommission  von  elf  Mitgliedern  übertragen. 

Dieselbe  ist  ermächtigt,  zur  Erfüllung  der  Vereinszwecke 
Gelder  bis  zum  Gesamtbelauf  von  fünf  Millionen  Franken  zu  den  ihr 
zweckdienlichen  Bedingungen  aufzunehmen; 

die  nötigen  Verabredungen  mit  der  Bank  in  Basel  zu  gemein- 
schaftlichem Handeln  zu  treffen; 


die  näheren  Bedingungen  festzusetzen,  unter  welchen  der  Kredit- 
Verein  den  Einzelnen  seine  Unterstützung  gewährt,  wobei  als  Grundlage 
unbezweifelte  Sicherheit  zu  verlangen  ist; 

aus  seiner  Mitte  einen  oder  mehrere  engere  Ausschüsse  zur  Besorgung 
der  laufenden  Geschäfte  zu  ernennen  und  die  nötigen  Angestellten 
unter  Festsetzung  ihrer  Gehalte  zu  bestellen; 

diejenigen  Mitglieder  aus  seiner  Mitte  zu  bezeichnen,  welche  durch 
ihre  Unterschrift  den  Kredit-Verein  verpflichten,  und  deren  Eintrag  in 
das  Ragionenbuch  zu  bewerkstelligen. 

9.  Die  Funktionen  der  Kommission  sind  unentgeltlich,  wie  sie  auch  ihrer- 
seits nicht  haftbar  ist  für  ihre  nach  Lage  der  gegenwärtigen  Statuten 
vorgenommenen  Handlungen.  Dieselbe  hat  über  alle  geschäftlichen 
Verhältnisse,  welche  ihr  in  ihrer  Stellung  zur  Kenntnis  gelangen,  die 
unbedingteste  Verschwiegenheit  zu  beachten. 

10.  Die  Kommission  wird  die  Rechnungen  über  sämtliche  geschäftliche 
Operationen  spätestens  auf  31.  Dezember  1871  abschliessen  und  der 
Mitgliederversammlung  nebst  ihren  Anträgen  bezüglich  der  Abwicklung 
des  Unternehmens  unterbreiten. 


Basel,  den  10.  August  1870. 


Am  13.  August  wurden  die  Statuten  nach  § 11  des  Gesetzes  vom 
6.  Dezember  1847  betr.  anonyme  Gesellschaften  vom  kl.  Rate  genehmigt. 

Über  die  Wirksamkeit  dieses  Kredit-Vereins  äussert  sich  der  Jahres- 
bericht pro  1870  des  Basler  Börsenvereins  folgendermassen : „Wie  wir  hören, 
hat  derselbe  Anfangs  einzelnen  soliden  Firmen  recht  gute  Dienste  geleistet 
und  durch  zahlreiche  Beteiligung  bewiesen,  dass  in  Zeiten  der  Not  der  Wille 
und  die  Kraft  vorhanden  ist,  Basels  guten  Ruf  und  Ehrenhaftigkeit  zu  erhalten 
und  zu  mehren.  Glücklicherweise  hat  die  schnelle  Besserung  der  Geld- 
verhältnisse erlaubt,  die  Wirksamkeit  dieses  Unternehmens  bald  auf  ein 
Minimum  einzuschränken.“ 

Nach  andern,  mündlichen  Mitteilungen  von  Beteiligten  ist  der  Verein 
nie  in  Tätigkeit  getreten;  sei  es  so  oder  so,  gewiss  ist,  dass,  wie  im 
Jahre  1848,  das  blosse  Zustandekommen  seine  heilsame  Wirkung  tat. 


f. 
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Vorbeugun  s- 
massregeln  les 
Bundesratt  i: 


Günstige 
Wirkungen  ies 
Krieges. 


Zu  gleicher  Zeit  waren  zwei  ähnliche  Vereine  in  Zürich  projektiert 
worden;  in  St.  Gallen  war  einer  ins  Leben  getreten.^) 

Das  waren  für  die  Banken,  wie  für  Industrie  und  Handel  wieder 
einmal  schlimme  Zeiten  gewesen;  und  jenen  machte  man  die  bittersten 
Vorwürfe  über  ihr  Verhalten  während  der  Krise;  sie  hätten  erst  an  ihre 
eigene  Sicherheit  gedacht  und  durch  ihre  Massregeln  die  Krisis  verschärft. 
Die  Folgen  dieser  Zeit  sollten  sehr  weit  reichen.  Der  Bundesrat  hatte  sich 
über  die  Lage  und  die  Mittel,  ihre  Wiederholung  zu  verhüten,  von  Prof. 
Rüttimann  und  den  Nationalräten  Feer-Herzog  und  Dr.  Kaiser  Bericht  und 
Gutachten  erstatten  lassen;  von  ihnen  aus  nimmt  mit  dieser  Berichterstattung 
die  bundesrechtliche  Regelung  des  Schweiz.  Banknotenwesens  ihren  Anfang, 
und  ohne  diese  Geldkrisis  hätten  wohl  Wenige  die  Hand  für  eine  Ordnung 
der  Dinge  gerührt. 

So  schlimm  nun  auch  die  ersten  Wochen  während  des  Krieges  gewesen 
waren,  so  günstig  gestaltete  sich  später  durch  ihn  indirekt  der  Baslerische 
Handel.  Während  des  Krieges  und  gleich  nachher  hinderten  sowohl  Arbeiter- 
mangel, als  Unsicherheit  in  den  Geld-  und  Kreditverhältnissen  eine  volle 
Wiederaufnahme  der  Geschäfte  in  Frankreich  und  z.T.  auch  in  Deutschland; 
dagegen  fand  die  schweizerische  Industrie  fruchtbringende  Beschäftigung.  Ferner 
wurde,  als  Folge  des  Zwangskurses  der  französischen  Noten,  ein  grosser  Teil 
der  in  Franken  ausgestellten  Wechsel  auf  schweizerischen  Bankplätzen  zahlbar 
gemacht;  „es  wird  von  allen  möglichen  Plätzen  auf  Basel  trassiert,  und 
selbst  Frankreich  bedient  sich  unseres  Marktes  für  Accreditive“.^)  Diesen 
Umständen  ist  wohl  ein  grosser  Teil  der  Vermehrung  der  Bankumsätze, 
nicht  nur  in  Basel,  sondern  auch  auf  andern  Schweizerplätzen  zuzuschreiben. 
Bei  der  Bank  war  die  Zunahme  der  Umsätze  ganz  enorm.  Eine  weitere 
Folge  des  Zwangskurses  war  ein  Abströmen  baren  Geldes  aus  Frankreich 
nach  der  Schweiz,  sei  es  für  feste  Anlagen,  sei  es  zu  andrer  nutzbringender 
Verwendung,  und  als  bald  darauf  in  Deutschland  durch  die  Kriegsentschädigung 
gewaltige  Summen  flüssig  wurden,  entstand  eine  Geldfülle,  wie  sie  auch 
bei  uns  selten  oder  nie  erlebt  worden  war.  Trotz  allen  möglichen 
Gründungen,  trotz  zahlreichen  neuen  Anleihen  blieb  der  Geldstand  flüssig; 
der  Diskont  der  Bank  in  Basel  stand  im  Mittel  auf  3,82  ®/o,  in  London 


*)  Bericht  der  Bank  in  Zürich  für  das  Jahr  1870. 
Basler  Handelsbank,  Jahresbericht. 


auf  2,89  "/o,  in  Frankfurt  auf  3,65%.  Endlich  bot  die  Reform  der  deutschen 
Münzverhältnisse,  bei  allen  unangenehmen  und  verlustbringenden  Momenten 
für  den  Platz  Basel,  doch  auch  Anlass  zu  mannigfachen  Bank-  und 
Arbitragegeschäften.  Es  schien  überhaupt,  als  ob  Basel  erst  jetzt  recht 
Bankplatz  werden  sollte;  es  hatte  an  allen  Emissionen  fortan  starken  Teil, 
und  als  i.  J.  1872  ein  neues  Institut,  der  Basler  Bankverein,  „die 
überlegte  und  in  die  richtige  Form  und  Organisation  gebrachte  Weiter- 
entwicklung einer  Verbindung,  die  seit  beinahe  2 Jahrzehnten  unter  den 
ersten  Bankhäusern  unseres  Platzes  bestanden,  und  von  der  die  neue  Anstalt 
auch  Namen  und  Firma  übernommen  hatte“,  mit  starken  Kräften  seine 
Tätigkeit  eröffnete,  fand  auch  dieses  zunächst  lohnende  Beschäftigung.  Und 
wie  das  Jahr  1871,  so  gestaltet  sich  für  die  Bank  das  nachfolgende;  nur 
in  der  Industrie  zeigten  sich  schon  beizeiten  Symptone  des  bevorstehenden 
Rückgangs. 

Manches  Vermögen  ist  in  jener  Zeit  gesammelt  worden;  vom  Gross- 
handel in  erster  Linie,  aber  auch  vom  Kleinhandel  und  der  Industrie;  was 
Basel  in  den  beiden  Jahren  1871  und  1872  materiell  gewonnen  hat,  muss, 
allein  nach  der  Einkommensteuer  zu  urteilen,  ganz  enorm  gewesen  sein. 
Ein  Steigen  dieser  Steuer  von  553,000  Fr.  auf  917,000  Fr.  von  einem  Jahre 
zum  andern  ist  eine  Erscheinung,  wie  wir  sie  in  ähnlichem  Verhältnis 
seither  nie  mehr  erlebt  haben,  und  das  alles  bei  einer  Bevölkerung  von 
etwa  46,000  Einwohnern.  So  wurde  auch  hier  das  Unglück  des  einen  das 
Glück  des  andern.  Mit  dem  in  die  Stadt  fliessenden  Geldstrom  setzte  auch 
ein  schwunghafter  Liegenschaftshandel  ein,  und  dieser  dauerte  ungeschwächt 
noch  jahrelang  weiter,  während  auf  andern  Gebieten  des  Erwerbslebens 

schon  die  Depression  eingetreten  war.  Die  Verwaltungsberichte  verzeichnen 
(in  1000  Fr.); 


im  Jahr 

i 

I als  Wert  der  verkauften 

! Liegenschaften 

als  Wert  der  gerichtlich 
versteigerten  Liegenschaften 

1870 

' 4.262 

0.688 

1871 

7.413 

0.367 

1872 

17.395 

0.585 

1873 

16.438 

0.636 
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Auch  bei  diesen  Verkäufen  wurde  viel  Geld  gewonnen,  sodass  die 
Handwerkerbank  in  ihrem  Berichte  die  starken  Amortisationen  und  völligen 
Rückzahlungen  an  Vorschüssen  mit  Recht  hervorheben  konnte.  Man  vergleiche 
nur  die  ganz  ausserordentlich  geringen  Werte  der  gerichtlich  versteigerten 
Liegenschaften  in  dieser  Zeit  mit  den  gleichen  Werten  der  1860"  Jahre. 

Die  ganze  Herrlichkeit  dieser  Weltkonjunktur  war  aber  nur  von  kurzer 
Dauer.  Der  Kapitalüberfluss  war  durch  die  besonders  in  Deutschland 
provozierten  Gründungen  bald  erschöpft.  Im  Übermass  war  gegründet,  ä 
la  hausse  gespielt  und  produziert  worden,  und  ungestraft  konnte  es  nicht 
so  weiter  gehen.  Der  Zusammensturz  musste  kommen.  Die  ersten  Wolken 
zogen  schon  im  Jahre  1872  auf,  und  im  Frühling  des  Jahres  1873  brach  das 
Gewitter  mit  verheerender  Gewalt  los  und  fegte  lange  über  aller  Herren 
Länder.  Die  Krise  war  räumlich  und  zeitlich  so  ausgedehnt,  wie  keine  zuvor. 

Die  Schweiz  und  Basel  blieben  nicht  unberührt,  aber  so  wie  die 
Ausschreitungen  hier  nicht  nennenswert  gewesen,  so  war  auch  die  Wirkung 
der  Krise  nicht  unerträglich  tief.  Unsere  Hauptindustrien,  Bandweberei  und 
Floretspinnerei  litten  wohl  infolge  der  durch  die  Krisis  und  schlechte  Ernten 
geschwächten  Konsumkraft  ihrer  Abnehmer;  die  Bautätigkeit  hatte  ebenfalls  mit 
Schwierigkeiten  zu  kämpfen;  immerhin  hielt  sie  an,  bis  im  Mai  die  Wiener 
Krisis  ausbrach.  „Glücklicherweise  wurden  wir  durch  die  althergebrachte 
grössere  Solidität,  womit  die  Geschäfte  auf  unserem  Platze  getrieben  werden, 
und  durch  den  Umstand,  dass  das  hiesige  Kapital  noch  immer  die  Anlage 
in  sicheren  Wertpapieren  derjenigen  in  Effekten  aleatorischer  Natur  vorzieht, 
so  dass  unser  Platz  mit  letztem  nicht  allzusehr  belastet  war,  vor  grösseren 
Kalamitäten  bewahrt.  Immerhin  war  so  schon  des  Verlustes  genug,  und 
er  wurde  durch  die  amerikanische  Krisis  sowohl,  als  auch  durch  zahlreiche 
auswärtige  Fallimente  nicht  unbeträchtlich  erhöht“.  *) 

Dass  unter  diesen  Umständen  das  Geld  neuerdings  teuer  wurde,  liegt 
klar  zu  Tage;  die  Geldknappheit  war  sowieso  ungemein  rasch  eingetreten. 
Diskontogeschäft  und  Geldanlagen  hatten  wieder  günstige  Zeiten;  folgende 
Zahlen  belegen  dies  ohne  weiteres. 


1869  1870 

Mittl.  Diskontosatz  3.30  4.40 


3.82 


1872 

4.25 


1873 

5.28 


*)  Verwaltungsbericht  des  kleinen  Rates  von  1873. 
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Dieses  Leben  und  diese  gewinnbringende  Tätigkeit,  sowie  die  Krisenzeit, 
mussten  auch  in  den  Geschäften  der  Bank  in  Basel  zum  Ausdruck  kommen, 
umso  deutlicher,  als  die  schlechten  Konjunkturen  vorausgegangener  Jahre, 
wie  wir  nun  oft  betont  haben,  berechtigten  Anlass  zu  Klagen  gegeben  hatten. 

Der  aufmerksame  Leser  wird  den  nachfolgenden  Zahlen  nun  mit  gutem 
Verständnis  folgen  können. 

Die  Bankmittel.  Die  der  Bank  während  dieser  Periode  zur  Verfügung  oie  Bankmittel 
stehenden  Mittel  waren  im  Jahresdurchschnitt  (in  1000  Fr.):  Verwendungen. 


1864 

1865 

1 1866 

1867 

\ 

1868 

1869 

1870  , 

1871 

! 1872 

1 

! 1873 

Eigene  Mittel .... 

3.673 

1 

4.078 

4.127 

4.097 

4.077 

4.066 

4.113 

' 4.145 

4.220 

4.297 

Fremde  unverz.  Mittel 

2.169 

2.540 

3.420 

3.150 

3.784 

' 3.729 

4.029 

5.994 

5.969 

6.551 

Fremde  verzinsl.  Mittel 

J.301 

2.791 

' 2.386 

2.129 

1.948 

1.608 

2.122 

2.588 

2.685 

2.152 

Total 

8.143 

9.409 

9.933 

9.376 

9.809 

9.403 

10.264 

12.727 

12.874 

13.000 

die  zinstragenden  Verwendungen  beliefen  sich  durchschnittlich 


(in  1000  Fr.)  auf;  j 6.392 


7,848 1 7.652 


7.157 


7.172  7.082  7.588  7.993  i 9.303  9.209 


Tragen  die  Zahlen  für  die  Jahre  1865—69  nicht  alle  das  Gepräge  der 
Zeit,  im  ganzen  sowohl,  als  in  ihren  Details?  Wie  setzt  im  Kriegsjahre  die 
Besserung  ein  und  besonders  im  Jahre  1872. 

In  den  stabilen  eigenen  Mitteln  finden  wir  durch  die  ganze  Reihe  von 
Jahren  dasselbe  Aktienkapital  von  4 Millionen  Franken,  von  dem  die  Hälfte 
nicht  einbezahlt  ist  und  das  zum  ersten  Male  im  vollem  Betrage  im  Jahre 
1865  wirkt.  In  den  fremden  unverzinslichen  Mitteln,  deren  Hauptteil  die 
Konto-Korrentguthaben  bilden,  gibt  sich  von  1870  an  ein  Steigen  zu  erkennen, 
und  in  den  von  1865—1869  sich  verringernden  fremden  verzinslichen  Mitteln 
spiegelt  sich  die  Geldabundanz  wieder,  durch  die  die  Bank  veranlasst  worden 
war,  verzinsliche  Depositen  in  immer  beschränkterem  Masse  aufzunehmen. 

Und  noch  schärfer  als  in  den  Mitteln,  kommt  die  Stagnation  in  den 

Verwendungen  zum  Ausdruck.  Mit  1870  wendet  sich  das  Blatt;  1873 
setzt  der  Rückschlag  wieder  ein. 
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Verzinsliche 

Gelder. 


Die  verzinslichen  Gel  der  erfuhren  folgende  Bewegung  (in  1000  Fr.): 


1864 

1865 

1866 

1867 

1868 

1869 

1870 

1871 

1872 

1873 

Einzahlungen.  . . 

1.711 

3.638 

4.470 

3.127 

2.022 

3-041 

4.730 

3.233 

3.206 

2559 

Rückzahlungen  . . 

1.607 

3.228 

4.140 

2.923 

2.991 

2.482 

3.925 

3.707 

3.184 

2.993 

Durchschn.  Bestand 

872 

1.600 

1.947 

1.891 

1.690 

1.326 

1.992 

2.415 

2.285 

2.034 

Von  den  Einzahlungen 
stammten  von: 

Gewerbe  und  Handw. 

228 

405 

638 

582 

443 

611 

577 

418 

514 

287 

Handelsfirmen  . . 

88 

79 

128 

155 

104 

177 

1.014 

229 

246 

114 

Partikularen  . . . 

834 

1.776 

2.414 

1.398 

1.097 

1.557 

2.478 

1.993 

1.657 

1.310 

Verwaltungen  . . . 

561 

1.378 

1.290 

992 

378 

69(5 

661 

593 

789 

848 

Obligationen  . . . 

122 

112 

88 

78 

26 

— - 

— 

— 

— 

— 

Umsatz  mit  Erspar- 
niskasse .... 

1.147 

1.427 

1.008 

0.936 

1.852 

1.417 

1.086 

1.533 

1.419 

In  den  beiden  Jahren  1865  und  1866  flössen  die  Gelder  reichlich,  war 
doch  die  Zinsvergütung,  wie  sich  oben  ergeben  hat,  auf  3.65%  erhöht  worden. 
In  dem  Masse  aber,  als  der  Geldstand  leicht  wurde,  fingen  diese  Depositen 
an  unbequem  zu  werden.  Den  allzureichlichen  Zufluss  suchte  die  Vorsteher- 
schaft dadurch  zu  stauen,  dass  sie  am  15.  März  1867  die  Zinsvergütung 
wieder  auf  3 % reduzierte.  Trotzdem  sank  der  mittlere  Bestand  nicht 
wesentlich. 


Im  folgenden  Jahre  1868  wurde  eine  weitere  Zinsreduktion  auf  ZVs  % 
notwendig,  nachdem  man  es  erst  mit  der  Ablehnung  grösserer  Summen 
versucht  hatte,  und  im  Herbst  desselben  Jahres  (ab  30.  Sept.)  setzte  man 
den  Zinsfuss  gar  auf  2®/o,  während  Obligationen  überhaupt  nicht  mehr 
ausgegeben  wurden.  Merkwürdig:  die  Einzahlungen  i.  J,  1869  überschritten 
dennoch  die  des  Vorjahres.  In  den  verzinslichen  Konto-Korrenten  Hess  man 
den  Verkehr  nach  wie  vor  bestehen,  ebenso  den  Zinsfuss  (3  7«),  handelte 
es  sich  hier  doch  hauptsächlich  um  Gelder  gemeinnütziger  Institute,  wie  der 
Zinstragenden  Ersparniskasse.  — Erst  das  Jahr  1869  brachte  wieder  Besserung. 
Der  Zins  konnte  wieder  auf  2 V2  und  am  1.  November  auf  3®/o  erhöht  werden. 

Eine  ganz  abnorme  Erhöhung  der  Einzahlungen  brachten  die  ausser- 
gewöhnlichen  Zustände  des  Kriegsjahres  1870.  Im  ersten  Halbjahr,  vor 


dem  Krieg,  war  alles  seinen  guten  Weg  gegangen;  dann  folgten  zur  klemmen 
Zeit  im  Juli  starke  Rückzüge;  als  es  sich  aber  zeigte,  dass  Basel  durch  den 
Krieg  nicht  mehr  besonders  gefährdet  sein  würde,  und  die  Vorsteherschaft 
dem  Geldstande  entsprechend  den  Zins  von  3 auf  4 ‘ . stellte,  füllten  sich 
die  Kassen  der  Bank  so  stark  mit  deponierten  Geldern,  wie  noch  nie  seit 
ihrem  Bestehen,  und  zum  ersten  Male  waren  auch  Handelsfirmen  in  grösserer 
Zahl  vertreten.  Fast  ein  Drittel  der  Jahreseinschüsse  wurde  im  August  und 
September  gemacht  und  bildete  eine  erwünschte,  wenn  auch  nicht  ökonomische 
Verstärkung  der  Bankmittel.  Ausserdem  standen  der  Bank  zu  jener  Zeit 
auch  gegen  Hinterlage  Vorschüsse  der  Succursale  der  Banque  de  France  in 
Mülhausen  im  Betrage  von  580,000  Fr.  zur  Verfügung.  Ende  September 
ging  der  Zins  auf  3 Yz  ®/o  zurück,  und  damit  war  den  Deponenten  der  stärkste 
Reiz  genommen.  Es  war  gut  so;  denn  der  Geldüberfluss  des  Jahres  1871 
nötigte  wieder  zu  Ablehnungen  und  zu  einer  vorübergehenden  Zinsreduktion 
auf  3®/o  vom  15.  Juni  bis  Ende  Oktober  1871  und  vom  31.  Januar  1872  ab 
während  dieses  und  des  ganzen  folgenden  Jahres. 

Unter  den  verzinslichen  Konto-Korrenten  dieser  Jahre  finden  sich  auch 
Einschüsse  der  eidgenössischen  Kasse  neben  jenen  der  Banken  der  benach- 
barten Kantone. 

An  die  verzinslichen  Depositen  schliessen  sich  die  aufb  ewahrten  Wendeposilen. 
Wertdepositen  an;  sie  spiegeln  die  unruhigen  Zeitläufe  wieder.  Denn 
wie  in  den  Jahren  1848 — 49,  so  gaben  die  politischen  Verhältnisse  von 
1870—71  wiederum  Gelegenheit,  dieses  Geschäft  beträchtlich  zu  steigern. 

Es  betrugen; 


1 1864 

1 1865 

1866 

1867 

1868 

1 1869 

] 

1870 

1 1871 

1872 

j 1873 

Der  Gebührenbetrag  Fr. 

1,776 

1,986 

2,844 

3,854 

' 3,321 

3,638 

7,056 

11,799 

6,112 

7,250 

Der  Wert  der  Depositen 

1 

1 

1 

1 

1 

am  Jahresende  . . . 

5.0  1 

1 

J 

5.3 

9.6 

! 88 

8.1 

9.4 

ca.37.0 

? 

? 

? 

Nach  Basel  flüchtete  während  der  ersten  Zeit  des  Krieges  alles; 
Menschen,  Vieh  und  Güter,  selbst  die  Bank-Succursale  in  Mülhausen,  und 
was  an  Geld  und  Kostbarkeiten  nicht  von  hier  mit  der  Post  ins  Innere 
der  Schweiz  ging  oder  in  privaten  Verstecken  bewahrt  wurde,  suchte  die 
sichern  Gewölbe  der  Bank  am  Marktplatze  auf.  Wenn  nach  den  kritischen 
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Tagen  der  Bestand  an  solchen  Depositen  das  Doppelte  der  Werte  vor  1870 
erreichte,  so  zeigt  dies  aufs  neue,  wie  wertvoll  für  die  Bank  auch  nur 
momentane,  einmalige  Verbindungen  werden  konnten.  Wer  ihre  Dienste 
gebraucht  hatte,  blieb  ihr  in  der  Regel  treu. 

Giroverkeh  . Die  Ungunst  der  Zeiten  vor  1870 — 71  und  der  Aufschwung  von  nachher 

kommt  auch  in  den  Kontokorrentrechnungen  für  Giroverkehr 
deutlich  zum  Ausdruck.  Die  Jahresberichte  enthalten  hierüber  folgende 
Zahlen : 


1864 

1865 

1866 

1867 

1868 

00  1 

1 

CO  i 

1870 

1871 

00 

to 

1873 

Zahl  der  Rechnungen 

125 

128 

131 

132 

135 

136 

139’ 

145 

152 

157 

Ein-  und  Auszahlungen  , 

. (Mill.  Fr.) 

383i 

408 

428 

400 

405 

429 

438 

655 

803 

846 

Durchschnitt!.  Bestand 

. (1000  Fr.) 

1.560 

1.649 

1.596 

1.852 

2.178 

2302 

2.839 

4.078 

3.625 

3.765 

Giroumschreibungen  . 

. (Mill.  Fr.) 

238 

262 

263 

225 

208 

213 

209 

310 

397 

357 

Verweilzeit 

• (Tage) 

2.9 

2.9 

2.8 

3.1 

3.9  1 

3.9 

4.75 

4.5 

3.3 

3.2 

Man  beachte  die  geringe  Zunahme  der  Rechnungen  bis  zum  Jahre  1869, 
dann  deren  verhältnismässig  starke  Vermehrung  von  1871 — 73;  weiter  die 
geringe  Summe  der  Einnahmen  und  Auszahlungen  in  den  Jahren  1864 — 68, 
ihr  Anwachsen  von  1869  an;  endlich  das  sprunghafte  Steigen  von  1870 — 73; 
im  Schreckensjahre  1873  bleibt  die  Zunahme  zurück.  Dieselbe  Bewegung 
ergibt  sich  bei  den  Giroumschreibungen  d.  h.  Abnahme  bis  1870  und  starke 
Zunahme  von  1871 — 73. 

Anders  bei  dem  mittlern  Tagesbestand  an  Girogeldern,  der  von  1864 
an  stetig  zunahm.  In  jener  Zeit  des  Geldüberflusses  und  des  schlechten 
Geschäftsganges,  der  ja  auch  durch  die  steigende  Verweilzeit  der  Gelder 
angedeutet  wird,  hatte  manches  Tausend  unbenützt  liegen  zu  bleiben,  und 
im  Jahre  1870  war  es  das  allgemeine  Bestreben  nach  Verstärkung  der 
Mittel,  die  Einwirkung  des  Kriegszustandes  auf  die  Nachbarschaft  und 
der  Zwangskurs  der  französischen  Noten,  die  insgesamt  die  Guthaben  bei 
der  Bank,  selbst  die  unverzinslichen,  anwachsen  Hessen.  Dies  zeigt  sich 
deutlich  im  Unterschied  des  Durchschnittsbestandes  in  den  beiden  Semestern 
des  Jahres  1870.  Er  war  im  ersten  Semester  2,097,550  und  im  zweiten 
3,579,710  Fr.  Daher  auch  die  noch  längere  Verweilzeit  der  Gelder  von 
4 % Tagen,  die  z.  T.  lediglich  eine  Folge  der  Sicherheit  der  gemachten 
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Einlagen  war.  In  Potenz  wirken  im  Jahre  1872  starker  Geldfluss  und  gut- 
gehende Geschäfte  bei  mässigem  Zinsfusse.  Im  ersten  Semester  erreichen 
die  Durchschnittsbestände  4.394,  im  zweiten  3.762  Mill.  Fr.,  und  in  diesem 
Jahre  stellten  sich  normale  Zustände  wieder  ein. 

Die  weitere  Quelle  unverzinslicher  Gelder,  die  aus  dem  Banknoten-  Banknoten- 
geschäft. 

geschäft  fliessende,  erfuhr  unter  den  Verhältnissen  des  8^^"  Jahrzehnts 
eine  bedeutende  Änderung. 

Lassen  wir  erst  die  unentbehrlichen  Zahlen  (in  1000  Fr.)  vorausgehen. 


1864 

1865 

1866 

1867 

1868 

1869 

1870 

1871 

1872 

' 1873 

Noten-Emission  . . . 

1.500 

1.500 

1.500 

1.500 

1.500 

1.500 

1.500 

1.500 

1.500 

3.000 

Durchschnittl.  Noten- 

Zirkulation  .... 

569 

590 

569 

549 

624 

596 

806 

1.217 

1.381 

2.173 

Minimale  Notenzirkula- 

tion 

420 

448 

439 

421 

427 

401 

488 

919 

1.209 

1.750 

Maximale  Notenzirku- 

lation 

1.025 

889 

888 

708 

906 

882 

1.362 

1 491 

1.381 

2.628 

Ausstandszeit*)  (Tage) 

Ein-  und  Auszahlungen 
(Mill.  Fr.) 

12 

35.5 

10.5 

40.8 

10.7 

38.7 

10 

40.3 

11 

39.2 

10.75^ 

40.7 

10 

31 

55.2 

13 

34 

59.7 

19 

55 

48.2 

11 

30 

109 

73.5 

Eine  scharfe  Einschnürung  in  der  Zahlenreihe  zwischen  1869/70  und 
besonders  1870/71  lässt  diese  Änderung  sofort  erkennen. 

Als  Erstes  ergibt  sich  nach  einem  20jährigen  unveränderten  Stande 
die  Erhöhung  der  Emissionssumme  auf  3 Mill.  Fr.  im  letzten  Jahre  unserer 
Beobachtungsreihe.  Während  einer  langen  Reihe  von  Jahren  war  die  Bank 
mit  derselben  Emission  von  1,500,000  Fr.  ausgekommen;  nachdem  das 
wirtschaftlich  günstige  Jahrzehnt  von  1850 — 1860  zur  Erhöhung  nicht  gedrängt 
hatte,  konnte  sie  im  folgenden  wohl  unterbleiben,  bis  endlich  der  Geschäfts- 
aufschwung der  Jahre  1871 — 73  sie  notwendigerweise  herbeiführte. 

Als  Zweites  fällt  die  konstant  geringe  Durchschnittszirkulation  auf, 
erreicht  sie  doch  oft  nicht  viel  mehr  als  einen  Drittel  der  Emission;  der 

')  1864-68  alle  Noten;  1869-72  ^ p['.’  1873:  1000,  500,  100  Fr  Noten. 
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Tiefstand  bleibt  sogar  unter  diesem  Verhältnis,  während  der  Maximalbetrag 
der  umlaufenden  Noten  sich  nicht  bis  zu  ^ 3 der  Emission  zu  erheben  vermochte. 
Allerdings  ergibt  sich  unter  diesen  Umständen  stets  eine  starke  Spannung. 
Die  Ausstandszeiten  bleiben  ebenfalls  bis  1869  ungefähr  dieselben,  und  der 
Noten-Ein-  und  Ausgang  pendelte  stets  um  die  40  Mill.  Fr.  herum.  Eine  ganz 
auffallende  Stabilität  der  Verhältnisse! 

Die  Bankvorsteherschaft  war  sich  dieser  Dinge  wohl  bewusst,  hatte 
aber  kein  Mittel  sie  zu  ändern.  Sie  hingen  zweifellos  nicht  nur  mit  der 
Stagnation  der  Geschäfte  und  der  Geldfrage,  sondern  auch  mit  der  geringen 
Zahl  der  offenen  Bankrechnungen  zusammen.  „Eine  häufigere  Verwendung 
von  Noten  auf  dem  Platze  selbst  an  Geldesstatt,  verbunden  mit  noch  mehr 
verbreiteter  Benutzung  von  offenen  Bankrechnungen  Hesse  noch  eher  einigen 
Erfolg  erwarten  und  würde  durch  Verstärkung  der  Bankmittel  auch  dem 
Platze  zum  Vorteil  gereichen“.*)  Eine,  wenn  auch  geringe  Verzinsung  der 
Girogelder,  wie  sie  später  zur  Regel  wurde,  hätte  die  Zahl  der  Bank- 
rechnungen jedenfalls  erhöhen  helfen.  Im  Ganzen  aber  schienen  die  Zeit- 
läufe eine  bessere  Entwicklung  der  Geschäfte  unmöglich  zu  machen. 

Aber  all  das  wurde  mit  einem  Male  anders.  Die  Geldknappheit  im 
Juli  1870,  die  wenig  beliebten  Gold-Sovereigns  und  auch  das  wieder  stärkere 
Eindringen  von  Silbergeld  bewirkten  eine  beinahe  plötzliche  Zunahme  der 
umlaufenden  Noten.  Noch  am  19.  Juli  1870  war  der  Stand  487,500,  der 
tiefste  des  Jahres,  im  August  belief  sich  die  durchschnittliche  Zirkulation 
schon  auf  924,458  Fr.  Im  nächsten  Jahre  kam  als  neues  Moment  der 
ausgezeichnete  Gang  der  Geschäfte  hinzu;  da  sank  der  mittlere  Umlauf  nie 
mehr  unter  eine  Million  Franken,  und  in  dem  Masse,  als  nun  die  Silber- 
barschaft stärker  und  stärker  wurde,  stieg  der  Verkehr  im  Notengeschäft. 
Wer  hätte  sich  wieder  mit  dem  unbequemen  Zahlungsmittel  beschweren 
wollen?  Nicht  lange,  und  die  Noten  begannen  gar  zu  fehlen,  kam  doch 
allein  die  mittlere  Zirkulation  in  4 Monaten  schon  nahe  an  die  gesamte 
Emissionssumme  von  1,5  Millionen  Franken;  das  Maximum  erreichte 
1.491  Millionen  Franken.  In  solchen  Zeiten  des  Mangels  griff  die  Bank  zu 
Kassenscheinen  von  je  1000  Fr.  Diese  fanden  bereitwillige  Aufnahme 
und  standen  am  Jahresschlüsse  zu  675,000  Fr.  aus.  Eine  Vermehrung  der 
Banknotenemission  war  notwendig  geworden  und  auch  vorgesehen;  sie  wurde 

*)  Jahresbericht  der  Bank  in  Basel. 


aber  verzögert,  weil  man  sich  mit  den  andern  grossen  Notenbanken  über  die 
Ausgabe  eines  gemeinschaftlichen  Notentypus  hatte  verständigen  wollen.  In 
der  Generalversammlung  vom  20.  Mai  1873  wurde  die  Vorsteherschaft 
ermächtigt,  die  Notenemission  auf  4 Millionen  Franken  auszudehnen  und 
auch  Abschnitte  von  1000  Fr.  auszugeben.  Tatsächlich  waren  schon  Ende 
März  500,000  Fr.  in  500  Fr.-  und  100  Fr.- Noten  in  Umlauf  gesetzt  worden, 
obschon  daneben  immerfort  die  Kassenscheine  zirkulierten.  Im  Februar  1874 
gelangten  endlich  für  2 Millionen  Franken  1000  Fr.-Noten  in  einer  von  den 
Banken  in  Bern,  Zürich  und  St.  Gallen  und  Bern  akzeptierten  einheitlichen 
Form  in  den  Verkehr. 

Wir  sehen  — um  zu  resümieren  — das  Notengeschäft  sich  von  1870 
an  neuerdings  stark  entwickeln,  und  es  ist  jetzt  schon  klar,  welchen  Weg  es 
in  der  folgenden  Periode  nehmen  wird;  denjenigen  weitern  Aufsteigens. 

Die  Verwendungen. 

Die  oben,  auf  Seite  133  gegebene  Übersicht  hat  für  die  mittlere  Summe 
der  fünf  Hauptverwendungen  ein  stetes  Decrescendo  bis  1870  ergeben;  wie 
hätte  es  auch  anders  werden  können?  Von  1870  71  an  geht  es  aber  in 
ungeahntem  Masse  wieder  aufwärts.  Welche  von  den  einzelnen  Geschäften 
haben  nun  am  meisten  gelitten?  Wir  finden  verwendet  (in  Millionen  Franken); 


Die 

Verwendungen. 


1864 

1865 

1866 

1867 

1868 

1869 

1870 

1871 

1872 

36.5 

34.8 

35.4 

33.1 

22.6 

19.3 

21.4 

26.9 

36.6 

5.5 

8 1 

8.8 

7.1 

6.9 

9.2 

9.3 

15.7 

26.3 

6.4 

9.8 

10.0 

6.0 

8.0 

4.6 

2.1 

— 

48.4 

52.7 

54.2 

46.2 

37.5 

33.1 

32.8 

42.6 

62.9 

7.4 

11.2 

9.7 

7.3 

8.5 

8.9 

10.0 

10.8 

10.8 

0.05 

0.6 

1.3 

2.0 

0.6 

0.1 

0.04 

0.03 

0.2 

55.9 

64.5 

65.2 

55.5 

46.6 

42.1 

42.9 

53.4 

73.9 

Platzdiskonto  . . 
Schweiz.  Wechsel  . 
Ausländ.  Wechsel  . 
Diskonto  Total  . 

Darlehn  . . . . 
Warrants  . . . . 
Gesamttotal  . 


Das  Platzdiskontogeschäft  hat  am  stärksten  einbüssen  müssen; 
im  Jahr  1870  steht  es  mit  21.4  Millionen  Franken  gerade  so  da,  wie  13  Jahre 
früher;  von  36.5  Millionen  im  Jahre  1864  ist  es  um  beinahe  die  Hälfte 
zurückgegangen,  nicht  nur  im  Betrag,  sondern  auch  in  der  Stückzahl.  Im 
Jahre  1866  waren  es  6218,  im  Jahre  1870  nur  noch  3836  Abschnitte. 
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Dieselbe  Bewegung  zeigt  sich  in  den  Schwankungen  des  Diskontosatzes; 

1865  1866  1867  1868  1869  1870  1871  1872  1873  1874 

4.62  5.34  3.87  3.22  3.30  4.40  3.82  ~4.25  ^46 


Die  Hauptzahlen  des  Diskontogeschäfts  sind  (in  1000  Fr.)  folgende: 


1864 

1865 

1 1866 

1 

1867 

\ 

1868  ' 

1869 

1870 

1871 

1872 

1873 

Gesamtbetrag  . . 

136.487 

0 

00 

1 

135,384 

33.130 

22.640 

19.313 

21.402 

26.880 

36.623 

33.245 

Stück  

7,533 

6,501 

6,218 

6,825 

5,002 

4,023 

3,836 

3,989 

5,734 

5,311 

Mittlere  Sicht  Tage 

29 

32 

31  1 

35 

36 

33 

34 

33 

28 

31 

Ertrag 

194 

135 

153 

115 

66  1 

54 

96 

100 

138 

161 

Minim.  Diskontosatz 

5.5 

3.5 

4 

3.5 

3 

3 

3.5 

3 

3 

4 

Mittl. 

6.51 

4.62 

5.34 

3.87 

3.22 

; 3.30 

4.40 

3.82 

4.25 

5.28 

Maxim.  „ 

8.5 

6 

6 

4.5 

4 

4 

' 6 

1 

5.5 

^ 7 

7 

Fluktuationen  . . . 

20 

11 

15 

7 

7 

' 15 

17 

16 

31 

32 

Und  wenn  wir  die  andern  Verwendungen  verfolgen,  so  zeigt  sich 
dasselbe  Bild  eines  schleppenden  Geschäftsganges  bis  1870,  sodann  eines 
abnormen  Aufschwungs  während  und  nach  dem  Kriege  1870/71  und  Reaktion 
in  den  Jahren  1873/74. 

Im  Diskontogeschäft  verlangte  die  Vorsteherschaft  von  1865  an  als 
sichernde  Massregel  gegen  das  gewöhnliche  Drängen  auf  Jahresschluss,  dass 
die  Begehren  pro  ultimo  Dezember  eine  Woche  früher  angemeldet  werden, 
und  im  Jahre  1867  ermächtigte  sie  den  Ausschuss,  „in  eventuellen  Fällen, 
wenn  die  Geldmittel  der  Bank  und  Ansprüche  an  sie  in  Missverhältnis  stehen, 
daher  aussergewöhnlicher  Barschaftsbezug  erforderlich  wird,  Erhöhung  des 
Diskonts  auch  in  Form  einer  Provisionserhebung  von  */2 — 1 %o  vorüber- 
gehend zu  verfügen“,  stets  unter  Voranzeige.  Diese  Vorsichtsmassregel  wäre 
nicht  so  rasch  nötig  gewesen;  denn  im  Jahre  1868  durfte  die  üblich  gewordene 
Anmeldung  der  Geldbegehren  wieder  unterlassen  und  konnten  erleichternde 
Ausnahmebedingungen  nach  g 20  der  Statuten  in  Anwendung  gebracht 
werden,  wie  Abweichen  von  den  Vorschriften  über  die  Unterschriften,  die 
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Verfallzeit  und  den  Zinsfuss;  trotzdem  blieben  erhebliche  Anlässe  der  Benützung 
aus.  So  schlimm  lagen  die  Dinge  in  der  zweiten  Hälfte  der  60er  Jahre, 
so  drückend  war  der  Geschäftsgang,  dass  man  im  Spätjahr  1868  eine  Zeitlang 
an  nichts  geringeres,  als  an  die  Verminderung  des  Bankkapitals 
durch  Heimzahlung,  wie  im  Jahre  1848,  dachte.  Man  hielt  jedoch  einen 
solchen  Entschluss  nach  mehr  als  einer  Seite  hin  für  zu  tiefgreifend,  und 
ausserdem  wollte  man  die  Hoffnung  auf  Wiederkehr  günstigerer  Verhältnisse 
doch  nicht  so  leichter  Hand  aufgeben. 


Das  Jahr  1870  brachte  den  Umschwung;  allerdings  erst  gegen  Ende 
Juni,  also  zu  sonst  ungewöhnlicher  Zeit,  und  die  Folge  war  am  16.  Juli  die 
Erhöhung  des  Diskontsatzes  von  4 auf  472  und  am  21.  Juli  auf  6 ®/o.  Trotzdem 
war  die  Bank  ausser  Stande,  allen  Geld-  und  Diskontobegehren  zu  entsprechen, 
die  von  Ende  Juni  an  sich  in  unerwarteter  Weise  häuften.  Vom  18.  Juli 
bis  6.  August  diskontierte  sie  für  2.824  Millionen  Franken  (941,000  Fr. 
wöchentlich).  Dann  nahm  der  Bedarf  ab  und  erstarkten  die  Mittel  der  Bank, 
und  damit  war  das  Sinken  des  Diskonts  auf  gegeben;  bald  darauf 

wurde  er  wieder  auf  5 und  4 V2  und  im  Oktober  auf  4 7o  ermässigt. 

Nach  Martini  stellte  sich  eine  zweite  Geldklemme  ein;  die  Vorsteherschaft 
begegnete  ihr  mit  einer  Erhöhung  des  Diskonts  auf  5 7o  und  mit  Reduktionen 
der  eingegebenen  Bordereaux.  Sie  konnte  nicht  anders;  aber  ihre  Kundschaft 
empfand  es  doch  bitter,  dass  die  Beschaffung  von  Barschaft  bei  der  Bank 
auch  gegen  die  besten  Sicherheiten  nicht  im  gewünschten  Betrage  möglich 
war.  Von  den  übrigen  Basler  Banken  wurde  infolgedessen  mehr  als  eine 
zur  Haltung  stärkerer  eigener  Kassenbestände  veranlasst. 

Die  Jahre  des  Aufschwungs  1871 — 73  brachten  eine  wesentliche 
Erweiterung  des  Platzdiskontogeschäftes;  immerhin  wurde  der  hohe  Stand 
des  Jahres  1865  nicht  überschritten.  Der  Diskontsatz  schwankte  in  den 
bewegten  Jahren  von  1872  und  73  zusammen  nicht  weniger  als  68  Mal;  die 
Diskontobegehren  drängten  sich  nach  dem  Ausbruch  der  Krisis  im  Juni  1873 
und  beim  Bekanntwerden  der  amerikanischen  Verlegenheiten  derart,  dass  die 
Bank  Kürzungen  eintreten  lassen  musste.  Hierdurch  fühlte  sich  namentlich 
die  Basler  Handelsbank  sehr  betroffen,  und  sie  konnte  nicht  unterlassen,  in 
ihrem  Jahresbericht  sich  entsprechend  zu  äussern,  wie  die  Leiter  dieses 
Instituts  überhaupt  gerne  an  den  Handlungen  der  Bank  Kritik  übten. 
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Erweiteru  ig 
durch  Disl  du- 
tierung  v n 
Schweiz«  r- 
wechseli 


Warranl  i. 


Darlehi 


Eine  Kompensation  für  die  verminderten  Platzdiskontierungen  bot  das 
Diskontieren  von  Schweizerwechseln  — der  Verkehr  hierin  erreichte 
im  Jahre  1867  sogar  die  Hälfte  des  Platzgeschäftes  — sowie  das  Darlehn- 
geschäft. Die  Auslandswechsel,  d.  h.  das  Pariser  Diskontogeschäft, 
verlor  von  1868  an  stetig,  und  nach  Ausbruch  des  deutsch-französischen 
Krieges  im  August  1870  hörte  es  überhaupt  auf.  Wohl  waren  die  Erträgnisse 
stets  kärglich  gewesen,  doch  besass  die  Bank  in  diesen  Wechseln,  wie  schon 
wiederholt  betont,  eine  leicht  realisierbare  Reserve.  Ihre  Bildung  war  zwar 
mit  erheblichen  Kosten  verknüpft,  namentlich  verursacht  durch  die  damals 
schon  verhältnismässig  starken  Barbezüge.  Daher  äusserte  sich  die  Vorsteher- 
schaft schon  im  Jahre  1865  über  „die  Notwendigkeit  einer  Begrenzung  dieses 
Dienstes“. 

Weiter  boten,  besonders  in  den  Jahren  1866  und  1867,  Warrants 
etwelchen  Ersatz  für  die  verminderten  Wechselgeschäfte.  Es  waren  Jahre 
schlechter  Getreideernten ; infolgedessen  erzeugte  die  Getreidekonjunktur 
Vorschussbedarf.  In  diese  Jahre  fällt  die  Gründung  des  Basler  Allgemeinen 
Consumvereins,  dieses  heute  mächtigen  wirtschaftlichen  Betriebes;  das 
teure  Brot  hatte  den  Anstoss  zu  dessen  Gründung  gegeben.  Wir  erwähnen 
dies,  um  zu  zeigen,  wie  sehr  solche  Zeiten  nicht  nur  momentan  und  auf  die 
Banken,  sondern  auf  Zeiten  hinaus  und  allgemein  zu  wirken  geeignet  sind. 

Das  Darlehngeschäft  bewegte  sich  in  nicht  andern  Bahnen,  als 
wie  wir  sie  schon  kennen  gelernt  haben. 

Die  Darlehn  gingen  bis  z.  J.  1870  zurück  und  erfuhren  von  da  wieder 
eine  Steigerung  von  mässiger  Höhe.  Die  wichtigsten  Zahlen  waren: 


1864 

1865 

1866 

1867 

1868 

1869 

1870 

1871 

1872 

1873 

Summe  (1000  Fr.)  . . 

7.419 

11.226 

9.675 

7.276 

8.466 

1 

8.857 

1 

i 9.996 

10.830 

10.762 

^ 1.728 

Posten 

474 

698 

611 

625 

724 

759 

1 776  i 

830 

840 

762 

Durchschn.  verwendet 

1.304 

2.014 

1.771 

1.690 

1.833 

2.073 

2.293 

2.242 

1 2.309 

2.189 

Ertrag  in  ® ü .... 

6.51 

4.62 

5.53 

4.08 

3.75 

3.82 

4.79 

4.47 

6.68 

5.83 

Mittlere  Sicht  . . . 

? 

? 

71 

81 

79 

83 

83 

78 

90 

74 

Es  waren  beteiligt: 

i 

Handel 

5.464 

7.982 

6.558 

? 

3.788 

5.220 ' 

6.413 

6.284 

5.378 

6.106 

Gewerbe 

362 

1.295 

1.177 

? 

1.171 

861 

930 

1.297 

1.684 

1.498 

Verwaltg.  u.  Partikulare 

1-593 

1.949 

; 1.940 

? 

3.507 

2.776 

i 2.653 

3.249 

3.700 

4.124 

t 
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Das  Wachsen  der  in  Darlehn  verwendeten  Summen  von  1868  an  

ein  Ersatz  für  fehlendes  Diskontomaterial  — fiel  in  die  Zeit  des  niedrigen 
Zinsfusses.  Wie  immer  war  der  Handel  stark  vertreten,  das  Gewerbe  schwach. 

Über  die  Hälfte  der  Darlehnssumme  wurde  jeweilen  erneuert.  Auch  die  im 
Bankkriege  von  1864  angefochtenen  Kreditrechnungen  mit  Hinter-  rec^^ngen 
lagen  weisen  in  dieser  Periode  kein  anderes  Bild  auf  als  früher.  Ihre 
Zahl  und  der  durchschnittliche  Kreditbelauf  blieben  ungefähr  auf  gleicher 
Höhe;  einzig  der  Vertrag  mit  der  Staatskasse  gab  dann  und  wann 
Gelegenheit  zu  Krediteröffnungen.  Imjahre  1867  wurde  infolge  eines  Beschlusses 
der  Aktionärversammlung  im  April  dieses  Jahres  die  Maximalkreditsumme 
für  einen  Kreditnehmer  von  60,000  Fr.  auf  30,000  Fr.  ermässigt.  Diese 
Kreditsummen  waren  für  die  Bank  eine  fortwährende  Verpflichtung,  der  sie 
nachkommen  musste,  auch  wenn  es  ihr  in  Anbetracht  der  hohen  andern 
Verwendungen  nicht  angenehm  war.  Um  diese  Verpflichtung  zu  vermindern, 
wurde  die  Maximalkreditsumme  ermässigt.  Es  betrugen  (in  1000  Fr.): 


1864 

1865 

1 

1866 

1867 

1868 

1869  1 

1870  ' 

1 

1871  ! 

1872 

1873 

Der  durchschnittl.  Kredit 

1 

384  1 

350  ‘ 

474 

373 

345 

247 

302 

i 

f 303 

283 

: 244 

Der  höchste  Stand  . 

469  ! 

483 

802  ' 

536 

536 

366 

376 

409 

351 

334 

Der  Ertrag  in  V<>  • • ■ 

6.86 

1 

4.75  j 

j 5.29 

1 

4.23 

3.78 

1 3.97  , 

1 ! 

5.38 

4.81  i 

5.57 

6.05 

Den  letzten  und  besten  Ersatz  für  andre  Geschäfte  bot  der  durch  die 
Statuten  von  1865  (55  17,  f.)  der  Bank  zugänglich  gemachte  Ankauf  von  Ankauf  von 
Wertpapieren.  Doch  entschloss  sich  die  Vorsteherschaft  nicht  leichthin 
zu  diesen  neuen  Operationen.  Sie  erwog  reiflich  die  Möglichkeit  der 
Wertschwankungen  infolge  politischer  Einflüsse;  doch  siegte  schliesslich  die 
„Ertragskonvenienz“,  und  so  begann  sie  im  Jahre  1867  mit  dem  Ankäufe  von 
allerdings  nur  „notorisch  soliden,  leicht  verkäuflichen,  durch  Kursfluktuationen 
gering  gefährdeten  und  zur  Beschaffung  auswärtiger  Vorschüsse  tauglicher 
Papiere“.  Vorerst  wurde  die  zu  verwendende  Summe  auf  eine  Million  Franken 
festgesetzt,  je  zur  Hälfte  unter  schweizerische  und  ausländische  Valoren  zu 
teilen.  Etwas  später  bestimmte  man  dieses  Verhältnis  auf  73  : Vg,  mit 

Rücksicht  eben  auf  den  vorteilhaften  Gebrauch  der  französischen  Werte  zu 
Vorschusshinterlagen. 
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Der  Bestand  des  Wertschriften -Kontos  je  per  31.  Dezember  war 
(in  1000  Fr.)  folgender ; 


1867 

1868 

1869 

1870 

1871  ! 

1872 

1873 

Französische  Eisenbahn-Obligationen  . 

377 

603 

610 

532 

82 

64 

65 

f!.-  und  Taler-Werte 

94 

133 

518 

727 

582 

521 

521 

Inländische  Obligationen  (S.  C.  B.) 

331  ' 

667 

750 

i 

i 501  ’ 

277 

458  ' 

497 

U.  S.  A.  Valoren 

— 

— 

— 

— 

155 

479 

490 

Total 

802 

1.403 

1 

1.878 

1.760 

1.096 

1.522 

1.573 

Im  Jahre  1868  wurde  der  Ankauf  von  Werten  bis  zum  Gesamtbetrag 
von  2 Millionen  Franken  ausgedehnt,  mit  gleicher  Zusammensetzung,  wie 
vorher.  Damit  war  das  Wertschriftengeschäft  zu  einem  für  die  privat- 
wirtschaftliche Seite  der  Bank  wichtigen  Faktor  geworden ; warf  es  doch  im 
Jahre  1869  90,686  Fr.  ab,  d.  h.  ca.  31®/o  des  Nutzens  aller  Bankverwendungen, 
und  gewiss  waren  die  Aktionäre  mit  den  Leistungen  des  Neulings  wohl 
zufrieden.  — Es  sollte  aber  wieder  anders  kommen,  und  zwar  eben  mit 
den  Franzosen,  die  man  unter  den  Titeln  sonst  als  so  leicht  brauchbar 
eingeschätzt  hatte.  Das  Kriegsjahr  schädigte  den  Wertschriftenkonto  so 
jämmerlich,  dass  der  Reinertrag  pro  1870  durch  ganze  71  Franken  dargestellt 
wurde. 

Die  1900  franz.  Eisenbahnobligationen  mussten,  statt,  wie  noch  im 
Jahre  1869,  zu  321,  zu  280  Fr.  eingestellt  werden,  und  damit  ergab  sich 
ein  Verlust  von  ca.  78,000  Fr.,  etwa  soviel,  als  die  übrigen  Papiere  ein- 
getragen hatten.  Die  unter  den  franz.  Bahnen  am  meisten  zu  Schaden 
gekommene  Ostbahn  bildete  zum  Glück  nur  den  kleinsten  Teil  des 
Obligationenbestandes. 

Nach  diesem  Vorkommnis  mochte  der  Ankauf  von  Wertpapieren  etwas 
weniger  optimistisch  beurteilt  worden  sein,  als  früher,  und  das  war  gut, 
denn  man  wurde  sich  wieder  bewusst,  dass  diese  Wertpapiergeschäfte  eben 
doch  nicht  so  liquid  waren,  wie  das  Wechsel-Portefeuille,  für  dessen  Betrag 

(5 6 Millionen)  sich  z.  B.  1869  eine  durchschnittliche  Verfallzeit  von  nur 

36  Tagen  ergeben  hatte.  Nichtdestoweniger  hatte  man  im  Ganzen  mit  dem 
Wertschriftengeschäft  in  den  Jahren  1867 — 1869  gute  Resultate  erzielt.  Der 

durchschnittliche  Bestand  von  1,449,000,  1,060,000  und  1,725,000  Fr.  hatte 
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doch  17,078,  51,619  und  90,686  Fr.  eingetragen,  die  Dividende  auf  über 
4®/o  gesteigert  und  noch  eine  Vermehrung  der  Reserve  um  21,866  Fr. 
ermöglicht.  Ohne  dieses  Geschäft  hätte  der  Reservefonds  um  64,000  Fr. 
geschmälert  werden  müssen,  damit  die  statutengemässe  Verzinsung  des 
Aktienkapitals  zu  4 ®/o  hätte  eingehalten  werden  können. 

Im  Jahre  1871  bildeten  die  Erträgnisse  aus  der  Verwendung  in  Wert- 
schriften im  Gegensätze  zum  Vorjahre  einen  Glanzpunkt  im  Geschäfte. 

Ausser  einer  4 «/eigen  Verzinsung  der  im  Jahresdurchschnitt  darin  angelegten 
1,618,586  Fr.  ergab  sich  ein  Überschuss  von  83,000  Fr.  Die  Ursache  war 
eine  allgemeine  Wertsteigerung  aller  für  solid  erachteten  Papiere  und  die 
günstiger,  als  erwartet,  ausgefallene  Realisation  der  franz.  Obligationen.  In 
diesem  Jahre,  wie  im  folgenden,  in  dem  durchschnittlich  1,407  Millionen 
Franken  verwendet  wurden,  kamen  mittels  des  Wertschriftengeschäfts  beträcht- 
liche Teile  der  nicht  verwendeten  Bankmittel  zur  Benutzung. 

Schon  das  Jahr  1872  ergab  ein  Abbröckeln  der  Kurse  einzelner  Wert- 
titel; die  deutschen  Papiere  dagegen  erfuhren  eine  noch  weitere  Steigerung. 

Das  Jahreserträgnis  belief  sich  immerhin  noch  auf  63,774  Fr.,  und  im 
Krisenjahr  1873  gar  auf  71,697  (4.55  «/o).  Die  Bank  wurde  wohl  durch 
Kursrückgänge  auf  amerikanischen  Eisenbahnobligationen  stark  betroffen- 
aber  der  Posten  war  gering,  und  der  Verlust  wurde  durch  andere  gestiegene 
Werte  kompensiert.  Wenn  auch  nicht  spurlos,  so  ging  die  Krise  der  Geld- 
märkte jenes  Jahres  an  unserer  Bank  auch  im  Valorengeschäft  gnädig,  ohne 
tiefgehenden  Schaden  vorüber. 

Am  Schlüsse  dieses  Abschnittes  sei  noch  einer  kleinen  Änderung  der  Personal. 
Statuten  Erwähnung  getan.  Bankkassier  Schilling  war  im  Jahre  1873  zurück- 
getreten. An  seine  Stelle  wurde  Herr  Rudolf  Lotz  gewählt.  Mit  diesem 
Personenwechsel  war  eine  Statuten-Änderung  verbunden.  Bis  dahin  hatte 
der  Direktor  den  Kassier  der  Vorsteherschaft  und  diese  der  General- 
versammlung vorgeschlagen.  Nach  dem  Beschlüsse  vom  20.  Mai  1873  wurde 
inskünftig  die  Wahl  der  Angestellten  — des  Direktors  ausgenommen  — der 
Vorsteherschaft  auf  den  Vorschlag  des  Direktors  überlassen.  Die  Änderung 
betraf  die  §§  30,  37  (3.  und  4.)  und  44—47  der  Statuten. 
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Charakter!  tik 
der  Perio  e. 


Eintritt  c js 
Herrn  Dire  :tor 
F.  Frey 


Die  neun  Jahre  von  1873—1882  haben  mit  der  vorangegangenen  Periode 
viel  Ähnlichkeit.  Die  ersten  fünf  gehören  einer  Zeit  des  Stillstands  an;  der 
Rest  fällt  in  aufsteigende  Konjunktur.  Obschon  er  nur  drei  Jahre  umfasst, 
bildet  er  die  Keimzeit  der  zukünftigen  Grossbank. 

Der  Beginn  der  neuen  Periode  fällt,  wie  erwähnt,  zusammen  mit  dem 
Eintritt  des  dritten  und  letzten  Direktors,  des  Herrn  F.  Frey  von 
Basel.  Er  war  anfangs  Oktober  1873  zur  Bank  gekommen,  um  sich  mit 
ihren  Geschäften  vertraut  zu  machen,  und  hatte  Mitte  Mai  1874  die  Leitung 
übernommen.  Zweifellos  ist  der  jungen  Kraft,  die  nicht  so  ängstlich 
disponierte,  als  es  vorher  geschehen  war,  ein  grosser  Teil  des  Aufschwungs 
zuzuschreiben.  Doch  kamen  ihm  die  Zeitumstände  mächtig  zu  Hilfe.  Es  ist 
bezeichnend,  dass  der  Bankpräsident  — immer  noch  derselbe  von  Anfang 
an,  Wilhelm  Burckhardt-Forcart,  der  mittlerweile  ein  75-jähriger  Mann 
geworden  war  — dem  jungen  Direktor  beinahe  im  Tone  der  Entschuldigung 
davon  sprach,  dass  die  Geschäfte  der  Bank  eigentlich  nicht  so  sehr  umfangreich 
seien,  dass  er  also  von  ihm  jedenfalls  annahm,  er  werde  eines  umfangreichem 
Betriebes  mächtig  werden  und  bei  dieser  Leitung  Befriedigung  finden.  Er 
fand  dieselbe  auch,  wie  er  sich  des  öftern  selber  ausdrückte,  im  Laufe  der 
Jahre  in  hohem  Masse.  — Ganz  anders,  als  zur  Zeit  der  Gründung  der  Bank, 
war  des  Direktors  Besoldung  normiert.  Sie  betrug  für  den  Anfang  8,000  Fr. 
und  5 7o  Anteil  am  Gewinn.  Ganz  anders  dehnten  sich  aber  auch  die 
Geschäfte  der  Bank  aus;  denn  Basel  wurde  mehr  und  mehr  ein  bedeutender 
Bankplatz. 


r 
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Es  erreichten  (in  Millionen  Franken) ; 


' 1873 

j 1874 

1875 

1876 

1877 

j 1878 

1879 

1880  1881 

1882 

Die  Umsätze . . . 

1.184 

1.176 

1.128 

1.215 

1.336 

1.268 

1.451 

1.810  2.160 

1.949 

Verwendungen  . . 

71.1 

66.0 

74.5 

80.0 

! 96.4 

97.3 

104 

119  ! 139 

135 

Notenemission  . . 

3 j 

3 

4 

5 

6 

6 

1 8 

1 

8 8 

8 

Starke 

Ausdehnung  der 
Bankumsätze. 


Wer  wollte  angesichts  dieser  und  der  noch  folgenden  Zahlen  verkennen, 
dass  in  diesen  Jahren  die  Bankgeschäfte  in  ihrer  Entwicklung  ein  nie 
gesehenes  Tempo  anschlagen;  ist  es  doch,  als  seien  alle  Verhältnisse  mit 
einem  Male  anders  geworden.  Es  betrugen  (in  Millionen  Franken); 


Die  Umsätze 
Total 

per  Jahr 

Durchschnitt  von 
1845—1850  1.0 

1845—1850 

425.6 

71 

' 1.0 

1851—1855 

960.0 

192 

2.7 

1856—1860 

1934.7 

387 

5.5 

1861—1865 

2563.5 

513 

7.2 

1866—1870 

3200.7 

640 

9.0 

1871—1875 

5579.0 

1.116 

15.7 

1876—1880 

7080.5 

1.416 

20.0 

Wem  dies  nicht  deutlich  genug  ist,  der  vergegenwärtige  sich  folgendes: 
Der  Gesamtumsatz  in  den  ersten  38  Jahren  des  Bestehens  der  Bank  (1845—1882) 
erreichte  25,854,000,000  Fr.  Hiervon  entfielen  auf  die 

26  Jahre  von  1845—1870  : 9.084  Milliarden  Franken 
12  „ „ 1871—1882;  16.769 

“ tf 

Diese  gewaltigen  Mehrumsätze  gehen  nun  allerdings  nicht  nur  auf  Platz-, 
sondern  vor  allem  auf  schweizerische  Geschäfte  zurück.  Bis  1873  war  ja 
alles  gut  gewesen;  von  da  an  begann  für  Handel  und  Industrie  in  Basel 
eine  Leidensperiode  — ähnlich  jener  von  1865  bis  1868  — die  erst  im 
Jahre  1878  zunächst  einer  Besserung  an  der  Börse,  später  auch  in  Industrie  und 
Handel  wich.  Am  besten  illustriert  dies  für  Basel  die  Einkommensteuer 
mit  folgenden  Jahreserträgnissen: 


f 
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Jahr  1872 
„ 1873 

„ 1874 

„ 1875 
_ 1876 


914,539  Fr. 
647,750  „ 
577,470  „ 
537,709  „ 
641,654  „ 


Jahr  1878 
„ 1879 

„ 1880 
„ 1881 
. 1882 


592,746  Fr. 
815,602  „ 

1,132,924  >)  „ 
1,129,631  „ 

1,013,611  „ 


1877  : 559,005 


Dabei  verhalten  sich  die  grossen  Einkommensquellen  recht  verschieden. 
Als  Beleg  bieten  wir  folgende  Zahlen  (in  Millionen  Franken). 


Jahr 

Seidenband- 

Produktion 

Export 
U.  S.A. 

Liegen-  Gericht!. 
Schafts-  Verstei- 
Verkehr  gerung. 
(Stadtbezirk) 

Wechsel-  j 
Stempel  i 

1 

Verwendungen  der  Bank 

Basler  Schweizer  Gesamt- 

Wwhsel  Wechsel  Umsatz 

u.  Darlehn 

1873 

? 

12.8 

16.4 

0.636 

0.066 

45.0 

26.1 

1.184 

1874 

? 

7.8 

15.5 

0.420 

0.058 

42.8 

23.2 

1.176 

1875 

42.9 

5.5 

14.1 

0.184 

0.060 

45.5 

29.4 

1.128 

1876 

52.5 

4.2 

17.7 

0.379 

0.059 

46.7 

33.3 

1.215 

1877 

39.8 

5.2 

16.9 

0.989 

0.059 

48.1 

48.3 

1.336 

1878 

39.2 

6.1 

15.1 

1.910 

0.057 

49.3 

48.0 

1.268 

1879 

33.6 

9.0 

13.2 

2.998 

0.062 

58.8 

45.2 

1.451 

1880 

33.8 

12.7 

15.1 

3.504 

0.067 

! 64.6 

44.2 

1.810 

1881 

28.5 

9.8 

12.2 

5.762 

0.075 

, 69.3 

69,8 

2.161 

1882 

36.3 

11.9 

10.6 

7.287 

0.075 

66.3 

68.3 

1.949 

Im  Zeichen  der  In  diesen  Zahlen  geben  sich  die  Folgen  der  Krise  für  die  Jahre 

1874 1878  deutlich  zu  erkennen.  Der  Export  wurde  durch  die  überseeischen 

Zustände  stark  unterbunden,  und  darunter  litt  unsre  Seidenbandindustrie  ganz 
empfindlich.  Die  Ausfuhr  ihrer  Produkte  nach  den  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika  hatte  noch  im  Jahre  1873  12.8  Millionen  Franken  betragen;  in 
den  folgenden  Jahren  (1874 — 77)  sank  sie  auf  7.8,  5.5,  4.2  und  5.2  Millionen 
Franken,  und  auf  den  nordamerikanischen  Konsignationslagern  gingen 
bedeutende  Summen  verloren.  Die  Folgen  waren  Liquidation  und  Fall 
verschiedener  hiesiger  Firmen,  die  mit  Amerika  gearbeitet  hatten.  Auch  im 
Getreidegeschäft  gab  es  Verluste,  und  das  Effektengeschäft,  soweit  es  aleatorische 

*)  Im  Jahre  1880  wurde  der  Steuerfuss  erhöht;  daher  eignen  sich  die  Zahlen  von 
hier  ab  nicht  so  leicht  zum  Vergleich  mit  denen  der  vorhergehenden  Jahre. 


1873—1882. 


Werte  betraf,  lag  ganz  darnieder.  All  dies  fand  seinen  Ausdruck  im 
Rückgänge  der  Einkommensteuer  und  im  Ertrage  des  Wechselstempels. 

Es  begannen  sich  auch  die  Folgen  der  allgemein  über  die  Kräfte  hinaus 
ergangenen  Unternehmungen  der  Jahre  1872/73  zu  zeigen.  Für  die  neuen 
Bauten  der  Gotthardbahn,  der  Jurabahn,  für  die  neuen  Linien  der  S.  C.  B. 
und  der  N.  O.  B.  und  der  Nationalbahn  waren  noch  1873  weit  über  200 
Millionen  Franken  erforderlich  gewesen;  hiezu  kam  noch  etwa  die  Hälfte 
dieser  Summe  für  andre  konzessionierte  Bauten.  Schon  im  Jahre  1874 
standen  gute  5 7oige  Bahnobligationen  unter  pari,  und  Gemeinde-  und 
Staatsobligationen,  wie  solche  von  Basel-Stadt  und  Zürich,  erheischten 
Zinssätze  von  während  der  Diskontosatz  von  seiner  Höhe  schon  zu 

verlieren  begann. 

Unerhört  waren  die  Vermögensrückschläge  infolge  der  Kursverluste, 
namentlich  von  solchen  auf  Eisenbahnpapieren  im  Jahre  1875.  Es  standen  z.  B. 


S.  C.  B - 
Aktien 

' S.C.B.-, 
N.O.B.- 
Oblig.4V2Vo 

^ G.  B.- 
Aktien 

G.B.- 
Oblig. 
5®/o  j 

Basler 

Bankverein- 

Aktien 

1 Basler 

j Handelsbank- 
1 Aktien 

1 

Ende  Dez.  1874 

570 

93  V'4 

496  \U 

98 

440  ! 

620 

, „ 1875 

1 

335 

90  */4 

295 

84.5 

442.5 

427.5 

Überstürzte  Verkäufe  waren  die  Folge  und  Unheil  deren  neue  Wirkung. 
Obschon  der  Geldstand  noch  flüssiger  war,  als  im  Jahre  1874  — der  mittlere 
Diskontosatz  stand  auf  4.22  statt  auf  4.56  — gingen  die  Bankumsätze  von 
1,178  auf  1,128  Millionen  zurück,  das  beste  Zeichen  des  Misstrauens,  der 
mangelnden  Unternehmungslust  und  des  schlechten  Ganges  der  Industrie 
des  Platzes.  Und  womöglich  noch  schlimmer  war  es  im  Jahre  1876  — „mit 
der  ganzen  industriellen  Welt  teilte  Basel-Stadt  eine  Depression,  wie  sie 
noch  nie  dagewesen  ist  seit  Schienenstränge  und  Telegraphen  die  Länder 
verbinden“  — und  im  Jahre  1877,  dem  Jahre,  da  der  Krieg  im  Orient 
losbrach.  Noch  im  Jahre  1878  klagt  der  Bericht  des  Basler  Bankvereins 
über  die  Entmutigung  in  den  Kreisen  der  Fabrikanten,  den  geringen  Kapital- 
bedarf, das  fortwährende  Weichen  der  Preise,  sowohl  der  Rohstoffe  als  auch 
der  Fabrikate,  und  der  Bericht  der  Basler  Handelsbank  lautet  nicht  günstiger 

*)  Bericht  der  Bank  in  Basel. 


] 
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und  spricht  von  der  Schwierigkeit,  bei  den  so  stabilen  Wechselkursen  noch 
Arbitragegeschäfte  zu  machen. 

Wie  der  Geldüberfluss  des  Kontinents  auch  auf  den  Platz  Basel  gewirkt 
hat,  zeigen  folgende  mittlere  Diskontosätze  : 


1875: 

4.22  «/o 

1878: 

3.56 »/ 

1876: 

3.47  «/o 

1879: 

3.27» 

1877: 

3.46  " o 

1880: 

2.97 » ' 

Anfänglich  hatte  die  Geldabundanz  wenigstens  das  Gute,  dass  einem 
bedeutendem  Anlehnsbedarf  von  Behörden  ohne  nachteilige  Wirkung  auf 
die  ohnehin  gedrückten  Werte  Genüge  getan  werden  konnte;  später  war  sie 
weder  Wohltat  mehr  noch  Anregung,  sondern  Last  und  Plage,  und  trug 
dadurch,  dass  mit  vermehrter  Leichtigkeit  die  Mittel  zu  Liegenschaftskäufen 
und  Bauten  geliefert  wurden,  schon  wieder  die  Keime  in  sich  zu  neuen 
Ausschreitungen  und  zu  einer  neuen  lokalen  Krise,  einer  Baukrise.  Von 
1874 — 1880  hielten  sich  die  Werte  der  verkauften  Liegenschaften  stets  auf 
der  Höhe  von  13 — 17  Millionen  Franken.  Im  Jahre  1875  waren  nur  für 
184,000  Fr.  Liegenschaften  gerichtlich  versteigert  worden;  dann  aber  stieg 
dieser  Betrag  allmählich  bis  auf  3.504  Millionen  im  Jahre  1880.  Etwa  8 Jahre 
lang  hatte  dieser  Handel  in  schwunghafter  Weise  gedauert;  dann  brach  auch 
hier  die  Krisis  ein  — just  zur  selben  Zeit,  als  in  die  andern  Geschäfte  des 
Platzes 'wieder  mehr  Leben  kam.  So  wechselt — dem  Platze  zum  Glück  — 
eins  mit  dem  andern  und  kommt  nicht  alles  Unheil  auf  einmal. 

Belebende  Mitten  in  die  Trübsal  dieser  jahre  fielen  belebende  und  vor  allem  die 

Momente : 

^^von^rOTG^  ^ Geldgeschäfte  unserer  Bank  hebende  Momente  : das  Zustandekommen  des 
ersten  Konkordats  der  Notenbanken im  Jahre  1876  und  die  Gründung 
der  Basler  Börse  ä la  criee  im  gleichen  Jahre.  Infolgedessen  sehen  wir 
die  Bankumsätze  im  Jahre  1877  trotz  des  Krieges  im  Orient  um  10  7o  sich 
heben.  Vor  allem  war  die  Diskontierung  von  Schweizerwechseln  ungemein 
stark  gestiegen,  so  stark,  dass  sie  im  Jahre  1877  zum  ersten  Male,  und  von 
da  an  fortwährend,  die  Summe  der  diskontierten  Platzwechsel  übertraf. 

Die  Gründur  ä Die  Gründung  der  Börse  wirkte  noch  bedeutend  weiter,  als  diejenige 

einer  Börse  ® 

in  Basel.  Konkordats ; denn  sie  nahm  die  Basler  Banken  und  die  Bank  in  Basel 

in  ihren  Bann.  Wie  die  Börse  entstanden  ist,  soll  kurz  mitgeteilt  werden. 

*)  Vgl.  den  letzten  Abschnitt  dieser  Denkschrift. 


Die  Gründui  g 
einer  Börse 
in  Basel. 
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Die  Anregung  zur  Herausgabe  eines  authentischen  Kursblattes  geht  in 
das  Jahr  1854  zurück; doch  gab  erst  die  Konstituierung  des  Basler 
Börsenvereins  im  Jahre  1866  Anlass,  sie  auszuführen.  Im  „Börsenlokal“ 
fanden  sich  die  Vertreter,  meist  nur  der  Warenbranche,  zur  Festsetzung  von 
Usanzen  zusammen. 

Bald  nachher  machte  sich  das  Bedürfnis  geltend,  auch  den  wöchentlichen 
Fruchtmarkt  in  das  Börsenlokal  aufzunehmen,  der  früher  in  einer  Räumlichkeit 
des  Centralbahnhofs  und  unter  Aufsicht  des  Lagerhausverwalters  abgehalten 
worden  war.  Das  geschah  denn  auch  im  Jahre  1879,  und  die  offiziellen 
Notierungen  wurden  vom  15.  Mai  1869  an  durch  eine  Taxationskommission 
allwöchentlich  besorgt.  — Nicht  lange,  und  ein  andrer  seit  Jahren  gehegter 
Wunsch  ging  ebenfalls  in  Erfüllung.  An  Stelle  der  nur  zweimal  wöchentlich 
stattfindenden  offiziellen  Kursnotierung  trat  mit  dem  1.  Januar  1870  die 
tägliche  Notierung,  und  unter  dem  Titel  „Cursblatt  der  Basler  Börse“ 
wurde  sie  um  2 Uhr  mittags  im  Druck  publiziert  und  im  Abonnement 
ausgegeben.  Das  Kursblatt  umfasste  die  auf  dem  Platze  gangbaren  Wechsel, 
die  Bank-,  Eisenbahn-  und  Versicherungsaktien  und  die  Staats-  und  Eisenbahn- 
obligationen, und  bot  als  authentischer  Beleg  der  Geschäftsabschlüsse,  welche 
jeden  Vormittag  während  der  Börsenzeit  vorkamen,  dem  hiesigen  und 
auswärtigen  Handelsstand  einen  willkommenen  Anhaltspunkt.  So  war  der 
Börsenverein  mit  seinem  Unternehmen  aus  dem  Gründungsstadium  in  das 
einer  gedeihlichen  Entwicklung  übergetreten. 

Der  Besuch  der  Börsenlokale  nahm  von  Jahr  zu  Jahr  zu.  Er  war  ganz 
besonders  rege  im  Jahre  1871.  „ln  den  Monaten  der  durch  den  Krieg 
erzeugten  Geschäftstätigkeit  wurde  unser  Börsenpublikum  zur  kosmopolitischen 
Versammlung;  nicht  nur  trafen  an  der  hiesigen  Börse  zahlreiche  Besucher 
aus  allen  grossen  Städten  der  Schweiz,  aus  dem  Eisass,  aus  Deutschland 
zusammen,  sondern  Kaufleute  aus  Österreich  und  Ungarn  verkehrten  persönlich 
mit  unsern  einheimischen  Häusern.“  *) 

Das  Kursblatt  selbst  verschaffte  sich  durch  seinen  offiziellen  Charakter 
in  andern  Städten  und  auch  im  Auslande  allmählich  Eingang.  Im  Jahre  1872 
besass  es  schon  283  Abonnenten. 

) Vgl.  auch  M.  Oswald-Meyer:  Rückblick  auf  das  Schweizer.  Münz-,  Bank-  und 
XIX.  Jahrhundert,  Basel  1901;  sowie  W Speiser:  La  bourse  de  Bäle 

oale,  1892. 

*)  Bericht  des  Börsenvereins  von  1871. 
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Aufstellung  ' on 
Usanzen  für  < en 
Effektenhand  1. 


Eine  weitere  Neuerung  bestand  in  der  Aufstellung  von  Usanzen  für 
den  seit  1871  merklich  intensiver  gewordenen  Wechsel-  und  Effektenhandel. 
Nach  gründlicher  Vorberatung  in  den  Jahren  1872 — 74  wurden  sie  i.  J.  1874 
in  Kraft  gesetzt  und  beseitigten  eine  Menge  von  Unsicherheiten  und 
willkürlichen  Anschauungen.  Ihre  Kenntnis  wurde  daher  nicht  nur  jedem 
hiesigen  sondern  auch  jedem  auswärtigen  Bureau,  das  mit  Basel  im  Bank-  oder 
Wechselverkehr  stand,  notwendig.  Da  ausserdem  im  Jahre  1875  die  amtliche 
Wechsel- und  Effekten-Sensalenordnung  durch  eine  von  der  Börsenkommission 
ausgearbeitete  Börsen-Sensalenordnung  ersetzt  und  die  acht  bisherigen 
Sensale  nach  vorausgegangener  Auskündung  zu  Börsensensalen  ernannt 
worden  waren,  glaubte  man  das  relativ  Beste  erreicht  zu  haben.  Allein  die 
Dinge  gingen  schneller,  als  man  erwartet  hatte;  denn  gerade  die  Bankiers 
hielten  stets  am  Glauben  fest,  dass  das  Effektengeschäft  auf  dem 
Platze  Basel  durch  passende  Einrichtungen  noch  mehr,  als  bisher,  belebt 
werden  könne.  Durch  sie  ermutigt,  wandten  sich  die  acht  Börsensensale 
am  9.  März  1876  an  die  Handelskammer  mit  der  Mitteilung,  dass  sie  sich 
als  „Basler  Effektensensalen-Verein“  konstituieren  und  eine  Börse  ä la  criee 
unter  der  Protektion  der  Handelskammer  zu  errichten  gedächten.  Gleichzeitig 
legten  sie  einen  Statutenentwurf  vor,  der  sich  eng  an  die  Statuten  der 
„Societe  des  agents  de  Change“  von  Genf  hielt,  ln  der  Begründung  wurde 
darauf  hingewiesen,  dass  der  Mangel  einer  Börse  ä la  criee  der  Entwicklung 
der  Geschäfte  „aufs  Hinderlichste“  entgegentrete;  es  kämen  von  aussen 
verhältnismässig  wenig  Aufträge  nach  Basel,  und  auch  hiesige  Bankiers  und 
Private  seien  oft  genötigt  anderswo,  z,  B.  an  der  Genfer  Börse,  Käufer  oder 
Verkäufer  für  die  kurantesten  Wertpapiere  zu  suchen. 

ln  die  Zeit,  da  dies  geschah,  fiel  auch  der  tfbergang  des  Restes  der 
munizipalen  Funktionen  der  Stadtbehörden  an  die  Staatsverwaltung  und  damit 
der  Ersatz  der  bürgerlichen  Kollegien  durch  die  staatlichen  Departemente. 
So  wurden  denn  die  Geschäfte  des  Handelskollegiums  — der  bisherigen 
amtlichen  Vertretung  von  Handel  und  Industrie  — vom  neuen  Departement 
des  Innern  übernommen.  Die  Interessen  der  Erwerbszweige  des  Platzes 
Basel  zu  wahren  — intensiver,  als  es  der  Staat  zu  tun  vermocht  hätte  — 

*)  Noch  bis  zum  Jahre  1879  verfolgte  das  Departement  des  Innern  in  den  Verwaltungs- 
berichten den  Gang  der  heimischen  Industrie  und  des  Basler  Handels.  Von  1880  an  Hess 
es  dergleichen  weg  und  beschränkte  sich  auf  die  Besprechung  der  rein  administrativen 
Geschäfte. 


c. 


1)11'  im  SL-plcmlKT  1H7(.  50-Fr  .Nnk-,  div  crslt-  .V)  i r -Nnk'  ,uil  ülmii  FM-iI/e  Bi.sel  hrstdit  vnn  üer  Firtn.i  Dundorf  A Natimntin  m 

Frankfurt  a M 
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Aufstellung  ‘ -n 
Usanzen  für  i en 
Efteklcnlianc  l. 


Eine  weitere  Neuerung  bestand  in  der  Aufstellung  von  Usanzen  für 
den  seit  1871  merklich  intensiver  gewordenen  Wechsel-  und  Effektenhandel. 
Nach  gründlicher  Vorberatung  in  den  Jahren  1872-  74  wurden  sie  i.  j.  1874 
in  Kraft  gesetzt  und  beseitigten  eine  Menge  von  Unsiciierheiten  und 
willkürlichen  Anschauungen,  ihre  Kenntnis  wurde  dalier  nicht  nur  jedem 
hiesigen  sondern  auch  jedem  auswärtigen  Bureau,  das  mit  F3asel  im  Bank-  oder 
Wechselverkehr  stand,  notwendig.  Da  ausserdem  im  Jahre  1875  die  amtliche 
Wechsel-  und  Effekten-Sensalenordnung  durch  eine  vtni  der  Börsenkommission 
ausgearbeitete  Börsen-Sensalenordnung  ersetzt  und  die  acht  bisherigen 
Sensale  nach  vorausgegangener  Auskündung  zu  Börsensensalen  ernannt 
worden  waren,  glaubte  man  das  relativ  Beste  erreicht  zu  haben.  Allein  die 
Dinge  gingen  schneller,  als  man  erwartet  hatte;  denn  gerade  die  Bankiers 
hielten  stets  am  Glauben  fest,  dass  das  Effektengeschäft  auf  dem 
Platze  Basel  durch  passende  Einrichtungen  noch  mehr,  als  bisher,  belebt 
werden  könne.  Durch  sie  ermutigt,  wandten  sich  die  acht  Börsensensale 
am  9.  März  1876  an  die  Handelskammer  mit  der  Mitteilung,  dass  sie  sich 
als  „Basler  Effektensensalen-Verein“  konstituieren  und  eine  Börse  ä la  criee 
unter  der  Protektion  der  Handelskammer  zu  errichten  gedächten.  Gleichzeitig 
legten  sie  einen  Statutenentwurf  vor,  der  sich  eng  an  die  Statuten  der 
„Societe  des  agents  de  Change“  von  Genf  hielt.  In  der  Begründung  wurde 
darauf  hingewiesen,  dass  der  Mangel  einer  Börse  ä la  criee  der  Entwicklung 
der  Geschäfte  „aufs  Hinderlichste“  entgegentrete;  es  kämen  von  aussen 
verhältnismässig  wenig  Aufträge  nach  Basel,  und  auch  hiesige  Bankiers  und 
F^rivate  seien  oft  genTitiet  anderswo,  z.  B.  an  der  Genfer  Börse.  Käufer  oder 
Verkäufer  für  die  kurantesten  Wertpapiere  zu  suchen. 

In  die  Zeit,  da  dies  geschah,  fiel  auch  der  Übergang  des  Restes  der 
munizipalen  Funktionen  der  Stadtbeluirden  an  die  Staatsverwaltung  und  damit 
der  Ersatz  der  bürgerlichen  Kollegien  durch  die  staatlichen  Departemente. 
So  wurden  denn  die  Geschäfte  des  Handelskollegiums  — der  bisherigen 
amtlichen  Vertretung  von  Handel  und  Industrie  - vom  neuen  Departement 
des  Innern  übernommen,  b Die  Interessen  der  Erwerbszweige  des  Platzes 
Basel  zu  wahren  --  intensiver,  als  es  der  Staat  zu  tun  vermocht  hätte  -- 


’)  Noch  bis  zum  Jahre  1879  verfolgte  das  Departement  des  Innern  in  den  Verwaltungs- 
berichten  den  Gang  der  heimischen  Industrie  und  des  Basler  Handels  Von  1880  an  Hess 
es  dergleichen  weg  und  beschränkte  sieh  auf  die  Besprechung  der  rein  administrativen 
Geschäfte 


i 
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nahm  sich  der  im  Jahre  1876  gegründete  Handels-  und  Industrieverein 
vor  und  in  ihm  ging  der  Börsenverein  als  eine  seiner  Sektionen  auf.  Die 
Vertretung  nach  aussen  führte  als  oberste  Behörde  des  Vereins  die  Basler 
Handelskammer.  Der  Verein  selbst  setzte  sich  aus  Sektionen  zusammen; 
von  diesen  ist  für  uns  hier  die  Banksektion,  eine  Art  wiedererwachten 
Börsenvereins,  die  wichtigste.  Sie  verfolgte  fortan  die  Ereignisse  auf  dem 
Gebiete  des  Bank-  und  Börsenwesens,  und  ihre  Berichte,  eine  reiche  Fundgrube 
wirtschaftspolitischen  Materials,  bilden  für  manche  Fragen  unsere  Information 
über  weiter  zurückliegende  Jahre. 

Die  Banksektion  trat  nun  den  Börsensensalen  in  ihrem  Bestreben,  die 
Effektenbörse  an  sich  zu  ziehen,  entgegen,  und  zum  Schlüsse,  nachdem  man 
sich  friedlich  verständigt  hatte,  wurde  ihr  die  Organisation  der  Börse,  die 
Überwachung  des  öffentlichen  Kursblattes  und  die  Mitwirkung  bei  der  Wahl 
der  Sensale  zugestanden. 

Am  5.  Juli  1876  wurde  die  Börse  eröffnet,  für  die  hiesigen  Banken, 
die  Bank  in  Basel  und  für  den  Platz  Basel  ein  bedeutungsvoller  Tag.  Ihr 
Anfang  fiel  zwar  in  eine  schlimme  Zeit;  denn  es  war  der  Vorabend  des 
grossen  Niedergangs  der  schweizerischen  Hauptbahnen;  nichtsdestoweniger 
entwickelte  sich  das  neue  Institut  rasch  und  erfreulich,  und  welche  mächtige 
Ausdehnung  der  Geschäftsbetrieb  der  Bank  in  Basel  dadurch  erfahren  hat, 
wird  bei  der  Behandlung  der  einzelnen  Geschäfte  ersichtlich  werden.  Das 
war  ein  Lichtpunkt  im  Jahre  1876. 

„Noch  misslicher  als  seine  Vorgänger !“  sagt  der  Bericht  des  Departements 
des  Innern  über  Handel  und  Gewerbe  des  Jahres  1877,  und  doch  hatte  er 
an  den  vorangegangenen  Jahren  nichts  zu  rühmen  gewusst.  Allgemeines 
Missbehagen,  Überproduktion,  Krieg  im  Orient,  grosse  Geldfülle  als  Ausdruck 
des  Misstrauens  und  der  Geschäftslosigkeit,  „ein  Zustand,  der  in  vielen  Städten, 
so  namentlich  auch  in  Basel  mit  vermehrter  Leichtigkeit  die  erforderlichen 
Mittel  liefert  zu  Liegenschaftskäufen  und  Bauten,  die  über  das  wirklieh 
vorhandene  Bedürfnis  und  über  das  richtige  Mass  von  Spekulation  hinausgehen.“ 

Über  das  Jahr  1878  schreibt  der  Bericht  der  Bank  in  Basel,  „die 
allgemeine  Geschäftslage  Hess  immer  noch  viel  zu  wünschen  übrig“;  das 
Departement  des  Innern  berichtet  von  einzelnen  Wendungen  zum  Bessern, 
welche  in  der  grössern  Industrie  und  namentlich  im  Börsenverkehr  sich 
fühlbar  machten,  ihren  wohltätigen  Einfluss  aber  noch  nicht  auf  das 
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Geschäftsleben  im  Allgemeinen  und  auf  den  kleinen  Verkehr  ausgedehnt  haben. 
Wenige  Ausnahmen  abgerechnet,  haben  letztere  noch  mehr  darniedergelegen, 
als  dies  schon  in  den  letzten  Jahren  der  Fall  gewesen  war. 

Die  Besserung,  von  der  das  Departement  spricht,  hatte  sich  Ende  des 
Jahres  1878  schon  fühlbar  gemacht,  und  ihre  Fortschritte  im  Jahre  1879  waren 
über  Erwarten  gut.  Man  begann  zu  merken,  dass  man  zu  lange  schwarz 
gesehen  hatte.  Geräumte  Warenlager,  neuer  starker  Bedarf,  Wiederaufnahme 
der  produktiven  Tätigkeit,  reiche  Ernten  in  Amerika,  steigende  Exportziffern, 
steigende  Preise  der  Rohmaterialien,  Halbfabrikate  und  Fabrikate  und  als 
Krönung  alles  dessen  unaufhaltsam  steigende  Kurse  aller  Werte.  Das 
war  die  Signatur  der  neuen  Zeit,  und  wenn  man  die  Berichte  der  Basler 
Handelskammer  über  jene  Zeit  durchsieht,  kann  man  nur  staunen  ob  der  so 
allseitig  eingetretenen  Besserung,  von  der  beinahe  alle  Sektionsberichte  zu 
melden  wussten.  Nur  besass  sie  einen  Fehler:  sie  hielt  nicht  lange  an. 
Noch  einige  Monate  des  Jahres  1880  befriedigten;  dann  flaute  auf  industriellem 
Gebiete  das  Geschäft  wieder  ab,  indes  der  Effektenhandel  fröhlich  weiter 
blühte,  so  sehr,  dass  die  Banksektion  der  Basler  Handelskammer  vom  Jahre 
1880  sagte,  es  sei  wohl  eines  der  günstigsten  gewesen,  welches  die 
Effektenbranche  in  ihren  Annalen  zu  verzeichnen  gehabt  habe.  An  der  Spitze 
der  Bewegung  standen  die  schweizerischen  Eisenbahnpapiere,  und  die 
bevorstehende  Eröffnung  der  Gotthardbahn  warf  helle  Lichter  voraus.  Die 
Spekulation  war  Mode  geworden  und  bewirkte,  zum  Teil  verursacht  durch 
die  Fülle  billigen  Geldes,  eine  solche  Steigerung  der  Kurse,  dass  von  einer 
eigentlichen  „Epidemie  des  Steigens“  gesprochen  werden  konnte. 

Ausserdem  wurden  im  gleichen  Jahre  zahlreiche  Anleihen  emittiert  und 
konvertiert.  Dabei  wirkte  die  Kapitalkraft  des  Platzes  Basel  in  hervorragendster 
Weise  mit,  ja  es  fiel  der  Ausdruck,  Basel  nehme  in  diesen  Geschäften  unter 
den  schweizerischen  Städten  jedenfalls  weitaus  den  ersten  Rang  ein. 

Das  Jahr  1881  hielt  im  allgemeinen  die  Steigerung  der  Kurse,  wie  der 
Umsätze  des  Effektengeschäfts  noch  aus.  Doch  trat  gegen  Ende  August  eine 
fühlbare  Versteifung  der  Geldverhältnisse  ein  und  ini  Spätjahr  allenthalben 
eine  ungewohnte  Erhöhung  der  Diskontosätze  infolge  vermehrten  Geldexports 
und  bedeutender  Börsenoperationen.  Die  Bank  in  Basel  musste  ihren 
Diskontosatz  auf  6®  o erhöhen,  ohne  dass  deshalb  ihr  Geschäftsverkehr  stark 
beschränkt  worden  wäre. 
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Bald  aber  kam  das  Ende,  wie  es  schon  seit  geraumer  Zeit  von  Schon  wieder 

® ein  Ende  mit 

Einsichtigen  erwartet  worden  war.  Schon  wieder  eine  Krisis!  Schon  wieder  '8*2 

das  Gespenst,  das  an  die  Pforten  der  Fabriken  und  Kaufhäuser  schlägt,  das 
die  Banken  erzittern  macht,  das  die  Menschheit  für  im  Übermass  begangene 
wirtschaftliche  Ausschweifungen  mit  Ruten  schlägt.  Schon  wieder,  und  doch 
schien  es,  als  sei  das  Jahr  1873  erst  vorüber  gegangen! 

Basels  Bankwelt  hatte  sich  am  tollen  Spiel  nicht  beteiligt;  sie  wurde 
daher  auch  nicht  stark  vom  Rückgänge  betroffen;  immerhin  ging  die  Krise 
nicht  spurlos  am  Platze  und  an  der  Bank  in  Basel  vorüber. 

Sie  traf  die  Bank  indirekt  insofern,  als  Frankreich,  das  für  die  Bank 
stets  das  Reservoir  gebildet  hatte,  der  Schauplatz  der  Verheerung  war. 

Eugene  Bontoux  hatte,  um  die  Fierrschaft  der  Rothschildgruppe  auf 
dem  Geldmärkte  zu  bekämpfen,  eine  neue  Bank,  die  Union  generale,  ” 
gegründet  und  war  dabei  von  der  katholischen  Geistlichkeit  in  Frankreich 
und  Österreich  stark  unterstützt  worden.  Durch  den  Aufkauf  der  eigenen 
Aktien  wurden  diese  schwindelhaft  in  die  Höhe  getrieben  und  damit  Mittel 
zu  neuen  Emissionen  von  Aktien  beschafft.  Das  Geld  floss  aus  zahlreichen 
Quellen  herbei,  und  um  es  zu  verwerten,  wurden  Werke  aller  Art  gegründet. 

Das  luftige  Gebäude  kam  aber  ins  Wanken,  und  am  29.  Januar  1882  fallierte 
die  Union  generale.  Der  Krach  war  da. 


Und  nun  die  Geschäfte  der  Bank  von  1873—1882.  Die 

Bankgeschäfte; 


An  Mitteln  besass  sie  durchschnittlich  im  Jahre : 


1873 

( 

1874 

1875 

1876 

1877 

1878 

1879 

1880 

1881 

1882 

Eigene  Mittel 

4.297 

4320 

4.356 

4.364 

4.392 

4.442 

4.505 

4.555 

4.647 

5.428 

Fremde  unver- 

zinslicheMittel 

6.551 

7.272 

7.609 

8.141 

8.353 

8.971 

9.613 

12.044 

12.720 

11-632 

Fremde  verzins- 

Mittel  . . . 

2.152 

1.832 

2.099 

2.308 

2.367 

2.600 

1 936 

2.127 

2.240 

1-571 

Total 

13.000 

13.424 

14.064 

14813 

15.112 

16.013 1 

16.054 

18.726 

19.607  1 

18.631 

die  zinstragenden  Verwendungen  erreichten  im  Durchschnitt;  Dk 

Verwendungen. 

9.209  9.337  10.134  9 783  10.350  11.106  11  299  12.888  13988  13292 
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Im  allgemeinen  barg  die  Zeit  von  1873 — 1882  mehr  Leben  und 
Entwicklung,  als  die  vorangegangene  von  1865 — 1873.  Es  betrugen: 


Im 

Jahr 

Die  eigenen 
Mittel 

Fremde  unver- 
zinsliche Mittel 

Fremde  ver-  1 
zinsliche  Mittel  | 

Mittel-Total 

Verzinsliche 

Verwendungen 

( 

1864 

3.673 

! 2.169 

1 2.301 

8.143 

1 

6.392 

1873  : 

4.297 

6.551 

2.152 

1 13.000 

9.209 

1881  i 

4.647 

12.720 

2.240 

! 18.631 

13.988 

Die  stärkere  Zunahme  in  der  zweiten  Periode  ist  augenscheinlich.  — 

Die  eigenen  Mittel  — in  der  Hauptsache  das  Aktienkapital  — bleiben 
ziemlich  stabil.  Dieses  war  bis  zum  ersten  Semester  1882  dasselbe,  wie 
seit  1863,  d.  h.  8 Millionen,  wovon  die  Hälfte  einbezahlt  war.  Im  Laufe  des 
Jahres  1882  erfolgte  eine  Erhöhung  auf  12  Millionen,  von  denen  auf 
31.  Dezember  ds.  J.  6 Millionen  einbezahlt  waren;  daher  auch  das  stärkere 
Anwachsen  der  eigenen  Mittel  in  obiger  Übersicht.  Die  fremden  unver- 
zinslichen Mittel  verdoppeln  sich,  wie  man  sieht,  von  1873 — 1882,  eine 
Folge  der  Erhöhung  der  Notenemission  von  3 Millionen  im  Jahre  1873  auf 
8 Millionen  im  Jahre  1879/80  und  einer  kleinen  Steigerung  der  Kontokorrent- 
guthaben. Die  fremden  verzinslichen  Mittel,  hauptsächlich  aus  Depositen 
bestehend,  haben  im  allgemeinen  einen  geringen  Teil  an  den  Gesamtmitteln; 
ihre  Zunahme  ist  immer  ein  Zeichen  von  Geldüberfluss. 

Konto-Korren  - Die  Kontokorrentrechnungcn  blieben  an  Zahl  sehr  stabil  (ca. 

rechnungen 

150—160),  und  die  Höhe  der  Einzahlungen  ging  erst  von  1879  an  über 

das  gewöhnliche  Mass  hinaus,  ebenso  die  durchschnittlichen  Bestände.  Es  ^ 

betrugen : i 


1873 

1874 

1875 

1876 

1877 

1878 

1879 

1880 

1881 

1882 

Die  Einzahlungen  (Miii.  Fr.^ 

846 

a55 

785 

794 

781 

722 

845 

1.078 

1.325 

1.191 

Durchschn. Bestand  (1000  Fr.i 

3.765 

4.037 

3.760 

3.214 

3.295 

2.939 

3.363 

4.320 

4.347 

3.706 

Höchster  Stand  . . „ 

4.967 

6.796 

5.507 

5.088 

5 654 

4.908 

5.849 

7.282 

6.963 

6.937 

Niedrigster  Stand  . 

2.128 

2.141 

2.373 

1,993 

2.403 

2.975 

2.239 

3.008 

2.682 

2463 

Die  Verweilzeit  Tage  . . 

3.2 

3.5 

3 

3 

3 

3 

? 

? 

? 

? 

Giroverkehi  Qig  Stagnation  dauerte  bis  1878,  d.  h.  so  lange,  als  die  Geschäfte  flau 

gingen.  Ganz  andrer  Begünstigungen  hatte  sich  der  eigentliche  Giro- 
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verkehr  zu  rühmen.  Selbst  abgesehen  von  einer  etwas  geänderten  Buchungs- 
weise, hoben  sich  die  reinen  Umschreibungen  dermassen,  dass  sie  von  1876 
an  im  gesamten  Bankumsatz  den  Vorsprung  über  die  Kassenbewegung  und 
von  1877  an  auch  über  den  Kontokorrentverkehr  gewannen.  Die  reinen 
Girozu-  und  -abschreibungen  beliefen  sich  (in  Mül.  Fr.)  in  den  Jahren: 

1873  1874  1875  1876  1877  1878  1879  1880  1881  1882 

auf  357  384  413  620  838  815  945  1.225  1.527  173^ 

Zu  diesem  Wachstum  trug  auch  das  zunehmende  Überwiegen  der 
Silberbarschaft  und  die  daherige  Erschwerung  bei  Zahlungsleistungen  bei; 
die  Vorsteherschaft  fand,  dass  dadurch  im  wesentlichen  die  Vorteile  der 
Bankeinrichtung  überhaupt  in  Anspruch  genommen  würden. 

Der  stark  gesteigerten  Notenausgabe  haben  wir  allgemein  Erwähnung 
getan.  Die  wichtigsten  Zahlen  sollen  die  Entwicklung  dieses  Geschäfts  im 
einzelnen  dartun.  Wir  finden  (in  1000  Fr.); 


1873 

1 1874 

1875 

1876 

: 1877 

1878 

1879 

' 1880 

1881 

1882 

Notenemission 

3.000 

3.000 

4.000 

5.000 

; 6.000 

6.000 

^6.000 

8.000 

8.000 

1 

8.000 

Notenzirkulation  durchschn. 

2.173 

2.425 

3.062 

3.579 

4.679 

5.399 

'5.500 

7.018 

7.505 

' 7.294 

Höchste  Zirkulation  . . . 

2.629 

3.058 

3.975 

4.623 

5.571 

5.800 

; 6.344 

7.840 

7.825 

, 7.852 

Ausstandzeit 

50er-Noten:  Tage  . . ' 



_■ 

seit 

Sept. 

40 

114 

126 

’ 91 

1 

' 126 

183 

183 

lOOer  „ „ , . 

109 

? 

70! 

' 122 

90 

90, 

73  j 

99 

122' 

183 

500er  „ ^ , 

30 1 

? 

37' 

33 

30 ! 

35 

28' 

34 

40  i 

36 

1000er  ^ 

n n * ’ 1 

11 

? 

18 

17 

1 

15 

16' 

16 

23 

23: 

18 

Eigene  Noten:  Ein-  und 
Ausgang  

73.5  : 

88.5 

87.3 

i 

99.3  i 

115 

112,2 

122  3' 

117 

105.8 

107.8 

Einlösung  von  Konkordats- 
Noten 

1 

— 1 

— 

— 1 

22.0  1 

34.3 

1 

30.2 

36.7 

1 

45.2 

49.4 

43.8 

Um  diese  Zahlen 

recht 

ZU  würdigen,  muss 

man 

sich 

die 

bisherigen 

Hauptdaten  des  Notengeschäfts  vergegenwärtigen. 

(ln  1000  Fr.): 

Emission 

Zirkulation 

Emission 

1845  : 

500.000 

463.000  Fr. 

1852  ; 

1.500.000 

1846: 

1.000.000 

834.000  „ 

1872; 

1.500.000 

1848: 

1.300.000 

1.109.000  „ 

1873  : 

3.000.000 

Zirkulation 

1.369.000  Fr. 

1.381.000  „ 

2.173.000  . 


Banknoten- 

geschäft. 


n 
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20  Jahre  lang  war  die  Notenemission  von  1,500,000  Fr.  dieselbe 
geblieben,  und  in  einem  Jahrzehnt  1873 — 1883  steigert  sie  sich  um  das 
Achtfache,  auf  12  Millionen,  und  steigt  gleichzeitig  und  naturgemäss  die 
durchschnittliche  Zirkulation  um  das  entsprechende  Vielfache.  Kennzeichnet 
nicht  schon  diese  Erscheinung  allein  die  hervorragende  Bedeutung  der 
1870^^  Jahre  für  die  Entwicklung  der  Bank  in  Basel  und  auch  Basels  als  Bank- 
platz? Als  Kräfte  wirkten  das  wieder  häufiger  werdende  Silber,  wodurch  das 
Publikum  die  bequemen  Noten  wieder  mehr  schätzen  lernte,  die  Konjunkturen 
mit  ihrem  so  viel  lebhaftem  Geldumlauf,  z.  T.  auch  das  neue  Konkordat  der 
Notenbanken  von  1876,  die  Eröffnung  der  Börse  in  Basel  und  endlich  auch  die 
Initiative  des  neuen  Direktors,  aus  der,  wie  für  andre  Bankgebiete,  auch  für 
dasjenige  des  Notenwesens  mannigfache  Anregung  hervorging.  Junge  Kräfte 
wagen;  in  den  Jahren  vor  1874  war  die  Leitung  der  Bank  allzu  ängstlich  gewesen. 

Der  Noteninangel  w'ar  schon  im  Jahre  1872  lecht  fühlbar  geworden, 
und  in  der  Not  hatte  man,  wie  wir  wissen,  mit  Beginn  des  2.  Semesters 
zu  Kassascheinen  ä 1,000  Fr.  gegriffen,  die  das  Publikum  bereitwillig 
aufnahm.  Auch  im  Jahre  1873  blieben  sie  stark  im  Umlauf;  unter  73^/2 
Millionen  Franken  Ein-  und  Ausgang  von  Geldsurrogaten  steckten  für  nicht 
weniger  als  44  Millionen  Franken  solcher  Scheine,  obschon  die  Emission 
von  Noten  inzwischen  auf  2 Millionen  gebracht  worden  war.  Um  dieses 
Aushülfsmittel  zu  ersetzen  und  den  Rückzug  schadhafter  Noten  zu  leichtern, 
beschloss  die  Generalversammlung  am  20.  Mai  1873  die  Notenemission  auf 
4 Millionen  Franken  auszudehnen;  in  der  Versammlung  vom  10.  April  1874 
wurde  die  erstmalige  Ausgabe  von  50  Fr. -Noten  dekretiert.  Mehr  als  einmal 
war  im  Jahre  1875  die  ganze  Emissionssumme  in  Zirkulation.  Am  19.  Mai  1876 
erging  ein  Beschluss  über  die  Erhöhung  der  Emission  auf  6 Millionen  Franken, 
nachdem  die  Erfahrung  auch  im  Jahre  1876  den  Mangel  an  Banknoten 
dargetan  und  die  Vorsteherschaft  erklärt  hatte,  im  Recht  der  Emission  liege 
auch  die  Pflicht,  ihr  zu  genügen.  Im  Jahre  1878  — die  Zirkulation  erreichte 
oft  5,800,000  Fr.  — beschäftigte  sich  die  Bankleitimg  neuerdings  mit  der 
Frage  der  Vermehrung  der  Banknotenausgabe  ; doch  behalf  sie  sich  teils  mit 
Konkordatsnoten,  teils  gab  sie  bei  grossem  Beträgen  Kassenbons  aus. 

Direktor  Frey  war  stets  der  Meinung  gewesen,  tiie  Bank  in  ihrer  Stellung 
auf  dem  Platze  Basel  sei  verpflichtet  sich  so  einzurichten,  dass  sie  auf  die 
grossen  Zahlungsepochen  allen  an  sie  gestellten  berechtigten  Begehren  um  Noten 
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entsprechen  könne;  es  sei  auch  ihr  Interesse,  dies  zu  tun.  Dadurch,  dass 
die  Bank  mit  der  Vermehrung  ihrer  Notenemission  zurückhalte,  begünstige 
sie  die  Emissionen  anderer  Banken,  und  in  Zeiten  von  Geldklemme  laste 
nichtsdestoweniger  die  Verantwortlichkeit  für  die  gesamte  schweizerische 
Notenzirkulation  auf  einigen  grossen  besser  situierten  Banken. ')  Er  hielt 
sogar  dafür,  diese  sollten  sich  mit  allen  ihnen  zu  Gebote  stehenden  Mitteln 
der  Notenzirkulation  bemächtigen  und  die  Noten  der  kleinen,  das  ganze 
System  gefährdenden  Banken  nach  und  nach  aus  dem  Verkehr  drängen. 
Dann  werde  es  vielleicht  möglich  werden,  einen  entscheidenden  Einfluss  auf 
die  Banknotenpolitik  zu  gewinnen  und  das  System  zu  verbessern. 

Die  Vorsteherschaft  dagegen  war  für  Zurückhalten  und  fürchtete  schon 
die  Steuer,  die  ein  Banknotengesetz  bringen  werde.  Sie  wollte  die  Noten- 
ausgabe nicht  forcieren.  Die  Vertreter  der  Privatbanken  standen  auf  der 
Seite  des  Direktors.  Die  Generalversammlung  vom  25.  April  1879  beschloss 
nichts,  und  erst  in  einer  zweiten  Versammlung  vom  22.  Oktober  gleichen  Jahres, 
nachdem  lange  für  und  wider  diskutiert  worden  war  — die  Vorsteherschaft 
selbst  war  nicht  einstimmig  — wurde  mit  82  gegen  28  Stimmen  der  Antrag 

der  Vorsteherschaft,  inskünftig  bis  auf  8 Millionen  Franken  Noten  ausgeben 
ZU  dürfen,  angenommen. 

Die  Erhöhung  der  Emission  war,  wie  die  Verhandlungen  zeigen,  nicht 
eine  so  ganz  selbstverständliche  Sache,  ln  der  Vorsteherschaft  sassen ’neben 
den  Weitsichtigen  und  Wagemutigen  auch  Pessimisten,  und  es  mussten  schon 
Tatsachen  sprechen  und  andre  Gesellschaftsmitglieder  dem  Direktor  und 
dem  Präsidenten  zu  Hilfe  kommen,  ehe  sie  aus  ihrer  reservierten  und 
allzu  vorsichtigen  Haltung  heraustrat;  neben  diesen  Innern  Reibungen 
bestanden  äussere  Widerstände  infolge  der  Unsicherheit,  welche  von  1874 
an  die  Bestrebungen  um  das  Notenmonopol  und  um  ein  Banknotengesetz,  das 
einheitliche  Noten  vorsah,  in  die  Bankleitung  notgedrungen  bringen  musste. 
Endlich  erlitt  die  Notenvermehrung  zu  Beginn  des  Jahrzehnts  von  1870—1880 
eine  Verzögerung  infolge  mancherlei  Schwierigkeiten,  die  sich  aus  dem 
Versuche  ergaben,  eine  gewisse  Gemeinschaftlichkeit  unter  mehreren  Banken 
für  die^ äussere  Ausstattung  der  Noten  zu  erzielen.-) 

')  Protokoll  der  Generalversammlung  vom  25  April  1879. 

IV  * gelang  es,  sich  mit  den  Banken  in  Zürich  und  St  Gallen  und  der 

Kantonalbank  von  Bern  auf  eine  gemeinschaftliche  Form  der  Noten  zu  einigen  Im 
Februar  1874  geangen  die  ersten  dieser  Noten  der  Bank  in  Basel  (1000  Fr. -Noten  für 
2 Millionen  Franken)  zur  Emission.  Vgl.  S.  139  hievor. 


l 

i 


l' 


160  1873—1882. 

Der  Bedarf  an  Banknoten  wollte  sich  aber  trotz  der  neuen  Erhöhung 
nicht  gedeckt  erklären;  wiederum  mussten  schon  im  Jahre  1880  unverzinsliche 
Kassenscheine  statt  der  Noten  ausgegeben  werden,  und  die  Sache  wurde  je 
länger,  je  ärger.  Das  Gold  war  beinahe  vollständig  verschwunden;  die 
Zahlungen  in  Silber  waren  ausserordentlich  lästig;  es  war  kein  Wunder,  dass 
alle  Welt  nach  Noten  gelüstete,  die  sich  so  leicht  in  das  Portefeuille,  in  den 
Beutel,  in  das  Handtäschchen  stecken  lassen,  die  nicht  klingeln  und  über 
deren  vollen  Wert  jedermann  nicht  den  geringsten  Zweifel  hegte.  Die  Noten 
kamen  auch  viel  weniger  häufig  an  die  Bank  zurück,  wie  die  Zahlen  ergeben. 
Endlich,  nachdem  auch  im  Jahre  1882  an  allen  grossem  Zahlungsepochen 
vollständiger  Notenmangel  die  Notwendigkeit  einer  weitern  Notenvermehrung 
dargetan  hatte,  schritt  man  zu  Erhöhung  der  Emission.  Sie  fand  schon  unter 
der  Herrschaft  des  neuen  Bundesgesetzes  über  Ausgabe  und  Einlösung  von 
Banknoten  statt  und  soll  im  nächsten  Zeitabschnitte  behandelt  werden. 

Zum  Verkehr  an  eigenen  Banknoten  war  seit  1876  infolge  des 
damals  abgeschlossenen  Konkordats  auch  die  Einlösung  anderer 
schweizerischer  Noten  getreten  und  zwar  in  stets  steigenden  Beträgen. 


Die  verzinslichen  Depositen  mit  20 tägiger  Kündigung  zeigen 
folgende  Bewegung; 


1873 

1874 

1 

1875 

1876  ' 

1877 

1878 

1879 

1880 

1881 

1882 

Zahl  d,  Rechnungen 

130 

133 

145 

140, 

162 

161 

138 

1771 

177 

171 

Einzahlung. (lOOOFr.) ; 

2.559 

3 199 

3.861 

2.527 

2737 

3.317 

3,000 

4,047 

3.583 

3.348 

Durchschn.  Bestand 

2 034 

1 776 

1.961 

2.049 

2.069 

1.953 

1.656 

1.807 

2.002 

1.571 

Zinssatz  °jo: 

i.  Semester  . . . 

3 

3.5 

3.5 

3.0 

3-2.5 

2.5 

2.5 

25 

2 

2.5 

II.  „ ... 

3 

3.5 

3.5 

25-3 

2.5 

2.5 

2.5 

2-0 

2-2.5 

2.5 

Zinsbetrag  Fr.  . 

60.689 

61  371 

68.495 

61.117 

53.066 

48.623 

40.745 

39.366 

41.759 

38.944 

Es  kamen  von: 

Handelsfirmen  . . 

0114 

441 

323 

130 

259 

653 

235 

- ') 

- 

Gewerbe  und 

i 

253 

Handwerk  . . 

0.287 

1 395 

1 318 

1 372 

401 

' 425 

1 

Verwaltungen  . . 

0.848 

533 

1.089 

724 

' 410 

1 

; 718 

374 

— 

— 

— 

Partikularen  . . 

, 1.31C 

1.830 

1 

2.131 

1.301 

1 1.667 

i 

1 1.521 

2.138 

1 

- 

Von  1880  an  enthalten  die  Jahresberichte  keine  Angaben  mehr  über  die  Einleger. 


»»»»: 


Ver:  nsliche 
De  usiten. 


Der  Bedarf  an  Banknoten  wollte  sich  aber  trotz  der  neuen  Erhöhung 
nicht  Liedeckt  erklären;  wiederum  mussten  sclion  im  Jahre  1880  unverzinsliche 
Kassenscheine  statt  der  Noten  ausgegeben  werden,  und  die  Sache  wurde  je 
läii'^er  ie  äruer.  Das  Gold  war  beinahe  vollständig  verschwunden;  die 
Zahlungen  in  Silber  waren  ausserordentlich  lästig:  es  war  kein  Wunder,  dass 
alle  Welt  nach  Noten  gelüstete,  die  sich  so  leicht  in  das  Portefeuille,  in  den 
Beutel,  in  das  Haudtäschchen  stecken  lassen,  die  nicht  klingeln  und  über 
deren  vollen  Wert  jedermann  nicht  den  geringsten  Zweifel  hegte.  Die  Noten 
kamen  auch  viel  weniger  häufig  an  die  Bank  zurück,  wie  die  Zahlen  ergeben. 
Endlich,  nachdem  auch  im  Jahre  1882  an  allen  grossem  Zahlungsepochen 
vollständiger  Notenmangel  die  Notwendigkeit  einer  weitern  Notenvermehrung 
dargetan  hatte,  schritt  man  zu  Erhöhung  der  Emission.  Sie  fand  schon  unter 
der  Herrschaft  des  neuen  Bundesgesetzes  über  Ausgabe  und  Einlösung  von 
Banknoten  statt  und  soll  im  nächsten  Zeitabschnitte  behandelt  werden. 

Zum  Verkehr  an  eigenen  Banknoten  war  seit  1876  infolge  des 
damals  abgeschlossenen  Konkordats  auch  die  Einlösung  anderer 
schweizerischer  Noten  getreten  und  zwar  in  stets  steigenden  Beträgen. 

Die  verzinslichen  Depositen  mit  20 tägiger  Kündigung  zeigen 
folgende  Bewegung:  


1873 

1874 

1875 

1870 

1877 

1878 

1879 

1880  1881  1882 

Zahl  d [Rechnungen 

130 

133 

145 

140 

102 

161 

138 

177  177  171 

Einzahlung. (KXX)Fr  i 

2-559 

3 199 

3 801 

2.527 

2 737 

3317 

3 0tX) 

4(U7  3.583  3.348 

Durchschn  Bestand 

2 034 

1 770 

1 9til 

2.049 

2-009 

1 953 

1.050 

1.807  2 002  1.571 

Zinssatz  " ■' : 

1 Semester  . 

3 

3 5 

3 5 

30 

3-2.5 

2.5 

2.5 

2 5 2 , 25 

II. 

3 

3 5 

3 5 

25-3 

2 5 

25 

25 

2 0 2-2  5 2 5 

Zinsbetrag  Fr.  . 

a).089 

01  371 

08.495 

01.117 

5 3. 000 

48  023 

40  745 

39.300  41.759  38.944 

Fs  kamen  von : 

1 

1 

Handelsfirmen  . . 

0 114 

441 

323 

130 

259 

053 

235 

Gewerbe  und 

1 

Handwerk  , . 

0 287 

395 

318 

372 

401 

425 

253 

— 1 

Verwaltungen 

0.848 

533 

1 089 

724 

410 

718 

374 

— — — 

[^artikularen  . . 

1 310 

1.830 

2 131 

1.301 

1,607 

1 521 

2.138 

1 

11  Vnn  1KKI1  enthalten  die  lahresberichte  keine  Angaben  melir  über  die  Einleger 
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Der  Rückgang  im  Jahre  1873  wurde  in  den  folgenden  Jahren  langsam 
wieder  eingeholt;  1875  waren  indessen  die  Einzahlungen  schon  wieder  zu 
reichlich  im  Verhältnis  zu  den  „Verwendungsauswegen^*,  und  im  Jahre  1876 
mussten  trotz  der  Reduktion  der  Zinsvergütung  von  Mitte  Mai  bis  Mitte 
September  grössere  Einzahlungen  abgelehnt  werden;  ähnlich  im  Jahre  1877. 

Im  ganzen  hielten  sich  die  verzinslichen  Gutiiaben  auf  der  Höhe  von  über 
drei  Millionen  Franken;  aber  Einzahlungen,  wie  sie  die  Jahre  1866  und  1870 
gebracht  hatten,  kamen  nicht  mehr  vor.  Wie  früher,  so  rührten  sie  auch  in 
dieser  Periode  grösstenteils  von  Partikularen  her;  ansehnlich  waren  auch 
vögtliche  und  andere  Verwaltungen  beteiligt,  dagegen  viel  weniger  Handels- 
firmen und  Gewerbe  und  Handwerk.  Hier  begann  die  Konkurrenz  der  andern 
Geldinstitute  des  Platzes  allmählich  intensiver  zu  wirken.  Die  Bank  vermied 
es  übrigens,  den  andern  Banken  des  Platzes  in  der  Annahme  von  verzinslichen 
Geldern  eine  allzuscharfe  Konkurrenz  zu  machen,  um  so  mehr  betrachtete  sie 
die  unverzinslichen  Gelder,  welche  ihr  aus  Giro-  und  Notenausgabe  zuflossen, 
als  die  ihr  rechtmässig  gehörenden  fremden  Mittel. 

Die  Summen  der  geschlossenen  Depositen  mögen  bis  zum  Jahre 
1879  nach  dem  Ertrage  ihrer  Gebühren  geschätzt  werden.  Sie  beliefen  sich 
durchschnittlich  auf  40  Millionen  Franken  und  stiegen  besonders  zur  Zeit 
des  blühenden  Effektengeschäfts  an  der  Börse.  Die  Erträgnisse  waren 

1873:  7,250  Fr.  1878:  8,547  Fr. 

1874:  7,410  „ 1879:  9,122  „ 

1875:  8,548  „ 1880:  8,744  „ 

1876:  8,757  „ 1881:  8,799  „ 

1877:  8,799  „ 1882:  10,309  „ 

Von  1880—1882  betrugen  die  deponierten  Werte  40.8,  43.5  und  46.5 
Millionen  Franken. 

Mit  jedem  Jahr  wurden  mehr  Werte  geschaffen  durch  Neugründungen 
und  durch  Aufnahme  von  Anleihen;  dieser  Umstand  musste  die  Kapitalisten 
veranlassen,  die  Wertpapiere  an  sicherer  Stelle  in  Verwahrung  zu  geben. 

Die  Bank  nahm  diese  Bedürfnisse  wahr  und  schuf  eine  Erweiterung  des 
Geschäftszweiges  der  Aufbewahrung  von  Wertdepositen  im  Juni  1875  durch 
die  Annahme  offener  Depositen  zur  Aufbewahrung  und  Verwaltung  Geschäftszweig- 
mit  Inkasso  der  Coupons  und  fälligen  Obligationen  und  Gutschrift  derselben  Depositen 


11 


162 


1873—1882. 


in  laufender  Rechnung.  In  Verbindung  damit  wurde  auch  dem  An-  und 
Verkauf  von  Wertpapieren  eine  grössere  Aufmerksamkeit  geschenkt,  worüber 
zu  reden  sich  bald  besondere  Gelegenheit  bieten  wird. 

Der  Verkehr  in  offenen  Depositen  erreichte: 


im 

1876 

1877 

1878 

1879 

1880 

1881 

1882 

Eingang  (Mill.  Fr.)  . . 

7.2 

2.3 

? 

? 

10.2 

5.5 

46 

Saldo  am  Jahresschluss 

? 

49 

3.5 

6.0 

112 

8.3 

12.4 

Ertrag  Fr.  . 

1,681 

2,298 

2,104 

4,468 

8,702 

10,566 

9,463 

Hierzu  kamen  während  einigen  Jahren  grössere  Depositen  der  schwei- 
zerischen Eisenbahnbank  in  Basel  und  der  Banque  fonciere  du  Jura,  die 
unter  besondern  Bedingungen  angenommen  worden  waren.  Die  Bank  versah 
in  diesen  beiden  Fällen  die  Funktionen  einer  Treuhandgesellschaft. 


Im  Kassenverkehr  wird  infolge  geänderter  Buchungsweise  die 

Kontinuität  der  Zahlenreihen  im  Jahre  1876  gestört. 

Für  mit  Anweisungen  reglierte  Inkassi  und  Einzahlungen  wurden  direkte 

Verrechnung  durch  Giro  eingeführt. 

Es  betrugen  bei  der  Kasse: 


1873 

1874  ! 

f 

1875  j 

1876 

1877 

00 

00 

1879 

8 

00 

1881  I 

1882 

Die  Ein-  und  Auszahlg. 

(Mill.  Fr.) 

828 

792' 

715, 

596 

1 

498' 

i 

1 

453 

506* 

585, 

1 

634 

620 

Derdurchschn.  Bestand 

(lOOOFr.)  , 

3.289 

3.544' 

3.346 

1 

4.302 

2.801  ‘ 

3.009, 

3.652 

4.352 

4.356 

,4.299 

Der  Maximalbestand 

n 

6.678 

5.698, 

6.039 

8.344 

3.6(0 

3.839 ; 

? 

5.370 

7.392 

4.987 

Der  Minimalbestand 

n 

, 487 

1 

1.354 

1 916 

1.406 

■1.873 

2.328 

2.720 

3.583 

3.116 

' 3.472 

( Silber  ® o 

63 

38 

^ 75 

: 67 

54 

i 84 

! 92 

85 

1 — 

Verhält. v.Süberzu  Gold  { 

1 Gold  % 

25 

: 33 

46 

! !<■' 

8 

15 

i — 

— 

i — 

Inkassi  von  Wechseln 

(Mill.  Fr.) 

115 

110 

107 

109 

! 116 

97 

97 

111 

124 

1 122 

1 

Mit  jener  Änderung  im  Jahre  1876  gewann  der  (jiroverkehr  den  Vorsprung 
vor  der  Kassenbewegung,  und  damit  wurde  unzweifelhaft  der  Kassendienst 
ganz  erheblich  erleichtert;  infolgedessen  wurde  versucht,  möglichst  viele 
Geschäfte  durch  den  Giroverkehr  zu  erledigen.  Der  Kassendienst,  an  und  für 
sich  schon  die  grösste  Aufmerksamkeit  erfordernd,  war  sowieso  durch  das 
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Konkordat  von  1876  gesteigert  worden;  denn  die  Noteneinlösungen  hatten 
zugenommen,  die  Inkassowechsel  waren  zahlreicherund  die  Abschnitte  kleiner 
geworden.  Im  Verhältnis  zum  Gesamtumsatz  nahm  der  Kassenverkehr  dagegen 
ab.  Er  beanspruchte  von  jenen  im  Jahre 


1873 

78  « 0 

1878 

36" 

1874 

67  » „ 

1879 

35« 

1875 

63  «/o 

1880 

32 « 

1876 

49  «/o 

1881 

29«/ 

1877 

37  o/o 

1882 

32  “/ 

Gewiss  nicht  nur  privatwirtschaftlicher,  sondern  auch  volkswirtschaftlicher 
Gewinn  und  der  beste  Beweis  für  die  Zunahme  des  Giroverkehrs. 

Das  Verhältnis  der  Silberbarschaft  zum  Gold  erfuhr  im  Laufe  der  Jahre 
eine  vollständige  Umwandlung;  gegen  den  Schluss  des  8.  Jahrzehnts  machte 
sich  das  Gold  zeitweise  schon  selten;  doch  waren  starke  Schwankungen, 
Flut  und  Ebbe  im  Goldbestand,  etwas  gewöhnliches. 

Dass  die  flauen  Jahre  nach  der  Krise  von  1873  auf  die  Kassenbewegung 
ebenfalls  von  Einfluss  waren,  ist  selbstverständlich;  die  Einwirkung  zeigt 
sich  vor  allem  in  der  Summe  der  Wechselinkassi ; am  geringsten  war  sie 
in  den  Jahren  1878  und  1879. 


Die  Verwendungen. 

Die  Hauptverwendungen  betrugen  (in  1000  Fr.): 


1873 

! 1874 

1875 

1876 

1877 

1878 

1879 

1880 

1881 

1882 

Platzdiskonto  . . 

33.245 

1 

31  734 

34  553 

! 

38.242 

38,689 

36.085 

40.946 

45  768 

49  988 

43383 

Schweiz.  Wechsel 

26.083 

23.201 

29,405 

33,345 

48.112 

47.794 

44.698 

53.844 

69  103 

67  571 

Pariser  „ 

— 

_ j 

— 

203 

194 

512 

355 

687 

678 

Total  Diskonto 

59.328 

54  935 

1 

63  958 

71.587 

87.004 

84.073 

86  156 

99.967 

119.778 

Ul  632 

Darlehn  ... 

11.728 

11.054 

10  571 

8.263 

8.875 

12.897 

17.375 

17.862 

18984 

22  435 

Warrants  . . . 

76 

' 46 

330 

183; 

522 

369 

' 592 

1.011 

326 

489 

Total  Verwendung. 

71.132* 

*66.035 

74.859^ 

80.033 ' 

96.401 

,97,339 

104.123 

118  840 

139.088 

134.556 

In  dieser  Reihe  von  Zahlen  spiegeln  sich  im  allgemeinen  die  schon 
erwähnten  schlechten  Geschäftsjahre  von  1874 — 1878  ohne  weiteres  wieder. 


Diskontieri  ng 
von 

Platzwechj  .*ln 
und  Schwe  :er- 
wechsoU 
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Die  Platzdiskontierungen  sowohl,  wie  die  Darlehn  gehen  zurück,  steigen 
wieder  und  sinken  nochmals;  von  1878  an  setzt  aber  für  die  folgenden  Jahre 
der  Aufschwung  ein.  Die  Diskontierung  von  Schweizerwechseln  steht  unter 
dem  Einflüsse  des  Konkordats,  daher  die  mächtige  Steigerung  im  Jahre  1876, 
speziell  im  2.  Halbjahre,  und  besonders  im  Jahre  1877.  Ganz  unberührt 
lassen  die  magern  Jahre  1878  79  auch  dieses  Geschäft  nicht.  Das  Pariser 
Geschäft  setzt  im  Jahre  1877  wieder  ein,  bewegt  sich  aber  noch  in  ausser- 
ordentlich mässigen  Grenzen.  Die  Platzverwendungen  allein  steigen  von 
43  Millionen  im  Jahre  1874  auf  nur  49  im  Laufe  von  4 Jahren,  also  um 
bedenklich  wenig.  Um  so  stärker  ist  aber  der  Zuwachs  von  1879  an,  sowohl 
im  Diskonto-,  als  im  Lombardgeschäft.  So  resultiert  aus  diesen  einzelnen 
Bewegungen  ein  erfreuliches  Steigen  der  Bankverwendungen  im  gesamten. 

Von  den  Diskontierungen  waren  (in  1(X>0  Fr.): 


1873 

1874 

1875 

1876 

1877 

1878 

1879  i 

1880 

1881 

1882 

Platzwechsel,  Stück 

5,311 

i 

5,413 

6,016 

6,210 

7,671 

6,335 ! 

8,748 

') 

? 

? 

Summe  .... 

33.245 

31.734 

34.553 

38.242 

36  689 

36,085 

40.946 ' 

45.768 

49,988 : 

43  383 

Mittlere  Sicht  Tage 

31 

36 

34 

32 

29 

31 

! ^ 

33 

29  1 

28 

Diskontosatz  min. 

4.0 

3,5 

35 

3 

2.5 

' 3 

; 25  i 

25 

25 

3.5 

„ mittl. 

5.28 

456 

4.22 

3.47 

3.46 

356 

327 

297 

4,0 

; 4.43 

„ max. 

7.0 

650 

5.5 

1 5 5 

4.5 

45 

: 4 

4.5 

‘ 6 

65 

Fluktuationen  . . 

32 

23 

16 

i 19 

14 

12 

9 

7 

1 15 

11 

Ertrag  .... 

161 

146 

: 145 

130 

110 

111 

106  ‘ 

208 

344 

! 334 

Schweiz.  Wechsel 

26.083 

23.201 

20.405 

1 

1 

33.345 

48.112 

47.794 

44.698 

53.844 

1 

69,103 

67.571 

1 

Der  merklichste  Zuwachs  unter  den  Diskontierungen  entfällt  auf  das 
Jahr  1879,  das  erste,  in  dem  das  neue  Konkordat  ganz  zur  Wirkung  kam, 
und  auf  das  Jahr  1881;  von  1874—1882  verdoppelten  sich  die  diskontierten 
Summen;  die  Abschnitte  verdreifachten  sich,  ein  Zeichen  der  Vertiefung 
des  Geschäftes  und  der  Verbreiterung  seines  Wirkungsfeldes,  insbesonders 
verursacht  durch  die  Diskontierung  von  Schweizerwechseln. 

‘)  Von  1880  an  fehlen  die  Angaben  über  die  Zahl  der  diskontierten  Platzwechsel. 


1873—1882. 


165 


Im  Diskontosatz  geht  die  Zahl  der  jährlichen  Fluktuationen  nach 
den  unerhört  zahlreichen  Änderungen  in  den  Jahren  1873  74  zurück.  Je 
billiger  das  Geld,  desto  stabiler  sein  Preis.  Das  Minimum  schwankt  zwischen 
2.5  und  3.5%,  das  Maximum  zwischen  4 und  6.5  7o,  während  das  Mittel 
mit  2.97  den  tiefsten  und  mit  4.56  den  höchsten  Stand  erreicht.  Die  Erträge 
des  Wechselgeschäfts  sinken  nie  unter  208,000  Fr.,  steigen  aber  bis  auf 
344,000  Fr.,  eine  Summe,  die  nie  zuvor  in  einem  Jahre  zusammengekommen  war. 

Über  die  einzelnen  Jahre  sei  folgendes  erwähnt; 

Nach  der  Krise  von  1873,  im  Jahre  1874,  fanden  nur  während  kurzer 
Zeit  — 5.  bis  13.  Januar  — infolge  unerwartet  starker  Barabflüsse,  Kürzungen 
in  der  Annahme  von  Diskontowechseln  statt,  und  wieder,  wie  früher,  gab 
die  Bank  damit  Anlass  zu  einem  Angriffe  auf  sie.  Es  handelte  sich  dabei 
neuerdings  um  die  Frage  „was  billigermassen  auch  bei  aussergewöhnlichen 
Konjunkturen  von  der  Bank  erwartet  werden  dürfe“,  und  wie  immer  kam 
dabei  nicht  viel  heraus,  da  die  Ansichten  darüber  seitens  der  Bank  und  ihrer 
Kontrahenten  auseinandergingen.  „Unbekannt  ausserordentliche  Fälle“  erklärte 
die  Bank,  „entziehen  sich  aller  Vorbestimmung,  und  jede  solide  Bankleitung 
wird  sich  als  mehr  oder  minder  selbst  in  Mitleidenschaft  gezogener  Teil 
dagegen  verwahren,  mehr  als  das  eventuell  Mögliche  zuzusichern.“  Immerhin 
ist  unverkennbar,  dass  die  Bank  mehr  und  mehr  bestrebt  war,  den  an  sie 
gestellten  Begehren  zu  entsprechen  und  auf  diese  Weise  eine  sichere  Kundschaft 
an  sich  zu  fesseln. 

Zur  Förderung  des  Zweiges  der  Schweizerwechsel  erniedrigte  die 
Vorsteherschaft  vom  Februar  1875  an  die  mindeste  Zinsverrechnune  von 

o 

10  Tagen  auf  5.  Im  übrigen  verlief  das  Jahr  1875  normal  ohne  Reduktionen, 
aber  mit  stark  veränderlichem  Diskontosatze;  die  längste  Dauer  desselben 
Standes  betrug  nur  50  Tage,  ln  der  folgenden  Zeit  machte  sich  der  niedrige 
Zinsfuss  stark  in  den  Erträgnissen  geltend,  und  in  gleicher  Richtung  wirkten 
die  für  die  reichlichen  verfügbaren  Mittel  oft  unzureichenden  Verwendungen. 
Der  Ertrag  erreichte  im  Jahre  1876  für  das  im  Platzwechselgeschäft 
verwendete  Kapital  3.47  7o,  für  das  in  Schweizerwechseln  angelegte  3.72  "o, 
im  Jahre  1877:  3.55  und  3.92%. 

Zu  neuer  Förderung  der  beiden  Geschäftszweige  wurden  im  Juni  1877 
im  Geschäftsreglement  einige  Änderungen  verfügt,  wodurch  die  Bedingungen 
für  die  kleinen  Abschnitte  so  günstig,  als  nur  irgendwo  gestellt  wurden;  das 
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besfe  Mittel,  das  die  Bank  anwenden  konnte,  um  ihre  Kundsame  zu  behalten 
und  der  Konkurrenz  Stand  zu  halten.  In  diesem  Jahre  war  es,  dass  auch 
Wiederaumalme  die  Seit  1870  Unterbliebene  Diskontierung  von  Wechseln  auf  Frankreich 
^ wieder  aufgenommen  wurde.  Der  Zins  wurde,  wie  in  Frankreich  selbst,  auf 
*^w^hsdn " 2^0  gesetzt;  alles  dies  geschah,  wie  früher,  vor  allem  mit  der  Absicht,  eine 

leicht  in  Barschaft  umwandelbare  Reserve  zu  bilden,  ln  den  ersten  Jahren 
war  dieses  Geschäft  allerdings  nicht  von  grossem  Belang. 

Im  Allgemeinen  trat  mit  dem  Jahre  1878  eine  gewisse  Regelmässigkeit 
im  gewöhnlichen  Diskontogeschäfte  zu  Tage;  gleichzeitig  kam  aber  der 
Diskontosatz  auf  seinen  niedrigsten  Stand;  er  erreichte  im  Mittel  im  Jahre 
1880  2.97  ® u,  und  infolgedessen  waren  die  Erträgnisse  weniger  befriedigend. 
Mit  dem  zweiten  Quartal  des  Jahres  1881  trat  eine  Wendung  zum  Bessern 
ein;  der  Zinssatz  stieg  im  Durchschnitt  um  1 o,  und  als  im  Herbst  die 
grossen  europäischen  Banken  infolge  vermehrten  Geldexports  und  bedeutender 
Börsenoperationen  und  -Spekulationen  sich  gezwungen  sahen,  ihre  Diskonto- 
sätze in  ungewohntem  Masse  zu  erhöhen,  konnte  sich  der  schweizerische 
und  mit  ihm  der  baslerische  Geldmarkt  dem  fremden  Einflüsse  nicht  entziehen. 
Die  Bank  erhöhte  ihren  Diskontosatz  rasch  bis  auf  6*^  0,  doch  wurde  der 
Andrang  der  Geschäfte  dadurch  nur  in  geringem  Masse  eingeschränkt;  ja,  das 
Jahresende  brachte  eine  Bewegung,  „welcher  Genüge  zu  leisten,  die  Bank 
unter  der  Herrschaft  des  damals  bald  in  Kraft  tretenden  eidgenössischen 
Banknoten-Gesetzes  ausser  Stand  gewesen  wäre“.  Im  Platzgeschäft  hatte 
der  Umsatz  im  Jahre  1881  eine  Höhe  erlangt,  wie  nie  vorher,  und  wie 
sie  während  der  übrigen  Lebenszeit  der  Bank  nur  noch  einmal,  im  Jahr  1900 
erreicht  wurde  Die  Jahreserträgnisse  waren  denn  auch  zufriedenstellend 
und  der  Bank  um  so  erwünschter,  als  ihr  durch  die  eidgenössischen  und  die 
kantonalen  Steuern  beträchtliche  Einbussen  am  jährlichen  Ertrage  bevorstanden. 

Das  Jahr  1882  war  seinem  Vorgänger  in  der  Wirkung  ähnlich.  Zu 
Beginn  des  Jahres  war  der  Geldstand  infolge  des  Zusammenbruchs  von 
übertriebenen  Pariser  Börsenspekulationen  hoch  Die  Fluktuationen  des 
Zinssatzes  spiegeln  diese  unruhigen  Zeiten  wieder:  Ihre  Zahl  war  während 
der  Jahre  regelmässigen  Geschäftsgangs  9 und  7,  dagegen  1881:  15  und 
1882;  11  bei  starker  Steigerung  des  Satzes.  Mit  der  Rückkehr  des  normalen 
Geschäftsganges  fiel  dieser  wieder  auf  ca.  4 7o;  ini  Mittel  stand  er  aber 
doch  um  Ys^o  höher,  als  im  Jahre  1881.  Das  Banknotengesetz  hatte,  wie  die 
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Bankleitung  selbst  zugibt,  ein  weiteres  Fallen  verhindert.  Die  Diskontierungen 
hatten  in  diesem  Jahre  gelitten.  Seit  1878  waren  sie  in  ihrer  Summe 
fortwährend  gestiegen;  nun  kam  ein  Rückschlag. 

Darlehn  gegen  Hinterlage  mit  Wechselverbindlichkeit.  oarieim  gegen 

° ° ® Hinterlage. 

Das  Darlehngeschäft  beginnt  in  der  Periode  von  1873—1882  für  die 
Bank  in  Basel  ausserordentlich  an  Bedeutung  zu  gewinnen.  Es  nimmt  in 
einer  Weise  zu,  die  für  die  Folgezeit  nur  das  Beste  erwarten  lässt.  Die 
neuen  Darlehn  und  die  Prolongationen  hatten  normalerweise  geschwankt 

von  1857 — 1862  zwischen  3 und  4 Millionen  Franken 
„ 1863-1870  „ 7 „ 8 

„ 1871-1875  „ 10  „ 12  „ 

Das  Jahr  1865  hatte  mit  1 1,226,000  Fr.  eine  anormale  Ausnahme  gebildet; 
das  Jahr  1873  verzeichnete  für  die  nachfolgende  Zeit  den  Höhepunkt  mit 
11,728,000  Fr.  Dann  fielen  die  Geschäfte  langsam,  und  wir  finden  für 
1876 — 1877  noch  je  8 Millionen  Franken  Jahreswert  an  Darlehn. 

Mit  1878  setzt  aber  ein  ungekanntes  Aufsteigen  ein.  Es  wurden 
geliehen  und  prolongiert  (in  Millionen  Franken) 


1878; 

12.9 

1881; 

19.0 

1879: 

17.4 

1882; 

22.4 

1880: 

17.9 

1883: 

16.9 

Innert  30  Jahren,  von  1845 — 1875,  war  der  Jahresverkehr  mühsam  auf 
11  Millionen  Franken  angewachsen;  innert  der  5 Jahre  von  1878—1882 
steigt  er  von  11  auf  22  Millionen.  Auf  welche  Ursachen  geht  die  so  starke 
Ausdehnung  dieses  Geschäfts  zurück?  Auf  nichts  andres,  als  auf  die  aus 
der  steigenden  Bedeutung  Basels  als  Börsenplatz  erwachsenden  Geschäfte. 
Das  Effektengeschäft  hatte  sich  nämlich  an  der  neuen  Börse  zusehends 
entwickelt  und  zog  das  Darlehngeschäft  der  Bank  in  Basel  gross.  Der 
Bank  war  das  Anwachsen  des  Darlehngeschäfts  willkommen,  ebenso  sehr, 
als  den  Darlehnnehmern;  es  waren  meist  Handelsfirmen,  Banken,  Bankiers 

und  Partikulare,  viel  weniger  Gewerbetreibende,  denen  die  Bank  diese 
Darlehn  gewährte. 
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Der  Eintritt  der  Besserung  im  Jahre  1878  deckt  sich  ganz  und  gar  mit 
der  Besserung  der  schweizerischen  Eisenbahnpapiere  infolge  der  Rekonstruktion 
des  Gotthardbahnunternehmens  und  der  Konsolidierung  der  Finanzlage  der 
N.  0.  B.  durch  die  Eisenbahnbank  in  Basel  im  Jahre  1878,  und  der  neue 
Aufstieg  im  folgenden  Jahre  ist  wiederum  nichts  andres,  als  das  getreue 
Spiegelbild  der  Stimmung  an  der  Börse  und  der  durch  sie  bewirkten  starken 
Umsätze,  der  gehobenen  Kurse  der  Eisenbahnaktien,  der  Bankaktien  — vor 
allem  des  Basler  Bankvereins  und  der  Basler  Handelsbank  — der  al  pari 
und  darüber  stehenden  Kantons-  und  Städteobligationen.  Als  Beleg  diene 
folgendes: 


Es  standen : 

S.  C.  B-- Obligationen  4^  2 % 
N.O-B-  . 4^2% 

G.B.-  „ . . 

S.  C,  B - Aktien 

N O.B  - Stammaktien  . . 

G.-B. -Aktien 

V.  S- B-- Stammaktien  . 
Basler  Bankverein-Aktien 
Basler  Handelsbank-Aktien 


Ende  1878  auf:  ; 

Ende 

: 1879  auf: 

Ende 

1881 

auf: 

82—93 

1 

96 

--100 

o/o  ! 

95^8- 

—102" 

4 0'o 

80—89 

°/o 

93 

- -98 

"'o 

94'  2 

-100 

7« 

59 

87 

95 'A- 

-99"  4 

7o 

ca.  160 

Fr  ' 

ca. 

285 

Fr. 

ca. 

528"  4 

Fr 

, 65 

n 

n 

120 

« 1 

n 

405 

n 

„ 217‘ 

0 

- « 

1 ” 

268^2 

1 

n 

n 

465 

n 

„ 35 

n 

, n 

8874 

n 

n 

273"  4 

n 

„ 395 

n 

n 

590 

n 

„ 1 

1001 ‘ 5 

« 

„ 380 

n 

r> 

520 

n 

n 

62674 

n 

Als  Obligationenmarkt  stand  Basel  unter  den  schweizerischen  Bank- 
plätzen mit  einer  vorzüglichen  Aufnahmefähigkeit  obenan. 

Im  dritten  Jahre,  1880,  lagen  die  Verhältnisse  nicht  anders.  Die  Kurse 
drängten  unaufhörlich  und  unwiderstehlich  vorwärts;  in  Menge  flössen  der 
Börse  die  Aufträge  zu,  und  es  entstand  ein  Verkehr,  so  regelmässig  und 
lebhaft,  wie  man  ihn  noch  vor  wenigen  Jahren  für  unmöglich  gehalten  hatte. 
Neben  den  Comptantgeschäften  wurden  namhafte  Umsätze  auf  Termin  gemacht 
und  drangen  die  Prämiengeschäfte  ein,  erst  bespöttelt,  später  wohlgelitten. 

Und  diesem  Verkehr  entsprechen  die  Summen  der  auf  Wertpapiere 
gemachten  Darlehn  der  Bank.  Der  letzten  Zunahme  dieses  Verwendungs- 
zweiges um  2 Millionen  Franken  im  Jahre  1881  und  2,4  Millionen  Franken 
im  Jahre  1882  entsprachen  ebenfalls  die  neuerdings  gestiegenen  Umsätze  des 
Effektengeschäfts  mit  einer  Ausdehnung,  „die  alle  Erwartungen  übertraf“. 


F.  Frey 

Direktor  der  Bank  in  Basel  von  1874  1907. 
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Der  Eintritt  der  Besserung  ini  Jalire  1878  deckt  sich  ganz  und  gar  mit 
der  Besserung  der  scinveizerisclien  Eisenbalinpapiere  Infolge  der  Rekonstruktion 
des  Gotttiardbalinunternehinens  und  der  Konsolidierung  der  Finanzlage  der 
N.  0.  B,  durch  die  Eisenbahnbank  in  Basel  im  Jahre  1878,  und  der  neue 
Aufstieg  im  folgenden  Jahre  ist  wiederum  niciits  andres,  als  das  getreue 
Spiegelbild  der  Stimmung  an  der  Börse  und  der  durch  sie  bewirkten  starken 
Umsätze,  der  gehobenen  Kurse  der  Eisenbalmaktien,  der  Bankaktien  - vor 
allem  des  Basler  Bankvereins  und  der  Basler  Handelsbank  der  al  pari 
und  darüber  stehenden  Kantons-  und  Städteobligationen.  Als  Beleg  diene 
folgendes: 


lis  standen  : 

Ende  1878  auf: 

Bnde  1879  auf: 

Hilde  1881  auf: 

S C B.- Obligationen  4^2"o 

82  -93 " .1 

96  -100 

95' 8— 102^4“ .. 

NO.  B-  . 4'ü"n  . 

80-89  '*0 

93-  98 

94*2  100  "o 

GB- 

59 

87  "o 

1 95' 2—99=' 4 

S.  C B.- Aktien 

ca  160  Fr 

ca  285  Fr 

' ca  528^4  Fr 

N 0.  B -Stammaktien  . 

„ 65 

. 120  . 

„ 405 

G - B - Aktien  . 

„ 217' 2 „ 

„ 268' 2 „ 

„ 465 

V.S  B -Stammaktien 

„ 35 

„ 88='  1 „ 

. 273=' 4 „ 

Basier  Bankverein-Aktien 

..  395 

„ 590 

, 1001 ' 5 „ 

Basler  Handelsbank-Aktien 

„ 380 

» 520 

„ 626 ' 4 „ 

Als  Obligationcnniarkt  stand  Basel  unter  den  schweizerischen  Bank- 
plätzen mit  einer  vorzüglichen  Aufnahmefähigkeit  obenan. 

Im  dritten  Jahre,  1880,  lagen  die  Verhältnisse  nicht  anders.  Die  Kurse 
drängten  unaufhörlich  und  unwiderstehlich  vorwärts:  in  Menge  flössen  der 
Börse  die  Aufträge  zu,  und  es  entstand  ein  Verkehr,  so  regelmässig  und 
lebhaft,  wie  man  ihn  noch  vor  wenigen  Jahren  für  unmöglich  gehalten  hatte. 
Neben  den  Comptantgeschäften  wurden  namhafte  Umsätze  auf  Termin  gemacht 
und  drangen  die  Prämiengeschäfte  ein,  erst  bespöttelt,  später  wohlgelitten. 

Und  diesem  Verkehr  entsprechen  die  Summen  der  auf  Wertpapiere 
gemachten  Darlehn  der  Bank.  Der  letzten  Zunahme  dieses  Verwendungs- 
Zweiges  um  2 Millionen  Franken  im  Jahre  1881  und  2,4  Millionen  Franken 
im  Jahre  1882  entsprachen  ebenfalls  die  neuerdings  gestiegenen  Umsätze  des 
Effektengeschäfts  mit  einer  Ausdehnung,  „die  alle  Erwartungen  übertraf“. 
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Jene  Jahre  haben  ein  Leben  gebracht,  wie  es  die  Basler  Börse  noch 
niemals  gesehen  hatte.  Basel  war  wirklich  Börsenplatz  geworden.  Allerdings 
waren  bei  diesem  tollkühnen  Spiel,  dessen  Ende  man  schon  im  Jahre  1881 
erwartet  hatte,  weniger  hiesige,  als  auswärtige  Spekulanten  beteiligt.  Dagegen 
pflegten  ausser  der  Bank  in  Basel  alle  andern  Bankinstitute  und  Bankiers 
das  Lombardgeschäft  mit  Vorliebe,  und  damit  wurden  dem  Effektengeschäft 
Erleichterungen  in  unbeschränktem  Masse  geboten. 

Die  Zinserträgnisse  aus  dem  Darlehngeschäft  stiegen  für  die  Bank 
entsprechend  den  Umsätzen.  Sie  erreichten  Fr.: 

i.  J.  1874:  120,175  1878:  129,167  1881:  164,746 

1875:  11 6,733  1879:  1 58,242  1882:  191 ,307 

1 876 : 86, 173  1880:  1 54,065  1883:  1 30,83 1 

1877:  89,145 

Der  Darlehnszinsfuss  stand  zu  jener  Zeit  gewöhnlich  Va — 1 % über 
dem  Diskontosatz;  er  folgte  seinen  Fluktuationen;  die  Erträgnisse  aus  dem 
Darlehngeschäft  gingen  daher  nicht  parallel  mit  der  Geschäftszunahme; 
immerhin  ergab  sich  selten  eine  niedrigere  Verzinsung  als  zu  4 

Das  Warrantgeschäft  blieb  in  bescheidenen  Grenzen.  Es  sind  zu 
verzeichnen: 


; 120,175 

1878: 

129,167 

1881: 

164,746 

; 116,733 

1879: 

158,242 

1882: 

191,307 

: 86,173 

89,145 

1880: 

154,065 

1883: 

130,831  f 

Warrants. 


' f 

;■} 


k. 


JS 


Jahr 

Posten 

für  Fr. 

Ertrag  Fr. 

Jahr 

Posten 

für  Fr. 

Ertrag  Fr. 

1874 

5 

45,860 

507 

1879 

64 

591,600 

5,623 

1875 

20  I 

329,500 

3,810 

1880 

47 

1,010,600 

9,666 

1876 

16  ! 

183,360 

2,063 

1881 

37 

325,750 

3,464 

1877 

75  ' 

521,500 

5,139 

1882 

62 

489,450 

4,296 

1878 

63  i 

369,270 

3,711 

1883 

64 

394,360 

3,298 

Dieser  Geschäftszweig  nahm  in  den  folgenden  Jahren  stetig  ab  und 
verschwand  schliesslich  ganz  aus  dem  Geschäftskreise  der  Bank. 

Das  Wertschriftengeschäft. 

Die  Bestände  der  Werttitel  erlitten  je  nach  der  Lage  der  Dinge  jeweilen 
beträchtliche  Veränderungen.  Wir  finden  per  31.  Dezember,  inkl.  Zinsen- 
zuschlag (in  1000  Fr.) 


1873—1882. 


1873—1882. 


1873  ' 

1874 

1875  ; 

1876  : 

1877  ' 

1878 

1879  ! 

( 

1880 : 

1881 

1882 

Schweizerische  Titel 

497 

718  ' 

841 

849 

740 

700 

798 

1,565 

1,520 

1,533 

Kantons,  Städte  „ 

254 

319 

440 

442  i 

419 

425 

473 

1,209 

989 

958 

Banken  

33 

23 

26 

43 

50  1 

54 

120 

132 

55 

110 

Eisenbahnen  . . . 

210 

376 

375 

364 

1 

271  ' 

221 

205 

224 

476 

465 

Französische  Titel 

65  ' 

1 

1 

— 

— 

i 

— 

— 

— 

— 

— 

fl.  und  Thalerwerte  . 

521 

157 

35 

28 

21 

i 21 

— 

— ' 

— ' 

— 

Amerikanische  Werte 

490 

437 

399 

403 

353 

37 

— 

— 

— 

— 

Saldo  am  31.  XII.  . . 

1,573 

1 

1 1,312 

1,275 

1 

1 1,280 

1,114 

00 

798 

1,565 

1,520 

1,533 

Ertrag 

72 

63 

i 31 

i 

34 

71 

69 

57 

60 

37 

Die  Wellen  der  wirtschaftlichen  Stürme  schlagen  auch  hier  hinein.  Es 
braucht  bloss  eines  Blickes  in  die  Zahlenreihen  der  Übersicht,  um  es  gewahr 
zu  werden.  Franzosen  verschwinden,  Deutsche  gehen  zurück  und  verschwinden 
schliesslich  ebenfalls,  Amerikaner  desgleichen;  die  schweizerischen  Kantons- 
und Städtepapiere,  als  mehr  stabile  Werte,  mehren  sich,  ähnlich  die  Bankwerte; 
die  Eisenbahnpapiere  schwellen  im  Bestände  an,  gehen  zurück  und  wachsen 
wiederum,  ganz  nach  den  grossen  Bewegungen  an  der  Börse,  die  selber 
wieder  nur  die  Resultate  guter  Jahre  und  wilder  Spekulationslust  sind.  Dabei 
ist  keine  Art  der  Werte  sicher  vor  Entwertung,  weder  Franzosen  noch 
Amerikaner,  weder  deutsche  noch  schweizerische  Papiere.  Gerade  diese 
trugen  im  Jahre  1875  Schuld  an  dem  geringen  Erträgnis,  und  im  Jahre  1876 
waren  es  speziell  die  Obligationen  der  Gotthardbahn.  Da  finden  wir  einen 
Posten  5®/o  Gotthardbahn-Obligationen  am  31.  Dezember 

1874  zu  98  7o  1876  zu  50  «/o 

1875  „ 85  7o  1877  „ 48^0 

Das  waren  die  Vorläufer;  im  Jahre  1877  folgte  im  Inventar  die 
Herabsetzung  einer  Menge  schweizerischer  Werte  mit  der  Folge,  dass  die 
durchschnittlich  im  Wertschriftengeschäft  verwendeten  1,220,205  Fr.  nur  zu 
2.77^0  sich  verzinsten.  Wir  finden  schweizerische  Eisenbahnobligationen: 

im  Jahre  1874  auf  93,  95,  97.5  7o 

1875  „ 90  und  93  7o 

1876  „ 90% 

1877  „ 75,  80,  82,  84,  85% 


Der  Hauptstock  amerikanischer  Werte  wurde  im  Jahre  1878  realisiert; 
gleichzeitig  begann  die  Bankleitung  mit  der  Räumung  des  Inventars  von 
Eisenbahnobligationen.  Daher  wies  die  Schlussbilanz  des  Jahres  1878  einen 
um  fast  einen  Drittel  geringem  Wertschriftenbestand  auf.  Doch  war  er  schon 
besser  gewertet.  Was  an  Eisenbahnobligationen  noch  behalten  worden  war, 
stand  jetzt  in  der  Bilanz 

im  Jahre  1878  : zu  82 — 95 

1879 : „ 93—95 

1880:  „ 97  und  pari. 

Dieselben  günstigen  Realisationen,  wie  1878,  brachte  das  Jahr  1879,  und 
für  die  Bank  erwuchs  hieraus  ein  ansehnliches  Erträgnis  von  69,000  Fr., 
das,  obwohl  nicht  aus  dem  normalen  Geschäfte  stammend,  doch  als  Verstärkung 
der  sonstigen  magern  Geschäftsergebnisse  geeignet  und  willkommen  war. 

Von  1880  an  sehen  wir  den  Posten  der  Valoren  wieder  ordentlich 
verstärkt.  Die  anhaltende  Geldabundanz  bewog  die  Bankleitung,  brach- 
liegendes Geld  wieder  mehr  in  diesem  Geschäfte  nützlich  anzulegen  und 
einen  starken  Posten  4 7o*ger  Berner  und  Baselstädtischer  Anleihen  zu 
erwerben.  Und  als  die  Eisenbahnpapiere  wieder  mehr  zur  Geltung  kamen, 
konnte  sie  es  sich  nicht  versagen,  hiervon  einen  Posten  sich  zu  sichern. 
Um  aber  für  alle  Eventualitäten  gerüstet  zu  sein,  setzte  sie  sämtliche  47oigen 
Obligationen  zu  einem  sehr  niedrigen  Preise  ein,  in  der  Meinung,  die  Bank 
habe  sich  der  Wertschriften  weniger  zum  Handel  zu  bedienen,  sondern  als 
einer  Reserve  für  aussergewöhnliche  Geldverhältnisse,  die  so  zu  bewerten 
sei,  dass  sie  in  ihrem  innern  Werte  nie  versage. 

Die  Kreditrechnungen  mit  Hinterlagen,  früher  von  ordent- 
licher Ausdehnung,  zeigen  im  Gegensätze  zu  allen  übrigen  Geschäften  der 
Bank  einen  andauernden  Rückgang.  Es  gehen  zurück; 


die  Zahl  der  Rechnungen  von  1873 — 1882 
die  Kreditsumme 

die  im  Jahresdurchschnitt 
verwendete  Summe 

■■  w 

der  Zinsertrag  „ 

der  Provisionsertrag  „ 


von  26  auf  10 
„ 459,000  auf  190,000 


244,000 

14,772 

1,920 


65,000 

3,391 

758 


Kredit- 
rechnungen mit 
Hinterlage. 


gewertet. 
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Die  Bank  hat  dieses  Geschäft  nur  so  lange  betrieben,  als  es  sich  darum 
handelte,  in  der  Unterstützung  des  Handelsstandes  eine  Lücke  auszufüllen. 
Im  Verlaufe  der  Jahre  traten  die  Handelsbanken  an  ihre  Stelle. 

Vorschüsse  an  die  Staatskasse  kamen  dann  und  wann  noch  vor  und 
in  Beträgen  von  80,000  bis  300,000  Fr.;  doch  waren  sie  stets  kurzfristig. 

Über  den  Geschäftsbetrieb  noch  einige  Mitteilungen.  Wir  sind  heute 
die  regelmässige  Publikation  der  Wochenabschlüsse  und  Monatsbilanzen 
unsrer  Banken  gewöhnt.  Es  gab  Zeiten,  da  fürchteten  selbst  gutgeleitete 
und  solide  Banken  die  Publizität  ihrer  Bilanzen.  So  war  es  z.  B.  noch  im 
8.  Jahrzent  des  vorigen  Jahrhunderts  bei  der  Bank  in  Basel.  Im  Jahre  1877 
wünschte  Herr  La  Roche- Ryhiner,  einer  der  Revisoren,  die  Bank  möge 
allwöchentlich  oder  monatlich  ihre  Bilanz  bekanntgeben,  wie  dies  bereits 
von  verschiedenen  Banken  der  Schweiz  und  besonders  des  Auslandes 
geschehe.  Die  Bank  habe  es  bei  ihrer  vorsichtigen  Geschäftsführung  nicht 
zu  fürchten,  vor  die  Öffentlichkeit  zu  treten,  und  den  Handelsstand  werde 
die  periodische  Publikation  interessieren. 

Diese  Anregung  war  schon  wiederholt,  aber  immer  ohne  Erfolg  gemacht 
worden,  und  auch  diesmal  erwiderte  der  Präsident,  „dass,  je  nachdem  die 
Zahlen  einer  Bilanz  zusammengestellt  seien,  die  Position  der  Bank  in  dem 
eint  oder  andern  Sinne  falsch  gedeutet  werden  könne.  Dies  könne  zu 
unrichtigen  Folgerungen  und  unangenehmen  Erörterungen  führen,  die  die 
Bank  vermeiden  müsse.“  Übrigens  hätten  sowohl  die  Bank  in  Zürich,  als 
die  Bank  in  St.  Gallen  die  während  einiger  Zeit  erfolgte  Publikation  der 
Wochenbilanzen  in  der  Schweizerischen  Handelszeitung  wieder  eingestellt. 

Die  Bankvorsteherschaft  Hess  aber  in  der  Folge  allwöchentlich  ihre 
Bilanz  veröffentlichen  und  im  Börsenlokal  anschlagen  und  ging  damit  allen 
übrigen  schweizerischen  Notenbanken  mit  dem  guten  Beispiel  voran. 


•%  * 
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Das  Jahr  1882  bildet  für  die  Bank  in  Basel,  wie  übrigens  für  alle  Der  Bankfreiheit 
Emissionsbanken,  einen  Wendepunkt.  Mit  ihm  nimmt  der  Zustand  völliger 
Freiheit  auf  dem  Gebiete  des  Notenwesens  ein  Ende  und  beginnt  die  Periode 
der  Regelung  durch  das  Bundesgesetz  über  Ausgabe  und  Einlösung  von 
Banknoten.^)  Am  1.  Januar  1882  hatte  der  Bundesrat  dieses  Gesetz  vollziehbar 
erklärt;  am  1.  Juli  1882  trat  es  in  Kraft,  und  damit  erwuchs  für  jede  Bank, 
die  Noten  ausgeben  wollte,  die  Pflicht,  um  eine  Konzession  hierzu  beim 
Bundesrate  einzukommen. 

Die  Aktionäre  der  Bank  in  Basel  beschlossen  in  ausserordentlicher 

Base!  bleibt  eine 

Generalversammlung  am  23.  Februar  1882,  die  Ausgabe  von  Banknoten  Notenbank, 
fortzusetzen,  die  Emissionssumme  von  8 auf  12  Millionen  Franken  zu  erhöhen, 
das  Aktienkapital  von  nominell  8 Millionen  Franken  durch  Ausgabe  von 
1600  neuen  Aktien  von  je  5,000  Fr.-)  zu  verdoppeln.  Die  Bank  sollte  also 
auf  erweiterter  Grundlage  als  Notenbank  fortgeführt  werden. 

Sämtliche  neuen  Aktien  wurden  al  pari  von  den  bisherigen  Aktionären 
übernommen  und  die  Statuten  soweit  nötig  revidiert^)  und  den  Vorschriften 

*)  Vergl.  den  letzten  Abschnitt  dieser  Denkschrift  (Konkordat). 

Auf  die  neuen  Aktien  waren  vorerst  25  ® o des  Nominalwerts  einzubezahlen. 

Die  Vorsteherschaft  wurde  ermächtigt,  in  dem  ihr  passend  erscheinenden  Zeitpunkte 
Einzahlungen  bis  zu  weitern  25%  zu  verlangen. 

*)  Die  Änderungen  waren  geringfügig.  Aus  dem  Geschäftskreis  wurden  alle  in  § 16 
des  Banknotengesetzes  angeführten  Geschäfte  ausgeschlossen. 

Der  An-  und  Verkauf  von  Obligationen  wurde  auf  schweizerische  Staats-  und 
Gemeindeobligationen  ausgedehnt. 

Paragraph  über  die  Deckung  wurde  auf  folgende  Weise  erweitert;  „Gemäss 
/lAo'/  Bundesgesetzes  über  Ausgabe  und  Einlösung  von  Banknoten  müssen  stets 

° jeweiligen  Notenzirkulation  durch  einen  Vorrat  an  Barschaft  gedeckt  sein, 
überdies  wird  als  bleibender  Grundsatz  festgestellt,  dass  der  Gesamtbetrag  der  von  der 
Bank  m laufender  Rechnung  schuldigen  Summen  und  der  im  Umlauf  befindlichen  Banknoten 
das  Dreifache  ihres  Barstandes  ausmachen  soll,  und  dass  zugleich  die 
erwä  n erbindlichkeiten  in  soweit  sie  ihren  niedrigsten  Stand  des  vorangegangenen 
Jahres  ubersteigen,  durch  die  vorhandene  Barschaft  vollständig  gedeckt  sein  sollen.“ 
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des  Banknotengesetzes  angepasst.  Ausserdem  sollten  sie  mit  den  Bestimmungen 
des  neuen  eidgenössischen  Obligationenrechts  in  Übereinklang  gebracht 
werden.  Hiefür  war  eine  Frist  von  5 Jahren  eingeräumt  — bis  31.  Dezember 
1887  — und  diese  wurde  aus  verschiedenen  Gründen  im  Interesse  der 
Gesellschaft  ausgenützt.  Die  partiell  revidierten  Statuten  wurden  am  19.  April 
1882  vom  Regierungsrate  genehmigt,  da  sie  nichts  enthielten,  was  den 
Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  6.  Dezember  1847  betreffend  anonyme 
Gesellschaften  zuwiderlief. 

Das  Recht  der  Notenausgabe,  um  das  die  Bank  unter  Vorlage  der 
erforderlichen  Ausweise  inzwischen  beim  Bundesrate  nachgesucht  hatte,  wurde 
am  24.  April  1882  erteilt.  Der  Beschluss  des  Bundesrates  lautete: 

a)  Es  wird  der  Bank  in  Basel  unter  der  nach  Artikel  12  b des  Bundes- 
gesetzes zu  leistenden  Garantie  durch  den  Bestand  des  Wechselportefeuilles 
und  bei  beschränktem  Geschäftsbetrieb  nach  Massgabe  von  Artikel  16 
des  Bundesgesetzes,  unter  der  bisherigen  Firma  „Bank  in  Basel“  die 
Emission  von  Banknoten  im  Gesamtbeträge  von  12  Millionen  Franken 
bewilligt  unter  dem  ausdrücklichen  Vorbehalt,  dass  die  Bank 
in  Basel  von  einer  erhöhten  Notenemission  — gegenüber  der  bisherigen 
Emission  von  8 Millionen  Franken  — jeweilen  nur  nach  Massgabe  des 
effektiv  einbezahlten  Kapitals  und  unter  Beibringung  der  erforderlichen 
Ausweise  Gebrauch  machen  darf. 

Die  einzelnen  Notengattungen  sind  in  folgender  Weise  zu  repartieren: 


50,000 

ä 50  Fr. 

= 2,500,000 

Fr. 

45,000 

„ 100  „ 

= 4,500,000 

yj 

4,000 

„ 500  „ 

= 2,000,000 

n 

3,000 

„ 1,000  „ 

= 3,000,000 

n 

Total  102,000 

Stück 

= 12,(X)0,000 

Fr. 

b)  Es  wird  der  Bank  in  Basel  gestattet,  die  Noten  der  bisherigen  Emission 
von  8 Millionen  Franken  bis  zum  Umtausch  gegen  neue  Formulare 
nach  Artikel  11,  Abt.  2 der  Vollziehungsverordnung  zur  Zirkulation  zu 
verwenden. 

c)  Die  Berechtigung  zur  Emission  von  4 Millionen  Franken  als  Mehrbetrag 
gegenüber  der  bisherigen  Emission  von  8 Millionen  Franken  hat  mit 
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dem  Zeitpunkt  der  neuen  Notenformulare  nach  Artikel  11,  Abt.  1 der 
Vollziehungsverordnung,  immerhin  unter  der  Voraussetzung,  dass  die 
unter  a hievor  ausgesprochenen  Bedingungen  erfüllt  seien,  zu  beginnen. 

d)  Der  Bank  in  Basel  wird  die  Ordnungsnummer  17  der  schweizerischen 
Emissionsbanken  angewiesen. 

e)  Die  amtliche  Publikation  dieser  Ermächtigung  hat  am  l.Juli  nächsthin 
stattzufinden. 

Damit  trat  die  Bank  in  die  Reihe  der  gesetzlich  autorisierten  Notenbanken  Prüfung  durch 

, den  Inspektor. 

ein.  Vom  30.  November  bis  2.  Dezember  1882  prüfte  der  Inspektor  der 
Emissionsbanken,  dem  nach  dem  Gesetze  unter  Leitung  des  eidgenössischen 
Finanzdepartements  die  Überwachung  der  genannten  Banken  oblag,  eingehend 
sowohl  Kasse,  als  Portefeuille  und  Geschäftsbücher  der  Bank.  Er  fand  alles 
in  bester  Ordnung.  Eine  Folge  des  neuen  Gesetzes  war  von  1887  an  die 
Aufstellung  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung  nach  dem  allgemeinen  vom 
Banknoten-lnspektorat  aufgestellten  Schema  der  Emissionsbanken  an  Stelle 
der  frühem  Formulare. 

Die  infolge  der  Einführung  des  Obligationenrechts  nötig  gewordene  Statutenrevision 
Umarbeitung  der  Statuten  im  Jahre  1887  wurde  durch  Herrn  Ad.  Burckhardt- 
Bischoff,  der  im  Jahre  1881  in  die  Vorsteherschaft  gewählt  worden  war,  unter 
Mithilfe  der  Herren  Direktor  Fr.  Frey  und  Rud.  Kaufmann -Neukirch  vor- 
genommen, und  am  3.  Juni  1887  erhielten  die  neuen  Statuten  die  Genehmigung 
der  Generalversammlung.  Die  Änderungen  betrafen  eigentlich  mehr  die 
äussere  Form.  An  materiellen  Neuerungen  sind  folgende  zu  erwähnen : die 
Dauer  der  Gesellschaft  wurde,  anstatt  auf  6 Jahre,  auf  unbestimmte  Zeit 
festgesetzt;  die  Details  über  den  Geschäftskreis  wurden,  wie  es  J.  J.  Speiser 
schon  vorgeschlagen  hatte,  in  ein  Reglement  verlegt;  die  Beschränkung  des 
Aktienbesitzes  wurde  aufgehoben  und  der  Reservefonds  auf  eine  Million 
Franken  limitiert.  Höher  wollte  man  in  Anbetracht  des  beschränkten  Geschäfts- 
kreises der  Bank  und  der  Garantie,  welche  im  nicht  bezahlten  Teile  der 

Aktien  gegeben  war,  nicht  gehen.  Die  Aktionäre  — damals  etwa  350  

boten  auch  tatsächlich  alle  und  jede  Garantie;  denn  sie  rekrutierten  sich 
hauptsächlich  aus  den  reichsten  Geschlechtern  Basels.  Über  den  Überschuss 
wurde  in  folgender  Weise  verfügt:  es  wird  daraus  bestritten; 
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1883-1885 

schlecht. 


Allgemeiner 
Ausblick  und 
Überblick 
1882-1891. 


L.  Iselin- 
La  Roche, 

1 inkpräsident. 


1.  eine  4'’/'oige  ordentliche  Dividende;  sodann  gehen 

2.  vom  Rest  20  ® ö in  den  Reservefonds, 

10  ® o an  Direktor  und  Angestellte, 

70  ® 0 als  Superdividende  an  die  Aktionäre. 

Die  neuen  Statuten  traten  am  1.  Januar  1888  in  Kraft. 

In  der  obersten  Leitung  fand  im  Jahre  1885  eine  Änderung  statt. 
Präsident  C.  Bachofen-Burckhardt  demissionierte  und  wurde  in  der 
Generalversammlung  vom  10.  April  1885  durch  Herrn  L.  Iselin-LaRoche 
ersetzt. 

Trotz  des  Pariser  Börsenkrachs  konnte  das  Jahr  1882  für  die  Bank 
in  Basel  als  gutes,  „sehr  befriedigendes“  gelten.  Die  hohen  Zinssätze 
ermöglichten  ein  einträgliches  Geschäft,  trotz  verminderter  Umsätze,  und  als 
der  Geldstand  wieder  leichter  geworden  war,  verhinderte  das  Inkrafttreten 
des  Banknotengesetzes  ein  zu  starkes  Sinken  des  Diskontozinsfusses.  Das 
privatwirtschaftliche  Fazit  der  Bank  war  für  die  Aktionäre  eine  Dividende 
von  8.6  “/o. 

Schlecht  waren  dafür  die  Erträgnisse  der  nun  folgenden  Jahre  bis  1888. 
Mit  dem  Jahre  1883  setzte  eigentlich  erst  eine  fühlbare  Depression  ein  — 
wie  man  glaubt  im  Zusammenhang  mit  dem  Bontoux-Krach.  Einerseits  eine 
Geldabundanz  sondergleichen,  anderseits  eine  ungewöhnliche  Anspruchs- 
losigkeit von  Handel  und  Industrie.  Der  mittlere  Diskontosatz  schwankte  in 
den  Jahren  1883—1887  für  die  Bank  in  Basel  zwischen  2.86—3.11,  war  in 
den  Jahren  1888 — 1891  dagegen  wieder  höher  (3.19—3.91).  Zu  all  dem  traf 
die  Bank  wieder  einmal  das  bekannte  Missgeschick.  Sie  besass  nämlich 
von  1883  an  ein  höheres  Aktienkapital,  und  im  letzten  Quartal  dieses  Jahres 
gelangte  sie  in  den  Besitz  der  entsprechend  vermehrten  Notensummen.  Beides 
fiel  in  eine  schlimme  Zeit. 

Über  das  Jahr  1883  klagte  die  Bank  als  über  ein  wenig  lohnend 
gewesenes;  sie  kennzeichnet  es  als  Jahr  der  ununterbrochenen  Geldabundanz, 
hervorgebracht  durch  Stockung  in  vielen  Zweigen  des  Handels  und  durch 
die  Abwesenheit  aller  Spekulation  im  Börsen-,  wie  im  Warengeschäft.  Und 
vom  Jahr  1884  sagt  der  Bankbericht,  dass  es  keine  bemerkenswerten 
Veränderungen  gegen  das  vorangegangene  geboten  habe.  Im  Telegrammstil 
würde  die  Signatur  lauten:  Geschäfte  flau,  kurze  Unterbrechung  im  Herbst 


Carl  Hachofen-E^urckharüt 
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1.  eine  4%iige  ordentliche  Dividende:  sodann  gehen 

2.  vom  Rest  20  in  den  Reservefonds, 

lO'^o  an  Direktor  und  Angestellte, 

70^1.  als  Superdividende  an  die  Aktionäre. 

Die  neuen  Statuten  traten  am  1.  Januar  1888  in  Kraft. 

o iseiin-  In  der  obersten  Leitung  fand  im  Jahre  1885  eine  Änderung  statt. 

I ankpräsident.  pj-^sident  C.  B a c li  0 f c u - B u r c k h a r d t demissionierte  und  wurde  in  der 
Generalversammlung  vom  10.  April  1885  durch  Herrn  L.  Iselin-LaRoche 
ersetzt. 

Aii.^emeiner  Trotz  dcs  Pariser  Börsenkraciis  konnte  das  Jahr  1882  für  die  Bank 

Vusblick  und 

lic'S  ‘‘1  gutes,  „sehr  befriedigendes“  gelten.  Die  hohen  Zinssätze 

ermöglichten  ein  einträgliches  Geschäft,  trotz  verminderter  Umsätze,  und  als 
der  Geldstand  wieder  leichter  geworden  war,  verhinderte  das  Inkrafttreten 
des  Banknotengesetzes  ein  zu  starkes  Sinken  des  Diskontozinsfusses.  Das 
privatwirtschaftliche  Fazit  der  Bank  war  für  die  Aktionäre  eine  Dividende 
von  8.6  “ II. 

1883  -1885  Schlecht  waren  dafür  die  Erträgnisse  der  nun  folgenden  Jahre  bis  1888. 

schlecht 

Mit  dem  Jahre  1883  setzte  eigentlich  erst  eine  fühlbare  Depression  ein 
wie  man  glaubt  im  Zusammenhang  mit  dem  Bontoux-Krach.  Einerseits  eine 
Geldabundanz  sondergleichen,  anderseits  eine  ungewöhnliche  Anspruchs- 
losi'i-keit  von  Handel  und  Industrie.  Der  mittlere  Diskontosatz  schwankte  in 
den  Jahren  1883  -1887  für  die  Bank  in  Basel  zwischen  2.86—3.11,  war  in 
den  Jahren  1888  — 1891  dagegen  wieder  höher  (3.19  -3.91).  Zu  all  dem  traf 
die  Bank  wieder  einmal  das  bekannte  Missgeschick.  Sie  besass  nämlich 
von  1883  an  ein  höheres  Aktienkapital,  und  im  letzten  Quartal  dieses  Jahres 
gelangte  sie  in  den  Besitz  der  entsprechend  vermehrten  Notensummen.  Beides 
fiel  in  eine  schlimme  Zeit. 

Über  das  Jahr  1 883  klagte  die  Bank  als  über  ein  wenig  lohnend 
gewesenes;  sie  kennzeichnet  es  als  Jahr  der  ununterbrochenen  Geldabundanz, 
hervorgebracht  durch  Stockung  in  vielen  Zweigen  des  Handels  und  durch 
die  Abwesenheit  aller  Spekulation  im  Börsen-,  wie  im  Warengeschäft.  Und 
vom  lahr  1884  sagt  der  Bankbericht,  dass  es  keine  bemerkenswerten 
Veränderungen  gegen  das  vorangegangene  geboten  habe.  Im  Telegrammstil 
würde  die  Signatur  lauten:  Geschäfte  flau,  kurze  Unterbrechung  im  Herbst 
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platz. 


1885-1888 

besser. 


ausgenommen,  Handel  und  Industrie  fortwährend  gedrückt,  ohne  grosse 
Anforderungen  an  die  Bank.  Ähnlich  war  es  im  Jahre  1885.  Die  schlechte 
Haltung  der  produktiven  Erwerbstätigkeit  wurde  aber  glücklicherweise  etwas 
kompensiert  durch  die  besonders  von  1884  an  fortschreitende  Entwicklung 
des  Platzes  im  Bankwesen  und  die  damit  verbundenen  hohem  Umsätze  an 
der  Börse.  Das  Diskontogeschäft  erhielt  von  andrer  Seite  Zuspruch : an  die 
Stelle  der  Handelswechsel  traten  grössere,  aus  dem  Börsengeschäft  sich 
entwickelnde  Geschäfte,  und  von  da  wurde  das  Lombard-(Darlehn)-geschäft 
stark  genährt. 

Im  Jahre  1885  brach  schliesslich  das  Eis,  und  wo  Ruhe  geherrscht 
hatte,  begann  ein  fröhliches  Leben.  Die  Besserung  hielt  im  Jahre  1886  an, 
nicht  nur  in  der  Schweiz,  sondern  auch  in  den  Nachbarländern.  Die  neue 
Unternehmungslust  fand  im  Bankgeschäft  getreuen  Ausdruck,  und  der  flüssige 
Geldstand  begünstigte  Anleihen  und  Emissionen  aller  Art,  allerdings  stets 
unter  starker  Beeinträchtigung  der  Rentabilität  der  Geldgeschäfte.  Im  folgenden  Krieg ^i^sicm? 
Jahre,  1887,  wollte  die  Kriegsfurcht  — es  war  die  Zeit  Boulangers  — in  die 
frohe  Zuversicht  Angst  und  Bangen  bringen.  Doch  schlug  alles  zum  Guten  um; 
der  starke  Geldbedarf  der  Mächte,  mannigfache  Rüstungen  brachten  erst  recht 
Leben,  und  als  der  Friede  schliesslich  gesichert  war,  schloss  das  Jahr  viel 
günstiger,  als  man  es  erwartet  hatte.  Immerhin  ist  das  Jahr  den  schweizerischen 
Emissionsbanken  lange  in  Erinnerung  geblieben.  „Die  Beunruhigung  der 
Gemüter“,  sagt  der  Jahresbericht  der  Bank  in  Basel  für  das  Jahr  1887,  „kam 
auch  auf  dem  wirtschaftlichen  Gebiete  zum  Ausdruck,  indem  sie  einerseits 
dem  Handelsstande  eine  grössere  Zurückhaltung  auferlegte,  andrerseits  ihn 
aber  zu  aussergewöhnlichen  Massnahmen  bewog,  bei  deren  Durchführung  auch 
die  Emissionsbanken  in  Mitleidenschaft  gezogen  wurden.  Die  Ansammlung 
von  grössern  Vorräten  an  Kohlen,  Rohprodukten,  Lebensmitteln  und  Fourage, 
wie  sie  seitens  der  meisten  Industriellen  und  der  eidgenössischen  Verwaltung 
stattfand,  erheischte  vermehrte  Rimessen  nach  dem  Auslande;  nicht  nur 
erreichten  in  Folge  dessen  die  Kurse  der  auswärtigen  Wechsel  eine 
ungewöhnliche  Höhe  und  veranlassten  die  Ausfuhr  von  Barschaft,  sondern  auch 
im  Lande  selbst  legten  sich  Private,  Bankiers,  Industrielle  und  Verwaltungen 
angesichts  der  Eventualität  eines  Krieges  in  ihren  eigenen  Kassen  Barreserven 
an.  Für  beide  Zwecke  wurden  die  Barvorräte  der  Emissionsbanken  stark 
in  Anspruch  genommen.  Die  ganze  Bewegung  verlief  jedoch,  ohne  dass  die 
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Bank  dadurch  in  eine  gefährliche  Lage  versetzt  und  genötigt  worden  wäre, 
zur  Wahrung  ihrer  Interessen  dem  Publikum  gegenüber  Restriktionen  in 
Anwendung  zu  bringen.  Um  ihre  Barreserve  zu  schützen,  erhöhte  sie  ihren 
Diskontosatz  in  kurzer  Frist  von  3 auf  372  und  4%,  welche  Vorsichts- 
massregel  auch  von  andern  Emissionsbanken  befolgt  wurde.  Allmählich 
fielen  dann  die  Wechselkurse  wieder,  wodurch  es  der  Bank  möglich  wurde, 
grössere  Summen  Barschaft  aus  Frankreich  zu  beziehen  und  damit  ihre 
Barreserve  in  ausgiebiger  Weise  zu  ergänzen.“ 

Das  eidgenössische  Finanzdepartement  selbst  hatte  die  Emissionsbanken 
mit  vertraulichem  Zirkular  ermahnt,  angesichts  der  unsichern  politischen 
Situation  ihre  Barreserven  zu  verstärken,  und  betont,  dass  der  Bund  im  Falle 
kriegerischer  Verwicklungen  keine  Verantwortlichkeit  für  die  Verbindlichkeit 
der  Banken  übernehmen  könne  und  sich  strikte  an  die  Bestimmungen  des 
Gesetzes  halten  müsse.  Diesem  Wunsche  suchten  die  Banken  allgemein 
nachzuleben,  und  im  Mai  erreichte  der  Barvorrat  in  den  Kassen  der  Emissions- 
banken die  noch  nie  dagewesene  Höhe  von  81  Millionen  Franken. 

Bald  aber,  als  die  politischen  Zustände  ruhiger  beurteilt  wurden, 
suchten  die  Reserven  wieder  Verwendung.  Der  Diskontosatz  sank  ebenso 
rasch,  als  er  vorher  gestiegen  war,  und  blieb  auf  27.  im  Jahresdurchschnitt 
ging  er  nicht  über  2.91  % hinaus. 

Von  1888  an  gibt  es  zunächst  nur  Gutes  zu  melden.  Die  politischen 
Ereignisse,  wie  der  zweifache  Thronwechsel  in  Deutschland,  wirken  nicht 
beunruhigend.  Die  Jahresberichte  geben  Kunde  von  neuer  Unternehmungslust, 
von  zahlreichen,  auch  überseeischen  Emissionen  bei  flüssigem  Geldstand 
(von  1888 — 1890  kamen  für  1432  Millionen  Mark  ausländischer  Papiere  auf 
den  deutschen  Markt),  von  steigenden  Umsätzen,  von  der  Steigerung  der 
Notenzirkulation  in  der  Schweiz  bis  zum  Notenmangel,  von  der  Gründung 
zahlreicher  Aktiengesellschaften  und  Kartelle  in  den  wichtigsten  Industrie- 
zweigen. Dabei  ist  die  Tätigkeit  begleitet  von  einer  erfreulichen  Prosperität, 
und  diese  wirkt  naturgemäss  auf  die  Kurse  der  Industriepapiere  und  auf  den 
Geldstand.  Die  verschiedenen  Zweige  des  Verkehrs;  die  Eisenbahnen,  das 
Speditionswesen,  der  Vermittlungsdienst  in  allen  seinen  Modifikationen  haben 
in  reichlicher  Arbeit  eine  wichtige  Rolle  zu  spielen,  tragen  dadurch  wiederum 
zur  Steigerung  der  Kurse  der  Papiere  (Eisenbahnaktien)  bei  und  bilden  einen 
frischen  Nährquell  für  Börsengeschäfte.  Die  schweizerischen  Emissionsbanken 
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machten  zu  dieser  Zeit  neben  guten  allerdings  auch  unrentable  Geschäfte; 
denn  der  französische  Wechselkurs  stand  anhaltend  hoch  und  hatte  einen 
dauernden  Silberexport  nach  Frankreich  und  damit  für  sie  kostspielige 
Barbezüge  vom  Auslande  zur  Folge. 

Ihren  Höhepunkt  erreichte  diese  ins  ungemessene  gesteigerte  Konjunktur  punkt”^^^’ 
im  Jahre  1890.  Es  war  eine  Tätigkeit,  „wie  wir  sie  seit  einer  Reihe  von 
Jahren  nicht  mehr  erlebt  haben“,  und  die  damit  verbundene  Prosperität  teilte 
sich  auch  denjenigen  Geschäftszweigen  mit,  welche,  wie  die  Emissionsbanken, 
berufen  sind,  im  allgemeinen  Verkehr  nur  eine  vermittelnde  Rolle  zu  spielen, 
urteilt  der  Berichterstatter  der  Bank  in  Basel.  „Es  (das  Jahr)  hat  auf  dem 
Gebiete  der  Börse,  der  Emissionen  und  der  Gründungen  das  Unmöglichste 
geleistet“  sagt  der  Bericht  über  Handel  und  Industrie  in  der  Schweiz  im 
Jahre  1890. 

Dieses  Unmögliche  war  aber  das  Ende  der  Hausse  und  der  Anfang  der 
Krise,  die  im  Jahre  1891  so  manches  Kartenhaus  umstiess  und  so  Manchem 
den  Boden  unter  den  Füssen  wegriss. 

Verschiedene  Anzeichen  hatten  schon  gegen  das  Ende  des  Jahres  1890 
darauf  schliessen  lassen,  dass  die  aufsteigende  Bewegung  ihren  Höhepunkt 
erreicht  habe  und  der  Absturz  nahe  sei. 

Den  Beginn  der  internationalen  Schwierigkeiten  hatten  im  Jahre  1890 
die  finanzielle  Misere  der  südamerikanischen  Staaten  und  in  Verbindung 
damit  der  Sturz  des  alten  Londoner  Bankhauses  Baring  brothers  gebildet  mit 
ihrem  ganzen  Gefolge  von  Liquidationen  und  Kursrückgängen;  dann  kam  im 
Jahre  1891  die  portugiesische  Finanznot  und  der  allgemeine  Abklärungs- 
prozess. 

So  sind  wir  denn,  wiederum  nach  9 Jahren,  wieder  soweit,  wie  zuvor, 
im  Zustande  der  Übersättigung.  Je  näher  aber  diese  Krisen  liegen,  umso  Die  Krise, 
lebhafter  das  Interesse  an  ihnen,  umso  grösser  die  Zahl  derer,  die  sie 
miterlebt,  die  in  der  vorangegangenen  Zeit  gewonnen  und  während  des 
Krachs  verloren  haben. 

Der  Platz  Basel  wurde  als  Bank- und  Börsenplatz  von  diesen  allgemeinen 
Zuständen  in  Mitleidenschaft  gezogen,  und  infolgedessen  verringerten  sich 
die  Umsätze  und  Verwendungen  der  Bank  in  Basel.  Ausser  den  auf  allen 
Geldmärkten  aufgetretenen  Erscheinungen  wirkten  hier  und  auf  den  deutsch- 
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schweizerischen  Bank-  und  Börsenplätzen  ganz  spezielle  Ursachen,  die  die 

Überspannung  der  Kräfte  fördern  halfen.  Wir  müssen  ihrer  hier  ebenfalls 
gedenken. 

Wir  haben  oben  der  um  die  Mitte  der  80"  Jahre  eingehend  starken 
Entwicklung  des  Basler  Bankfaches  Erwähnung  getan.  Die  Bewegung  setzte 
sich  progressiv  fort,  und  der  Platz  profitierte  hiervon  stark.  Basel  selbst 
trug  das  Gepräge  neuen  wirtschaftlichen  Aufschwungs.  Schon  die  Vermehrung 
der  Bevölkerung  begann  in  ganz  anderm  Masse  einzusetzen  als  bisher,  und 
neben  der  alten  Industrie  der  Seidenbandweberei  entwickelte  sich  mächtiger 
und  mächtiger  das  Baugewerbe  — im  weitesten  Sinne  des  Wortes  begriffen  — , 
entwickelten  sich  auch  die  industriellen  Unternehmungen  des  Staates  selbst, 
und  all  dies  wirkte  auf  die  Bankwelt  des  Platzes  mächtig  ein,  desgleichen, 
wenn  auch  nicht  unmittelbar,  auf  die  Bank  der  Banken.  Neben  Noten 
erforderte  diese  Prosperität  von  Handel  und  Industrie  auch  grosse  Summen 
baren  Geldes  zu  Lohnauszahlungen  u.  s.  w.,  die  nicht  sofort  wieder  an  die 
Kassen  der  Emissionsbanken  zurückflossen,  sondern  zu  einem  beträchtlichen 
Teile  in  den  Händen  des  Publikums  blieben.  Es  war  daher  nichts  unerwartetes, 
wenn  die  Bank  in  Basel,  wie  übrigens  ihre  Kolleginnen,  zu  fortwährenden 
Barbezügen  aus  dem  Auslande  genötigt  wurde;  dabei  hatte  sie,  wie  schon 
erwähnt,  gleichzeitig  den  durch  den  anhaltend  hohen  französischen  Wechsel- 
kurs verursachten  Barexport  wieder  gut  zu  machen.  Ohne  grosse  Kosten 
war  dies  nicht  möglich;  um  so  unangenehmer  wirkte  damals  für  die  Bank 
der  Beschluss  des  Grossen  Rates  des  Kantons  Basel-Stadt,  die  Notensteuer 
von  3 auf  4 %o  zu  erhöhen. 

Dass  unter  all  diesen  Verhältnissen  der  Geldpreis  stieg,  ist  selbst- 
verständlich. 

Die  Anregung  zur  Spekulation  und  zur  Überspekulation  hatten  die 
niedrigen  Zinssätze  der  Jahre  1883 — 1887  gegeben.  Sie  standen  ja  so  tief, 
wie  nie  zuvor  seit  1851.  Die  Industrie  konnte  aber  gerade  in  diesen  Jahren 
nicht  viel  davon  profitieren,  und  infolgedessen  waren  gute  inländische 
Kapitalanlagen  selten  und  gesucht.  Da  gab  im  Jahre  1886  das  Gerücht  von 
einer  in  Aussicht  genommenen  Verstaatlichung  der  schweizerischen  Eisen- 
bahnen den  lüsternen  Spekulationsmännern  Anlass,  die  schweizerischen 
Eisenbahnpapiere  in  die  Höhe  zu  treiben,  und  als  es  hiess,  die  N.  0.  B. 
werde  in  erster  Linie  an  die  Reihe  kommen,  warf  sich  die  Spekulation 
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besonders  auf  diese  Aktien.  Im  Jahre  1887  (bei  noch  niedrigem  Zinsstande) 
erfolgten  Konversionen  eidgenössischer  und  kantonaler  Obligationen,  und  im 
gleichen  Jahr  wurden  die  schweizerischen  Eisenbahnpapiere  an  den  deutschen 
Börsen  kotiert  und  damit  zu  einem  der  beliebtesten  Spielpapiere  gemacht. 
Das  Angebot  des  Bundes  von  500  Fr.  pro  N.O.B.- Aktie  trieb  die  Kurse 
höher  und  höher.  Die  ganze  Bewegung  wird  durch  folgende  Kurse  deutlich 
genug  erhellt. 


Januar 

Dezember 

Februar 

März 

1 Dez 

1886  1 

1888 

: 1889 

1 

1890 

1891  ' 

1891 

1 1891 

N.  0.  B - Stamm 

283 

448 

530 

722 

695 

770 

533 

S.  C.  B 

450 

550 

636 

825  i 

828 

876 

650 

Jura 

354 

450 

1 557  ' 

1 

' 1 

! fusioniert. 

Westbahn-Stamm  . . . 

115 

144 

1 

1 172 

1 

' 

Mit  dieser  Hausse  gingen  Neugründungen  von  Banken  und  Kapital- 
erhöhungen für  solche  parallel. 

Der  Fall  der  Weltfirma  Baring  bros.  schien  in  den  Jubel  einige 
Ernüchterung  zu  bringen;  als  aber  im  März  1891  die  Kunde  von  den  Unter- 
handlungen des  Bundes  über  den  Ankauf  von  50,000  Stück  S,  C.  B.- Aktien 
kam,  kannte  die  Spekulation  keine  Grenzen  mehr.  „Überall  sonst  an  den 
europäischen  Börsen  Verstimmung,  Stagnation  und  rückläufige  Konjunkturen  — Schweiz, 
in  der  Schweiz  allein  und  überhaupt  für  schweizerische  Werte  die  grösste 
Hoffnungsfreudigkeit“.  Das  war  die  Zeit,  da  N.  0.  B.- Aktien  von  695 
auf  770,  S.  C.B.- Aktien  von  828  auf  876  getrieben  wurden.  Alles  schien  zu 
gelingen  und  wäre  gelungen,  wenn  nicht  das  Volk  am  7.  Dezember  1891 
die  Vorlage  über  den  Ankauf  der  S.  C.  B.  verworfen  hätte.  Jetzt  hatten  es 
die  Papiere  eilig  mit  dem  Fallen.  Alle  Banken,  die  bei  dieser  Überspekulation 
mitgemacht  hatten,  bekamen  ihren  Teil.  Aber  auch  Private  blieben  nicht 
verschont. 

Der  Bericht  über  Handel  und  Industrie  in  der  Schweiz  im  Jahre  1891 
sagt  scharf,  aber  richtig:  „Im  Jahre  1891  ist  endlich  das  Mass  voll  geworden. 

Nachdem  jahrelang  das  Gründertum  wegen  seiner  Scheinerfolge  triumphiert 
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und  immer  weitere  Kreise  in  den  Tanz  um  das  goldene  Kalb  zu  verwickeln 
vermocht  hatte,  in  dem  eine  Berliner  Gründerfirma  die  erste  Violine  spielte, 
hat  in  der  zweiten  Hälfte  des  Jahres  die  ganze  Herrlichkeit  ein  Ende  mit 
Schrecken  genommen.  Ein  Teil  der  einst  gefeierten  tonangebenden  Persönlich- 
keiten hat  sich  nun  vor  dem  Strafrichter  zu  verantworten;  andere,  die  vielleicht 
nicht  weniger  schuld  sind,  die  aber  vorsichtigerweise  die  Fäden  in  der  Hand 
hielten  und  sich  auf  offener  Bühne  nicht  sehen  Hessen,  geniessen  „als  dunkle 
Ehrenmänner“  die  Früchte  der  goldenen  Erntezeit  ....  geräuschloser  als  bei 
frühem  Katastrophen,  aber  unendlich  mehr  und  tiefere  Wunden  schlagend, 
sind  Unglück  und  Not  in  den  verschiedensten  Kreisen  eingezogen“. 

Ausserordentlich  stark  traf  die  Katastrophe  den  Platz  Basel.  Hier 
hatten  die  schwindelhaften  Operationen  der  im  Jahre  1883  84  gegründeten 
Allgemeinen  Kreditbank  eine  Reihe  von  ähnlichen  Banken  und  damit  weite 
Kreise  dem  Sturze  nahe  oder  zu  Falle  gebracht,  und  mancher  wird  noch 
heute  mit  bittern  Gefühlen  jener  Zeit  gedenken,  ln  die  Spekulationen  der 
Allgemeinen  Kreditbank  wurden  die  Basier  Check-  und  Wechselbank,  die 
Berner  Bodenkreditanstalt,  der  Zürcher  Bankverein,  die  Winterthurer  Kredit- 
bank hineingezogen;  zum  Teil  hatten  sie,  wie  die  Leihkasse  Uster  und  die 
Ersparniskasse  des  Amtes  Büren,  selbst  gespielt  oder  drauflos  gegründet. 

Eine  weitere  Folge  dieser  Ereignisse  war  der  Erlass  von  Börsengesetzen 
in  Basel  *)  und  Zürich;  denn  die  Börse,  sagte  man,  habe  all  die  Not 
verschuldet  und  müsse  nun  unter  Aufsicht  gestellt  werden. 

Von  welchem  Umfange  die  Börsenoperationen  allein  in  Basel  gewesen 
sind,  mögen  die  Zahlen  über  die  aus  dem  Bordereauxstempel  berechneten 
Börsenumsätze  dartun,  und  die  Angaben  über  den  Einkommensteuerertrag 
lassen  auch  erkennen,  in  welchem  Masse  neben  der  Stempelsteuer  der  Basler 
Staatssäckel  aus  diesen  Börsenoperationen  gewonnen  hat. 


h ln  Basel  hatte  man  schon  vor  dem  Krach  mit  der  Angelegenheit  sich  beschäftigt, 
Vergl.  Börsenreform  in  der  Schweiz.  Gutachten  von  Prof.  L'r.  Julius  Wolf  in  Zürich, 
Zürich  1895,  pag,  13—27.  W.  Speiser,  La  bourse  de  Bäle,  Extrait  de  la  Revue  du 
XXme  siede,  Bäle  1892. 
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Es  betrugen  : 


Die  Einnahmen  für 
Bordereauxstempel 

Die  Börsenumsätze 
ca.  in  Fr,  1 

Die  Einkommens- 
Steuer 

1883 

— 

i 

941,232 

1884 

14,618 

241,180,500 

972,318 

1885 

11,514 

189,964,500 

1 ,042,260 

j 

1886  ' 

20,938 

345,477,000 

i 1,193,058 

1887 

20,839 

343,827,000 

1 1,241,6110 

1888 

26.321 

434.280,000 

' 1,357,070 

1889 

38.904 

641,916,000 

1,546.468 

1890 

43.201 

712,800.000 

1,493.346 

1891 

34,419 

567.897,000 

1.051,483 

1892 

9,170 

151.305,000 

1,274,022 

Wozu  nun  all’  diese  Mitteilungen?  Hat  die  Bank  in  Basel  mit  diesen 
Geschäften  zu  tun  gehabt?  Sie  war  doch  keine  Effektenbank!  — Gewiss  nicht! 
Aber  ihre  Geschäfte  wurden  durch  das  Börsentreiben  in  mehr  als  einer 
Richtung  stark  beeinflusst,  und  als  Bank  der  Banken  konnte  sie  im  Kreise  der 
tätigen  Bankinstitute  nicht  isoliert  bleiben.  Ja,  man  hat  ihr  sogar  vorgeworfen, 
sie  trage  mit  andern  Emissionsbanken  mit  Schuld  an  der  Überspekulation, 
gleich,  wie  man  auch  der  deutschen  Reichsbank  die  Frage  vorgelegt  hat,  ob 
sie  nicht  den  Interessen  der  Spekulation  und  der  Börse  doch  in  zu  weitem 
Masse  dienstbar  geworden  sei  -).  Diese  Mithilfe  der  Bank  habe  vor  allem 
in  der  zu  starken  Neuemission  von  Banknoten  in  den  Jahren  1886 — 1891 
bestanden.  Hierüber  soll  bei  der  Behandlung  des  Notengeschäfts  und  des 
Lombardgeschäfts  noch  gesprochen  werden. 


r’ 

f. 

Bank  in  Basel  ^ 

und  Borsenspiel. 


Die  Bankgeschäfte.  Bankgeschäfte 

1882-1891. 

Wenn  man  die  Geschäfte  der  Bank  von  1882 — 1891  betrachtet,  so  hat 
man  sich  stets  die  beiden  Perioden  1882 — 1885,  die  flaue  Zeit,  und  1886  bis 
1891,  die  Zeit  des  Aufschwungs,  vor  Augen  zu  halten. 

')  Neues  Steuergesetz,  daher  haben  die  Jahrgänge  1886  und  1887  keine  Kontinuität. 

Wolf,  Börsenreform,  118  und  Adolf  Wagner,  die  neueste  Silberkrisis  1894,  65. 
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1882  - 1891. 


Vergegenwärtigen  wir  uns  zunächst  das  Wachsen  des  Gesellschafts- 
kapitals und  der  Notenemission.  Es  betrug  (in  Millionen  Franken): 


im  Jahre 

1882 

■ 1883 

1884 

1885 

1886 

1887 

1888 

1889 

1890 

1891 

Das  Aktienkapital  nominell 

8 16 

16 

1 16 

16  ' 

16  i 

16 

16  1 

16 

16 

16 

r< 

einbezahlt 

46 

1 

6 i 

1 6 ' 

68  ; 

8 

8 

8 ' 

8 

12 

12 

Die 

Notenemission  . ' 

8 12: 

12 

12  i 

14  1 

16 

16 

16  1 

16 

20  j 

20 

n 

durchschn.  Notenzirkulat. 

73 

8.0 

' 10.3 

10.4 

11.2 

134 

14.2 

15.0 : 

16.2  1 

17.0 

hiezu  kommt  der  Reservefonds,  der  im  Dezember  1882  743,000  Fr.,  im  Jahre 
1890  die  statutarische  Höhe  von  einer  Million  Franken  erreichte. 

Das  nominelle  Qesellschaftskapital  ist  während  der  ganzen  Dauer  gleich 
geblieben;  das  einbezahlte  Kapital  wurde  im  Jahre  1885  auf  8 Millionen 
Franken  erhöht,  da  Notenmangel  die  Erhöhung  der  Notenemission  verlangt 
hatte  und  nach  dem  Gesetze  das  einbezahlte  Gesellschaftskapital  mindestens 
die  Hälfte  der  Notenemissionssumme  betragen  musste.  Dass  im  Jahre  1890 
(Beschluss  vom  5.  März  1890)  eine  weitere  Einzahlung  auf  das  Kapital  und 
eine  Steigerung  der  Emission  vorgenommen  wurde,  wird  nicht  überraschen, 
sondern  als  selbstverständlich  erscheinen.  Wohl  legte  die  Vorsteherschaft 
den  Antrag  auf  Erhöhung  nicht  mit  Begeisterung,  sondern  nur  notgedrungen 
vor;  doch  konnte  sie  sich  den  äussern  Einflüssen  niciit  entziehen.  Hatte  es 
sich  bei  der  frühem  Vermehrung  der  Mittel  darum  gehandelt,  ein  Konkurrenz- 
institut zu  verhindern,  so  wollte  sie  jetzt  die  Leistungsfähigkeit  der  Bank 
erhöhen,  um  der  Gründung  einer  Bundesbank  entgegenzutreten.  In  der 
Generalversammlung  gab  es  denn  auch  Opposition.  Oberst  Merian-Iselin 
hielt  „die  zunehmende  Papierwirtschaft  in  der  Schweiz  für  ein  Unglück“  und 
befürwortete  die  Entwicklung  des  Check-  und  Giroverkehrs,  wie  in  England. 
Es  wurde  ihm  erwidert,  dass  der  Giroverkehr  auf  dem  Platze  schon  stark 
entwickelt  sei  und  für  den  Checkverkehr  das  Publikum  nur  langsam  heran- 
gezogen werden  könne.  Inzwischen  handle  es  sich  darum,  ihm  dasjenige 
Zahlungsmittel  zur  Verfügung  zu  stellen,  das  es  vorzugsweise  verlange. 
Mit  1370  von  1583  Stimmen  wurde  aber  der  Antrag  der  Vorsteherschaft 
angenommen.  Der  Beschluss  hat  sich  in  der  Folge  als  vorsorglich  richtig 
bewährt  und  der  Bank  gestattet,  das  Notengeschäft  auf  eine  breitere  Grundlage 
zu  stellen. 
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Der  Bank  standen  nun  im  ganzen  an  Mitteln  zur  Verfügung  : 


Eigene  Mittel  h 

i 

«/o 

Fremde 

unverzinsliche") 

1 

Fremde 

verzinsliche^) 

7o 

Total 

1882 

i 

5.428 

29 

11.632 

63 

1 

1 1.571 

8 

18.631 

1883 

I 6.808 

32 

1 

12.583 

59 

1.926 

9 

21.317 

1884 

6.818 

28 

15.063 

62 

2.411 

10 

24  292 

1885 

6.867 

29 

14.854 

63 

1.919 

1 

8 

23.640 

1886 

7,443 

30 

15.528 

62 

1.893 

8 

24.864 

1887 

8.958 

30 

18.576 

63 

1.952 

7 

29.486 

1888 

9.056 

30 

19.037 

63 

2.078 

7 

30171 

1889 

9.178 

29 

19.762 

61 

3.264 

10 

32.204 

1890 

11.311 

1 

32 

21,249 

61 

2.408 

7 

34,968 

1891 

13.348 

34 

22.795 

57 

3 675 

9 

39-818 

Die  gesamten  Mittel  hatten  betragen : 

1864  1873  1882  1891  1^ 

in  Milk  Fr.  8.143  13.001  18.631  39.818  47.524 


Die  Periode  von  1882—1891  ist  unbedingt  diejenige,  in  der  die  Mittel  Anwachsen%uer 
der  Bank  am  stärksten  wachsen,  so  stark,  dass  es  in  der  spätem  Zeit  von 
1892  an  bis  1907  nur  noch  einer  einmaligen  Einzahlung  auf  die  Aktien  und 
einer  Erhöhung  der  Notenemission  von  vier  Millionen  Franken  bedurfte, 
trotzdem  die  Umsätze  von  1891 — 1906  von  2568  Millionen  auf  5400  Millionen 
Franken  gestiegen  waren. 

Unter  den  eigenen  Mitteln  wachsen,  wie  die  Zahlen  zeigen,  ausser 
dem  Aktienkapital  auch  der  verfügbare  Teil  der  Reserve  und  die  Zinsen 
und  Gebühren.  Die  fremden  unverzinslichen  Mittel  nehmen  mit  der  steigenden 
Notenemission  und  mit  den  Konto-Korrentguthaben  zu;  die  Schuld  an  die 
Emissionsbanken  bleibt  stets  ungefähr  dieselbe.  Der  prozentuale  Anteil  jeder 
Gruppe  an  den  Gesamtmitteln  schwankt  nicht  erheblich. 

’)  Eigene  Mittel:  bestehend  aus  Aktienkapital,  Reserve,  Zinsen  und  Gebühren 

-)  Fremde  unverzinsliche:  Konto-Korrent,  Giro  und  Banknoten,  Schulden  an 
Emissionsbanken. 

®)  Fremde  verzinsliche  Mittel:  Depositen. 


r 


Zwei  Perioden ; 
1883-  1886 
und 

1887-  1891, 


Das  Diskont- 
geschäft geht 
zurück,  und  da‘ 
Lombardgeschäf 
wächst. 
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Diese  Mittel  wurden  in  folgender  Weise  verwendet  (Summe  der  Jahres- 
mittel je  für  die  Periode  1883—86  und  1887—91): 


Verzinslich 

Unverzinsl 

ich 

Von 

Diskon- 

tierungen 

Darlehn 

und 

Schuld- 

scheine 

Wert- 

schriften 

1 

Andere 

Geschäfte 

Total 

Bar  u.  Noten 
anderer 
schweizer. 
Emissions- 
banken 

Guthaben 

bei 

Emissions- 

banken 

Total 

Gesamt- 

Total 

1883  - 86 

34.392 

22.114 

8,971 

1.397 

66.874 

23.496 

3.741 

27.237 

1 

94.111 

1887—91 

41,465 

46.521 

18,320 

5.510 

111.816 

47  534 

7.297 

54.831 

166.647 

1883—91 

75,857 

68,635 

27.291 

6,907 

178.690 

71  030 

1 1 .038 

82.068 

260.758 

Wer  die  Zahlenreihen  der  beiden  Perioden  1883  bis  1886  und  1887  bis 
1891  aufmerksam  mustert,  dem  kann  eine  bedeutende  Verschiedenheit  im 
Bestände  der  verzinslichen  Verwendungen  nicht  entgehen.  Zunächst  ergibt 
sich  in  der  zweiten  gegenüber  der  ersten  eine  sehr  starke  Vermehrung  der 
Geschäfte.  Es  werden  durchschnittlich  im  Jahre  verwendet : in  der  Zeit 
von  1883 — 1886:  23,528  Millionen  Franken,  in  der  Zeit  von  1887 — 1891; 
33,328  Millionen  Franken.  Sodann  weisen  die  Werte  in  den  einzelnen 
Verwendungszweigen  ganz  verschiedene  Grössen  auf.  Von  je  100  verzinslichen 
verwendeten  Franken  entfielen  auf 


Von 

1 1 

Diskon-  , 

tierungen 

1 

Darlehn 

Wert- 

schriften 

Andre 

Geschäfte 

Total 

1883  -86 

51.4 

33  1 

13.4 

2-1 

100.0 

1887—91 

37.1 

41.6 

16.4 

! 

100.0 

Man  achte  auf  die  Verschiebung,  die  zwischen  Diskont-  und  Darlehens- 
geschäften vor  sich  gegangen  ist.  Das  ist  das  Charakteristikum  der  Spekulations- 
zeit von  1887—1891.  Die  Diskontierungen  treten,  obwohl  sie  absolut 
gewachsen  sind,  verhältnismässig  zurück.  Das  Lombardgeschäft  dominiert; 
das  Wertschriftengeschäft  zieht  an.  Durchschnittlich  wurden  pro  Jahr 
verwendet  auf 
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Diskon- 

tierungen 

Darlehn 
und 
Schuld- 
scheine : 

Wert- 
schriften 
u.  diskont.. 
Obligat. 

Andere 

Geschäfte 

Total 

Bar  u.  Noten 
andrer 
Emissions- 
banken 

Guthaben 

_ Total 

Emissions- 

banken 

Gesamt- 

Total 

1883-  86 

; 8.598  i 

5.528 

2.243  , 

0 349 

16.718 

5.874 

0.935  6.809 

23  527 

1887—91 

' 8.293 

9.324 

3,664 

1.102 

22.363 

9.506 

1.459  10.965 

33.328 

1883—91 

8.429 

7.626  ’ 

5 907 

1.451 

19.854 

7.914 

1.226  9.119 

28.973 

Über  die  prozentuale  Verteilung  der  Geschäfte  mag  folgende  Tabelle 
orientieren. 


Die 

Verwendungen. 


Von  je  100  verwendeten  Franken  entfielen  im  Jahre 


auf : 

1882 

1883  1884 

1885 

1886 

1887 

1888 

1889 

1890 

1891 

1892 

Wechselportefeuille 

56-5' 

63  55  1 

43 

450 

44 

33.3 

35.5 

: 32.8 

40  0 

I 

390 

Darlehnwechsel  u.  Schuldsch.  ! 

31.0i 

26  29 

42 

39.0 

39 

44.5 

42.8 

44.5 

38.3 

307 

Div.Kreditor-u  Debitor-Rech  ' 

0.5 ' 

— 1 

1 

1.7 

1 

2.2 

5.5 

! ^ 

7.2 

' 13.3 

Wertschriften  u.disk. Obligat. 

: 125 

11  15 

14 

14.3 

16 

20.0  ' 

162 

15.2 

14.5 

' 17.0 

100  100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

Ausser  diesen  Durchschnittsverwendungen  mögen  uns  auch  die  positiven 
Geschäftsergebnisse  über  die  Bedeutung  der  Periode  und  ihre  Teilzeiten 
orientieren.  Es  betrug  (in  Millionen  Franken)  der  Umsatz: 

1882  1883  1884  1885  1886  1887  1888  1889  1890  1891 

1949  1954  2140  2077  2317  2269  2341  2658  2754  2569 

In  dieser  Zahlenreihe  lassen  sich  drei  deutliche  Einschnürungen  erkennen 
zwischen  1885  86,  1888  89  und  1890  91.  Sie  bilden  die  Grenzen  zwischen 
den  schlechten,  guten  und  besten  Jahren.  Von  den  einzelnen  Geschäften 
entfiel  (in  Millionen  Franken)  pro  Jahr  auf  die  Periode 
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von 

1882—1885 

1886—1888 

i 1889—1890 

1891  ! 

1892 

Total-Umsatz  . . . 

2030 

2309 

2706 

2568  : 

2256 

Konto-Korrent-Umsätze 

1 1269 

* 1552 

i 1874 

1662  ' 

1436 

Kassen-Umsätze  ... 

! 643 

691 

812 

830  1 

708 

Inkasso  ' 

17 

112  ! 

103 

98 

97 

Diskonto  Platz-Wechsel 

39.8 

35.8 

38.0 

29.8  i 

33.7 

„ Schweiz.Wechsel 

63.8 

56.1 

63.9  ' 

72.8 

66.6 

„ Ausland-Wechsel 

34  j 

i 34 

1.9 

12 

5.2 

Diskonto  total  ... 

107.0 

^ 95.3 

103,8 

103.8 

1055 

Darlehn  

23.0 

28.0 

32.5 

362 

26.8 

Lässt  sich  ein  besseres  Bild  von  der  steigenden  Entwicklung  der 
Geschäfte  und  wieder  vom  Abfalle  geben,  als  dieses?  Immer  und  immer 
wieder,  man  mag  anfassen  wo  und  wie  man  will,  tritt  die  Bedeutung  der 
Bank  für  jene  grossen  Bank-  und  Börsenoperationen  von  1886 — 1891,  besonders 
1888 — 1891,  mächtig  hervor. 

Giro.  Die  Girorechnungen  weisen  bis  1891  folgende  Zahlen  auf: 


1 

1881 

‘ 1882 

1 1 

1883 

1884 

1885 

1886 

1 

1887 

1 

1888 

. 1889 

1890 

' 1891 

Rechnungen 

162 

162 

179 

173 

156 

155 

1 1 

161 

154 

156 

154 

154 

Ein-  und  Auszahlungen 

1325 

1191 

1200 

j 1349 

1335 

' 1569 ! 

1486 

1607 

1837 

1910 

; 1662 

Durchschnittl.  Bestand 

4.3 

3,7 

3.7  ' 

1 35 

3.3 

3.3 

3.9 

38 

3,6 

3.8 

4.7 

Minimaler 

2.7 

2.5 

2.7 

2.3 

22 

1.7  , 

2 1 

1.7 

2.1 

1.9 

2.2 

Maximaler 

6.7 

6.9 

5.1 

5.8 

5.7 

6.2 

i 6.9 

6.8 

6.1 

6.7 

8.3 

Rückgang  und  Die  Verminderung  im  Totalumsatz  von  1887  ist  eine  Folge  der  neuen 

doch  Fortschritt. 

Börsenliquidation ; sie  repräsentiert  eine  Verbesserung  im  Ausgleich  der 
Verbindlichkeiten  und  eine  volkswirtschaftliche  Mehrleistung  der  Bank. 
Dagegen  ist  merkwürdig,  wie  klein  die  Zahl  der  Rechnungen  eigentlich  immer 
bleibt.  Sie  weicht  nur  um  ein  Geringes  von  anderthalbhundert  ab.  Unter 
den  Rechnungsinhabern  finden  sich  in  erster  Linie  alle  Banken  und  Bankiers; 
sodann  die  bekanntesten  unter  den  alten  Basler  industriellen  Unternehmungen: 
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Seidenband-,  Schappefabriken,  zwei  Baumwollspinnereien,  eine  Brauerei.  Das 
Baugewerbe  fehlt;  die  chemische  Industrie  ist  noch  schwach  vertreten;  dagegen 
finden  wir  die  Mehrzahl  unserer  hervorragenden  Speditions-  und  Handelshäuser 
und  auch  den  A.  C.  V. ; endlich  eine  Anzahl  Notare  und  Advokaten,  verschiedene 
begüterte  Privatpersonen,  öffentliche  und  private  Verwaltungen,  wie  die 
S.  C.  B.,  die  Staatskasse,  das  Gas-  und  Wasserwerk,  den  Spital,  das  Erziehungs- 
departement — das  die  Lehrer-  und  Pfarrergehälter  lange  Jahre  durch  die 
Bank  hatte  ausweisen  lassen  — , das  Kirchen-  und  Schulgut,  die  Zivilgerichts- 
schreiberei. 

Vom  Februar  1883  an  führte  die  Bank  zur  grossem  Sicherheit  des 
Verkehrs  zweierlei  Anweisungen-Formulare  ein; 

a.  Rote  Anweisungen-Formulare,  welche  ausschliesslich  zu  Übertragungen 
auf  andre  Giro-Rechnungen  bestimmt  waren.  Die  Bank  schrieb  den 
Betrag  einer  solchen  Anweisung  jeweilen  nur  dem  im  Texte  vom 
Aussteller  bezeichneten  Rechnungsinhaber  gut  und  zahlte  ihn  in  keinem 
Falle  an  irgend  jemand  aus.  Von  Privaten  oder  Firmen,  welche  keine 
Giro-Rechnung  bei  der  Bank  hatten,  konnten  diese  Anweisungen  nicht 
verwertet  werden. 


Formular  der  roten  Anweisungen. 


1 Basel,  den 

j 

_I 

LU 

CO 

< 

00 

~7 

Giro  I Gut  für  Übertrap^  von  Fr.=^^^—  ' ! 

Basel,  den 

zu  Gunsten  von 

Die  BANK  IN  BASEL  ist  ersucht  der  Rechnung 
von  die  Summe 

BANK  ir 

von  Franken  ^ 

— gutzus ch rc { ö CU , zu  Lasten  von 

Serie  X 

Serie  X N 

b.  Weisse  Anweisungen-Formulare,  welche  sowohl  für  den  Giro-,  als 
den  Kassaverkehr  verwendet  werden  konnten;  der  Betrag  wurde  dem 
Inhaber  der  Anweisung  nach  seinem  Wunsche  entweder  ausbezahlt 
oder  seiner  allfälligen  Rechnung  gutgeschrieben.  Es  lag  im  Interesse 
eines  Rechnungs-Inhabers,  die  weissen  Anweisungen-Formulare  soviel 
als  möglich  auf  den  Kassa-Verkehr  zu  beschränken. 


190 


1882—1891 


Formular  der  weissen  Anweisungen. 


j Basel,  den 

-1 

LiJ 

CO 

< 

BANK  IN  BASEL  Giro  i 

Basel,  den 

ZU  Gunsten  von 

CQ 

Gut  für  Frankens..  L — j 

Z 

. durch  die  Bank  eutzuschreiben , 

BANK 

(ipr  Rprhniing  vnn  zu  Lasten  VOn  ■ 

Se  XVI,  Nro 

Sph>  XVI  : 

Obige  Summe  wird  auch,  auf  Begehren  des  Inhabers,  durch  die  Bank 

bar  ausbezahlt. 

k 


Die  bedeutende  Zunahme  der  Termingeschäfte  an  der  hiesigen  Börse  und 
die  aus  deren  Abwicklung  an  einem  Monatsschluss  sich  ergebenden  Übel- 
stände veranlassten  die  Bank,  bei  den  Mitgliedern  der  Banksektion  auf 
Einf^rungder  Einrichtung  einer  Ultimo-Börsenliquidation  durch  Vermittlung  einer 
hqmdation  Zentralstelle  zu  dringen. 

Es  wurde  zu  diesem  Zwecke  ein  Reglement  vereinbart  und  als  Zentral- 
stelle die  Bank  in  Basel  bezeichnet,  welche  diese  Vermittlung  gegen  eine 
mässige  Gebühr  übernahm.  Die  Operation  bestand  darin,  dass  alle  zwischen 
den  Mitgliedern  der  Bank-Sektion  abgeschlossenen  Geschäfte  in  einer  gegen- 
seitig auszufertigenden  Liquidationsrechnung  aufgeführt  und  die  sich  daraus 
ergebenden  Saldi  an  zu  beziehenden  oder  zu  liefernden  Titel,  sowie  der 
laut  dieser  Abrechnung  zu  empfangende  oder  zu  bezahlende  Barsaldo  in 
dem  summarischen  Abschluss  jeder  Firma  zusammengetragen  wurden. 

Am  Tage  vor  der  Liquidation  verglichen  die  Vertreter  der  betreffenden 
Firma  gegenseitig  ihre  Liquidationsrechnungen.  Die  bereinigten  summarischen 
Abschlüsse  wurden  der  Zentralstelle  eingereicht  und  von  dieser  in  einer 
Generalbilanz  zusammengestellt. 

Am  Ultimo,  dem  Liquidationstage,  lieferten  sämtliche  Rechnungssteller 
die  von  ihnen  per  Saldo  zu  liefernden  Titel  und  die  zu  zahlenden  Beträge 
in  einer  Bankanweisung  an  die  Zentralstelle  ab. 

Am  darauffolgenden  Vormittage,  nachdem  die  Einlieferung  sämtlicher 
Titel  und  die  Deckung  der  Bankanweisungen  durch  entsprechende  Guthaben 
konstatiert  worden  waren,  konnten  die  aus  der  Liquidation  zu  empfangenden 
Titel  bezogen  und  über  den  zu  beziehenden  Barsaldo  verfügt  werden. 
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Ende  Oktober  1886  fand  die  erste  Liquidation  der  Börsengeschäfte 
nach  dieser  neuen  Anordnung  statt  und  befriedigte  allgemein,  so  dass  sie 
von  diesem  Zeitpunkte  an  regelmässig  fortgesetzt  wurde.  Dieser  Spezial- 
ausgleich entlastete  an  den  Monatsenden  den  gewöhnlichen  Giroverkehr  ganz 
bedeutend,  da  er  dadurch  nicht  weiter  berührt  wurde. 

Es  ist  leicht  zu  ermessen,  wie  bequem  der  neue  Ausgleichungsmodus 
in  den  folgenden  Jahren  des  Börsenjubels  wirken  musste.  Er  hätte  nicht 
zu  geeigneterer  Zeit  ins  Leben  gerufen  werden  können. 

Die  verzinslichen  Depositen  beginnen  in  der  Periode  von  1882 
bis  1891  allmählich  anzuwachsen.  Die  Einzahlungen  erfolgen  allerdings 
nicht  in  stetig  steigenden  Summen,  sondern  fallen  gerne  wieder  zurück. 

Sie  waren  (in  1000  Fr.): 

1882  1883  1884  1885  1886  1887  1888  J889  1890_  18^ 

3.348  4^045  5.306  4^54  5.287  6.766  5.716  7.879  6.260  9.886 

Bei  näherer  Betrachtung  lässt  sich  aber  ein  Aufsteigen  leicht  erkennen, 
ebenso  in  den  folgenden  Jahresmitteln  (in  1000  Fr.): 

1.571  1.722  2.350  1.919  1.865  1.850  2.027  3.259  2.408  3.675 

Im  Jahre  1891  betrugen  die  Einzahlungen  das  Dreifache  der  Einzahlungen 
von  1882.  Ähnlich  stieg  der  durchschnittliche  Bestand  der  Gelder. 

Der  vergütete  Zins  konnte  in  diesen  Jahren  der  Geldfülle  nur  gering 
sein.  Vom  März  1884  bis  zum  September  1889  blieb  er  stets  auf  2 7o;  in 
langsamem  Steigen  erreichte  er  3%  im  Jahre  1891.  Die  dafür  verwendeten 
Summen  beliefen  sich  in  den  Jahren  bis  1888  auf  36—40,000  Fr.;  von  da 
ab  werden  sie  beträchtlicher:  62,000,  76,000  und  110,000  Fr. 

Vom  neuen  Banknotengesetz  wurde  das  Notengeschäft  am  stärksten 
berührt.  Acht  Millionen  Franken  Aktienkapital  (davon  die  Hälfte  einbezahlt) 
und  8 Millionen  Franken  Banknotenemission  waren  die  Mittel  der  Bank  vor 
dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes  gewesen.  Nach  dem  neuen  Gesetz  (Art.  8)  durfte 
die  Notenemission  nicht  mehr  als  das  Doppelte  des  eingezahlten  und  wirklich 
vorhandenen  Aktienkapitals  betragen  und  mussten  40  % der  jeweiligen 
Emission  durch  Wertschriften,  Kantonsgarantie  oder  durch  den  Bestand  des 
Wechselportefeuilles  gedeckt  sein.  Darnach  hatte  sich  die  Bank  nun  zu 
richten. 


Verzinsliche 

Depusiten. 


Das  Banknoten- 
geschäft. 


1 
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Was  sie  in  erster  Linie  vornahm,  war  die  oben  erwähnte  Erhöhung 
des  Aktienkapitals  (auf  16  Millionen).  Die  geleisteten  Einzahlungen  beliefen 
sich  auf  50  Vo  der  ersten  8 und  25  «/o  der  zweiten  8 Millionen  Franken, 
insgesamt  auf  6 Millionen,  und  hierauf  konnten  bis  auf  12  Millionen  Franken 
Noten  emittiert  werden.  Im  Jahre  1883  geschah  das  noch  während  drei 
Monaten. 

Diese  Erhöhung  der  Emission  war  durch  die  Verhältnisse  gerechtfertigt. 
Schon  seit  dem  Jahre  1880  hatte  sich  in  steigendem  Masse  Notenmangel 
fühlbar  gemacht;  vermochte  doch  die  Bank  den  Begehren  oft  nicht  zu 
entsprechen,  besonders  in  den  Abschnitten  von  50  und  100  Fr. 

Die  Ausstandszeit  war  bei  allen  Gattungen  gestiegen  und  betrug  für 


Im  Jahre  | 

50 

100 

500 

1000  Fr.-Noten 

1879 

91 

73 

28 

16  Tage 

1880 

126 

99 

34 

23 

1881 

1 183 

122 

40 

23 

1882 

183 

: 183 

36 

18 

Gold  war  beinahe  völlig  verschwunden;  Silber  im  Kleinverkehr,  weil 
schwerfällig,  unbeliebt;  so  griff  man  denn  lieber  zur  Banknote.  Erst  hatte 
die  Bank  in  den  grossen  Zahlungsepochen  versucht,  mit  unverzinslichen 
Kassenscheinen  dem  Notenmangel  zu  steuern;  allein  auf  die  Dauer  vermochte 
dieses  Hilfsmittel  nicht  zu  genügen. 


Unverzinslicher  Kassenschein. 


Unverzinslicher 

• 

BANK  IN 

BASEL. 

Depositen-Schein. 

No. 

UJ 

CO 

< 

Depositen-Schein.  No. 

Fkn. 

hat  die  Summe 

1 

: Fkn. 

CQ 

von  Fkn. 

zu  Gunsten  von : 

z 

bei  der  Bank  deponirt,  um  solche  auf  jeweilige  Auf- 
forderung, ohne  Zinsvergütung,  gegen  diesen  Schein  i 
wipHpr  7tiriirk7iierhalten.  BASEL,  den 

< 

CD 

Der  Kassier: 

Der  Bankdirektor: 

Ausgestellt  den  
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Im  Jahre 

50 

100 

500 

1000  Fr. -Noten 

1879 

91 

73 

28 

16  Tage 

1880 

126 

99 

34 

23 

1881 

183 

122 

40 

23 

1882 

183 

183 

36 

18 

Gold  war  beinahe  völlig  verschwunden;  Silber  im  Kleinverkehr,  weil 
schwerfällig,  unbeliebt;  so  griff  man  denn  lieber  zur  Banknote.  Erst  hatte 
die  Bank  in  den  grossen  Zahlungsepochen  versucht,  mit  unverzinslichen 
Kassenscheinen  dem  Notenmangel  zu  steuern;  allein  auf  die  Dauer  vermochte 
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Unverzinslicher  Kassenschein. 


; Unverzinslicher 

\ 

BAS  E L. 

BANK  IN 

BASEL 

Depositen-Schein. 

No. 

Depositen-Schein.  No. 

Fkn. 

hat  die  Summe 

Fkn. 

von  Fkn 

zu  Gunsten  von : 

Z 

V 

bei  der  Bank  deponirt,  um  solche  auf  jeweilige  Auf- 
forderung, ohne  Zinsvergütung,  gegen  diesen  Schein 

Z 

wieder  zurückzuerhallen.  BASEL,  den 

< 

m 

Der  Kassier: 

Der  Bankdirektor: 

Ausgestellt  den 
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Iin  Jahre  1882  war  die  mittlere  Zirkulationssumme  allerdings  etwas 
zurückgegangen;  aber  an  allen  grossem  Zahlungsepochen  herrschte  dieselbe 
Kalamität.  Die  Erhöhung  der  Emission  wurde  durchaus  notwendig. 

Die  neuen  Notenformulare  liess  der  Bund  auf  Kosten  der  Banken  anfertigen. 

Um  der  delikaten  Frage  der  Herstellung  der  neuen  Noten  an  Hand  von 
Erfahrungen  und  Beobachtungen  zu  einer  glücklichen  Lösung  zu  verhelfen, 
und  auch,  um  bei  Feststellung  der  Bestimmungen  über  die  Vollziehung  des 
Banknotengesetzes  in  konsultativer  Weise  mitzuwirken,  waren  im  Juli  1882 
7 Bankdirektoren,  unter  ihnen  Herr  Direktor  F.  Frey,  vom  eidgenössischen 
Finanzdepartement  als  Fachmänner  zu  Rate  gezogen  worden.  ') 

Die  Papierlieferung  wurde  an  eine  englische  Firma  und  der  Stich  der 
Platten  und  der  Druck  der  Noten  gemeinsam  an  Bradbury,  Wilkinson  & Co. 
in  London  und  an  die  Stämpfli’sche  Buchdruckerei  in  Bern  übertragen  worden. 

Da  von  den  zahlreich  aus  der  Schweiz  und  aus  dem  Auslande  ein- 
gegangenen Entwürfen  keiner  genügte,  wurde  Prof.  Storck  in  Wien  beauftragt, 
eine  Zeichnung  zu  entwerfen;  sein  zweiter  Entwurf  fand  allseitige  Billigung. 

Die  Helvetia  der  Vorderseite  stammt  von  Kunstmaler  Wald  in  Bern. 

Im  September  1883  erhielt  die  Bank  in  Basel  vom  eidgenössischen 
Finanzdepartement  die  ersten  Formulare  des  neuen,  für  sämtliche  schweize- 
rischen Emissionsbanken  gemeinschaftlichen  Typus.  Vom  1.  Oktober  1883 
an  konnte  die  Vorsteherschaft  zur  successiven  Ausführung  des  Gesellschafts- 
beschlusses vom  Jahre  1882  schreiten,  indem  zuerst  der  Betrag  von  4,000,000  Fr., 
um  den  die  Notenemission  erhöht  worden  war,  in  neuen  Formularen  bezogen 
wurde ; alsdann  machte  sich  die  Bank  an  den  Austausch  der  aus  der 
Zirkulation  zurückgezogenen  Abschnitte  des  bisherigen  Typus.  Die  Zirkulations- 
summe nahm  auch  in  der  kurzen  Zeit  von  3 Monaten  im  Jahre  1883  noch 
um  1.8  Millionen  — beinahe  25 “ o — zu.  Im  Jahre  1884  arbeitete  die  Bank 
zum  ersten  Male  mit  der  vollen  Emissionssumme  von  12  Millionen  Franken. 

Die  Meinung  der  Bankvorsteherschaft,  die  erhöhte  Emissionssumme 
werde  nun  dem  Bedarfe  für  längere  Zeit  genügen,  erwies  sich  schon  im  mangels, 
ersten  Jahre  der  vollen  Ausnützung  des  Emissionsrechtes  als  irrig.  Im 
November  und  Dezember  1884  stellte  sich  wiederum  Notenmangel  ein.  Dies 
veranlasste  Unzufriedenheit  bei  Bankhäusern  und  Bankinstituten  und  rief 

*)  Vergl.  Bericht  des  eidgenössischen  Finanzdepartements  an  den  Bundesrat,  die 
Herstellung  der  neuen  Noten  betreffend,  d.  d.  13.  November  1882. 
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der  Frage,  ob  nicht  eine  neue  Vermehrung  der  Emissionssumme  vorgenommen 
werden  sollte.  Wohl  hielt  die  Bankleitung  dafür,  dass  die  gesamte 
schweizerische  Notenzirkulation  eine  Höhe  erreicht  habe,  „die  bis  zur  Rückkehr 
günstigerer  Verhältnisse  in  Handel  und  Industrie  genügen  dürfte,“  anderseits 
aber  konstatierte  sie,  dass  die  Bank  in  Basel  besonders  mit  Rücksicht  auf 
den  Verkehr  des  Platzes  einen  zu  kleinen  Anteil  an  der  Gesamtzirkulation 
habe.  Die  Vorsteherschaft  behielt  daher  die  Frage  der  Vermehrung  der 
Emission  im  Auge,  und  als  das  Jahr  1885  eine  Maximalzirkulation  von 

11,990,000  Fr.  brachte,  beantragte  sie  der  Generalversammlung  im  Jahre  1886 
NotenSski'  Erhöhung  der  Emission  von  12  auf  16  Millionen  Franken.  Dem  Anträge 
wurde  zugestimmt.  Dieser  Beschluss  machte  eine  Einzahlung  von  weitern 
25  °/o  auf  die  8 Millionen  Franken  neuer  Aktien  notwendig,  wodurch  die 
alten  und  die  neuen  Aktien  mit  je  50%  Einzahlung  einander  gleich  gestellt 
wurden. 

Nachdem  auch  der  Bundesrat  seine  Genehmigung  dazu  erteilt  hatte, 
wurden  in  den  letzten  4 Monaten  des  Jahres  1886  successive  für  2 Millionen 
Franken  50^^  und  100^^  Noten  in  Umlauf  gesetzt. 

Inzwischen  waren  auch  alle  Noten  des  alten  Typus  gegen  neue  aus- 
getauscht worden.  Der  Zeitpunkt,  auf  welchen  die  Banken  nach  Art.  52 
des  Banknotengesetzes  diese  Noten  der  Bundeskasse  zu  übergeben  hatten, 
war  vom  Bundesrate  anfänglich  auf  1.  Juli  1885  festgesetzt,  dann  aber  auf 
ein  Gesuch  der  Konkordatsbanken  endgiltig  auf  1.  Februar  1886  verschoben 
worden;  von  da  an  übernahm  die  Bundeskasse  die  Einlösung  der  alten 
Noten  noch  während  30  Jahren;  nach  Ablauf  dieser  Frist  fällt  der  Gegenwert 
der  nicht  zur  Einlösung  vorgewiesenen  Noten  an  den  Schweizerischen  Invaliden- 
fonds. Die  Bank  in  Basel  führte  auf  den  genannten  Zeitpunkt  noch  70,750  Fr. 
in  bar  ab  und  bezog  den  Gegenwert  in  neuen  Noten. 

Die  Emission  betrug  alsdann 


60,000  Noten 

ä 

50  Fr. 

Mill.  Fr. 

3.0 

62,000  „ 

ä 

100  „ 

6.2 

4,000  „ 

ä 

500  „ 

2.0 

2,000  „ 

ä 

1000  „ 

2.8 

128,800 

14.0 

1882—1891. 

Hiervon  waren  durchschnittlich  11,230  Millionen  Franken  im  Umlauf, 
im  Minimum  9,240,  im  Maximum  aber  nicht  weniger  als  14  Millionen,  d.  h. 
die  gesamte  Emission.  — Der  Jahresbericht  pro  1886  klagt  denn  auch,  die 
vermehrte  Emissionssumme  habe  in  den  grossen  Zahlungsepochen  von  Anfang 
November  bis  über  den  Jahresschluss  während  einigen  Wochen  Notenmangel 
nicht  verhindern  können.  In  Anbetracht  der  politischen  Unsicherheit  es 
war  im  Jahre  1887  — beschloss  aber  die  Vorsteherschaftmiit  der  Vermehrung 
der  Emission  um  weitere  2 Millionen  noch  zuzuwarten.  Sie  hielt  zu  lange 
zurück  und  wurde,  wie  später  selbst  zugegeben  wurde,  in  ihren  Mitteln 
von  der  wirtschaftlichen  Bewegung  überholt.  Nicht  nur  Handel  und  Industrie, 
sondern  auch  die  Börse  nahm  die  Gelder  der  Bank  fortwährend  stark  in 
Anspruch,  da  nicht  nur  vom  Platze,  sondern  auch  aus  der  Zentralschweiz 
namhafte  Summen  nach  Basel  gesandt  wurden,  um  in  Vorschussgeschäften 
Verwendung  zu  finden.  Die  kleinen  Noten  waren  fortwährend  in  Zirkulation, 
man  kam  nicht  einmal  dazu,  die  schadhaften  Noten  gegen  neue  umzutauschen. 
Erst  im  Oktober  1887  fasste  die  Bank  einen  entsprechenden  Beschluss,  und 
im  November  und  Dezember  1887  gab  sie  nach  und  nach  den  Rest  der 
bewilligten  Emission  — 18,000  Noten  ä 100  Fr.  und  200  Noten  ä 1000  Fr. 
total  2 Millionen  Franken  — aus. 


Die  Emission  erreichte  nun 


60.000  Noten  ä 50  Fr. 

80.000  „ ä 100  „ 

4.000  „ ä 500  „ 

3.000  „ ä 1000  „ 


Mill.  Fr. 
3 
8 
2 
3 


Damit  war  das  gesetzliche  Maximum  d.  h.  die  doppelte  Höhe  des 
einbezahlten  Aktienkapitals  erreicht,  und  einer  fernem  Vermehrung  musste 
erst  eine  weitere  Einzahlung  auf  das  Aktienkapital  vorausgehen. 

Wie  war  der  Umlauf  im  Jahre  1887?  Im  Maximum  erreichte  er 
15,937,500  Fr.  War  das  nicht  schon  wieder  beinahe  die  Emissionssumme?  — 
Also  noch  immer  nicht  genug!  Und  doch  hallte  immer  das  Geschrei  über 
Notenüberschwemmung  und  Notenwirtschaft. 
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Seit  1884  war  die  Aus  Stands  zeit  besonders  der  kleinen  Noten 
immerfort  gestiegen  — ein  guter  Gradmesser.  Sie  betrug  für  Noten  von 


im  Jahre 

50  Fr. 

100  Fr. 

500  Fr. 

1000  Fr 

bei  einer  Emission 
Fr. 

Tage 

Tage 

Tage 

Tage 

1884 

122 

91 

28 

20 

12,000,000 

1885 

203 

128 

41 

24 

12,000,000 

1886 

243 

122 

52 

33 

12  u.  14,000,000 

1887 

304 

160 

53 

36 

14  u 16,000,000 

1888 

332 

183 

45 

30 

16,000,000 

1889 

331 

211 

60 

40 

16,000,000 

1890 

215  1 

183 

52 

34 

16  u.  20,000,000 

Auch  die  durchschnittlich  umlaufende  Notensumme  stieg  und  stieg 
und  erreichte  (in  1000  Fr.) 

1885  1886  1887  1888  1889 

1 0.374  1 1 .230  1 3.386  14.205  1 5.041 

Das  Maximum  näherte  sich  bis  auf  etwa  100,000  Fr.  der  Emissionssumme. 
So  am  13.  Dezember  1889  mit  15,900,000  Fr.  Ende  Oktober  und  anfangs 
November  1889  drängte  die  Bank  Mangels  Noten,  den  Banken  und  dem 
Publikum  Silber  auf,  worüber  beide  sich  natürlich  bitter  beklagten.  Gegen 
Ende  November,  als  wieder  genügend  Noten  vorhanden  waren,  floss  das 
Silber  wieder  an  die  Bank  zurück.  Das  Land  war  damit  gesättigt.  Im 
Interesse  ihrer  Selbsterhaltung  als  einzige  Notenbank  auf  dem  Platze  konnte 
die  Bank  dergleichen  Zustände  nicht  andauern  lassen.  Zürich  hatte  insgesamt 
eine  Notenemission  von  32  Millionen,  St.  Gallen  von  18  Millionen  und 
Genf  von  25  Millionen  Franken.  Das  kapitalreiche  Basel  stand  hierin  zurück, 
trotz  seines  ausgezeichneten  Kredits. 

Was  blieb,  da  die  Geschäfte  inzwischen  einen  glänzenden  Verlauf  zu 
nehmen  begannen,  anders  übrig,  als  erst  das  einbezahlte  Aktienkapital  und 
Und  iijxheinn  ai  dann  wieder  die  Notenemission  zu  erhöhen.  Der  Direktor  stellte  zu  Ende 

hrhünung. 

des  Jahres  1889  die  entsprechenden  Anträge,  und  am  5.  März  1890  wurde 
beides  von  der  Generalversammlung  beschlossen,  wie  oben  erwähnt,  nicht 
leichten  Herzens. 


1882—1891. 


Das  Aktienkapital  bestand  alsdann  aus  3200  Aktien  von  je  5000  Fr. 


auf  den  Namen  lautend  . 


hievon  einbezahlt  50®'o 

hieran  nachbezahlt  31.  März  1890  12,5  “ o 

30.  September  1890  12,5  “/o 


total  einbezahlt  75  ®/o 


= 16  Mill.  Fr. 

= 8 „ „ 

= 2 „ „ 

— 2 „ „ 

^ 12  „ 


Die  Notenemission  bestand,  nach  der  Vermehrung,  aus: 


100,000  Noten  ä 50  Fr.  . . 5 Millionen  Franken 

100.000  „ ä 100  „ . . 10 

4.000  „ ä 500  „ . . 2 

3.000  „ ä 1000  „ . . ^ 

207.000  Abschnitte  im  Betrage  von  20  „ 

und  behielt  diesen  Bestand  bis  zum  Jahre  1894.  Die  kleinen  Abschnitte 
sind  darin  verhältnismässig  viel  stärker  vertreten,  als  früher.  Noch  im  Jahre 
1880  war  die  Zusammensetzung  folgende  gewesen: 


1 

50er 

100er 

500er 

1000er 

Total 

Stück 

1880 

j 20,104 

33,523 

3,133 

' 2,076 

58,836 

1890 

100,000 

, 100,000 

4,000 

3,000 

207,000 

Es  war  augenscheinlich  der  Kleinverkehr,  der  die  Noten,  besonders 
die  kleinen,  brauchte;  sie  fehlten  lange  Zeit  an  der  Kasse  der  Bank.  Grössere 
Zahlungen  erfolgten  mehr  und  mehr  auf  dem  Wege  der  Übertragung. 

Auch  von  der  neuen  Emissionssumme  stand  zeitweise  beinahe  der 
ganze  Betrag  im  Umlauf.  Es  erreichte  von  der  Zirkulation  (in  1000  Fr.): 


im  Jahre 

das  Minimum 

das  Mittel 

das  Maximum 

1890 

13,742 

16,166 

19,724 

1891 

15,168 

16,958 

19,697 

1892 

1 14,043 

16,629 

19,769 
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Noten  andi  :r 
Banken. 


Die  Einlösung  von  Noten  andrer  schweizerischer  Emissions 
banken  betrug  im  Jahre 


1880 

45,186 

1887 

55,244 

1881 

49,354 

1888 

66,491 

1882 

43,775 

1889 

50,158 

1883 

45,944 

1890 

61,630 

1884 

51,270 

1891 

89,569 

1885 

1886 

51,888 

53,144 

1892 

80,603 

Die  oft  in  starken  Beträgen  stattfindende  Einlösung  fremder  Noten  lag 
nach  der  Ansicht  der  Bankleitung  in  der  manchen  Orts  erschwerten  Abgabe 
von  Anweisungen  begründet.  Der  Kassendienst  wurde  davon  insofern 
unangenehm  berührt,  als  die  kleinen  Abschnitte  die  Hauptbeträge  bildeten. 

Die  grosse  Summe  des  Jahres  1891  rührte  zum  Teil  her  von  der  im 
Laufe  des  Jahres  um  20  Millionen  grösser  gewordenen  Notenemission  der 
schweizerischen  Emissionsbanken,  zum  Teil  daher,  dass  diese  Banken  weniger 
Mandate  auf  Basel  ausstellten,  dagegen  mehr  Noten  in  Zirkulation  setzten.  Die 
Bank  in  Basel  entsprach  im  Gegenteil  beinahe  allen  Begehren  von  Mandaten 
auf  andre  Schweizerplätze,  weshalb  sie  auch  die  eingelösten  Noten  wieder 
zurücksenden  musste.  Die  Vorsteherschaft  beklagte  sich  übrigens  oft  darüber, 
dass  der  regelmässige  Austausch  oder  die  Ausgleichung  der  sich  in  dieser 
Hinsicht  ergebenden  Verbindlichkeiten  seitens  sämtlicher  Konkordatsbanken 
sehr  zu  wünschen  übrig  lasse;  manche  Klage  über  Mängel  des  jetzigen 
Banknotenwesens,  meinte  sie,  würde  durch  bessere  Pflichterfüllung  seitens 
der  Konkordatsbanken  abgeschnitten  werden.  Auch  die  Klagen  über  die 
Langsamkeit,  mit  der  der  Anweisungsverkehr  sich  einbürgerte,  kehren 
immer  wieder. 

Es  muss  gesagt  werden,  dass  in  dieser  Periode  der  Entwicklung  des 
Notenwesens  von  den  Emissionsbanken  bei  der  Ausgabe  ihrer  Noten  nicht 
immer  die  nötige  Zurückhaltung  beobachtet  wurde  Das  Bestreben  einer 
jeden  Bank,  vorzugsweise  ihre  eigenen  Noten  in  Zirkulation  zu  sehen, 
fand  eine  Erklärung  in  der  Gesetzesbestimmung,  dass  die  Steuer  nicht  von 
der  Zirkulationssumme,  sondern  von  der  bewilligten  Emissionssumme  zu 
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Nachfolgende  Zahlen  geben  den  Verkehr  der  Bank  in  Basel  mit  den 
andern  schweizerischen  Emissionsbanken  im  Jahre  1891  wieder: 


Haben. 

Unsere  Anweisungen 

Fr. 

75,080,000.  — 

Überträge 

n 

6,815,000.  — 

ihre  Barsendungen 

« 

5,025,000.  — 

ihre  Rimessen  

n 

75,416,000.— 

ihre  Sendungen  in  unsern  Noten 

n 

25,145,000.— 

Saldo  vom  31.  Dezember  1891 

r> 

3,289,000.  — 

Fr. 

190,770,000.  — 

Soll. 

Saldovortrag  von  1890  

Fr. 

2,183,000.  — 

ihre  Anweisungen 

W 

38,065,000.  — 

Überträge 

fJ 

5,387,000.  — 

unsere  Barsendungen 

n 

105,000.— 

unsere  Rimessen 

M 

74,320,000.  — 

unsere  Sendungen  in  Noten  der  anderen  Emissionsbanken 

n 

70,710,000.— 

Fr. 

190,770,000.— 

Die  Bardeckung  der  Notenzirkulation  erreichte  selbstverständlich  stets  Verhältnisse, 
mindestens  die  vorgeschriebenen  40*^0.  Denn  weder  die  Vorsteherschaft, 
noch  der  Direktor  oder  der  Kassier  der  Bank  würden  sich  gerne  nach  der 
Bestimmung  des  Art.  48  des  Banknotengesetzes  wegen  Übertretung  der 
Deckungsvorschrift  haben  büssen  oder  einsperren  lassen  '). 

War  es  früher  vor  der  Herrschaft  des  Banknotengesetzes  auch  etwa 
vorgekommen,  dass  man  momentan  nicht  die  ganze  statutenmässige  Deckung 
besass,  so  war  das  später  nie  mehr  der  Fall.  Allerdings  empfanden  es  die 
Banken  sehr,  dass  der  Gesetzgeber  auf  vereinzelte  Fälle  nicht  Rücksicht 
genommen  und  für  Ausnahmefälle  mehr  Aktionsfreiheit  gelassen  hatte;  die 
Sicherheit  der  Noten  wäre  dadurch  nicht  vermindert,  dem  Handelsstande 
aber  und  namentlich  jenem  der  grösseren  Bankplätze  ein  wesentlicher  Dienst 
geleistet  worden. 

')  § 48.  „Die  verantwortlichen  Leiter  und  Geschäftsführer  einer  Emissionsbank 
werden  je  nach  ihrem  Verschulden  mit  Gefängnis  bis  zu  6 Monaten  oder  mit  Geldbusse 
bis  zu  3000  Fr.  bestraft:  . . . c.  wenn  sie  den  Vorschriften  über  die  Deckung  zuwider- 
handeln.“ 


n! 


Vernichtete 

Noten. 


Kassenverkehr 


1882—1891. 

In  den  ersten  10  Jahren  nach  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes  (von 

1882 — 1891)  sank  das  Deckungsminimum  im  Mittel  viermal  auf  41 42  ®/o, 

fünfmal  stand  es  auf  45  “ o und  darüber ; das  Maximum  schwankte  zwischen 
57  und  83  ®/o  und  der  Durchschnitt  zwischen  49  und  59  ®/o. 

Für  die  ganze  Periode  ergeben  sich  folgende  Deckungsverhältnisse: 


Im  Jahre 

j Minimum 

Mittel 

1 

Maximum 

1882  ! 

44.0 

52.0 

70.0  7- 

1883 

46.0 

i 59.0 

83.0  „ 

1884 

41.0 

53.0 

69.0  „ 

1885 

47.0 

52.0 

71.0  „ 

1886 

42.0  1 

49.0 

57.0  „ 

1887 

45.3 

58.3 

71.5  , 

1888 

42.75 

50  25 

59.25  „ 

1889 

41.75 

50.93 

59.5  „ 

1890 

45.0 

51.0 

59.75  „ 

1891 

41.33 

51.5 

61.5  „ 

Endlich  noch  einige  Zahlen  über  die  vernichteten  Noten.  Diejenigen 
vom  alten  Typus  waren  im  Laufe  der  Jahre  1883—1886  alle  zerstört  oder 
deren  Gegenwert  an  die  Eidgenössische  Staatskasse  abgeliefert  worden.  An 
ihre  Stelle  waren  die  neuen  säubern  Noten  getreten.  Doch  ihre  Reinlichkeit 
war  nicht  von  zu  langer  Dauer;  denn  schon  im  Jahre  1889  begann  man  einen 
Teil  davon  wegen  seines  unsaubern  Zustandes  gegen  neue  Formulare 
umzutauschen  und  dann  zu  vernichten;  im  Jahre 

1889  1890  1891  1892 

23,500  23,700  22,950  16,150  Stück. 

Ja,  man  konnte,  da  die  Noten  lange  umliefen,  ohne  an  die  Kasse  der 
Bank  zurückzukehren,  nicht  einmal  so  viele  Abschnitte  zum  Umtausch 
erlangen,  als  man  gerne  gewollt  hätte.  Das  Banknotenverbrennen  wäre  für 
Viele  gewiss  ein  eigentümliches  Schauspiel  gewesen. 

Die  Kassenbewegung  geht  von  1882—1891  die  Bahnen  weiter, 
die  sie  in  der  vorhergehenden  Periode  eingeschlagen  hatte.  Sie  geht  absolut 


1882—1891 


zurück  und  bleibt  relativ  gleich,  da  mehr  und  mehr  Geschäfte  durch  Über- 
tragung erledigt  wurden.  Es  betrug  im  Jahre; 


1882  ’ 1883 

1 1 

1884 

1885  1886  ! 

1887 

1888  1889  ' 

1890 , 1891 

1 1 

1 1 

Der  Kassaverkehr  (Mill.  Fr.)  i 620  595 

1 

683 

1 1 i 

: 675  1 659: 

686 

1 1 

728  785: 

1 

839'  830 

In  7o  des  Umsatzes  (looo  Fr.)  32  31 

32 

1 33  29 

30 

31  30 

30;  32 

Der  mittl.  Kassen-Bestand  4 299  5.258 

6.035 

: 5.942  j 6.261 

8.669 

8.499  9 026 

8.252  8.742 

In  diesen  Zahlen  ist  sowohl  die  Kasse  für  den  gewöhnlichen  Geschäfts- 
verkehr, als  auch  diejenige  für  die  Notendeckung  inbegriffen.  Beide  mussten 
nach  Vorschrift  des  Gesetzes  von  einander  gesondert  gehalten  und  gebucht 
werden. 

Der  Inkasso  von  Wechseln  — Platzwechsel  und  Wechsel  auf  wechseunkasso. 
Konkordatsplätze  — hat  von  1882—1891,  wie  folgende  Zahlen  (in  Mill.  Fr.) 
dartun,  keine  Fortschritte  gemacht. 


1 

1882  1 

1883 

1884 

1885 

1886  ! 

1887 

1888 

1889  : 

1890 

1891 

Platzwechsel  . . . 

122.4  1 

117.5' 

1 

123.2 

105.6 

119.6 

116.0' 

1 

99.8; 

110.3 

94.6 

953 

Schweizerwechsel  . 

2.1  I 

2.8 

1.6] 

1.3 

1.3 

1.5 

1.8  j 

1 1-8 ! 

1.8' 

2.5 

Total  (Mül.  Fr.) 

124.5 

1 120.3 

, 124.8 

106.9 

120.9 

' 117.5 

101.6 

112.1 

96.4 

97.8 

Stück  Platzwechsel 

31.633 

' 30.381 

29.002 

! 26.924 

1 

27.048' 

26  995 

28.171  ' 

1 

? 

27.361 

28.103 

„ Schweizerwechs. 

2.318 

2.535 

1 

922; 

1.702 

1 1.731 

1476 

1.394 

1.300: 

1.089 

1.208 

Total  (1000  Fr.) 

33951 

32.916 

29.924 

28.626 

28.779 

1 28.471 

29.565 

i 

28.450 ' 

29.311 

Ertrag  ab 

Schweizerwechs.  Fr. 

1755 

1850 

1057 

1049 

! 1009 

1070 

i 

; 920 

964 

! 

807 

860 

Die  Abnahme  der  Platzwechsel  muss  dem  Umstande  zugeschrieben 
werden,  dass  die  Bankinstitute  ein  Interesse  darin  fanden,  einen  Teil  ihrer 
Wechsel  direkt  einzukassieren;  im  Zurückbleiben  der  Schweizerwechsel 
spiegelt  sich  die  Konkurrenz  andrer  Institute  wieder.  Immerhin  bildete  der 
Inkasso  von  28,000 — 34,000  Wechseln  jährlich  für  die  Bank  eine  anerkennens- 
werte Leistung,  besonders,  da  sie  den  Rechnungsinhabern  gegenüber  für 
Platzwechsel  spesenfrei  übernommen  wurde.  Die  inkassoreichsten  Tage 
brachten  gegen  1000  Abschnitte. 
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Die  Nebengeschäfte  der  Annahme  von  offenen  oder  geschlossenen 
Depositen,  brachte  der  Bank,  obwohl  sie  nicht  in  besonderm  Masse 
Zunahmen,  eine  nicht  zu  verachtende  Einnahme  an  Provisionen.  Es  betrug 
der  Wert  (in  Mill.  Fr.)  am  31.  Dezember  d.  J. 


der  Depositen: 

i 1882 

1883 

1884 

1885 

1886 

1887 

1888 

1889 

1890 

1891 

1 i 

1 

a)  geschlossen  . . . 

i 23.6 

25.5  ' 

24.0  1 

27.5  i 

, 31.7  i 

35.7 

1 

->) ! 

— 

— 

i 

b)  offen 

! 12.4 

13.0 

20  4 

20.5 

I 22.3  ' 

i 25.7 

, — 

1 

— 

! 

36.0 

38.5 

44.4 

48.0 

54.0 

61.4 

— 

— 1 

1 

— 

Provision  (in  1000  Fr.) 

19.7 

21.6 

23.0 

21.0 

' 25.0  j 

27.4 

29.5  i 

31.0 

1 34.0 

34.9 

Die  Provisionen  insgesamt  ergaben  (in  1000  Fr.)  ein  Erträgnis  von 


25.8 


27.5 


21.7  ! 26.1  32.0  I 2f*.6  ! 36.2  ! 37.4 


43.7  I 44.5 


Debitoren  ui  d 
Kreditoren. 


Von  1882  an  wurden  in  einem  Debitoren-  und  Kreditorenkonto 
alle  Rechnungen  mit  ausländischen  und  mit  allen  denjenigen  schweizerischen 
Bankinstituten  vereinigt,  welche  nicht  zu  den  gesetzlich  autorisierten  Emissions- 
banken gehörten.  Der  Verkehr  betrug  (in  Mill.  Fr.)  im  Ein-  und  Ausgang; 


1882  1883 


1884 


1885  1886  1887  1888 


1889 


1890  1891 


24.5  33.7  26.3  23.9  31.2  32.9  37.6  53.8  60.0  63.7 


Das  Diskont  - 
geschäft. 


Eine  eigentümliche  Bewegung  ist  im  Diskontogeschäft  von 
1882—1891  wahrzunehmen.  Dass  die  Leidensjahre  von  1882 — 1885  ihm 
nicht  günstig  waren,  ist  begreiflich;  dass  aber  die  Zeit  von  1888  an  keine 
Steigerung  in  den  Diskontierungen,  sondern  eher  Rückläufigkeit  bringt, 
erscheint  verwunderlich. 


*)  Erhöhung  durch  Einbeziehung  von  unter  speziellen  Bedingungen  angenommenen 
Depositen  der  Schweizerischen  Eisenbahnbank  und  der  Banque  fonciere  du  Jura,  die 
vorher  besonders  geblieben  waren. 

*)  Angaben  fehlen  von  1888  an. 
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Folgende  Übersicht  enthält  die  wichtigsten  Zahlen  (in  1000  Fr.); 


1882 

1883 

1884 

1885 

1886 

1887 

1888 

1889 

1890  1 

1891 

Platzwechsel 

; 

43.383 

38.889 

■ 

43.658 

33.301 

1 

42.337 

32.330 

32.676 

\ 

42.302! 

33.697  ' 

1 

29.848 

Schweizerwechsel 

67.571 

71.548 

60.301 

55.895 

57.936 

62.346 

47.921 

61.611 

66  231 

72.875 

Total 

110.954 

110.437 

103  959 

89.i9e' 

100.273 

94.676 

80.597 

103.913 

99.928 

102,723 

Abschnitte  . . .. 

34,813 

32,563 

29,364 

25,952 

25,937 

25,795 

23,586 

26,710 

24,724 

23,162 

Platzwechsel  Mittlere 
Sicht:  Tage  . . 

28 

28 

26 

28 

29 

31 

31 

29 

31 

35 

Diskontosatz-Fluktat. 

11 

6 

10 

13 

8 

7 

8 

12 

5 

7 

. minim.  ®/o 

3.5 

25 

2.5 

2.5 

2.5 

2.5 

2.5 

3 

3.5 

3.5 

„ mittlerer  7o 

4.43 

3 

2.86 

3.11 

3 

2.91 

3 19 

3.72 

3.91 

3.90 

, maxim. 

6.5 

4 

4 

4 

3 

4 

4.5 

5 

5 

5 

Mittl.Verwendg.  Platz- 
u.  Schweizerwechsel 

7.230 

9.427 

8.969 

1 

6.280 

7.208 

7.717 

7.2S4 

7.295 

1 7.152 

; 10.055 

Ertrag 

334 

280 

235 

185 

197 

217 

204 

267 

304 

374 

Ausland-Wechsel  . . 

' 

! 0.678 

3.159 

; 3.890 

1 

j 

5.827 

6.827 

1 2.013 

1 

1.597 

1.590 

i 2.273 

1.193 

1 

Ist  es  aber  eigentlich  nicht  nur  die  Bestätigung  alles  dessen,  was  sich 
schon  ergeben  hat?  Die  Jahre  1888—1891  waren  Jahre  der  Spekulation  und 
der  Börsenhausse;  die  Industrie  nahm  bei  weitem  nicht  im  gleichen  Masse 
Anteil  am  Aufschwung.  Die  eigentlichen  Handelswechsel  traten,  wie  sich 
schon  oben  gezeigt  hat,  hinter  die  Finanzwechsel  zurück.  Weiter  ist  wohl  zu 
beachten,  dass  die  Bank  in  Basel  lange  nicht  mehr  die  Monopolstelle  besass, 
die  sie  in  den  Jahren  1845—1860  und  1870  gehabt  hatte.  Neue  Banken 
waren  entstanden;  die  ältern  arbeiteten  mit  sehr  verstärkten  Mitteln,  und 
manche  von  ihnen  waren  der  Bank  in  Basel  nicht  besonders  wohl  gesinnt, 
obschon  sie  sie  nicht  entbehren  konnten.  Unter  diesen  neuen  Banken  war 
namentlich  eine,  die  der  Bank  in  Basel  starke  Konkurrenz  machte;  die 
Basler  Depositenbank. 

Sie  war  Ende  1881  nach  dem  Vorbilde  der  Banque  de  Prets  et  Depots 
in  Genf  mit  einem  nominellen  Aktienkapital  von  8 Millionen  Franken 
gegründet  worden  und  dazu  bestimmt,  Gelder  aufzunehmen,  um  sie  in 
Reports  anzulegen. 


Neue 

Konkurrenz  auf 
dem  Platze ; 
Basler 

Depositenbank. 
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Dies  gelang  ihr  anfangs  mit  einer  Marge  bis  2®/o.  Der  Bontoux-Krach 
im  Jahre  1882  brachte  den  Zinsfuss  wieder  auf  normale  Verhältnisse  zurück. 
„Was  sollte  nun  aber  aus  der  Depositenbank  werden,  nachdem  der  Zweck, 
um  dessenwillen  sie  gegründet  worden,  nicht  mehr  vorhanden  war.“') 

„Hier  zeigte  sich  nun  das  Genie  und  zugleich  auch  das  Glück,  welches 
dem  Präsidenten  der  Bank,  Herrn  Schuster,  in  der  Regel  zu  Hilfe  kam,  in 
ganz  auffallender  Weise.“ 

Der  erste  Direktor  der  Depositenbank,  Ad.  Porter  von  St.  Gallen,  obschon 


tüchtig  und  geschäftsgewandt,  hätte  nicht  vermocht,  die  Bank  zu  grösserer 
Entwicklung  zu  bringen,  wenn  ihm  nicht  ein  zweiter,  der  im  Jahre  1883 
eintrat,  an  die  Hand  gegangen  wäre.  „Dieser,  Jakob  Suter,  vorher  Direktor 
der  hiesigen  Filiale  der  Schweiz.  Volksbank,  entwickelte  eine  so  ausser- 
ordentliche Tätigkeit  im  Wechsel -Arbitragegeschäft,  dass  es  einem  beinahe 
schwindelte.-)  Er  brachte  den  Tagesumsatz  auf  mehrere  Millionen  Franken  und 
arbeitete  mit  den  allerersten  Instituten.  Anderseits  bewirkte  er  durch  seine 
geradezu  Spottkonkurrenz  ein  gewaltiges  Zusamnienschrumpfen  der  sogen. 
Spannungen.  Wenn  in  Betracht  gezogen  wird,  dass  die  Depositenbank 
neue  Geschäfte  in  grossem  Umfange  machte  und  von  auswärts  herbeizog, 
so  darf  ohne  Zweifel  ein  Teil  der  Zunahme  der  Geschäfte  auf  hiesigem 
Platze  direkt  ihr  zu  gut  geschrieben  werden.  Suter  hatte  stets  das  allerfeinste 
Papier  und  stellte  den  Direktor  der  Bank  in  Basel  oft  vor  die  Alternative, 
eine  kleine  Konzession  auf  dem  Zinssätze  zu  machen  und  das  Papier  zu 
erhalten,  oder  auf  dem  offiziellen  Satze  zu  beharren  und  auf  dasselbe  zu 
verzichten.  Man  geht  wohl  auch  nicht  zu  weit,  wenn  man  sagt,  Suter  habe 
mit  seinen  Wechseloperationen  den  Anstoss  zum  sogen.  Privatsatz  gegeben. 

Er  war  ein  ganz  hervorragender  Bankier,  ruinierte  aber  durch  seine 
Tätigkeit  seine  Gesundheit  sehr  rasch;  er  starb  einige  Jahre  später  im 
Irrenhause.“ 


h Nach  brieflichen  Mitteilungen  eines  Fachmannes  und  Zeugen. 

Es  betrugen  in  Millionen  Franken  (nach  den  Berichten  der  Basler  Depositenbank); 
der  Wechseleingang  die  Reports  der  Wechseleingang  die  Reports 


1882 

21 

18.4 

1887: 

330 

8.3 

1883 

161 

18.3 

1888: 

470 

8.4 

1884 

242 

11  9 

1889: 

60(i 

16.1 

1885 

334 

12.8 

1890: 

616 

1886 

298 

14.8 

1882—1891, 

Die  Basler  Depositenbank  löste  sich  im  Jahre  1897  durch  Fusion  mit 
dem  Basler  und  Zürcher  Bankverein  auf;  das  neue  Unternehmen  nahm  die 
Firma  „Schweizerischer  Bankverein“  an. 

Ausser  der  Konkurrenz,  die  den  Emissionsbanken  einen  Teil  des 
diskontierbaren  Materials  abnahm,  begann  auch  eine  veränderte  Geschäfts- 
führung ihre  Wirkung  auszuüben.  Dank  eingeführter  Verbesserungen,  sowohl 
im  Kreditwesen,  als  auch  in  den  Zahlungsweisen,  wurden  nämlich  zahlreiche 
Geschäfte,  die  früher  nur  durch  langsichtige  Tratten  regliert  werden  konnten, 
komptant  mit  Cheks  oder  durch  einfache  Übertragungen  regliert.  Endlich 
mochte  der  Rückgang  eines  Teils  der  Diskontierungen  auf  das  Aufhören 
früher  tätiger  Basler  Firmen  zurückzuführen  sein. 

Dafür  nahmen  allgemein  die  leicht  negozierbaren  Wertpapiere,  sowohl 
Aktien,  als  Obligationen  zu,  um  bei  Geldbedarf  für  einen  aufzunehmenden 
Vorschuss  als  Hinterlage  verwendet  zu  werden. 

Die  Abnahme  der  sogen.  Diskontowechsel  zwang  auch  die  Bank  in  geschäft. 
Basel,  ihre  Mittel  in  einer  andern  Gattung  Wechsel,  im  Lombard-  oder 
Darlehngeschäft  zu  verwenden,  wobei  ihr  die  Zeitumstände,  das 
Aufblühen  des  Effektengeschäftes,  mächtig  zu  Hilfe  kamen.  Man  hat  ihr  daraus 
zu  jener  Zeit  den  Vorwurf  gemacht,  sie  führe  der  Börse  Geld  zu;  ein  Teil 
des  flüssigen  Kapitals  des  Landes  werde  in  die  Kanäle  der  Börse  über- 
geleitet; sie  habe  — wie  die  Zürcher  Kantonalbank  und  die  Bank  in  Zürich  — 
einen  Teil  der  Ausschreitungen  verschuldet.  Gewiss  ist  das  durch  die  Noten 
mobil  gemachte  Kapital  dem  Effektenmarkt  zu  gut  gekommen;  allein  es 
geschah  seitens  der  Bank  eben  mit  der  bestimmten  Absicht,  den  Platz  Basel 
mehr  und  mehr  zum  Bank-  und  Börsenplatz  auszubilden.  Gerade,  weil  die 
industrielle  Tätigkeit,  und  mit  ihr  zum  Teil  in  Verbindung  auch  der  Handel, 
nicht  in  der  wünschenswerten  Weise  Zunahmen,  lag  es  nahe,  einen  dritten 
Erwerbszweig,  das  Effektengeschäft,  zu  fördern.  Ausserdem  hatten  die 
Emissionsbanken  nicht  in  gleichem  Masse,  wie  eine  Landesbank  öffentliche 
Aufgaben  zu  lösen.  Schon  die  Kritik  von  damals  erklärte:  für  sie  seien 
Rendite  und  Sicherheit  die  allein  ausschlaggebenden  Elemente,  sei  die 
Notenemission  ein  Erwerbsgeschäft.  Die  Bankleitung  sei  den  Aktionären 
ebenso  viel  Rücksicht  schuldig,  als  den  öffentlichen  Interessen. 


1 


Vorschüsse 
gegen  Schuh  • 
scheine  ohn( 
Wechsel- 
verbindlichke 
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Zu  den  Darlehn  traten  auch  Vorschüsse  gegen  Schuldscheine  ohne 
Wechselverbindlichkeit.  Diese  waren  gleich  jenen  durch  Hinterlage 
von  Wertpapieren  gedeckt,  wurden  aber  nur  auf  kurze  Zeit,  in  der  Regel 
auf  einen  Monat,  gewährt  und  konnten  nicht  wie  Darlehn  erneuert  werden. 
Die  Bank  gewährte  diese  Vorschüsse  nur,  wenn  sie  eine  besondre  Konvenienz 
dabei  fand. 

Wir  finden  in  diesen  Zweigen  folgenden  Geschäftsverkehr  (in  1000  Fr.): 


1882 

: 1883 

1884 

i 1885 

1 

1886 

1887 

1888 

1889 

1 1890  1 

1 1 

1891 

Darlehn  .... 

22.435 

1 

' 16  891 

23.458 

29.319 

26.627 

25.771 

31.872 

32  400 

32544 

36.267 

Schuldscheine  und 

1 

1 

] 

Warrants  (W.) 

i 0.489 
w. 

' 0.394 

1 w. 

1 0.90 
[ W. 

7.425 

8.872 

12.155 

19.750 

33.584 

32.776 

22.152 

Total 

22,924 

17.285 

23.548 

36.744 

35.499 

37.926 

51.622 

65.984 

65.320 

58.419 

Zinsertrag : 

j 

1 

Darlehn 

191 

131 

169 

226  ' 

204 

192 

247 

311 

314 

359 

Schuldsch.  Warr.  , 

4 

3 

1 i 

17 

21  i 

31 

52 

112 

113 

73 

Total 

195  , 

134 

1 

170 

243 

t 

225  i 

223 

1 

299 

423 

427 

432 

! 

Dagegen ; Ertrag  der 
Diskontierung  v. 
Wechseln  . . . 

336  ' 

292 

1 

I 

254  1 

223 

237 

224 

1 

208 

271 

313 

378 

Mittl.  Zinsfuss  . | 

4.93 

1 

3.72 

3.36 

3.59 

3.50 

3.41  ' 

3.69 

\ 

441 

4.62 

4.40 

Diese  Zahlen  geben  in  der  Tat  sprechend  Zeugnis  von  der  gewaltigen 
Ausdehnung  des  Lombardgeschäftes;  sie  zeigen  auch,  wie  bedeutend  es  in 
seinem  Ertrage  für  die  Bank  geworden  ist.  So  einträgliche  Geschäfte  weist 
niemand  gerne  ab,  der  nicht  ein  Unternehmen  aus  Philanthropie  gegründet  hat. 

Wer  wagt,  gewinnt ! Wer  wagt,  riskiert ! Beides  erfuhr  die  Bank. 
Dass  aber  mit  der  nötigen  Umsicht  zu  Werke  gegangen  wurde,  geht  daraus 
hervor,  dass  nur  zweimal  Verluste  sich  ergeben  haben;  im  Jahre  1883  auf 
einem  Posten  gerichtlich  versteigerter  Schappe  (592  Fr.)  und  im  Jahre  1891 
durch  das  Falliment  der  Allgemeinen  Kreditbank  mit  einer  wirklichen  Einbusse 
von  nicht  ganz  15,000  Fr.  Dies  und  ein  früher  genannter  Verlust  in  den 


1882—1891. 

1860er  Jahren  sind  überhaupt  alles,  was  die  Bank  in  Basel  in  ihrer  lang- 
jährigen Tätigkeit  auf  Darlehn  verloren  hat. 

Die  Sicht  der  Darlehn  betrug  zwischen  65  und  90  Tagen;  in  der 
Regel  schwankte  sie  um  80  Tage  herum.  Die  Zahl  der  Posten  stieg  nicht 
immer  mit  der  Höhe  der  Darlehnssumme.  Im  Jahre  1882  waren  es  1119, 

4 Jahre  später  1305,  und  in  der  Zeit  der  Hochkonjunktur  1244,  1063  und  972. 

Eine  ähnliche  Entwicklung,  wie  das  Lombardgeschäft,  machte  der  wemchritten- 
Wertschriftenkonto.  Hier  betrugen  (in  1000  Fr.)  die 


Jahr 

1 

1 

Eingänge 

der 

Bestand  am  , 
31.  Dezember  | 

der 

mittlere 

Bestand 

1 

der  , 

Zinsertrag 

7« 

1882 

1 

296 

1.553 

1 523 

37 

2.41 

1883 

959 

1.638  ' 

1.601 

78 

4.87 

1884 

2.990 

2.080 

2.529 

104 

4.10 

1885 

1.770 

2.336 

2.328 

102 

440 

1886 

2.189 

2.910 

2.513 

107 

4.27 

1887 

4.583 

4.530 

3.284 

132 

4.00 

1888 

616 

2.851 

2.787 

117 

4.10 

1889 

1.657 

3.278 

3.115 

103 

3.14 

1890 

887 

3.835 

3.401 

128 

3.34 

1891 

565 

! 

3.491 

3.603 

144 

412 

dies  ergiebt 

durchschnittlich  pro  Jahr  in  der  Zeit 

von 

' 

1 

1882—83 

0.628 

2.154 

1 1.585 

68 

1884—86 

2.319 

4.337 

■ 2.442 

1 

104 

1 

1887—91 

1.661 

3.597 

' 3.238 

1 125 

208 
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i 


li 


Der  Bestand  am  31.  Dezember  (in  1000  Fr.)  setzte  sich  zusammen  aus 
Obligationen  von 


1 

Staat  u.  Gemeinde 

Banken 

Eisenbahnen 

Diskont. 

Jahr  j 

schweizer. 

fremde 

schweizer. 

schweizer.: 

1 

italien. 

amerik. 

Oblig. 

1882  1 

958  i 

— 

110 

465 

— 

— 

44 

1883 

974  ! 

— 

169 

488 

— 

— 

48 

1884 

961  ‘ 

112  i 

53  i 

804 

— 

110 

1.633 

1885 

821 

, 416  ! 

93 

761 

91 

110 

— 

1886 

' 1.020 

' 568 

71 

927 

91 

110 

— 

1887 

i 1.104 

514 

! 54 

1.037 

121 

109 

— 

1888 

1.058 

464 

i 115 

951 

174 

132 

— 

1889 

I 1.328 

1 552 

238 

994 

171 

49 

— 

1890 

i 1.442 

552 

■ 562 

1.108 

171 

47 

— 

1891 

' 1.432 

' 594 

430 

880 

1 

168 

22 

— 

Hiezu  seien  einige  Bemerkungen  gestattet. 

Im  allgemeinen  ging  die  Bank,  wie  schon  erwähnt,  bei  der  Behandlung 
des  Effektenkontos  von  der  Ansicht  aus,  dass  sie  keinen  Effektenhandel  zu 
betreiben,  sondern  die  einmal  erworbenen  Wertschriften  in  der  Regel  zu 
behalten  habe,  um  sich  ihrer  als  Reserve  für  aussergewöhnliche  Geld- 
verhältnisse zu  bedienen.  Sie  setzte  die  Wertschriften  infolgedessen  immer 
zu  niedrigem  Kurse  ein,  so  z.  B.  4%ige  Städte-Obligationen  im  Jahre  1883 
zu  95—97,  und  folgte  den  steigenden  Börsenkursen  nicht.  Zu  Beginn  des 
Jahres  1884  ermächtigte  die  Vorsteherschaft  den  leitenden  Ausschuss,  den 
Wertschriftenkonto  zu  verstärken.  Dies  geschah  durch  eine  Beteiligung  an 
einem  4»/oigen  Basler  Anleihen  und  durch  Anschaffung  57oiger  Italienischer 
Rententitel  und  einiger  amerikanischer  Eisenbahnbonds.  Ausserdem  wurden 
Gotthard-Obligationen  II.  Serie,  wegen  ihrer  kurzen  Rückzahlungsfrist  zu 
temporär  etwas  besser,  als  Diskontowechsel,  rentierender  Geldverwendung 
angekauft.  Die  grössere  Bewegung  im  Jahre  1884  überhaupt  gründete 
sich  auf  die  Skontierung  gekündeter,  im  Laufe  des  Jahres  rückzahlbarer 
Wertpapiere,  die  früher  als  Diskontopapiere  behandelt,  dann  aber  auf 
Wertschriftenkonto  gebracht  worden  waren. 
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Im  Jahre  1885  griff  man  zu  einer  von  der  bis  dahin  üblich  gewesenen 
abweichenden  Estimation  der  Wertschriften.  Die  sowohl  infolge  politischer, 
als  wirtschaftlicher  Ereignisse  eintretenden  Schwankungen  im  Kurswerte 
waren  stets  in  der  Weise  berücksichtigt  worden,  dass  man  sämtliche 
Papiere  erheblich  unter  dem  Tageswerte  in  die  Bilanz  einstellte.  Dieses 
Verfahren  war  umständlich,  da  nach  oben  und  nach  unten  immer  wieder 
geändert  werden  musste.  Statt  dessen  wurden  vom  Ende  des  Jahres  1885 
an  sämtliche  Papiere  annähernd  mit 'dem  Tageswerte  in  Einklang  gebracht 
und  der  daraus  sich  ergebende  Kursgewinn  vom  Totalbetrage  abgezogen 
und  als  Reserve  für  allfällig  später  sich  herausstellende  Kursverluste  bereit- 
gestellt. Der  Ertrag  pro  1885  bestand  darnach  auch  nur  aus  den  eingegangenen 
Zinsen. 

Im  Jahre  1887  wurden  für  einen  ungewöhnlich  grossen  Betrag 
Obligationen  diskontiert;  daher  rührt  die  starke  Zunahme  des  Wertschriften- 
geschäfts und  der  geringere  Bestand  am  Jahresschlüsse;  denn  die  diskontierten 
Obligationen  wurden  von  diesem  Jahre  an  vom  Wertschriftenkonto  getrennt 
gehalten.  Mit  der  Zunahme  der  der  Bank  zur  Aufbewahrung  und  Verwaltung 
übergebenen  offenen  Depositen  fand  sie  immer  häufigere  Veranlassung  zu 
Transaktionen  in  Wertpapieren. 

Die  Jahre  1889  und  1890  belebten  das  Wertschriftengeschäft  ordentlich 
und  brachten  ansehnliche  Erträgnisse  darin.  Allerdings  blieb  die  Baisse  von 
1891  nicht  ohne  Wirkung,  indem  die  Schätzung  einen  Minderwert  von 
23,000  Franken  ergab,  zu  dessen  teilweiser  Deckung  20,000  Fr.  der  Reserve 
für  Kursdifferenzen  entnommen  wurden. 

In  diskontierten  Obligationen  fand  von  1888  an  folgende  o°ugSen. 
Bewegung  (in  1000  Fr.)  statt: 


1888  i 

1 1889  ' 

1 

1890  j 

1891 

Diskontierung  . . . 

2.406 

0.975 

1 

1.031 

1.377 

Mittlerer  Bestand  . . 

; 1.321 

0.444 

0.184  ' 

0.181 

Ertrag 

31 

7 

8 

11 

14 


Kredil 
rechnun  en 
mit  Hinte  läge. 
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Kreditrechnungen  mit  Hinterlage:  Es  betrugen  (in  1000  Fr.); 


1882 

' 1883 

1884 

1885 

1886 

1887 

1888  ! 

, 1889 

1 1890 

1 1891 

die  Ein- und  Auszahlungen  840 

561 

352 

326 

983 

411  * 

452 

483 

592 

155 

der  mittlere  Bestand  . 65 

52 

45 

27 

42 

60 

59 

42 

38 

38 

der  Ertrag 1 ^ 

2.6 

21 

1.5 

1.9 

2.4 

2.6 

2.3 

21 

1.9 

Dieses  Geschäft  blieb  stabil;  die  Zahlen  zeigen  es  deutlich;  Allein 
man  nahm  es  gerne  neben  den  andern  mit. 


steueria!  :en.  2um  Schlusse  ist  eines  Momentes  zu  gedenken,  das  die  Emissions- 

banken empfindlich  getroffen  hat;  es  ist  die  Einführung  einer  Steuer  durch 
das  Banknotengesetz.  Dieses  belastete  die  Banknotenausgabe  mit  einer 
Bundessteuer  von  1 «/o  und  gestattete  auch  den  Kantonen,  von  den  in  ihrem 
Gebiete  gelegenen  Emissionsbanken  eine  Steuer  und  zwar  bis  zu  67o  der 
Emissionssumme  zu  erheben.  Der  Unkostenkonto  der  Bank  in  Basel  wurde 
hierdurch  ansehnlich  belastet. 

Die  Bank  entrichtete: 

1.  bis  1889  als  anonyme  Gesellschaft  die  kantonale  „PatentgebUhr“  und 
von  1890  an  die  Kapitalsteuer  und  die  Ertragssteuer. 

2.  eine  kantonale  Banknotensteuer  von  3“/o  bis  1889  und  von  4®/o  in 
den  Jahren  1890  und  1891  und 

3.  die  Bundesbanknotensteuer  von  1 ®/o. 

Von  1882—1891  betrugen  insgesamt 

die  Bundesbanknotensteuer 136,000  Fr. 

die  kantonale  Banknotensteuer 419,000  „ 

die  Patentgebühr,  Kapital-  und  Ertragssteuer  61,000  „ 

Total  616,000  Fr. 

Bel  einer  solchen  Belastung  war  es  leicht  begreiflich,  dass  man  stets 
versucht  war,  die  ganze  Notenemission  in  Umlauf  zu  setzen,  alle  lukrativen 
Geschäfte  intensiv  zu  pflegen  und  den  ganzen  Betrieb  so  gewinnbringend 
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als  möglich  zu  gestalten.  Es  ist  nicht  ohne  Interesse,  das  Steigen  einzelner 
Posten  von  1882—1891  herauszuheben.  So  betrugen  im  Jahre: 


1882 

1891 

Die  Steigerung 
beträgt  das 

die  Unkosten  . . 

61,272 

125,239 

2.04  fache 

die  Steuern  . . 

10,000 

1 119,486 

11.95  „ 

der  Reingewinn  . 

, 466,174 

656,931 

1.44  „ 

die  Dividende  . . 

8.60 

5.33 

1891— IQOO. 


Charakte  istik. 


Eine  so  schlimme  Zeit,  wie  diejenige  von  1891,  hat  die  Bankwelt  der 
Schweiz  während  der  Jahre,  da  die  Bank  in  Basel  noch  bestand,  keine  mehr 
durchgemacht,  und  auch  diese  durfte  sich  nach  einigen  schlechten  Jahren 
bis  zu  dem  Tage,  da  sie  ihre  Schalter  schloss,  erträglicher  Tage  erfreuen. 
Nicht  dass  alles  zu  allen  Zeiten  glänzend  gegangen  wäre.  Wer  wollte  dies 
erwarten!  Aber  alles  in  allem  genommen,  wird  die  Zeit  von  1892—1907 
charakterisiert  durch  gewaltigen  Geschäftsaufschwung  und  nur  mässige 
Rückschläge.  Wenn  wir  zunächst  mit  dem  Jahre  1900  abschliessen,  so  bedarf 
es  heute,  da  uns  die  brillanten  Konjunkturen  von  1896—1900  und  die  daran 
anschliessende  Krise  noch  frisch  im  Gedächtnis  haften,  wohl  keiner  Recht- 

fertigung. 

1891—1900!  Wiederum  9 Jahre!  Wieder  erst  einige  magere  und 
flaue,  dann  eine  Reihe  von  fetten,  ganz  wie  vorher  im  9.,  im  8.,  im  7.  Jahr- 
zehnt Es  ist  Ebbe  und  Flut  wie  immer;  es  ist  dasselbe  monotone  Lied 
von  der  Stagnation  und  bald  darauf  der  Jubelruf  über  eine  neue  Glanzzeit. 
Es  ist  das  ewige  Auf  und  Nieder,  Kommen  und  Gehen,  Gewinnen  und 

Verlieren. 

Sollen  wir  das  Bild  hier  festhalten,  da  es  doch  nichts  Neues  zu  bieten 
scheint’  Versuchen  wir’s;  am  Ende  werden  wir  belohnt  durch  die  Erkenntnis, 
die  uns  die  Einzelheiten  erst  verschaffen  können,  dass  es  neue  Dinge  und 
wieder  anders  beschaffene  Momente  sind,  die  die  Bewegung  veranlassen, 
dass  jeder  wirtschaftliche  Aufschwung  und  jeder  Niedergang  Eigentümlich- 
keiten besitzt. 
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Für  die  Emissionsbanken  bildet  das  letzte  Jahrzehnt  des  19.  Jahrhunderts 
eine  Periode  innerer  Entwicklung  wie  keines  zuvor,  und  der  Bank  in  Basel 
gebührt  das  Verdienst,  einen  grossen  Teil  zur  Förderung  des  Noten- 
bankwesens beigetragen  zu  haben,  ln  diesem  Jahrzehnt  gewinnt  die  Frage 
der  Errichtung  einer  Landesbank  erhöhte  Bedeutung;  in  diesem  Jahrzehnt 
beginnt  Basel,  wie  Zürich  und  Genf,  in  andre,  nie  zuvor  gesehene  Ver- 
hältnisse hineinzuwachsen.  Grosse  Menschenmassen  ziehen  nach  den  Städten, 
und  zu  dieser  Konzentration  an  Arbeitskräften  tritt  bald  diejenige  des  Kapitals, 
sei  es  in  der  Form  von  Aktiengesellschaften,  sei  es  in  der  Form  von 
Fusionen.  Ein  gewaltig  gesteigertes  Leben,  ein  stärkeres  Selbstbewusstsein 

entfacht  alle  Kräfte. 

So  nicht  nur  im  deutschen  Reiche,  sondern  überall,  auch  in  Basel.  Diese 
Bewegung  ermöglicht  eine  Entwicklung  der  Geschäfte  der  Bank  in  Basel, 
wie  man  sie  kaum  nur  auszudenken  sich  gewagt  hätte.  15  Jahre  bringen 
fertig,  was  vorher  in  der  dreifachen  Zeit  nicht  zu  erreichen  gewesen  war. 

Allerdings  fehlte  der  Übergang  vom  Krach  von  1891  bis  zur  guten 
Konjunktur  nicht.  Die  beiden  ersten  Jahre  nach  jenem  Ereignis  1892 
bis  1893  — boten  in  ihrer  Trostlosigkeit  allen  denen,  die  gesündigt  hatten, 
Anlass  genug  zur  Einkehr  und  zum  Insichgehen.  Man  kann  weit  zurück- 
gehen — sagt  der  Bericht  der  Banksektion  des  Basler  Handels-  und 
Industrievereins  pro  1892  — um  eine  Zeit  zu  finden,  welche  für  die  ganze 
Geschäftswelt  so  trüb  war,  wie  das  Jahr  1892.  Das  Jahr  liess  die  Finanz- 
welt der  Sorgen  nicht  ledig  werden,  klagt  der  gleiche  Bericht  von  1893, 
und  über  den  Jahrgang  1894  lauteten  die  Urteile  nicht  besser,  obschon  sich 
Keime  aufblühenden  Lebens  zu  zeigen  beginnen.  Das  Jahr  1895  bildet  den 
Wendepunkt. 

Die  Zeit  von  1892—1895  steht  unter  dem  Einflüsse  einer  grossen 
Geldabundanz.  Der  Geldnehmer  beherrscht  den  Markt,  und  das  Geldkapital 
ist  arbeitslos,  wie  die  Menschen.  Der  Diskontosatz  bewegt  sich  zwischen 
3.00—3.34;  erst  im  Jahre  1896  steht  er  auf  3.95.  Unsere  bekannten  Grad- 
messer für  wirtschaftliches  Wohlbefinden  oder  Unwohlsein  geben  zuverlässige 
Auskunft  über  die  Epoche.  Wir  finden  (in  1000  Fr.): 
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1890 

1891 

1892 

1893  1 

1894 

1895 

Einkommensteuer 

1.493 

1.051 

1.274 

1.161 

1.389 

1.681 

Wechselstempel 

71 

73 

59 

61 

64 

67 

Bordereauxstempel 

43 

34 

9 

15 

16 

19 

Stempel  für  Schuldverschreibungen 

51 

34 

38 

42 

1 54 

1 

76 

Handänderungssteuer 

525 

442 

451 

464 

588 

859 

Total 

2.183 

1.634 

i 1.831 

1.743 

2.111 

2.702 

Ausfuhr  von  Seidenbändern,  Schappe 

70.811 

81.347 

und  Teerfarben 

79.006 

67.580 

77.778 

76.843 

Umsätze  der  Bank  in  Basel  (Mill.  Fr.) 

2.754 

2.569 

2.256 

2.265 

2.399 

2.877 

Durchschnittlicher  Diskontosatz  °/o 

3.91 

3.90 

3.0 

3.34 

3.18 

3.36 

Brauchte  es  angesichts  dieser  Zahlen  eigentlich  noch  irgend  welcher 
1891  -93,  Erklärungen  über  die  Geschäftslage?  Kaum!  Der  jähe  Sturz  von  1891, 
die  Stagnation  von  1892—1893,  die  Besserung  erst  im  Jahre  1894,  dann  aber 
stärker  im  Jahre  1895  treten  klar  hervor.  Dagegen  sei  auf  eines  aufmerksam 
gemacht,  das  sich  leicht  verbergen  könnte;  das  beginnende  Aufblühen  des 
Immobiliengeschäfts,  das  sich  hier  in  der  Form  der  steigenden  Handänderungs- 
steuer, im  wirtschaftlichen  Leben  im  starken  Besitzwechsel,  in  der  Steigerung 
der  Bodenpreise  und  in  einer  lebhaften  Bautätigkeit  zeigt.  Das  Börsengeschäft 
wurde  dadurch  stark  in  den  Schatten  gestellt;  die  Spekulation  fehlte  also 
nicht,  nur  hatte  sie  sich  diesmal  auf  Grund  und  Boden  geworfen. 

IS  4.  Im  Jahre  1894  begann  aber  auch  die  Börsen-Spekulation  etwas  besser 

einzusetzen;  den  mächtigen  Anstoss  bildeten  wiederum  die  Bestrebungen 
der  Eisenbahnverstaatlichung,  wodurch  die  Eiseiibahnaktien  in  ihrem  Werte 
gesteigert  wurden.  Ihnen  folgten  die  Bankaktien.  Schuld  an  dieser  Bewegung 
trugen  auch  die  stetigen  Konversionen  von  Anleihen  und  Obligationen  zu 
niedrigem  Zinssätzen,  denn  hierdurch  wurde  das  anlagesuchende  Publikum 
dazu  getrieben,  Dividendenpapieren  seine  Aufmerksamkeit  wieder  zuzuwenden. 
Das  Börsengeschäft  blieb  indessen  flau  und  wurde  selbst  weder  durch  eine 
! \ Panik  an  der  Wiener  Börse  im  Jahre  1894  betroffen,  noch  durch  eine  mächtig 

; ! einsetzende  Spekulation  ln  afrikanischen  Minenpapieren  belebt.  Erst  der 

j Zusammenbruch  dieser  Spekulationen  im  Spätjahr  1895  — haupsächlich  in 

“I  Wien,  Paris  und  London  — machte  sich,  wenn  auch  nur  in  sekundärer 
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Weise,  an  den  schweizerischen  Börsen  fühlbar;  in  Basel  zwar  weniger,  mehr 
in  Zürich,  dessen  Börse  einen  grossen  Teil  des  Verkehrs  überhaupt  an  sich 
gezogen  hatte.  Für  Basel  brachte  das  Jahr  1894/5  neue  Anleihen  unsrer 
Eisenbahngesellschaften  (S.  C.  B.)  zum  niedrigen  Zinsfusse  von  3’  2«'o,  ferner 
die  Ausgabe  von  Aktien  und  Obligationen  der  Bank  für  Transportwerte  und 
der  neuen  Schappe-  und  Cordonnetspinnerei  Ryhiner  — und  ein  starkes 
Liegenschafts-  und  Hypothekengeschäft,  ln  die  Jahre  1895  — 1896  fällt  die  '«»9« 
Fusion  des  Basler  Bankvereins  mit  dem  Zürcher  Bankverein,  unter 
der  neuen  früher  schon  genannten  Firma  Schweizerischer  Bankverein, 
und  die  Eingliederung  der  Depositenbank  in  Basel  ln  das  neue  Unternehmen. 

Im  Jahr  1895  setzen  auch  die  Bestrebungen  zur  Abschaffung  des  Basler 
Wechselstempels  wieder  ein. 

Dieselben  Zahlen,  die  wir  oben  zur  Illustrierung  des  langsamen  Fort- 
schritts gebraucht  haben,  sollen  in  ihrer  Fortsetzung  das  Gegenteil  demonstrieren, 
nämlich  den  gewaltigen  Um-  und  Aufschwung.  Man  betrachte  sie. 


1895 

1896  1 

1897  1 

1898 

1899 

1900 

1 

1901 

Einkommensteuer 

1.681  ^ 

2.044  j 

2.130 ') 

2.257 

2.456 

2006 

1.827 

Wechselstempel 

67  ! 

71 

73 

1 76 

50  1 

— 

— 

Bordereauxstempel  .... 

19 

11 

19 

! 50 

45 

49 

62 

Stempel  für  Schuldverschreib. 

76  ! 

68 

85 

* 77 

76 

61 

75 

Handänderungssteuer 

859 

. 1.182 

0 946 

1.269 

1.015 

455 

478 

Total 

i 2.702 

3.376 

3253 

3.729 

3.642 

1 2.581 

2.442 

Bankumsätze  (Mill.  Fr.) 

2877 

! 2.832 

3.024 

! 3 099 

3.402 

, 3.659 

4.143 

Diskontosatz  °/o 

326 

^ 3.95 

3.92 

! 431 

4.95 

4.08 

, 40 

Im  Jahr  1896  setzte  die  Verteuerung  des  Geldes  ein.  Das  Jahr  litt 
zum  Teil  unter  ihr,  zum  Teil  auch  unter  der  Rückwirkung  der  Verluste  der 
Goldaktienspekulation  und  unter  der  Ungewissheit,  in  der  man  sich  wegen  des 
Ausgangs  der  Volksabstimmung  über  das  Rechnungsgesetz  der  Eisenbahnen 
und  dessen  Einfluss  auf  die  Bahnaktienkurse  befand.  Daher  geringere 
Börsenumsätze  und  geringere  Stempelerträge  und  geringerer  Umfang  des 
Lombardgeschäftes  bei  den  Banken.  Eine  nächste  Folge  der  erhöhten  Zinssätze 


’)  Die  Steigerung  ist  z.  T.  die  Folge  einer  Steuererhöhung. 
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war  das  Stocken  der  Konversionen  und  der  Übergang  der  Herrschaft  des 
Geldnehmers  auf  dem  Kapitalmärkte  an  den  Geldgeber.  Ganz  anders,  als 
das  Bankgeschäft,  entwickelte  sich  das  Immobiliengeschäft  auf  dem  Platze; 
stieg  doch  die  Handänderungssteuer  auf  den  noch  nie  erreichten  Betrag 
von  1,182  Millionen  Franken.  Was  alles  damit  und  mit  der  fieberhaften 
Produktion  von  Bauten  zusammenhängt:  die  Lieferung  und  Bezahlung  von 
Rohmaterialien,  die  Verarbeitung  aller  möglichen  Rohstoffe,  die  Entlohnung 
der  neueingestellten  Arbeitskräfte  muss  — wenn  auch  mehr  indirekt  — 
mehr  auf  die  Bankgeschäfte  und  die  Geschäfte  der  Bank  in  Basel  gewirkt 
haben,  als  man  gewöhnlich  annimmt.  Von  1895--1900  nahm  die  Stadt  um 
21,260  Einwohner  zu,  insbesondere  durch  Einwanderung.  Zu  den  alten 
Industrien  gesellten  sich  neue  im  Baugewerbe,  in  der  Bauunternehmung,  in 
der  Holz-  und  Metallbranche. 

00.  So  sicher  Handel  und  Industrie  ihren  Erntezug  antraten,  so  unsicher 

standen  im  Jahre  1897  wieder  die  Kurse  der  Effekten.  Die  Eisenbahn- 
aktien erlitten  einen  rapiden  Sturz,  als  die  Rückkaufsbotschaft  des  Bundesrates 
mit  ihren  so  unerwartet  niedrig  berechneten  Rückkaufswerten  erschien,  und 
ihnen  folgten  die  Bankaktien,  wenn  auch  nicht  in  gleichem  Masse.  Dadurch 
gewannen  die  Industriewerte;  sie  hatten  vermöge  des  guten  Ganges  der 
Geschäfte  auch  ein  Recht  auf  höhere  Bewertung,  Was  die  Börsenumsätze 
im  Jahre  1896  verloren  hatten,  holten  sie  im  Jahre  1897  reichlich  wieder 
ein.  Das  Aufsteigen  war  unverkennbar  und  entwickelte  sich  im  Jahre  1898 
zu  einer  Hausse.  Sie  war  eigentlich  international;  nur  in  der  Schweiz 
wurde  ihr  beizeiten  ein  Dämpfer  aufgesetzt:  am  20.  Februar  1898  stimmte 
das  Schweizervolk  der  Verstaatlichung  der  Eisenbahnen  zu.  Doch  erholten 
sich  die  Eisenbahnpapiere  bald  wieder,  und  am  Ende  des  Jahres  standen 
sie  höher,  als  vor  dem  Entscheidungstage, 

Die  gewaltige  Ausdehnung  der  industriellen  und  kommerziellen  Tätigkeit 
stellte  in  Deutschland  und  in  der  Schweiz  an  die  Banken  grosse  Ansprüche 
und  verursachte  eine  Verteuerung  der  Geldsätze,  wie  sie  schon  lange 
nicht  mehr  beobachtet  worden  war.  Der  Börsenhandel  versäumte  nicht,  die 
Konjunktur  zu  benützen.  So  sehen  wir  auch  in  Basel  den  Bordereaux- 
stempelertrag  um  beinahe  das  zweieinhalbfache  steigen,  und  bei  der  Bank 
in  Basel  nehmen  die  Lombardvorschüsse  beträchtlich  zu.  Trotz  des  hohen 
Geldstandes  ging  auch  in  Basel  das  Immobiliengeschäft  seinen  Weg  weiter, 
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und  mit  einem  Liegenschaftsumsatz  von  64  Millionen  Franken  wurde  das 
Höchste  geleistet.  Im  Jahr  1899  setzte  sich  die  ganze  Bewegung  fort.  Die 
Industrie,  namentlich  auf  dem  Gebiete  der  Elektrizität,  ist  fort  und  fort  in 
angestrengter  Tätigkeit;  die  Preise  der  Rohstoffe  steigen.  Die  Geldspannung 
wird  stärker,  denn  der  südafrikanische  Krieg  bewirkt  ein  Ausbleiben  von 
Gold,  dessen  England  gerade  zur  Kriegszeit  bedarf.  Kein  Wunder,  wenn 
der  Diskontosatz  ein  Jahresmittel  von  4.95  erreicht.  Auf  dem  internationalen 
Markte  — insbesondere  in  Deutschland  und  den  U.  S.  A.  ■ — steigt  die 
Produktion  ins  Ungemessene,  und  doch  kann  sie  der  Nachfrage  nicht  genügen. 
Es  ist  der  Höhepunkt.  Auch  in  der  Schweiz  hatte  man  den  Gipfel  erreicht. 
Das  Urteil  des  Bundesgerichts  über  die  Reinertragsberechnung  der  S.  C.  B. 
und  N.  0.  B.  kühlte  die  optimistische  Stimmung  rasch  ab;  doch  tat  es  auf 
die  Dauer  dem  Geschäfte  keinen  Eintrag.  Wie  sehr  aber  der  hohe  Zinsfuss 
wirkte,  mag  daran  beurteilt  werden,  dass  4%ige  Anlagepapiere  unter  Pari 
gingen,  und  dass  an  Industrieaktien  strenge  Anforderungen  gestellt  wurden. 
3 V2®/oige  Werte  verkrochen  sich  vollständig. 

Den  höchsten  Stand  errang  der  Diskontosatz  zu  Ende  des  Jahres  1899 
und  zu  Beginn  des  Jahres  1900.  Da  stand  er  in  der  Schweiz  auf  6®  'o,  in 
Paris  auf  4,5,  in  England  auf  6,  und  die  deutsche  Reichsbank  berechnete  7®  'o. 
Bei  solchem  Signal  dämmte  man  die  Begehren  ein.  Die  Kapitalvermehrungen 
der  bestehenden  Betriebe,  die  in  neugegründete  Unternehmen  gesteckten 
Gelder,  hatten  einen  kolossalen  Umfang  angenommen  und  damit  alle  Ersparnisse 
festgelegt.  Man  versuchte  die  Vorräte  zu  vermindern,  die  Produktion  wieder 
einzuschränken ; ja  es  schien,  als  wäre  man  allgemein  der  Gefahr  der  Krise 
bewusst  geworden  und  suche  sie  nun  zu  verhüten.  Dass  die  Banken 
zurückhielten,  tat  auch  seine  Wirkung.  Allein  es  war  unmöglich,  um  die 
Krise  herumzukommen.  Der  erste  Anstoss  zur  Änderung  kam  von  den  U.S.  A., 
und  in  Deutschland,  wo  ein  Hausse-Taumel  weite  Kreise  der  Börse  zugeführt 
hatte,  setzte  sich  die  erschütternde  Bewegung  in  leichter  Weise  fort.  Selbst 
die  schweizerischen  Börsen  bekamen  einen  kleinen  Teil  davon  ab,  und  Bank- 
und  Industriepapiere  wichen  stark  im  Kurse,  obschon  die  Gerüchte  vom 
freihändigen  Rückkäufe  der  S.  C.  B.  den  Markt  ein  wenig  belebten.  Im 
ganzen  aber  schloss  das  Jahr  mit  einer  starken  Depression. 

Der  Kreislauf  war  wieder  vollendet,  aber  er  endigte  nicht  mit  einer 
solchen  Zerrüttung  wie  im  Jahre  1891.  Die  Industrie  hatte  positive  Aufgaben 
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ZU  lösen  und  wahren  Bedarf  zu  befriedigen  gehabt;  darum  war  der  Rück- 
schlag kein  so  schwerer.  Der  am  meisten  betroffene  Teil  war  bei  uns  das 
Immobiliengeschäft  und  das  Baugeschäft;  auf  diesem  Gebiete  war  in  unsern 
deutschschweizerischen  Grosstädten  am  meisten  gesündigt  worden. 

Zur  Ergänzung  sind  nun  noch  einige  lokale  Ereignisse  zu  erwähnen, 
die  für  die  Bankwelt  von  Bedeutung  geworden  sind:  1.  der  Übergang  des 
Börsenbetriebs  an  die  Börsenkammer  unter  der  Aufsicht  des  Staates  und 
2.  der  Erlass  eines  neuen  Stempelgesetzes,  in  dem  die  Stempelung  der 
Wechsel  eliminiert  worden  war. 

Die  Verstaatlichung  der  Börse  war  die  direkte  Folge  der  Ausschreitungen 
von  1890—1891.  Die  Börsenreform,  d.  h.  die  Verstaatlichung  erschien 
nämlich  Vielen  als  das  Heilmittel  gegen  zukünftige  Schäden  und  war  in 
Basel  und  Zürich  an  der  Tagesordnung.  Nach  jahrelangen  Beratungen  erliess 
der  Grosse  Rat  am  8.  April  1897  das  Gesetz  betreffend  die  Effektenbörse 
und  den  Verkehr  in  Wertpapieren,  in  dem  das  Börsenkommissariat,  die 
Börsenkommission  und  der  Regierungsrat  als  die  mit  der  Ausübung  der 
staatlichen  Aufsicht  betrauten  Organe  bezeichnet  werden.  Das  Gesetz  wurde 
durch  das  „Allgemeine  Reglement  für  den  Effektenverkehr  und  die  Usancen  an 
der  Basler  Börse“,  und  das  Reglement  über  Zulassung  von  Wertpapieren  zur 
Kotierung  und  für  die  Realisierung  der  Realkautionen  ergänzt.  Die  konzes- 
sionierten Bank-  und  Effektengeschäfte  und  Sensalen  konstituierten  sich  am 
1.  November  1897  als  Börsenkammer  und  erliessen  am  4.  desselben  Monats 
ein  Spezialreglement  für  die  Ultimo-Liquidation  durch  die  Zentralstelle. 
Durch  das  neue  Börsengesetz  wurden  dem  Staate  neue  Einnahmen  geschaffen, 
und  dies  bewog  den  Gesetzgeber  bei  der  Revision  des  Stempelgesetzes  den 
Wechselstempel  dafür  fallen  zu  lassen.  Damit  wurde  einem  vom  Handels- 
stande und  den  Banken  schon  längst  gestellten,  von  der  Bank  in  Basel 
stets  unterstützten  Petitum  entsprochen. 

Schon  bei  der  Revision  des  Stempelgesetzes  im  Jahre  1882/3  hatte  die 
vorberatende  Kommission  des  Grossen  Rates  ausdrücklich  anerkannt,  dass 
durch  den  Wechselstempel  die  Trassierungen  von  auswärts  von  Basel  ab 
und  der  stempelfreien  Ostschweiz  zugelenkt  werden  und  der  Platz  Basel 
als  Geldmarkt  freigegeben  und  gefährdet  werde.  Im  November  1895  wurde 
auf  Anregung  eines  Initiativkomites,  an  dessen  Spitze  Herr  Bankdirektor 
F.  Frey  stand,  in  öffentlicher  Versammlung  beraten,  ob  nicht  Erleichterungen 
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im  Handelsverkehr  unsrer  Stadl  anzustreben  seien,  in  erster  Linie  durch 
eine  vernünftige  Revision  des  Stempelgesetzes.  Eine  mit  zahlreichen  Unter- 
schriften aller  namhaften  Firmen  bedeckte  Petition  ging  an  den  Grossen 
Rat;  dieser  überwies  sie  der  Regierung,  und  die  weitere  Folge  war  die 
eben  erwähnte  Revision  des  Stempelgesetzes  i.  J.  1899.')  Das  revidierte 
Gesetz  trat  am  8.  Juni  gleichen  Jahres  in  Kraft.  Damit  war  Basel  als 
Wechselplatz  wieder  Zürich,  das  den  Stempel  nicht  kannte,  gleichgestellt. 

Das  dritte,  für  die  Bank  in  Basel  wichtigste  Ereignis  in  dem  zu 
behandelnden  Jahrzehnt  war  die  Gründung  einer  zweiten  Notenbank  auf 
dem  Platze  Basel,  der  Basler  Kantonalbank. 

Diese  war  vom  Kanton  Basel-Stadt  mit  einem  Kapital  von  5 Millionen 
Franken  dotiert  worden  und  eröffnete  am  1.  Oktober  1899  ihre  Schalter. 
Am  25.  Januar  1900  erteilte  der  Grosse  Rat,  am  19.  März  1900  der  Bundesrat 
die  Genehmigung  zur  Emission  von  10  Millionen  Franken  in  Noten,  und 
von  Ende  März  1900  an  wurden  diese  nach  Massgabe  der  Aufnahmefähigkeit 
des  Platzes  ausgegeben;  bis  31.  Dezember  1900  war  es  für  9,5  Millionen 
Franken  geschehen.  Dabei  ging  es  der  Kantonalbank,  wie  der  Bank  in 
Basel  bei  ihren  jeweiligen  Emissionserhöhungen : sie  setzte  mit  ihrem 
Geschäftsbeginn  just  zu  schlechter  Zeit  ein.  Da  traf  es  die  Steuerschraube 
des  Baslerischen  Finanzministers,  wenn  er  sie  stärker  anzuziehen  vorschlug, 
besser;  denn  jede  Steuererhöhung  — 1887  und  1897  — fiel  gerade  in  den 
Beginn  einer  guten  Konjunktur. 

Die  Eröffnung  der  Kantonalbank  hat  zweifellos  in  die  Geschäfte  der 
Bank  in  Basel  einen  Einbruch  getan ; doch  lässt  er  sich  nicht  ohne  weiteres 
zahlenmässig  nachweisen;  und  wenn  wir  auch  die  Umsätze  noch  steigen 
sehen,  so  ist  gewiss,  dass  sie  ohne  Kantonalbank  noch  grösser  gewesen 
wären.  Noch  grösser?  Und  doch  hatte  das  Wachstum  ohnehin  ein  Tempo 
angeschlagen,  wie  es  sich  nur  bei  einem  gegen  früher  viel  bedeutender 
gewordenen  Geschäftsverkehr,  Kredit-  und  Geldhandel  auf  dem  Platze  ergeben 
konnte.  Sehen  wir  im  Einzelnen  zu,  wie  die  Geschäfte  der  Bank  gegangen  sind. 


*)  Der  Basler  Handels-  und  Industrieverein  wandte  sich  zur  Zeit  der  Behandlung 
der  Angelegenheit  am  24.  April  1899  mit  einem  Zirkular  an  den  Grossen  Rat  und  belegte 
seine  Behauptungen  über  die  Schädlichkeit  des  Wechselstempels  in  überzeugender  Weise 
zahlenmässig. 
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Die  Mittel  der  [) j g Bankmittel.  Das  Gesellschafts-Kapital  und  die  Notenemission 


betrugen  1891 — 1900  (in  Millionen  Franken): 


1891 

1892 

1893! 

1 

1894 

1895 

189() 

1897  j 

1898 

1899 

1900 

1901 

Nominelles  Aktienkapital 

16 

16  1 

16  1 

16 

16  ! 

1 16 

16 

16 

16 

16 

16 

Einbezahltes  „ 

12 

12  ; 

12  ] 

12 

12 

12 

12 

12  1 

12 

16 

16 

Notenemission  .... 

20 

20  j 

20 

20 

20/24 

: 24  : 

24 

24 

24 

24 

24 

Notenzirkulation  . . . 

: 17 

166 

18.2 

, 18.5 

21 

' 22.7 

1 23.1 

1 22.6 ; 

22.6 

22.0 

21.7 

Reservefonds  .... 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 1 

1 

1 

1 

1 

Das  nominelle  Gesellschaftskapital  blieb  von  1882  an  bis  zum  Eingehen 
der  Bank  im  Jahre  1907  auf  derselben  Höhe  von  16  Millionen  Franken.  Nur 
die  Einzahlungen  wurden  erhöht,  zum  letzten  Male  im  Jahre  1900  von  12 
auf  16  Millionen;  denn  damit  war  das  Aktienkapital  voll  einbezahlt.  Diese 
Erhöhung  war  durch  die  Entwicklung  des  Bankwesens  auf  dem  Platze  nötig 
geworden.  Um  neben  den  mit  grossen  Kapitalien  ausgerüsteten  Instituten 
ihre  Rolle  als  vermittelndes  Institut,  als  Girobank,  fernerhin  mit  Erfolg  weiter- 
führen zu  können,  bedurfte  die  Bank  vermehrter  Mittel.  Die  Vorsteherschaft 
hegte  die  Überzeugung,  dass  sich  dafür  auf  dem  noch  stark  entwicklungs- 
fähigen Platze  stets  lohnende  Verwendung  finden  werde.  Der  andauernde 
und  intensive  Notenmangel  war  die  Ursache  der  Erhöhung  der  Notenemission 
im  Jahre  1895  von  20  auf  24  Millionen  Franken.  Was  der  Bank  nun  an 
Mitteln  im  Gesamten  zur  Verfügung  stand,  war  (in  1000  Fr.)  an 


im  Jahr 

eigenen 

Mitteln 

fremden 

unverzinsl. 

7» 

fremden 

verzinslichen 

7« 

Total 

1891 

13.348 

34 

22.795 

57 

3.675 

9 

39.818 

1892 

13.125 

35 

21.008 

56 

3.287 

9 

37.420 

1893 

13.043 

33 

23.077 

59 

3 235 

8 

39.355 

1894 

13.083 

33 

23.256 

59 

3.264 

8 

39.603 

1895 

13.099 

30 

25.666 

60 

4.204 

10 

42.969 

1896 

13.183 

30 

26.717 

62 

3.384 

8 

43.284 

1897 

13.193 

29 

27.720 

61 

4.320 

10 

45.233 

1898 

13.135 

30 

27.290 

62 

3.578 

8 

44.003 

1899 

13.281 

30 

26.758 

60 

4.577 

10 

44.616 

1900 

16.432 

34 

23.092 

50 

8.000 

16 

47.524 

Es  hat  sich  schon  oben  (S.  185)  Gelegenheit  geboten,  darauf  hinzuweisen, 
dass  die  enorme  Vermehrung  der  Mittel  von  1882 — 1891  weit  in  die  Periode 
1891 — 1900  hinein  gereicht  habe. 

In  der  eben  gegebenen  Zusammenstellung  drängt  sich  weniger  die 
Vermehrung,  als  die  Verschiebung  im  Bestände  der  Kategorien  hervor.  Wir 
finden  einen  prozentualen  Rückgang  der  eigenen  Mittel,  dem  erst  die  Kapital- 
einzahlung von  1900  Halt  gebietet,  und  eine  Verstärkung  der  fremden 
unverzinslichen  Mittel  infolge  der  Erhöhung  der  Notenemission  im  Jahre  1895; 
die  seltsame  Verschiebung  des  Anteils  der  fremden  verzinslichen  und  fremden 
unverzinslichen  Mittel  an  den  Qesamtmitteln  im  Jahre  1900  geht  darauf 
zurück,  dass  von  diesem  Jahre  an  ein  Teil  der  Giroguthaben  verzinst  wurde. 
Die  Bank  hatte  sich  hierzu  entschlossen,  um  den  Giroverkehr  auch  fernerhin 
an  sich  zu  fesseln. 

Im  Vergleich  zum  Jahre  1882  ergeben  sich  folgende  Verschiebungen 
(in  1000  Fr.): 


im  Jahr 

eigene 

Mittel 

7o 

fremde 

unverzinsliche 

7o 

fremde 

verzinsliche 

1 

[i 

Total 

1882 

5.428 

29 

11.632 

63 

1.571 

8 j 

18.631 

1891 

13  348 

34 

22.795 

57 

3675 

9 

39.818 

1899 

13.281 

30 

26758 

60 

4.577 

10 

44  616 

1900 

16-432 

! 

34 

23.092 

1 

1 

50 

8.000 

16 

li 

47.524 

Die 

eigenen,  zi 

nsbeanspruchenden 

Mittel  haben  darnach  von 

1882 

1900  das  dreifache,  die  fremden  verzinslichen  das  fünffache,  die  fremden 
unverzinslichen  Mittel  aber  nur  etwas  mehr  als  das  Doppelte  erreicht. 
Diese  Verschiebung  musste  die  Erträgnisse  der  Bank  natürlich  ungünstig 

beeinflussen. 

Es  hatte  sich  oben  schon  gezeigt,  dass  das  Jahr  1895  das  Ende  der 
magern  Jahre  schliesst  und  das  Jahr  1896  den  Beginn  der  fetten  eröffnet. 
Es  erscheint  daher  als  angebracht,  die  Verwendungen  der  Bank  darnach 

zu  teilen. 


1891—1900. 


1891—1900. 


Es  betrug  die  Summe  der  sogen,  mittlern  Verwendungen  (in  1000  Fr.) 


Verzinslich 

Unverzi  nsl 

ich 

Verwen- 

in  der 
Zeit  von 

1 

Diskon- 

tierungen 

Darlehn 

etc. 

Wert- 

schriften 

Andere 

Geschäfte 

Total  ! 

, 

Banknoten 

andrer 

Emissions- 

banken 

Guthaben 

bei 

Emissions- 

banken 

Total 

düngen 

total 

1892-1895 

37.693 

37.248 

17.762 

13.143 

105.846 

47.404 

6.098 

53.502 

159.348 

1896-1900 

53.183 

52.688 

29.290 

17.474 

152.635 

63.759 

8.266 

72.025 

224  660 

Total 

90.876 

89.936 

47.052 

30.617 

258.481 

111.163 

14.364 

125.527 

384.008 

d.  h.  per  Jahr  durchschnittlich 

• 

1892-1895 

9.423 

9.312 

4.440 

3.286 

^ 26.462 

11.851 

1.524 

13.375 

39.837 

1896-1900 

10.636 

10.538 

5.858 

3.495 

1 30.527 

12.752 

1.653 

14.405 

! 44.932 

1892-1900 

10.097 

1 

9.993 

5.228 

3.402 

28.720 

12.351 

1.596 

25.105 

42.667 

Die  Summe  der  mittlern  Verwendungen  steigt  unaufhörlich;  sie  erreichen 
(in  1000  Fr.)  durchschnittlich  pro  Jahr  von 

1882—1886  1887—1891  1892—1895  1896—1900 

23.527  33.328  39.837  44.932 

Millionen  Franken.  Immerhin  kommt  der  Zuwachs  von  1892 — 1900  nicht 
mehr  demjenigen  von  1887 — 1891  gleich.  Von  den  einzelnen  verzinslichen 
Verwendungsarten  entfallen  (in  1000  Fr.)  durchschnittlich  pro  Jahr 


1882—1886 

1889—1891 

1892—1895 

1896—1900 

Diskontierungen  . . 

8.598 

8.293 

9.423 

10.636 

Darlehn 

5.528 

9.324 

9.312 

10.538 

Wertschriften  . . . 

2.243 

3.238 

4.440 

5.858 

andre  Geschäfte  . . 

349 

1.528 

3.286 

3.495 

Total 

16.718 

22.383  1 

26.461 

30.527 

Darnach  ist  das  Darlehngeschäft  seit  der  Zeit  von  1887 — 1891  im 
Umfang  stets  den  Diskontierungen  auf  der  Ferse  geblieben  und  hat  sich  das 
Wertschriftengeschäft  in  der  gleichen  Zeit  verdoppelt.  Die  Bank  wird,  das 
tritt  deutlich  hervor,  mehr  und  mehr  die  Bank  der  Banken  und  Bankiers, 


und  der  Effektenverkehr  erreicht  für  sie  infolge  des  dadurch  geförderten 
Lombardgeschäfts  dieselbe  Bedeutung,  wie  der  Gang  von  Industrie  und  Handel 
mit  dem  damit  verknüpften  Diskontogeschäft. 

Der  folgenden  Übersicht  mag  die  prozentuale  Verteilung  der  Verwendungs- 
kategorien für  jedes  Jahr  entnommen  werden. 

Von  je  100  verwendeten  Franken  entfielen  im  Jahre 


auf 

1891 

1892 

1893  , 

1894 

1895 

1896 

1897 

1898 

i 

1899 

1900 

1901 

Wechsel 

1 

40.0 

j 

39.0 

40.0 

33.0 

31.5  ' 

38.0 ' 

34.1 

33.8 

35.2 

i 

37.5  1 

39.5 

Darlehn  u.  Schuldscheine 

38.3 

30.7 

1 31.8 

37.0 

40.2 

32.0 

, 32.5 

36.5  ' 

36.3 

35.5^ 

34.0 

Div.  Debit,  u.  Kreditor. 

7.2 

■ 13.3 

11.0 

12.0 

7.8 

10.0 

11.3 

8.2 

9.0 

; 11.0 

10.5 

Wertschriften  u.  diskont. 
Obligationen  . . ■ 

14.5 

’ 17.0 

17.2 

18.0 

20.5 

1 

20.0 

22.1 

21.5 

19.5 

' 16.0 

160 

Total 

100 

1 100 

1 

100 

100 

100 

i 100  , 

: 100 

100 

100 

100 

100 

Über  den  Gesamtverkehr  der  Bank,  in  dem  ja  auch  die  Konto-Korrent-  Qesamtumsätze. 
rechnungen  und  die  Inkassi  u.  s.  w.  eine  wichtige  Rolle  spielen  — in  der 
Darstellung  der  Verwendungen  treten  sie  nicht  auf  — geben  uns  folgende 
Zahlen  Auskunft. 

Es  betrugen  (in  Millionen  Fr.) : 

1891  1892  1893  1894  1895^  1896  1897  1898  1899  1900 

Die  Umsätze  2.269  2.256  2.365  2.399  2.877  2.832  3.024  3.099  3.402  3.659 
Das  ergibt  per  Jahr: 


für  die  Jahre 

Um- 

sätze 

1 

Konto- 

korrent 

Kasse 

Inkassi 

Dis- 

konto 

Darlehn 

Schuld- 

scheine 

der  Stagnation  .... 

1891—1894 

i 2.340 

1.497 

696 

93 

i 100 

42 

des  beginn.  Aufschwungs 

1895—1896 

2.854 

1.900 

738 

108 

119 

55 

der  Hochkonjunktur  . . 

1897—1900 

3.296 

2.264 

1 790 

121 

124 

57 

Die  Periode  der  Hochkonjunktur  tritt  unerwarteter  Weise  gar  nicht 
so  sehr  hervor,  wie  etwa  anzunehmen  gewesen  wäre.  Das  Diskont-  und 
das  Darlehngeschäft  hätten  sich  doch  in  ganz  andrer  Weise  entwickeln 
können.  Dafür  steigen  die  Umsätze  im  Giro-  und  Kontokorrentverkehr  in 
einem  dem  allgemeinen  Aufschwung  entsprechenden  Masse. 
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Giro-  und  K(  ito- 
Korrentverk  hr. 
Verbesserung  en. 


224  1891-1900, 

Im  Giro- und  Kontokorrentverkehr  trat  im  Juli  1896  eine  Neuerung 
und  Verbesserung  ins  Leben.  Die  Inhaber  von  Girorechnungen  wurden 
ermächtigt,  am  Hauptsitze  von  23  Emissionsbanken  für  Rechnung  der  Bank 
in  Basel  Zahlungen  leisten  zu  lassen,  deren  Betrag  nach  erhaltenem  Avis 
ihrer  Girorechnung  gutgeschrieben  wurde.  Solche  Zahlungen  mussten  von  den 
Rechnungsinhabern  Tags  zuvor  angezeigt  werden.  Diesen  wurde  damit  der 
Rückzug  ihrer  Guthaben  von  andern  schweizerischen  Bankplätzen  erleichtert, 
und  die  andern  Emissionsbanken  wurden  weniger  mehr  veranlasst,  Mandate 
auf  die  Bank  in  Basel  abzugeben.  Allerdings  lastete  auf  dieser  die  Verant- 
wortlichkeit des  Ausgleichs  in  erhöhtem  Masse. 

Die  Umsätze  waren  folgende  (in  1000  Fr.): 


Jahr 

1891 

1892 

1893 

1894 

1895 

1896 

, 1897 

1 1898 

; 1899  1 

1900 

Rechnungen  . . ! 

154 

164 

162 

167  ; 

171 

172 

174  ! 

176 

179 

181 

Umsätze  iMiii.  Fr.) 

1.662 

1437 

1.447 

1,608 

1.934 

1.865 

1,985  ' 

2.134 

2.361 

2.576 

Mittl  Bestand  , 

1 4,728 

3456 

3,624 

3.482 

3.695 

3.051 

3.399 

3 456 

3.456  I 

3.375 

Tages-Maxiinum 

1 8.299 

5.501 

6.462 

7.197  ‘ 

6.400 

5.489 

5.808 

5.914 

6.684 

6509 

Minimum  . . . 

2241 

1.972 

1.973 

1971 

1.858 

1.674 

2.080 

1,828 

1.643 

: 1652 

Der  Einfluss  der  Vermehrung  bestehender  und  der  Kreierung  neuer 
Bankfirmen  auf  die  Umsätze  von  1895  96  an  ist  unverkennbar. 

Das  Jahr  1900  brachte  sodann  zwei  weitere  Neuerungen,  durch  welche 
die  Bank  die  Rechnungsinhaber  veranlassen  wollte,  noch  mehr  als  bisher  für 
ihre  Zahlungen  sich  der  Vermittlung  der  Bank  zu  bedienen  und  für  Geld- 
bedarf deren  Dienste  in  Anspruch  zu  nehmen. 

1.  Erklärte  sich  die  Bank  bereit,  einen  Teil  der  Giroguthaben  zu  verzinsen. 
Das  Guthaben  sollte  für  den  Rechnungsinhaber,  wie  bisher,  vollständig 
verfügbar  sein,  ein  Teil  desselben  bis  zu  einer  festzusetzenden  Höhe  unver- 
zinslich bleiben,  während  die  Bank  auf  dem  Betrag  darüber  hinaus  einen 
Zins  vergütete. 

Die  Grenze  zwischen  dem  verzinslichen  und  dem  unverzinslichen 
Guthaben  wurde  alljährlich  von  dem  leitenden  Ausschüsse  der  Bank  für  jede 
Firma  festgesetzt,  wobei  sowohl  die  Höhe  des  Umsatzes  in  Girorechnung, 


J891— 1900, 
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1 

' als  auch  die  Summe  der  im  Laufe  eines  Jahres  in  für  die  Bank  gewinn- 

bringender Weise  umgesetzten  Beträge  berücksichtigt  wurde.  Der  vom  1 . März 
an  geltende  Zinsfuss  wurde  bis  auf  weiteres  auf  3®o  festgesetzt. 

2.  Erklärte  sich  die  Bank  bereit,  dem  Rechnungsinhaber  auf  Grund 
eines  Titeldepöts  einen  Kredit  zu  eröffnen,  den  er  zur  Deckung  eines 
unerwarteten  Geldbedarfs  jederzeit  ohne  vorherige  Anfrage  benützen  konnte, 
indem  er  den  Betrag  auf  Vorschussrechnung  schuldig  wurde. 

Der  Saldo  eines  solchen  Vorschusses  sollte  durch  die  täglichen  Eingänge 
in  Girorechnung  gedeckt  werden,  bis  die  Schuldsumme  ausgeglichen  war. 

Dem  Rechnungsinhaber  sollte  es  frei  stehen,  sein  Titeldepöt  entweder 
durch  den  bestehenden  Effekten-Giro  zu  leisten  oder  durch  besondere 
Einlieferung  von  Titeln  zu  konstituieren. 

Beide  Neuerungen  traten  mit  dem  l.März  in  Kraft. 

Von  den  gemachten  Erfahrungen  sollte  es  abhängen,  in  welcher  Aus- 
dehnung die  neuen  Bestimmungen  beibehalten  werden  konnten. 


Das  Banknotengeschäft. 


Das  Banknoten- 
geschäft. 


Hierüber  mögen  die  üblichen  Hauptzahlen  (in  1000  Fr.)  orientieren : 


Emis-  . 

Zirkulation 

Deckung  7o 

Ausstandszeit: 

Tage 

sionen 
(Mill.  Fr.)'| 

Min.  ! 

Mittel  ; 

Max. 

Min. 

Mittel , 

Max 

50  Fr, , 

100  Fr. 

500  Fr. 

1000  Fr. 

1891 

20 

i 

15  168 

16958 

19,696 

44.3 

1 

51.5  i 

61.5 

320 

163 

43 

26 

1892  ’ 

20 

14.043  i 

16.629 

19.769 

44.5  : 

55  5 1 

64.5 

281  ' 

135 

46 

26 

1893 

1 20  ^ 

, 16.238 

18.222  : 

19775 

44  5 1 

52.25 

63.5 

311  ' 

171  ' 

56 

32 

1894 

: 20 

16  633 

1 18.500 

19.716 

49 

55.75 

67 

294 

180 

57 

39 

1895 

; 20—24 

! 16.887 

21.055 

23.863 

45 

51.2 

63.75 

304 

210 

65 

38 

1896 

1 

24 

20.035 

22.686 

23.818 

43 

48.75 

52.5 

320 

156 

44 

43 

1897 

24 

21,355 

23.141 

23.849 

42.3 

48.5 

52 

300 

' 183 

54 

63 

1898 

1 24 

19.655 

22.644 

23.851 

44,5 

50 

55.5 

261 

215 

98 

100 

1899 

24 

i 19.607 

22.599 

23.927 

44.5 

: 49,25 

555 

314 

! 206 

76 

76 

1900 

1 24 

: 19.480 

22.034 

23  859 

44.7 

50  5 

’ 57  25 

272 

173 

71 

60 

1901 

22  385  ' 

i 

||  20.224 

21.663 

1 

23.813 

46.5 

II 

55 

74.33 

228 

140 

58 

50 

226  1891—1900. 

Die  Verminderung  der  Zirkulation  im  Jahre  1892  erweckt  den  Eindruck, 
als  ob  diese  mit  dem  Rückgang  der  Börsentransaktionen  Zusammenhänge;  die 
Bankvorsteherschaft  begründete  sie  mit  dem  Umstande,  dass  während  der 
Zeit,  da  die  Bank  ihre  Barbestände  wegen  des  andauernden  Barexportes 
fortwährend  ergänzen  musste  und  die  Notenzirkulation  infolge  des  im 
Verkehr  mit  andern  Banken  stattfindenden  Notenausgleichs  zurückging; 
indessen  hielt  sie  dafür,  die  Börsentransaktionen  hätten  die  Höhe  der 
Notenzirkulation  nur  in  geringem  Masse  beeinflusst.  Sie  führte  als  Beweis 
an,  dass  die  Zirkulation  im  allgemeinen  im  Jahre  1892  zu  und  nicht 
abgenommen  habe  und  die  Verwendung  der  Banknoten  als  Zahlungsmittel 
im  gewöhnlichen  Verkehr  durchaus  dem  normalen  Bedürfnisse  entspreche. 

Im  Jahre  1893  war  die  Notenzirkulation  in  der  Tat  nicht  nur  in  Basel, 
sondern  in  der  Schweiz  wiederholt  knapp  oder  gar  unzulänglich  geworden, 
in  Basel  besonders  von  Ende  Oktober  bis  Anfangs  November.  Doch 
beklagte  die  Bank  den  Notenmangel  nicht,  da  sie  glaubte,  es  werde  dadurch 
eine  heilsame  Einschränkung  der  Banktätigkeit  und  eine  Vermehrung  des 
Barumlaufs  bewirkt.  Einen  Teil  der  grössern  Zirkulation  schrieb  sie  dem 
vermehrten  Verkehr  in  Landesprodukten  zu;  ausserdem  mochte  das  gesteigerte 
wirtschaftliche  Leben  des  Platzes  mehr  Noten  brauchen.  Der  Notenmangel 
hielt  auch  im  folgenden  Jahre  1894  an,  so  stark,  so  lange  und  so  intensiv, 
wie  noch  selten.  Selbst  als  die  Barschaftsverhältnisse  durch  den  Rückzug 
der  italienischen  Scheidemünzen  und  günstigere  Wechselkurse  im  Jahre  1904 
besser  wurden,  schien  ihre  Verwendung  noch  zuzunehmen.  Ansehnliche 
Posten  schweizerischer  Noten  wunderten  vor  Beginn  der  Reisesaison  auch 
nach  Deutschland,  und  in  Italien  wurden  schweizerische  Noten  bei  Einkäufen 
von  Landesprodukten  an  Stelle  von  fremder  Valuta  verwendet. 

Im  Maximum  kam  die  Zirkulation  der  Noten  der  Bank  in  Basel  stets 
der  Emissionssumme  nahe,  und  da  das  Minimum  ordentlich  darunter  blieb, 
ergab  sich  immerhin  eine  ansehnliche  Spannung.  Auf  die  Dauer  durfte  die 
Vorsteherschaft  den  Notenmangel  nicht  anstehen  lassen;  sie  suchte  daher 
im  Jahre  1895  beim  Bundesrate  um  die  Erhöhung  der  Emissionssumme  um 
vier  Millionen  Franken  — von  20  auf  24  — nach  und  führte  sie,  nachdem 
der  Bundesrat  am  15.  März  seine  Einwilligung  dazu  gegeben  hatte,  im 
Jahre  1895  allmählich  durch.  Während  5’ 2 Monaten  betrug  sie  20,  während 
drei  Monaten  23  und  während  3^2  Monaten  24  Millionen  Franken.  Trotzdem 


1891—1900 


227 


stieg  die  Ausstandszeit  für  beinahe  alle  Abschnitte.  Es  mochte  z.  T.  die 
Folge  der  beginnenden  guten  Konjunktur  sein,  z.  T.  die  Folge  der  wieder 
schlechter  gewordenen  Barschaftsverhältnisse,  z.T.  auch  Schuld  des  Publikums, 
das  beim  Herannahen  einer  Zahlungsepoche  die  Noten  aufspeicherte  und 
den  Check  und  die  Anweisung,  sowie  im  Verkehr  mit  andern  Plätzen  die 
von  den  Emissionsbanken  eingeführten  Mandate  als  Zahlungsmittel  immer 
noch  wenig  benützte;  immerhin  wurde  eine  kleine  Besserung  im  Gebrauche 
des  den  Konto-Korrentinhabern  eingeräumten  Rechts  der  Virements  von 
einem  Platze  nach  einem  andern  im  Jahresberichte  von  1896  konstatiert. 
Mit  diesen  24  Millionen  Franken  an  Noten  hatte  die  Bank  das  Maximum 
ihrer  Emissionen  für  die  noch  folgende  Zeit  ihres  Bestehens  erreicht;  denn 
obschon  sie  im  Jahre  1899  das  Aktienkapital  durch  Einforderung  der  noch 
ausstehenden  25  ® o auf  16  Millionen  brachte,  so  Hess  sie  die  Höhe  der 
Emission  unverändert.  Die  Notenemission  in  der  Schweiz  wurde  damals 
von  den  Nationalökonomen  im  Vergleich  zu  den  verfügbaren  Mitteln  als  zu 
hoch  empfunden,  und  unter  dem  Einfluss  dieser  Stimmung  wollte  die 
Vorsteherschaft  von  dem  Rechte  zur  Notenausgabe  über  24  Millionen  hinaus 
keinen  Gebrauch  machen.  Infolge  der  im  Jahre  1900  unter  den  Emissions- 
banken verabredeten  zeitweiligen  Kontingentierung  schwankte  die  tatsächliche 
Emissionssumme  stets  zwischen  20  und  24  Millionen  Franken. 

Bei  der  Beurteilung  des  Innehaltens  mit  weitern  Emissionen  ist  natürlich 
nicht  zu  vergessen,  dass  die  Basler  Kantonalbank  im  Jahre  1900  beinahe 
für  10  Millionen  Franken  Banknoten  ausgegeben  hat.  Der  Platz  besass 
also  damals  eine  Notenemission  von  34,000,000  Franken. 

Die  verzinslichen  Depositen,  deren  relativen  Anteil  an  den 
Gesamtmitteln  der  Bank  wir  schon  berechnet  haben  — er  schwankte  wie 
gewöhnlich  zwischen  8 und  10*^  0 — haben  in  absoluten  Zahlen  (in  1000  Fr.) 
folgende  Bewegung  erfahren: 


1 

1891 

1 

1892  ' 

1893 

1894 

1895  , 

1896 

1897 

1898 

1899 

1900 

Eingänge ; 

9.886 

8.490 

7935 

8.526 ' 

10.657 

10  081 

11  809 

12.596' 

12,079 

11  170 

Durchschnittl.  Bestand 

3.675 

3-287 

3 044 

3.150 

3.668 

2.798 

3.069 

2.883 

3 133 

3.170 

Zinsfuss  7o  • ■ - ■ 

' 3 

3-2 

!2'-1.5 

2-1.5 

2.5-2 

2-2.5 , 

2.5-2 

: 2-2  5 

1 

3-3.5 

3.5 

Passivzinsen  . . 

110 

74 

60 

; 62 

1 61 

1 

58 

1 68 

59 

i 

91 

112 
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Diverse 

Kreditoren  md 
Debitore  . 


Kassenver  ehr. 


Die  Einzahlungen  stiegen  in  den  Jahren,  in  denen  ein  höherer  Zinsfuss 
vergütet  wurde;  zur  Zeit  des  billigen  Geldstandes  gingen  sie  zurück.  Der 
Bank  erwuchsen  in  jenen  Jahren  beträchtliche  Zinszahlungen. 

Wesentlich  kräftiger  entwickelte  sich  der  Konto  Diverse  Kreditoren 
und  Debitoren,  in  dem  die  Bank  einmal  Gläubigerin,  ein  andermal 
Schuldnerin  war.  Von  1891 — 1900  verdoppeln  sich  die  Umsätze.  Sie  betrugen 


(in  Millionen  Franken): 

1891 

1892 

1893 

1894 

1895 


63.7 
59.5 

69.8 
60.2 
86.0 


1896: 

1897 

1898 

1899 

1900 


78.5 

103.6 

118.4 

129.3 

137.3 


Die  Zunahme  fiel  vor  allem  in  die  Zeiten  der  Hochkonjunktur,  währenddem 
der  kleine  wirtschaftliche  Rückschlag  im  Jahre  1896,  den  wir  eingangs  dieses 
Abschnittes  erwähnt  haben,  auch  hier  eine  Einbusse  brachte. 

Ein  ganz  erfreuliches  Bild  zeigt  der  Kassa  verkehr;  denn  er  blieb 
beständig  zurück,  wie  folgende  Zahlen  dartun.  Die  Ein-  und  Ausgänge 

betrugen : 


Jahr 

Mill.  Fr. 

7o 

des  Umsatzes 

Jahr 

Mill.  F r 

7o 

des  Umsatzes 

1891 

830 

32.3 

1896  1 

718 

25.4 

1892 

708 

31.3 

1897 

738 

24.4 

1893 

683 

301 

1898 

741 

23.9 

1894 

696 

290 

1899 

, 796 

23.4 

1895 

759 

26.4 

1900 

883 

1 

24.1 

1 

Inkassoget  :häft. 


In  so  raschem  Tempo  war  der  Barverkehr  noch  nie  gesunken,  der 
Giroverkehr  noch  nie  gewachsen. 

Der  I n k a s s 0 von  Platzwechseln  und  Wechseln  auf  andre  schweizerische 
Plätze  hatte,  wie  wir  es  nun  oft  gesehen  hatten,  unter  der  Ungunst  der  Zeit 
zu  leiden.  Es  wurden  inkassiert: 
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1 

1892—95 

per  Jahr 

1896 

1897—1900 

per  Jahr 

Stück  Platzwechsel  . 

1 

110,689 

j 27,672 

31.974 

139,480  : 

34.870 

Betrag  (Mill.  Fr.)  . . . 

367.2 

90.800 

120.825 

477  3 

119.325 

1 

Stück  Schweizerwechsel 

4,607 

! 1,152 

736 

2,482 

620 

Betrag  (Mill.  Fr.) 

7.1 

1.767 

1.340 

5.1 

i 1 .267 

Der  Inkasso  an  Platzwechseln  wuchs  in  den  Jahren  1896—1900,  der- 
jenige an  Schweizerwechseln  ging  in  dieser  guten  Zeit  andauernd  zurück 
zum  Teil  als  Folge  der  Konkurrenz.  Der  Ertrag  aus  diesem  Geschäft  war 
ausserordentlich  gering. 

Die  beiden  Geschäfte:  offene  und  geschlossene  Depositen 
lassen  sich  in  den  Jahresberichten  von  1897  an  nicht  mehr  verfolgen;  da  Depositen, 
unter  dem  Sammelposten  Gebühren  und  Provisionen  ihre  Erträgnisse  mit 
andern  Zinsen  und  Gebühren  zusammengefasst  und  auch  die  Zahl  der 
Depositen  nicht  mehr  angegeben  wurde.  Immerhin  lässt  sich  für  die 
geschlossenen  Depositen  ein  Rückgang,  für  die  offenen  die  Tendenz  des 
Anwachsens  konstatieren.  Es  waren  von  jenen  an  Zahl  im  Jahre  1892:  221, 

1896:  203,  und  von  diesen  1892:  260,  1896:  431.  Die  Gebühren  insgesamt 
stiegen  von  39,516  Fr.  im  Jahre  1892  auf  75,429  Fr.  im  Jahre  1899  und 
68,947  Fr.  im  Jahre  1900. 

Speziell  für  die  Aufbewahrung  von  Wertschriften  wurde  im  Anbau  an 
das  Bankgebäude  ein  Tresor  errichtet,  im  Erdgeschoss  mit  einem  Raum  für 
verschlossene  Wertdepositen,  im  ersten  Stock  mit  einer  Stahlkammer,  300 
Kasetten  verschiedener  Grösse  enthaltend,  zur  Vermietung  an  den  Handelsstand 
und  an  ein  weiteres  Publikum.  Dies  war  die  erste  Anlage  grössern  Stils 
dieser  Art  auf  dem  Platze;  ihr  sind  im  Laufe  der  Jahre  verschiedene 
andre  gefolgt. 

Weit  wichtiger  als  diese  kleinen  Geschäfte,  sowohl  für  die  Rentabilität 
der  Bank,  als  für  den  Platz,  waren,  auch  in  der  Periode  von  1892—1900, 
die  grossen  Verwendungen:  vor  allem  im  Diskonto-,  im  Lombard-  und  ^ °;^en”unsen. 
im  Wertschriftengeschäft,  dann  in  Kreditrechnungen  und  in  diskontierten 
Obligationen. 
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Überblick  haben  oben  schon  die  starke  Entwicklung  der  einzelnen  Geschäfts- 

kategorien, berechnet  in  Jahresdurchschnitten,  verfolgt.  Zur  Ergänzung  mögen 
hier  die  Gesamtsummen  der  Hauptverwendungen  (in  Millionen  Franken) 
angegeben  werden. 


I 

i 

1891 

1892 

1893 

1894 

1895 

1896 

1897 

1898 

1899 

1900 

1901 

i 

; Diskont  von  Wechseln 

103  9 

105  4 

p 

o 

91.6 

111.8 

126.9 

122.2 

118  1 

127  3 

127.9 

121.5 

[ Darlehn  u Schuldscheine 

58,4 

33  7 

41.5 

51  4 

63.8 

46.5 

51.4 

564 

60.1 

60.2 

59.5 

t, 

[:  Diskontierte  Obligationen 

1.4 

09 

1,2 

1.6 

2.5 

1.3 

1.2 

0.4 

0.5 

0.3 

0.3 

i 

1 Kreditrechnungen  . . , 

0.1 

49 

5.7 

4.6 

8.9 

9.1 

9.4 

72 

10.6 

11.6 

7.9 

i Wertschriften 

0.6 

1 1 

0.8 

35 

2.2 

1.7 

2.0 

1.0 

1.5 

11 

32 

164.4 

1460 

153.2 

152.7 

1892 

185-5 

186.2 

183.1 

200.0 

201.1 

192.4 

In  ihrer  Gesamtwirkung  entsprechen  die  Verwendungen  ganz  den  Zeiten. 
Nach  1891  jäher  Abfall;  1892—1894  geringer  Aufschwung,  fast  Stillstand; 
1895  tüchtiger  Aufschwung.  Nur  setzt  sich  dieser  in  obigen  Zahlen  nicht 
fort,  wie  man  hätte  erwarten  können.  Die  Zahlenwerte  für  1895 — 1898 
bleiben  nicht  einmal  stabil,  sondern  gehen  sogar  zurück.  Erst  die  Ergebnisse 
der  Jahre  1899 — 1900  lassen  ein  Anwachsen  der  Geschäfte  und  daraus  der 
günstigen  Konjunktur  erkennen.  Dafür  ist  der  Abfall  im  Krisenjahr  1901 
eigentlich  unbedeutend. 

Das  ist  nun  im  Ganzen  eine  merkwürdige  Erscheinung.  Die  Umsätze 
der  Bank  haben,  wie  sich  früher  ergeben  hatte,  stark  zugenommen,  von 
2256  Millionen  i.  J.  1892  um  843  Millionen  d.  s.  37,3%  allein  bis  z.  J.  1898, 
das  eigentliche  Aktivgeschäft  nur  um  30%.  Und  doch  erklärt  sich  die  Sache 
einfach  dadurch,  dass  der  Girodienst  der  Bank  sich  am  stärksten  vermehrt 
hat,  also  die  rein  volkswirtschaftlichen  Leistungen  der  Bank  wesentlich 
grösser  geworden  sind.  Es  ergibt  sich  aus  den  Zahlen  noch  ein  weiteres: 
Die  Vermutung,  unser  Platz  habe  industriell  nicht  so  sehr  am  industriellen 
Aufschwung  teilgenommen,  ln  der  Tat  scheint  dies  für  unsre  drei  grossen 
Industrien;  Seidenband,  Schappe  und  Teerfarben  der  Fall  gewesen  zu  sein. 

Die  Ausfuhr  in  ihren  Produkten  belief  sich  (in  Millionen  Franken): 

i. Jahre  1891  1892  1893  1894  1895  1896  1897  1898  1899  1900  190J^ 

auf;  77.8  7^  ^8  81.3  79.1  76.0  72.0  77.8  70.4  66.9 


1891^  1900 
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Den  Höhepunkt  erreicht  sie  im  Jahre  1895.  In  den  Jahren  1897  bis 
1900,  also  in  der  besten  Zeit,  ist  sie  darnach  im  Jahresdurchschnitt  nicht 
einmal  so  hoch,  wie  in  den  Jahren  1892  und  1893  - 74.0  gegen  77.1 
In  der  Tat  zeigt  von  allen  Verw-endungen  das  Platzgeschäft  in  den  Diskon- 
tierungen, z.  T.  auch  der  Diskonto  von  Schweizerwechseln  die  stärkste  Einbusse. 
Woher  aber  die  starken  Einnahmen  in  der  Einkommensteuer?  wird  man 
versucht  sein,  einzuwenden.  Wohl  auch  aus  industriellen  Erfolgen,  aber  in 
der  Hauptsache  aus  einem  enormen  Anwachsen  der  Grund-  und  Bodenwerte 
der  Liegenschaften,  einem  Liegenschaftsverkehr,  der  selber  durch  den  Bazillus 
der  Hausse  infiziert,  ungemein  stark  angewachsen  war  und  manchem  bedachten 
Spekulanten  Hunderttausende  und  allen  zusammen  Millionen  eingebracht  hat. 

Kein  Zweifel,  dass  diese  Art  Konjunktur  und  guter  Geschäfte  Leben 
brachte,  indem  sie  der  Bautätigkeit  ein  verheissungsvolles  Arbeitsfeld  zeigte 
und  infolgedessen  der  Bedarf  an  Rohmaterialien,  an  Steinen,  Holz,  Eisen, 
an  Ausrüstungsgegenständen  aller  Art,  die  Ausgaben  an  Löhnen  u.  s.  w. 
bedeutend  stiegen.  Allein  in  den  Zahlen  der  Bank  in  Basel  kam  dieser 
Verkehr,  wie  schon  oben  erwähnt,  meist  nur  durch  das  Medium  andrer  Banken 
zum  Ausdruck.  So  lässt  es  sich  gar  wohl  vereinbaren  zu  sagen,  Basel  habe 
an  der  Hochkonjunktur  nur  in  geringem  Masse  oder  indirekt  teilgenommen. 
Ausser  einer  Reihe  von  andern  Erwerbszweigen  — der  Industrie,  des  Handels 
und  der  Spedition,  deren  Bedeutung  hier  nicht  unterschätzt  wird,  wenn  sie 
auch  nicht  besonders  in  die  Rechnung  gesetzt  werden  — spielt  in  unsern 
Beobachtungskreis  das  Bank-  und  Börsengeschäft  stark  hinein,  und  die  ebenso 
immer  stärker  werdende  Konkurrenz  andrer  Bankinstitute.  Der  Bericht  der 
Bank  in  Basel  pro  1894  sagt  selbst  hierüber;  „Im  Diskontomarkt  war  die 
Konkurrenz  für  den  Erwerb  von  bankfähigen  Wechseln  fortwährend  sehr 
stark,  so  dass  das  ganze  Jahr  hindurch  im  offenen  Markt  erheblich  unter 
dem  offiziellen  Satze  diskontiert  wurde.  In  jener  Zeit  hatte  die  Bank  in 
Basel  einen  schweren  Stand  angesichts  eines  monatelang  andauernden  hohen 
französischen  Wechselkurses  und  des  damit  verbundenen  Barexportes.  Dieser 
Zustand  legte  der  Bank  in  Basel  grössere  Zurückhaltung  auf,  von  der  andre 
Banken  profitierten.“  So  kommt  es,  dass  gerade  die  Zahlen  des  Diskonto- 
geschäfts nicht  mehr  der  getreue  Ausdruck  der  Zeitläufe  sind,  wie  in  den 
frühem  Jahren.  Nur  in  den  Gesamtumsätzen  tritt  dergleichen  zu  Tage,  da 
dort  alle  Momente  maximal  und  in  einem  Punkte  wirken. 
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Diskonto 

geschält. 


Dass  das  Diskontogeschäft  in  Platzwechseln  unter  der  Konkurrenz 
stark  gelitten  hat,  mögen  Vergleiche  zwischen  den  Zahlen  von  1892 — 1900 
mit  denjenigen  früherer  Jahre  zeigen. 

Es  betrug  die  diskontierte  Summe  jährlich 


von  1876 — 1884 

zwischen 

37  — 50 

Millionen 

„ 1885—1890 

w 

32—42 

„ 1891  — 1895 

» 

27  — 34 

„ 1896—1899 

34—46 

r 

i.  J.  1900 

51.5 

n 

Das  ist  gewiss  kein  grosser  Fortschritt.  Besass  aber  die  Bank  in  Basel 
etwa  ein  Monopol  auf  Platzdiskontierungen? 

Die  diskontierten  Schweizerwechsel  traten  dafür  an  deren  Stelle,  wie 
aus  folgenden  Zahlen  (in  1000  Fr.)  ersichtlich  ist. 


1892  : 

1893 

1894 

1895 

1896 

1897 

1898  ; 

1899 

1900 

Summe  Platzwechsel 

33.686 

28.844 

26.621 

31.773i 

43.038 

38.557 

34.091 

45.583 

51.520 

„ Schweizerw. 

66  605 

70.756 

58.104 

78,085 

81,790 

81.973; 

77.944  i 

1 

71.104 

59.391 

Total  ’ 

100.291 

99.600 

84.725, 

1 

109.858 

124.828 

120.530 

112.035 

116  687 

110.911 

Abschnitte  .... 

24,381  ' 

! 22,973 

21,421 

24,102 

1 31,472 

31,242 

27,174 

1 

28,619 

27,281 

^ f Platz -W. 

29 

30 

32 

28 

29 

33 

31 

28 

33 

Mlttl.  Sicht  CU  wr 
1 Schw.-W. 

21 

24 

22 

; 24 

22 

21 

26 

25  1 

23 

Diskontosatz  Fluktuat. 

7 

6 

1 ^ 

5 

8 

7 

5 

4 

4 

„ minim.  . 

2.5 

2.5 

3 

3 

3.5 

3.5 

45 

' 4.5 

45 

„ mittlerer 

3.0 

334 

3.18 

326 

3 95 

3.92 

1 

4.31 

4.95 

4.88 

„ maxim.  . 

45 

i 45 

, 4 

i 4.5 

5 

4,5 

5 

6 

6 

Mittlere  Verwendung 

8.192 

1 9.056 

I 6 991 

8 656 

' 10.445 

10.061 

9.113 

; 9.504 

9.636 

1 

Ertrag 

230 

1 278 

' seit 
17, VII. 93 
offiz. 
Disksatz. 

: 183 

1 261 

1 

j 

1 357 

1 

1 

i 360 

] 

! 380 

! 

' 458  i 

453 

Ihr  Höchststand  war  in  den  vorhergehenden  Jahren  69.1  und  71.5 
Millionen  Franken  gewesen.  Im  Jahr  1898  beginnt  allerdings  wieder  ein 
Abfall.  Merkwürdig!  denn  1898—1900  waren  Jahre  guter  Konjunktur  und 
merkwürdig,  dass  in  dieser  Zeit  die  Platzwechsel  an  Bedeutung  wieder 
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gewannen,  ohne  allerdings  den  Ausfall  ganz  zu  decken.  Als  weiterer  Ersatz 
traten  in  immer  stärkerm  Masse  Auslandswechsel  auf.  Es  wurden  darauf 
verwendet  (in  1000  Fr.): 


Jahr 

Summe  '' 

Jahr  , 

1 

Summe  m 

i 

Jahr  Summe  , 

I \ 

Jahr 

Summe 

Jahr 

Summe 

1883 

3.159 

1887 

i. 

2.013 

1 ]i 

1892  1 5.198 

1895 

, 1 984  , 

1898 

6.072 

1884 

3890 

i 1888  1 

1.597 

1893  4 445 

1896 

’ 2.034 

1899 

10.497 

1885 

5.827  1 

1889 

1,590 

1894  ; 6.916  i| 

1897 

1 1.659 

1900 

16,380 

1886 

6.827 

1890 

! 2273  1, 

1 

1 ‘i 

i 1 

i 1891 

1.193  1 

;l 

Ohne  sie  hätte  das  gesamte  Diskontogeschäft  schon  im  Jahre  1896 
seinen  Höhepunkt  erreicht. 

Der  Ertrag  aus  diesen  drei  Verwendungen  war  (in  1000  Fr.): 


I 

1892 

1893 

1894 

1895 

1896 

1897 

1898 

1899 

1900 

Platz-  und  Schweizerwechse! 

230 

278 

183 

261 

357 

360 

380 

458  , 

453 

Ausländische  Wechsel  . . . . | 

26 

20 

22  ■ 

6 1 

8 

4 

20 

42 

94 

1 

256 

298 

205 

267 

365 

: 364 

400 

500  ' 

547 

1 

bei  einer  Gesamt-Diskontosumme 
von  (Mül.  Fr.) 

105.4 

104.0 

91.6 

111.8 

i 

1.269 

1 1220 

) 

118.0 

1 

127.0 

127.0 

Mittlerer  Diskonto-Satz 

j 30 

3.34 

1 3.18 

1 

3.26 

3.95 

3.92 

4.31 

4.95 

488 

Die  Ausfälle  bei  niedrigem  Zinsstand  und  umgekehrt  die  starken 
Gewinne  bei  höherm  Zinssatz  sind  hier  augenfällig.  Wir  haben  die  Bewegung 
des  mittlern  Diskontosatzes  oben  schon  festgehalten;  dagegen  ist  noch  auf 
die  in  diesem  Jahrzehnt  deutlich  hervortretende  bessere  Diskontopolitik  der 
Emissionsbanken  — Einführung  eines  offiziellen  Diskontosatzes  im  Jahre 
1893  auf  die  Anregung  der  Bank  in  Basel  — aufmerksam  zu  machen:  die 
Fluktuationen  sind  nicht  mehr  so  zahlreich;  die  gewaltigen  Unterschiede  in 
den  jährlichen  Mittelsätzen  verschwinden;  die  ganze  Bewegung  lässt  sich 
in  einer  viel  gleichmässiger  verlaufenden  Wellenlinie  aufzeichnen.  Kein 
Vergleich  mit  den  bedeutenden  und  zahlreichen  Zinssatzänderungen  der 
Jahre  von  1850 — 1882. 


I 


Darlehn  gegt  i 
Hinterlage  u d 
Schuldschein  ■. 
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Darlehn  gegen  Hinterlage  und  Schuldscheine. 

Das  Darlehngeschäft  erlitt  nach  der  Deroute  von  1891  eine  empfindliche 
Einbusse.  Von  58.4  Millionen  Franken  im  Jahr  1891  — Darlehn  und  Schuld- 
scheine zusammengerechnet  — fiel  die  Gesamtsumme  der  neuen  Geschäfte 
auf  33.8  Millionen  im  Jahr  1892.  Damit  war  aber  der  tiefste  Stand  erreicht; 
denn  von  1892 — 1895  stiegen  die  Summen  wieder  stetig;  dann  kam  infolge 
einer  Börsenkrisis  der  Rückschlag  im  Jahr  1896.  Er  hielt  indes  nur  kurze 
Zeit  an  und  machte  einer,  wenn  auch  nicht  besonders  mächtigen  Steigerung 
dieser  Geschäfte  bis  zum  Jahre  1900  Platz.  Folgende  Zahlen  (in  1000  Fr.) 
mögen  orientieren : 


1891 

1892 

1893 

1894 

1895 

I89ti 

1897 

1898 

1899 

1900 

Dariehn-Summe . . . 

36,267 

26.849 

29.965 

38.494 

43.083 

33.417 

34  734 

40.318 

41.553 

45.850 

Schuldscheine 

22.152 

6.905 

11.549 

12.891 

20.724 

13.141 

16.731 

16.090 

18.529 

14.367 

Total 

58  419 

33.754 

41.514 

51.385 

63.807 

46  558 

51.465 

56.408 

60  082 

60217 

Mittl.  Verwendung: 

Darlehn  . . 

8017 

6656 

7.259 

8.801 

10.536 

8.493 

8.566 

9.568 

9.702 

10.653 

Schuldscheine 

1.958 

586 

900 

979 

1.532 

781 

1.313 

1.284 

1 270 

1.059 

Total 

9.975 

7.242 

8 159 

9.780 

12.068 

9.274 

00 

ö 

00 

cri 

10.972 

11.712 

Mittl.  Sicht  d.  Darlehn: 

Tage 

81 

86 

87 

87 

88 

85 

87 

86 

84 

84 

Zinsertrag: 

Darlehn  , 

359 

213 

246 

266 

321 

294 

319 

396 

459 

481 

Schuldscheine  . . 

73 

16 

32 

25 

54 

3(1 

46 

50 

63 

51 

Total 

432 

229 

278 

291 

375 

324 

365 

446 

522 

532 

Zinsfuss  0 . . . 

4-5.5 

3—5 

3-4  5 

|3.5-4.5 

3—5 

4—5 

4—5 

4.5-55 

5-6 

5-6 

Die  Einbusse  im  Jahre  1892  gab  sich  auch  im  Erträgnis  kund;  es 
sank  um  200,000  Fr.,  d.  h.  um  gegen  50^  o und  auch  in  der  Dividende  kam 
dieser  Ausfall  stark  zum  Ausdruck;  mit  4^  o geriet  sie  auf  ein  Niveau,  auf 
das  sie  nur  in  den  Jahren  1848,  1850  und  1870  gesunken  war.  Die  Ergebnisse 
des  Darlehngeschäfts  wuchsen  aber  rasch  wieder,  und  als  das  Geld  teurer 
wurde,  erhoben  sie  sich  auf  über  eine  halbe  Million  Franken.  Sie  stiegen 
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verhältnismässig  rascher,  als  die  Geschäfte  selbst,  so  dass  die  ganze  Periode 
von  1892—1901  für  dieses  einträgliche,  dem  Platze  sehr  dienende  Geschäft 
ein  besseres  Ende  nahm,  als  der  Anfang  hatte  vermuten  lassen. 

Es  beliefen  sich  die  Erträgnisse; 

des  Darlehngeschäfts:  des  Diskontogeschäfts; 

von  1892—1895  auf  1,172,000  Fr.  952,000  Fr.  d.  h.  — 220,000  Fr. 

1896  „ 324,000  „ 357,000  „ „ + 33,000  „ 

1897—1900  „ 1,864,000  ^ 1,651,000  „ „ — 213,000  „ 

Total  3,360,000  Fr.  2,960,000  Fr.  „ — 400,000  Fr. 


Das  Darlehngeschäft  brachte  somit  insgesamt  400,000  Fr,  mehr  ein.  Das 
war  sehr  gut;  denn  wie  hätte  die  Bank  aus  den  Diskontogeschäftserträgen 
die  so  mächtig  angewachsenen  Unkosten  bestreiten  können. 

Das  Wertschriftengeschäft. 

Die  Umsätze  hierin  und  die  Erträgnisse  wuchsen  fast  ausnahmslos 
bis  1898.  Folgende  Zahlen  tun  dies  dar.  Es  betrug  (in  1000  Fr.)  im  Jahre; 


1 

1 

1891 

1892 

1893 

1894 

1895 

1896 

1897 

1898 

1899 

1900 

Der  Eingang 

565 

1.108 

766 

3.509 

2.229 

1.715 

2071 

1.038 

1.471 

995 

Der  Ausgang 

910 

591 

703 

2694 

1.388 

1.464 

1.269 

1.600 

2273 

1.207 

Die  mittlere  Verwendung 

3.603 

3.789 

4,000 

4 654 

5220 

5.638 

6251 

6.342 

5 771 

5.289 

Der  Ertrag 

144 

167 

132 

187 

187 

212 

232 

214 

108 

175 

Der  Bestand  am  31.  Dez. 

3.491 

4.008 

4,071 

4.886 

5.540 

5.791 

6.594 

6.033 

5,231 

5 194 

Die  Umsätze  in  den  Jahren  1892—93  standen  zweifellos  unter  dem 
Einflüsse  der  Ereignisse  von  1891.  Mit  dem  Jahre  1894  setzt  ein  regerer 
Verkehr,  verbunden  mit  hohem  Gewinnen  ein;  der  Höhepunkt  wird  in  den 
Jahren  1897—98  erreicht,  ln  diesen  Jahren  wurden  20,000  Fr.  von  günstigen 
Verkäufen  der  Reserve  für  Kursdifferenzen  zugewiesen.  Im  folgenden  Jahre 

1899  — machte  sich  die  gute  Konjunktur  in  ungünstiger  Weise  bemerkbar. 

Sie  steigerte  den  Zinsfuss  für  Anlagewerte,  und  dies  hatte  einen  zum  Teil 
ganz  erheblichen  Kursrückgang  der  unter  4®o  verzinslichen  Werte  zur  Folge. 
Das  Jahreserträgnis  wurde  daher  durch  bedeutende  Abstriche  in  der  Estimation 
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Diskontierti 
Obligationei  . 


des  Bestandes  geschmälert,  namentlich  auf  Staats-  und  Städteobiigationen  und 
auf  einem  Teil  der  Bankobligationen.  So  standen  z.  B.  3\/2^/o\ge  Obligationen 


Basel-Stadt: 


1896: 

auf 

pari 

1900  : 

auf  93 

1897  : 

w 

1901  : 

„ 93 

1898  : 

n 

98 

1902: 

„ 95 

1899: 

n 

94 

Der  Bestand:  Staats-  und  Städte-,  Bank-  und  Eisenbahnobligationen  — 
wechselte  im  Laufe  der  Jahre  etwas.  An  Staats-  und  Städteobligationen 


waren  von  1891 — 1900  stets  zwischen  1.9  und  2.2  .Millionen  Fr.  vorhanden. 
An  Bankobligationen  waren  es  (in  1000  Fr.): 

1891 

430 

1896 

1481 

1892 

401 

1897 

1848 

1893 

494 

1898 

1927 

1894 

723 

1899 

1889 

1895 

1196 

1900 

1759 

Der  Bestand  an 

Bankobligationen 

hat  also 

sehr  stark  zugenommen 

und  deutet  auf  das  Anwachsen  des  Bankkapitals  auf  dem  Platze  hin.  An 
Eisenbahnobligationen  waren  vorhanden  1891:  1.1  Million  Franken,  1894: 
2.1  Millionen  Franken,  1897:  2.5  Millionen  Franken.  Dann  ging  der  Bestand 
hierin  rasch  zurück,  und  1900  waren  es  noch  1.3  Millionen,  darunter  der 
erste  Posten  in  3^/2  Bundesbahnen  zu  93%.  Von  1893  an  wird,  als 
einziges  derartiges  Papier,  ein  Posten  Schappeobligationen  aufgeführt.  Die 
Reserve  für  Kursdifferenzen  wurde  vom  Jahre  1898  an  von  34,000  Fr.  auf 
54,000  Fr.  erhöht  und  regelmässig  eingesetzt. 

Die  auch  zum  Wertschriftengeschäft  gehörenden  Diskontierungen 
von  Obligationen  gingen  im  Jahre  1892  sehr  stark  zurück.  Im  Jahre 
1895  erreichten  sie  wiederum  ein  Maximum.  Von  1897 — 1901  verloren  sie 
neuerdings.  Die  Erträgnisse  waren,  wenn  auch  bescheiden,  so  doch  will- 
kommen, besonders  da  damit  der  Handel  in  Anlagepapieren  gefördert  wurde. 
Die  Geschäftsbewegung  war  folgende  (in  1000  Fr.) 


1891 

1892 

1893 

1894 

1895 

, 189(- 

1897 ; 

1898  , 

1 

1899 

1900 

Diskont.  Obligationen  . 

, 1.377 

93 

j 

1 18 

1.63  : 

2.50 

1.29  , 

1.160 

422 

491 

: 322 

Mittlerer  Bestand  . . 

181  1 

238 

339 

j 180  , 

944 

, 198 

, 491  1 

119 

174 

069 

Ertrag  Fr 

10944 

'3.265 

9.770 

15.000 

16.382 

14.309 

1 

o 

00 

1 ^ 1 

6.374 

■ 5.328 

1 
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Kreditrechnungen  mit  Hinterlage.  rechnunsjen. 

Zu  Ende  des  Jahres  1892  wurden  verschiedene  Vorschussrechnungen, 
die  bis  1891  unter  diversen  Debitoren  figuriert  hatten,  unter  die  Rubrik  der 
Kreditrechnungen  gebucht.  Dies  hatte  eine  Vermehrung  der  Umsätze  und 
besonders  des  Saldo  zur  Folge,  wie  folgende  Zahlen  zeigen  (in  1000  Fr.): 


1891 

1892 

1893 

1894 

1895 

1896 

1897 

1898 

1899 

1900 

Auszahlungen  .... 

97 

4.860 

5,754 

4630 

8.920 

9.082 

9431 

7.220 

10611 

11,570 

Rückzahlungen  .... 

58 

2.780 

3,960 

5.777 

9.388 

7.989 

10.732 

6.169 

9.923 

10-508 

Saldo  i.  Jahresdurchschnitt 

38 

1 634 

2.738 

2.913 

2259 

2.787 

3.422 

2.396 

2699 

3.611 

Ertrag 

2 

72 

98 

103 

75 

109 

133 

103 

128 

173 

An  dieser  Stelle  bietet  sich  Gelegenheit,  den  Einfluss  des  französischen  Wechselkurse. 

. _ . Barimport. 

Wechselkurses  auf  die  Geschäfte  der  Bank  in  Basel  zu  skizzieren.  Die 
gesamte  Frage  in  ihrer  Bedeutung  für  die  Schweiz  hat  eine  ausgedehnte 
Literatur  erzeugt,  und  mancher  Kopf  hat  sich  an  ihr  versucht.  Nennen  wir 
nur  Ph.  Kalkman,  Tr.  Geering,  Wm.  Speiser,  P.  Gygax  und  in  neuester  Zeit 
Altherr  und  Kurt  Blaum.  Viel  Köpf,  viel  Sinn!  auch  hier;  denn  über  die 
letzten  Ursachen  des  Steigens  und  Sinkens  der  fremden  Wechselkurse  sind 
weder  die  Theoretiker,  noch  die  Praktiker  zu  einheitlichen  oder  unbestrittenen 
Resultaten  gelangt.  Unbestritten  und  ausserordentlich  fühlbar  zugleich  sind 
nur  die  Tatsachen.  Sie  präsentierten  sich  auch  für  die  Bank  in  Basel  in 
besonderm  Masse  in  den  letzten  zwölf  Jahren  des  19.  Jahrhunderts.  Wir  finden: 


Jahr  ' 

1 

Kosten  für ! 
Barbezüge | 
der  Bank  | 
in  Basel  j 

Check  Paris 

Jahr  ; 

Kosten  für 
BarDezüge 
der  Bank 
in  Basel 

Check  Paris 

1 

Minim. 

Mittel 

Maxim 

Minim  ] 

1 

Mittel 

Maxim, 

Fr. 

1 

1 

1 

Fr. 

1887 

? 

99-97 

100.14 

100.35 

1894 

7,706 

99.89 

10004 

100  26 

1888 

? 

100-05 

10021 

100.31  ' 

' 1995 

, 22,555 

: 99  85 

100.10 

! 100.34 

1889 

39,000 

99-97  ‘ 

1 100.18 

100.37  : 

1896 

27,257 

; 99-85 

100.24 

100,48 

1 

1890 

30,000 

100.00 

; 100.16 

100.32 

1897 

60,512 

100.00  i 

100.35 

i 100  69 

1891 

45,000 

100  00 

100.22 

100.45 

' 1898 

93,152 

100-12 

100  36 

■ 10071 

1892 

24,500 

1 99.85 

100.10 

100.31 

; 1899 

, 132,906 

100.22 

100  49 

100.80 

1893 

1 29,700 

99.90 

, 100-13 

; 100.39 

: 1900 

; 135,006 

100.29 

i 100.54 

100  78 

Bis  18S4. 


1885-1900. 


Einheitliche 

Diskonti)sat 


1896-*190C 
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Der  französische  Wechselkurs  hatte  in  der  langen  Reihe  von  Jahren 
bis  1884  nie  den  Goldpunkt  d.  h.  den  Punkt  überschritten,  von  dem  ab  bei 
steigendem  Wechselkurs  für  die  Schweiz  die  Versendung  von  Hartgeld  zur 
Bezahlung  französischer  Forderungen  vorteilhaft  wird.  Der  Goldpunkt  liegt 
etwa  bei  100.20.  Vom  Jahre  1885  an  ging  aber  der  höchste  Kurs  mit 
Schwankungen  zwischen  100.35—100.80  beständig  darüber  hinaus.  Der 
niedrigste  erreichte  von  1899 — 1900:  100.22  und  100.29,  und  das  Mittel  betrug 

1885;  100.22  1896:  100  24 

1888:  100.21  1897—1898:  100  35—100.36 

1891:  100.22  1899—1900:  100  49-100.54. 

Es  fand  also  im  Laufe  der  Jahre  eine  Steigerung  des  Wechselkurses 
statt.  Da  beim  Überschreiten  des  Goldpunktes  der  Export  von  Bargeld  sich 
rentierte,  war  die  Folge  des  hohen  Wechselkurses  ein  Abströmen  von  Barschaft 
nach  Frankreich.  Die  Emissionsbanken  mussten  aber  mit  allen  Mitteln  und 
Opfern  das  abgeflossene  Bargeld  sich  wieder  verschaffen,  und  dieser  Unterhalt 
der  Barbestände  bildete  besonders  in  den  Jahren  von  1896  an  eine  ständige 
Sorge  der  Banken.  Mit  hohen  Kosten  führte  auch  die  Leitung  der  Bank  in 
Basel,  als  Ergänzung  zu  dem  aus  der  Innerschweiz  bezogenen  Geld,  Barschaft 
aus  Frankreich  ein,  wohin  sie  gegangen  war.  So  gab  sie  hiefür  aus 

1890:30,000  1891:45,000  1892:24,500  1893:  29,700  Fr. 

Im  Jahre  1894  gestaltete  sich  die  Sache  wieder  besser.  Damals  lagen 
die  internationalen  Wechselkurse,  besonders  gegen  das  Jahresende  für  die 
Schweiz  so  günstig,  dass  an  Stelle  des  Barexports  ein  Barimport  trat,  und 
ähnlich  war  es  im  Jahre  1895. 

Die  Kosten  für  Barbezüge  beliefen  sich  in  diesen  beiden  Jahren  nur 
auf  7,706  und  22,555  Fr.  Nur!  und  doch  sind  dies  schon  ansehnliche  Summen. 

Die  Kurssteigerungen  zu  Beginn  der  90"  Jahre  hatten  die  schweize- 
rischen Emissionsbanken  veranlasst,  fortan  einen  einheitlichen  offiziellen 
Diskontosatz  aufzustellen,  „um  die  Barbestände  zu  schützen  und  den 
Diskontosatz  auf  einer  entsprechenden  Höhe  zu  halten“.  Das  war  im  Juni 
1893  gewesen.  Von  35  bestehenden  Notenbanken  waren  28  der  Vereinbarung 
beigetreten.  Der  Erfolg  war,  wie  sich  oben  ergeben  hat,  nicht  ausgeblieben. 

Von  1896  an  stand  Check  Paris  wieder  höher  — er  galt  ein  Agio  von 
3— 5"  00.  Erst  im  Oktober  und  November,  als  der  offizielle  Diskontosatz 


1891—1900 


239 


auf  5“o  erhöht  wurde  und  im  Inlande  für  französische  Rechnung  bedeutende 
Ankäufe  von  Valoren  stattfanden,  sank  der  Kurs  wieder  unter  pari.  In  der 
zweiten  Hälfte  November  stieg  er  und  erreichte  gegen  Ende  des  Jahres 
5 7oo  Agio.  Da  waren  die  Barbestände  wieder  allen  Angriffen  ausgesetzt. 
Im  Frühjahr  1897  stieg  der  Wechselkurs  auf  100.75  und  ebenso  im  Jahre  1898. 
In  dieser  Zeit,  als  der  Geldstand  sowohl  in  Deutschland  und  England,  als 
in  Frankreich  hoch  war,  hätte  der  schweizerische  Diskontosatz  wohl  auf  6 * o 
erhöht  werden  können;  allein  das  ihn  bestimmende  Komitee  konnte  sich 
hierzu  nicht  entschliessen,  um  den  schweizerischen  Handelsstand  nicht  zu 
schädigen.  Umsomehr  hatten  die  Banken  unter  der  Barausfuhr  zu  leiden. 
Diese  Notlage  führte  die  Leidenden  wiederum  zu  einer  Einigung  über  den 
Privatdiskontosatz  zusammen.  Das  Konvenium  über  den  offiziellen 
Satz  war  eine  halbe  Massregel  gewesen,  so  lange  der  Privatsatz  nicht 
regliert  war,  denn  zum  Privatsatz  fanden  die  grössten  und  massgebendsten 
Diskontgeschäfte  statt.  Auf  der  einen  Seite  bemühen  sich  die  Emissions- 
banken um  die  Hochhaltung  des  Diskontsatzes;  auf  der  andern  Seite 
machen  ihnen  die  grossen  Kreditbanken  eine  Spottkonkurrenz.  Es  sei  nur 
an  die  Depositenbank  in  Basel  unter  Suters  Direktion  erinnert.  Wie  hätten 
unter  diesen  Umständen  die  Notenbanken  ihre  Portefeuilles  mit  gutem 
Material  füllen  können?  Schon  im  Jahre  1894  war  ein  Konvenium  über  die 
Festsetzung  eines  einheitlichen  Minimums  geschlossen  worden;  doch  war  es 
nach  kurzer  Dauer  wieder  eingegangen.  Aber  Not  bricht  Eisen.  Der  Kurs 
von  100.75  im  Jahre  1897/98  war  zu  fatal,  und  so  kam  im  März  1898  eine 
zweite  Übereinkunft  über  den  Privatsatz  zu  Stande.  Für  die  folgende  Zeit 
war  er  aber  ohne  grosse  Einwirkung  auf  die  Wechselkurse. 

Der  Jahresbericht  pro  1898  der  Bank  beklagt  sich  bitter  über  den 
Barexport;  „er  beschränkte  sich  nicht  nur  auf  die  Abzahlung  eingegangener 
Verbindlichkeiten,  sondern  gewisse  Leute,  meistens  Ausländer,  entblödeten 
sich  nicht,  den  eingerissenen  Agio  zu  einem  Tauschhandel  über  die  Grenze 
gegen  französische  Noten  auszubilden“.  Es  begann  die  eigentliche  Blütezeit 
der  Silberdrainage.  „Es  wäre  zu  wünschen,  dass  wenigstens  einheimische 
Geschäftsleute  soviel  Anstand  und  Gefühl  besässen,  dass  sie  ein  solches 
unwürdiges,  Handelsstand  und  Banken  schädigendes  Geschäft  weder  selbst 
betreiben,  noch  unterstützen;  denn  es  liegt  auf  der  Hand,  dass  hierunter 
unsere  Geldverliältnisse  und  die  Interessen  der  Banken  schwer  geschädigt 
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werden  Die  Kosten  der  Wiederbeschaffung  von  bar  durch  die  letztem  sind 
einschneidend  und  sicherlich  nicht  geeignet,  ihnen  das  Geschäft  zu  versüssen 
und  sie  coulant  zu  stimmen.“  Diese  Klage  ist  begreiflich,  aber  der  Egoismu 
des  Geschäfts  kümmert  sich  bekanntlich  weder  um  allgemeine  Interessen, 

noch  um  diejenigen  der  Emissionsbanken. 

Die  Auslagen  für  den  Barimport  waren  in  diesen  Jahren  grösser  a s 
ie  - von  1898-1900  361,000  Fr.  - Sie  legen  Zeugnis  ab  vom  festen 
Willen  der  Bank,  ihrer  Aufgabe  auch  in  schwierigen  Zeiten  gerecht  zu  J"’ 
Und  doch  kam  die  Bank  in  Basel  viel  besser  weg, 

die  Banque  de  Geneve,  die  in  den  5 Jahren  von  1895-1899  1,070,000  Fr^ 
für  den  Bezug  von  173  Millionen  Franken  Silbergeld  auszugeben  gezwung  n 
war  und  deshalb  am  Ende  - im  April  1899  - auf  ihr  Notenrecht  verzichtete. 

In  dieser  Zeit  der  Not  fanden  sich  nach  mehrfachen  Anlaufen  die 
übrigen  Emissionsbanken  endlich  bereit,  ihren  so  stark 

schweizerischen  Schwesterinstituten  helfend  beizuspringen.  Am  1;  ^^9 

eine  Vereinbarung  in  Kraft  - ^ ^ « 
es  Bestandteil  des  Konkordats  vom  23.  November  mui 
Emissionsbanken  sich  «erpfiichteten.  .mit  allen  ,hnen  an  Gebote  s ebenden 
Mitteln  gegen  einen  ungünstigen  Wechselkurs  anzukampfen  und  alle  Ma 
re  “ an  ergteifen,  »n.  die  Ansfnhr  von  Barscba.t  au  verhindern-  D.e  „ 
eiLlnen  Banken  durch  den  Silbergeldimport  entstandenen  Kosten  sollten 
inskünftig  aur  Hälfte  von  sämtlichen  Emissionsbanken  getragen  wer  en. 

emeToiro- !md  Abrechnungsverkehr  der  Emissionsbanken,  direkte  Mandate 

rC^LTsestrebungen  blieb  nicht  ausi  die  Silberdrainage 
„ahn.  ab  1 allerdings  trug  daau  auch  die  durch  andere  Umstände  bewirkte 
Verbesserung  der  Valuta  bei. 


um  üi:  w—  " : 

enthält  der  letzte  Abschnitt. 
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werden  Die  Kosten  der  Wiederbescliaffung  von  bar  durch  die  letztem  sind 
einschneidend  und  sicherlich  nicht  geeignet,  ihnen  das  Geschäft  zu  versussen 
und  sie  coulant  zu  stiininen.“  Diese  Klage  ist  begreiflich,  aber  der  Egoismus 
des  Geschäfts  kümmert  sich  bekanntlich  weder  um  allgemeine  Interessen, 

noch  um  diejenigen  der  Emissionsbanken. 

Die  Auslagen  für  den  Barimport  waren  in  diesen  Jahren  grösser  als 
je  von  1898-  1900  361,000  Fr.  Sie  legen  Zeugnis  ab  vom  fes  en 
Willen  der  Bank,  ihrer  Aufgabe  auch  in  schwierigen  Zeiten  gerecht  zu  wer  en. 

Und  doch  kam  die  Bank  in  Basel  viel  besser  weg,  ° ° ’ 

die  Banque  de  Geneve,  die  in  den  5 Jahren  von  1895-1899  1,070,000 
für  den  Bezug  von  173  Millionen  Franken  Silbergeld  auszugeben  gezwung  n 
war  und  deshalb  am  Ende  - im  April  1899  - auf  ihr  Notenrecht  verzichte  c. 
.«.naes  ln  dieser  Zeit  der  Not  fanden  sich  nach  mehrfachen  Anlaufen  le 

defEmi  Sions-  ^ ^jg^n  Emissionsbanken  endlich  bereit,  ihren  so  Star  e ro  en 

, weizerischen  Schwesterinstituten  helfend  beizuspringen.  Am  1.  Juli  1899 
:::;:;ne  Vereinbarung  in  Kraft  - erst  als  Separatabkommen;  s^^  wur^e 
es  Bestandteil  des  Konkordats  vom  23.  November  1901  - wonach  die 
Emissionsbanken  sich  verpflichteten,  „mit  allen  ihnen  ^ ^ ^ 

Mitteln  gegen  einen  ungünstigen  Wechselkurs  anzukampfen 
Lein  zu  eroreifen,  um  die  Ausfuhr  von  Barschaft  zu  verhindern  . Die  den 
eiLlnen  Banken  durch  den  Silbergeldimport  entstandenen  kosten  sollten 
iuskünftic.  zur  Hälfte  von  sämtlichen  Emissionsbanken  getragen  werden. 

Jahre  ^^OOjuaKn  LLtrtemLLtLTLT 

LL'LrLdLbmchnungsverkehr  der  Emissionsbanken,  direkte  Mandate 

und  Generahnandate  ein.  ’)  . 

Die  Folge  dieser  Bestrebungen  blieb  nielit  aus;  die 
„abn,  ab;  al,:rdb.gs  trug  dam  aucl,  die  durcb  andere  Unrs.ande  bewtrK.e 

Verbesserung  der  Valuta  bei. 


o«::Lrs*rnf  ccLS:: ” utio“:".: 

enthält  der  letzte  Abschnitt 


Alph.  hUiiiiLjer 
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Endlich  seien  einige  Mitteilungen  aus  dem  äussern  Haushalte  der  Bank 
in  der  Zeit  von  1891 — 1900  gestattet. 

Wir  haben  in  der  Behandlung  der  vorhergehenden  Periode  der  zu 
entrichtenden  beträchtlichen  Steuern  Erwähnung  getan.  Von  1891—1900  ist 
deren  Betrag  nicht  geringer  geworden.  Aber  auch  die  allgemeinen  Unkosten 
haben  sich  stark  vermehrt,  verhältnismässig  stärker,  als  der  Ertrag  des  ganzen 
Unternehmens.  Es  betrugen  ; 


im  Jahr 

die 

Unkosten 

die  Steuern 

der  Ertrag 

die 

Dividende 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

7» 

1891 

125.239 

1 

119.486 

671.147 

5.33 

1892 

109.850 

119.392 

482.737 

4.0 

1893 

110.256 

117.824 

556.564 

4.66 

1894 

88.266 

118.489 

575.115  1 

4.66 

1895 

120.144 

132.714  i 

655.931 

5.33 

1896 

130.586 

139.383 

742.613 

6.0 

1897 

161.399 

140.163 

751.345 

6.0 

1898 

202.254 

140.242 

759.934 

6.0 

1899 

254.935 

164.319 

756.141 

6.0 

1900 

247.877 

! 184.781 

909.735 

5.5 

1.425.567 

1.257.307 

6.190.115 

1 

— 

Die  Steuern  und  Unkosten  haben  sich  verdoppelt;  der  Geschäftsertrag 
ist  hinter  dieser  Vermehrung  zurückgeblieben. 

In  die  Periode  von  1891  — 1900  fällt  auch  die  oben  schon  erwähnte 
Erweiterung  des  Bankgebäudes  am  Marktplatz  durch  einen  Anbau.  Im  Jahre 
1891  war  die  Nachbarliegenschaft  für  150,000  Fr.  angekauft  worden.  1895 
wurde  das  daraufstehende  Haus  abgebrochen  und  mit  dem  An-  und  Neubau 
begonnen;  1896  war  dieser  fertig;  er  hatte  140,573  Fr.  gekostet. 

Zwischen  den  Scheidemauern  dieses  Neubaus  wurde  ein  feuer-  und 
einbruchsicherer  Tresor  erstellt,  der  im  Erdgeschoss  einen  Raum  zur  Auf- 
bewahrung von  Wertdepositen  und  im  ersten  Stock  eine  Stahlkammer  mit 
zur  Vermietung  bestimmten  Schrankfächern  enthält.  Vor  dem  Eingang  zur 

16 
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Stahlkammer  befindet  sich  ein  geräumiges  Couponszimmer. Die  übrigen 
Räumlichkeiten  im  Erdgeschoss  und  im  zweiten  Stock  sind  für  eine  Wechsel- 
kasse, für  Bureaux  und  für  ein  Sitzungszimmer  verwendet  worden.  Damit 
war  der  Bank  etwas  Raum  zur  Ausdehnung  gegeben.  Wie  sehr  sie  dessen 
noch  bedurfte,  wird  der  folgende  Abschnitt  zeigen. 

Änderungei  im  Zu  Ende  dieser  Periode,  im  Jahre  1899,  trat  Herr  Ludwig  Iselin-La  Roche 

Personal  er 

Bankleitu  g.  you  Seinem  Amte  als  Bankpräsident  nach  14jähriger  Tätigkeit  zurück.  Der 
Jahresbericht  verdankte  seine  „in  uneigennützigster  Weise  der  Bank  gewidmeten 
vortrefflichen  Dienste“.  An  Herrn  Iselins  Stelle  berief  die  Versammlung  der 
Aktionäre  am  19.  Mai  1899  das  bisherige  Mitglied  des  leitenden  Ausschusses, 
Herrn  Alfons  Ehinger-Heusler.  Dem  leitenden  Ausschüsse  gehörten  ausser 
dem  Präsidenten  und  dem  Direktor  damals  die  Herren  Aug.  Burckhardt- 
Heussler,  Ed.  Fleiner-Schmidlin  und  Alfred  Sarasin-lselin  an. 

*)  Dies  gab  Anstoss  zum  Erlass  einer  Broschüre  der  Bank  über  die  neuen  Ein- 
richtungen mit  Regiementen  über  die  Aufbewahrung  von  geschlossenen  Wertdepositen, 
Vermietung  von  Schrankfächern  in  der  Stahlkammer,  Aufbewahrung  und  Verwahrung  von 
offenen  Wertdepositen.  Heute  sind  diese  Regiemente  bei  allen  grossem  Banken  allgemein 
geworden. 


1900  -1907. 


Wir  treten  in  die  letzte  Entwicklungsphase  der  Bank  in  Basel  ein.  In 
ihr  sehen  wir  sie  an  Bedeutung  noch  wachsen,  ihre  Umsätze  mit  Ausnahme 
eines  ganz  kleinen  Rückschlages  fortgesetzt  steigen.  Aber  mitten  in  ihrer 
reichsten  Tätigkeit  wird  sie  infolge  der  geänderten  Verhältnisse  lahm  gelegt. 
Die  schweizerische  Nationalbank  tritt  an  ihre  Stelle. 


Die  letzten  7 Jahre  der  Bank  in  Basel  von  1900 — 1907  bieten  in  ihrer 
Geschichte  ein  eigentümliches  Bild.  Die  Jahre  1901 — 1903  sind  und  müssen 
sein:  Jahre  des  Rückschlags,  und  doch  berühren  sie  in  ihrer  hemmenden 
Wirkung  die  Bank  nicht  stark.  Die  Ursache  mag  wohl  darin  gesucht  werden, 
dass  das  Bankwesen  des  ganzen  Platzes  eine  starke,  vorteilhafte  Änderung 
seiner  Bedeutung  erlangt  hatte.  Die  Geschäfte  der  neuen  und  vergrösserten 
Geld-  und  Kreditinstitute  des  Platzes,  der  nun  zum  mächtigen  Bankplatz 
geworden  war,  müssen  so  stark  an  die  Bank  sich  herangedrängt  haben,  dass 
sie  in  ihrer  Gesamtheit,  trotz  der  Stagnation  der  ersten  Jahre  und  trotz  der 
Konkurrenz  durch  die  Kantonalbank,  doch  eine  erhebliche  Vermehrung  ihrer 
Umsätze  bewirken  konnten.  — Die  Vermehrung  der  Institute,  die  Fusionen 
einzelner  von  ihnen,  die  Erhöhung  ihrer  Mittel,  all’  das  hat  der  Platz  nicht 
so  von  selbst  bekommen,  sondern  sie  sind  die  Früchte  einer  langjährigen, 
gewissenhaften  Tätigkeit.  Aus  Vergnügen  haben  weder  die  Oberrheinische 
Bank,  noch  die  Kreditanstalt  hier  Filialen  errichtet.  Einesteils  war  es  die 
Börse,  die  die  Banken  anzog;  andernteils  die  Industrie  und  der  Handel  des 
Platzes  mit  ihren  in  weite  Länder  reichenden  Geschäftsverbindungen,  das 
Anwachsen  des  Staates  mit  seinen  Werken,  die  Industrie  des  Hinterlandes 
von  Basel,  der  schweizerischen  und  deutschen  Umgebung. 
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Wachstum  er 
Aktien- 
gesellschaft n 
in  Basel,  als  der 
typischer 
kapitalistisc  en 
Unlernehmu  .gs- 
form. 


Fr.  Naumann  sagt  in  seiner  Neudeutschen  Wirtschaftspolitik,  das  grosse 
Kapital  verlange  von  seinen  Schützlingen,  dass  sie  sich  auf  die  normale 
Gesellschaftsform  der  kapitalistischen  Produktion  einlassen;  es  verlange  im 
allgemeinen  die  Aktiengesellschaft.  Diese  Form  der  Unternehmung  haben 
aber  in  den  letzten  10  Jahren  auf  unsrem  Platze  verhältnismässig  viele 
Betriebe  angenommen. 


Es  betrug  im  Kanton  Basel-Stadt  — was  soviel  heisst,  als  in  der 
Stadt-Basel  — das  von  sämtlichen  anonymen  Erwerbsgesellschaften: 


im  Jahre  1 

1879 

1882 

1885 

j 1888 

1891 

1894 

1897 

1 1900 

1903 

1906 

i 

Einbezahlte  Kapital  . . 

39.8 

1 

1 43.9 

51.2 

60.6 

105.2 

97.3 

108.8 

135.1 

145.0 ' 

1 

171.3 

Nichteinbezahlte  Kapital*) ! 

— 

— 

— 

— 

62.7 

49.9 

53.0 

64.2 

43.4 

57.7 

Total 

— 

— ' 

— 

— 

167.9 

147.2 

161.0 

199.3 

188.4 

229.0 

Trotz  der  in  den  Jahren  1892 — 1894  (Bankkrach)  und  1902—1903 
(Liquidation  der  S.  C.  B.)  erfolgten  Rückschläge  hat  das  in  der  typischen 
Form  der  kapitalistischen  Unternehmung,  in  der  Aktiengesellschaft,  investierte 
Kapital  stark  zugenommen.  Von  den  bedeutenden  Unternehmungen  des 
Platzes:  der  chemischen  Grossindustrie,  der  Schappeindustrie,  den  Färbereien, 
den  Versicherungs-,  Verkehrs-  und  Speditionsanstalten,  den  Druckereien, 
Banken,  Elektrizitätsgesellschaften  sind  bald  alle  hervorragenden  in  Aktien- 
gesellschaften umgewandelt  worden.  Dazu  sind  zahlreiche  Terrain-,  Bau-  und 
Immobiliengesellschaften  gekommen,  alles  in  allem  150 — 170  Gesellschaften, 
die  den  Banken  und  der  Börse  ein  verheissungsvolles  und  arbeitsreiches  Feld 
bieten.  Nur  in  der  Hauptindustrie,  der  Seidenbandweberei,  finden  wir,  wie 
vor  Jahrzehnten,  mit  einer  Ausnahme  noch  den  spezifisch  baslerischen  Betrieb 
durch  Kollektiv-  oder  Kommanditgesellschaften,  der  hier  den  andern  Unter- 
nehmungen aber  weder  an  Bedeutung,  noch  an  Kapitalkraft  nachsteht. 

Basel  Basel  hatte  aber  im  Verlaufe  des  halben  Jahrhunderts  ein  andres 

ZU  Beginn  des 

20  Ijährhum  erts.  ^ussehen  gewonnen,  als  es  im  Eingang  dieser  Schrift  geschildert  worden 
ist.  Von  Mauern,  Gräben  und  Befestigungen  — ausser  einigen  aus  Pietät 
erhaltenen  Toren  — keine  Spur  mehr;  an  ihrer  Stelle  Strassen  und  Anlagen 

*)  Diese  Zahlen  sind  1879 — 1888  nicht  bekannt. 
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und  darüber  hinaus  nach  allen  Richtungen  der  Stadt  neue  Stadtviertel  mit 
linierten  Strassen  und  monotonen  Reihen  vielstöckiger  Häuser,  in  denen 
Tausende  von  Arbeitern  und  Angestellten  wohnen;  oder  rasch  entstandene 
Villen  und  Halbvillenviertel,  die  die  190  Millionäre  und  die  Direktoren  der 
grossen  Unternehmungen  aufnehmen.  Der  Stadtkern,  ehedem  das  Zentrum 
des  städtischen  Lebens,  hat  an  Bevölkerung  viel  verloren;  umfangreiche, 
grosse  Opfer  erheischende  Korrektionen  haben  die  Hauptstrassen  verbreitert 
und  die  alten  Plätze  vergrössert.  An  den  Strassen  neue  hohe  Stein-  und 
Eisenbauten;  aus  den  alten  Lauben  und  Läden  sind  in  jahrzehntelanger 
Entwicklung  grosse  Schaufenster  entstanden,  in  denen  auf  verlockende, 
raffiniert  einfache  oder  auf  barbarische  Weise  die  mannigfachen  Erzeugnisse 
zum  Kaufe  ausgestellt  werden.  Dazu  die  modernsten  Gebilde;  das  Warenhaus 
in  guter  und  schlechter  Ausbildung  und  die  Zentralhalle. 

Im  engem  innersten  Stadtteil  beginnt  die  Citybildung,  entsteht  die  Bankweit. 
Geschäftsstadt,  in  der  neben  den  Geschäftshäusern  aller  Art  die  Paläste  unsrer 
Banken  als  äusseres  Symbol  der  Macht  von  bestimmender  Wirkung  sind;  des 
Schweizerischen  Bankvereins,  der  Kreditanstalt,  der  Handelsbank,  der  A.-G. 
vonSpeyr,  der  Eidgenössischen  Bank,  der  Handwerkerbank,  der  Kantonalbank, 
vieler  andrer,  und  nicht  zuletzt  der  Bank  in  Basel.  An  die  Stelle  der  Stuben 
von  früher  sind  grosse,  gutbeleuchtete  Hallen  und  Bureaux  getreten,  und  unter 
der  Erde  ruhen  in  sichern,  gepanzerten  Räumen  Millionen  von  papierenen 
und  metallenen  Werten.  Wie  anders  sind  die  Zeiten  geworden!  Vor  60— 70 
Jahren  galt  es  als  etwas  ganz  Besondres,  wenn  eine  Firma  4 — 5 Angestellte 
beschäftigte;  heute  zählen  die  grossen  Banken  weit  über  100  Personen,  und 
von  Safes  wusste  kein  Mensch  etwas.  Der  Wert  und  die  Notwendigkeit 
des  eisernen  Schrankes  der  Bank  in  Basel  ward  vor  60  Jahren,  wie  wir 
gesehen  haben,  noch  angefochten. 

ln  den  Strassen  ein  geschäftiges  Hin  und  Her  von  Menschen,  Fuhrwerken,  verkehr. 
Automobilen,  Strassenbahnen.  — Was  die  Intellektuellen  der  Zeit  von  1840 
und  1850,  die  Speiser,  Schmidlin,  Geigy  und  Andere  vorausgesehen,  ist 
eingetroffen;  Basel  ist  einer  der  wichtigsten  westeuropäischen  Eisenbahn- 
knotenpunkte geworden,  und  wie  damals  auf  die  Eisenbahn,  so  setzt  man 
heute  auf  die  Schiffahrt  auf  dem  Oberrhein  und  auf  die  ausgezeichnete 
Verkehrslage  der  Stadt,  als  den  Ausgangspunkt  einer  zweiten  grossen 
Entwicklungsperiode  des  Platzes,  die  beste  Hoffnung. 
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Und  was  in  diesem  Meere  von  Häusern  wohnt,  das  zählt  bald  das 
sechsfache  der  Zahl  von  1840  und  erwirbt  sein  Brot  in  den  Fabriken  mit  den 
hochragenden  Kaminen,  in  Werkstätten  aller  Art,  in  den  Bank-  und  Handels- 
häusern, in  den  neuen  staatlichen  Betrieben:  der  Eidgenossenschaft  — 
Eisenbahn,  Zoll,  Post,  Telegraph,  Telephon  — und  des  Kantons  — Gas-, 
Wasser-  und  Elektrizitätswerk  und  Strassenbahn  — in  Verwaltungsbureaux 
aller  Art,  die  man  vor  60  Jahren  nicht  kannte.  Auch  hier  hat  manche 
Idee  des  ersten  Direktors  der  Bank  in  Basel  ihre  Verwirklichung  gefunden. 

Die  Menschenmasse  selbst  hat  inzwischen  ihre  Zusammensetzung 
geändert.  Die  Zahl  der  Bürger  ist  verhältnismässig  zurückgegangen;  selbst 
die  Schweizerbürger  haben  mit  der  Vermehrung  des  ausländischen  Elements 
nicht  Schritt  halten  können.  Nicht  mehr  ein  Viertel  der  Bevölkerung,  sondern 
40®/o  sind  Landesfremde,  und  ihre  Zahl  wächst  stetig.  Die  Stadt  ist  Gross- 
Stadt  geworden. 

Die  Erwerbsgelegenheiten,  die  sich  diesen  Massen  von  Erwerbsfähigen  — 
es  mögen  gegen  60,000  Köpfe  sein  — bieten,  sind  um  ein  gut  Stück  mannig- 
faltiger, obwohl  manches  vom  Alten  zwischen  1850  und  1900  verloren 
gegangen  ist.  Vor  allem  herrscht  Freiheit  in  Handel  und  Wandel,  so  viel 
Freiheit,  dass  gar  Mancher  die  zünftige  Produktionsweise  mit  dem  garantierten 
Brodkorbe  wieder  als  das  anscheinend  Bessere  herbeiwünscht.  Die  alte 
Seidenbandweberei  hat  sich  weiter  und  weiter  ausgedehnt,  und  ist  sie  auch 
z.  T.  über  die  Grenzen  gegangen,  so  ist  Basel  doch  das  Haupt  geblieben; 
als  bedeutender  Ast  hat  sich  die  Schappeindustrie  ausgewachsen,  und  die 
ehedem  als  kleines  Gewerbe  betriebene  Seidenfärberei  ist  ein  Nährboden 
für  mehr  als  1300  Personen  geworden.  Dazu  als  Neues  die  Kreppweberei. 
Wir  haben  damit  die  Repräsentanten  unserer  Textilindustrie  genannt,  die 
immer  noch  über  7000  Personen  beschäftigt  und  ca.  12  ®/o  der  Bevölkerung 
ernährt.  Was  die  Stadt  von  1845  aber  nicht  gekannt  hat,  ist  die  zweite 
grosse  Fabrikindustrie:  die  Fabrikation  von  Teerfarben  und  pharmazeutischen 
Produkten  in  7 grossen  Betrieben,  darinnen  2300  Personen  Beschäftigung 
finden.  Vor  60  Jahren  waren  es  2 Chemiker.  — Das  Fach  des  Maschinenbaues 
hat  sich,  wenn  auch  nicht  in  der  Weise,  wie  man  es  einst  vermutet  hatte, 
so  doch  ansehnlich  entwickelt.  Zu  einem  mächtigen  Gebilde  hat  sich  das 
Bauwesen  in  allen  seinen  Erwerbsarten  ausgewachsen.  Der  Grossbetrieb  ist 
auch  im  Nahrungsmittelgewerbe  vorgedrungen:  in  der  Brauerei,  Müllerei, 


Metzgerei.  Unbedingt  gewonnen  hat  all  das,  was  die  Spedition  und  den 
Handel  berührt;  ja  es  gewinnt  den  Anschein,  als  sei  Basel  auf  dem  Wege, 
mehr  und  mehr  Handelsstadt  zu  werden.  Neben  diesen  grossen  Betrieben 
gedeihen  Tausende  von  kleinen,  z.  T.  fristen  sie  allerdings  nur  ihre  Existenz: 
die  Bäcker  und  Metzger,  Gevatter  Schneider  und  Handschuhmacher  und 
hundert  andre  mehr. 

In  allen  diesen  grössern  Unternehmungen  und  z.  T.  halben  Riesen- 
betrieben  verkörpert  sich  — und  das  ist  gegen  früher  und  gerade  für  uns 
hier  ein  markanter  Unterschied  — der  Kapitalismus  in  seinen  typischen 
Erscheinungen.  Wir  haben  schon  auf  die  starke  Vermehrung  der  Aktien- 
gesellschaften hingewiesen;  aber  auch  bei  Betrieben  von  einzelnen  Personen, 
in  allen  Branchen  zeigt  sich  das  Bestreben  der  Konzentration.  Es  sind  noch 
5 Brauereien,  6 chemische  Fabriken,  15  Bandfabriken,  noch  2 Schappefabriken! 
und  in  diesen  wenigen  Betrieben  werden  90  oder  gar  100  ®/o  der  Produktion 
ihrer  Branche  auf  dem  Platze  erstellt.  Der  Export  hat  durchweg,  in  allen  Arten 
industrieller  Tätigkeit  unstreitig  enorm  zugenommen;  er  musste  zunehmen; 
denn  wovon  hätten  die  Hunderttausend  sonst  zu  leben.  Sie  leben  doch  von 
dem,  was  ihnen  von  aussen  her  zufliesst.  All  das  aber:  die  Umwandlung  der  Wirkung  auf  die 

’ Bankwelt. 

Geschäfte  in  Aktiengesellschaften,  die  Fusionen  der  Betriebe,  das  Aufsaugen 
des  Kleinen  durch  den  Mittlern  und  aller  beider  durch  den  Grossen;  die 
Beschaffung  des  Aktien-  und  des  Obligationenkapitals,  der  Mittel,  die  das 
Gemeinwesen  braucht  für  seine  industriellen  oder  sonstigen  produktiven 
Anlagen:  Wasser,  Gas,  Elektrizität,  Schlachtanstalt,  Strassenbahnen,  Kantonal- 
bank u.  s.  w.,  die  Vergrösserung  der  einzelnen  Unternehmungen,  der  Export- 
handel, der  Transit-  und  Speditionsdienst  u.s.w.  u.s.w.  erfordert  die  Dienste 
der  Banken.  Wer  zu  wenig  Kapital  hat,  wer  zu  viel  hat;  wer  verloren  hat, 
wer  gewinnen  will;  wer  sein  Geschäft  beginnt,  wer  es  mit  Nutzen  schliesst, 
der  Einzelne  und  die  Gesellschaften,  alle  gelangen  sie  an  die  Banken.  Aus  der 
ganzen  wirtschaftlichen  Entwicklung  des  Platzes  mussten  den  Banken  fort- 
laufend neue  belangreiche  Aufgaben  und  Aufträge  erwachsen,  und  durch 
diese  bekam  die  Bank  in  Basel  wieder  das  Leben  zu  verspüren.  Es  ist 
eine  ganz  natürliche  Erscheinung,  dass  sie  sich  gerade  in  den  letzten 
16  Jahren  so  gewaltig  emporgearbeitet  hat;  denn  das  war  die  Periode  des 
intensivsten  wirtschaftlichen  Wachstums  der  Stadt.  Allerdings  dürfen  wir  eines 
nicht  vergessen,  das  nicht  produziert,  das  nur  fiktive  Gewinne  oder  fiktive 
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Verluste  schafft  und  doch  mehr,  als  irgend  etwas,  mit  dem  Bankgeschäft 
verknüpft  ist:  die  Börse.  Ihr  verdankt  der  Platz  Basel  ungemein  viel,  und 
wenn  sie  auch  zu  Zeiten  eines  Krachs  als  „Qiftbaum“  verurteilt  wird,  so 
tut  das  ihrer  wirtschaftlichen  Bedeutung  für  unsere  Erwerbsverhältnisse 
keinerlei  Eintrag.  Von  ihr  haben  die  Banken  ebenfalls  und  die  Bank  in 
Basel,  auch  wieder  durch  das  Medium  jener,  starken  Nutzen  gezogen. 

In  welcher  Weise  die  Banken  im  Laufe  der  Jahre  hier  an  Bedeutung 
gewonnen  haben,  mögen  folgende  Zahlen  dartun. 

Es  waren  im  Bankwesen  tätig: 


im  Jahre 

selbständig 

Bankiers  u.  | „ 

r..  , , Sensale 

Direktoren 

unselb- 

ständig 

Kommis 

etc. 

Total 

Tätige 

1847 

i 

16  1 

9 

■) 

') 

1860 

34 

10 

’) 

') 

1870 

38 

5 

') 

‘) 

1880 

57 

11 

272 

340 

1888 

49 

13 

379 

441 

1900 

61 

2 

509 

572 

1905 

87  1 

— 

564 

651 

Es  ist  bezeichnend,  dass  sich  unter  den  87  Selbständigen  von  1905 
41  Bankdirektoren  befinden.  Im  Jahre  1880  wurden  im  ganzen,  Tätige  und 
ihre  Angehörigen  zusammengenommen,  838  Personen,  1888;  1039  und  1900: 
1721  Personen  direkt  durch  das  Bankwesen  ernährt,  ungerechnet  alle  jene, 
die  indirekt  dadurch  beschäftigt  wurden. 

Über  die  Entwicklung  der  Banken  geben  folgende  Zahlen  ein  Bild. 
Es  betrug  das  einbezahlte  Aktienkapital  der  hiesigen  Aktien-Banken 

im  Jahre  1890:  51,452,479  Fr. 

1895:  70,437,109  „ 

1900;  90,810,497  „ 

1905:  105,760,000  „ 

1906:  109,550,000  „ 


*)  Zahlen  nicht  bekannt. 

*)  Kantonalbank  und  Privatbanken  also  nicht  inbegriffen. 
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Inmitten  dieser  für  ein  verhältnismässig  so  kleines  Gemeinwesen  grosser 
wirtschaftlicher  Umwandlungen  konnte  die  Bank  in  Basel  nicht  anders,  als 
ebenfalls  sich  fortschreitend  zu  entwickeln.  Alle  Verhältnisse  drängten  hierzu 
mit  Macht,  und  es  brauchte  in  dieser  Zeit  einer  besonders  umsichtigen  und 
tatkräftigen  Leitung  der  Bank,  damit  sie  den  Aufgaben,  die  ihr  dadurch 
gestellt  wurden,  stets  gewachsen  war.  Dass  Direktor  und  Vorsteherschaft 
sich  vollständig  der  Lage  bewusst  waren,  dass  sie  vorsichtig  und  doch  nicht 
ängstlich  die  Bankgeschäfte  wahrnahmen  und  der  Bank  auch  inmitten  der 
neuen  grossen  Geldinstitute  ihre  Stellung  reservierten,  zeigen  die  Zahlen  des 
Geschäftsverkehrs  in  dieser  Zeit. 

Vorerst  haben  wir  die  Jahre  1901 — 1907  zu  charakterisieren. 

Das  Jahr  1901  brachte  die  Abrechnung  für  die  begangenen  wirtschaft- 
lichen Ausschreitungen,  obwohl  im  Frühjahr  allgemein  geglaubt  worden  war, 
es  werde  sich  gar  nicht  so  schlimm  anlassen.  New-York  bekam  seinen  Teil 
durch  einen  Zusammenbruch,  und  in  Deutschland,  wo  der  industrielle 
Aufschwung  die  grösste  Ausdehnung  genommen  hatte,  war  der  Rückschlag 
am  schwersten.  Noch  heute  ist  der  Fall  der  alten  Leipziger  Bank  und  der 
Kasseler  Trebertrocknungsgesellschaft  in  aller  Erinnerung,  England  litt  noch 
unter  dem  südafrikanischen  Kriege.  Die  Schweiz  konnte  von  all  dem  nicht 
unberührt  bleiben;  doch  setzte  die  Krisis  nicht  besonders  heftig  ein.  Industrie- 
papiere, wie  die  Aktien  der  Elektrizitätswerke,  Band-,  Aluminium-,  chemische 
und  auch  Schappefabriken  gingen  zurück.  Wenn  die  Börse,  auch  in  Basel, 
trotzdem  beträchtliche  Mehrumsätze  aufwies,  so  verdankte  sie  das  wiederum 
der  Eisenbahnverstaatlichung.  Der  Rückkauf  der  Hauptbahnen  hatte  begonnen 
und  wurde  für  die  S.  C.  B.,  N.  0.  B.  und  V.  S.  B.  im  Jahre  1901  perfekt,  so  dass 
diese  Bahnen  vom  1.  Januar  1901  an  für  den  Bund  liefen.  Der  Bund  brachte 
seine  3V2%igen  Bundesbahnobligationen  zu  dieser  Zeit  besser  unter,  als 
früher,  da  das  Publikum  seine  Gunst  von  Dividendenpapieren  ab  und  guten, 
festverzinslichen  Anlagepapieren  zugewendet  hatte.  Ihr  Kurs  stieg  sogar  auf 
100.6 ®/o.  Diese  Operationen  trugen  im  ganzen  zur  Verbilligung  des  Geldes  bei. 
Einen  kleinen  lokalen  Aufschwung  brachte  die  Basler  Bundesfeier  vom  Jahre 
1901  mit  sich. 

Der  Zinsfuss  betrug  im  Jahre  1901  im  Mittel  noch  3.99  gegen  4.91  7» 
im  Jahre  1900.  Der  Niedergang  der  Industrie,  das  dadurch  bewirkte  Sinken 
der  Preise  beinahe  aller  Rohstoffe,  das  Zurückgehen  aller  Börsenengagements 
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konnten  nicht  anders,  als  auf  die  hohen  Diskontosätze  zu  drücken.  Im  Juli 
sank  der  Satz  sogar  auf  2^4  üblichen  Herbstanspannung 

nahm  die  Geldabundanz  zu.  Diese  Bewegung  setzte  sich  zunächst  fort. 

1902  Qej.  Diskontosatz  betrug  1902:  3.77,  1903  aber  schon  wieder  4.06.  Der 
Konjunkturrückgang  hielt  nicht  an;  doch  kam  zunächst  auch  keine  Besserung: 
es  herrschte  Stagnation ; erst  gegen  das  Jahresende  versteifte  sich  der 
Geldmarkt  ein  wenig.  Allem  Anscheine  nach  war  es  ein  Abglanz  der  grossen 
geschäftlichen  Entwicklung  in  den  U.  S.  A.  Der  flüssige  Geldstand  hatte 
eine  Menge  von  Konversionen  zur  Folge;  der  372^/0  Typus  wurde  wieder 
Herrscher.  Die  Börsenumsätze  waren  geringer;  sie  erreichten  in  Basel  394 
statt  450  Millionen  Franken,  wie  im  Jahre  1901 ; das  Verschwinden  der 
schweizerischen  Eisenbahnwerte  machte  sich  sehr  fühlbar.  Das  folgende  Jahr, 

1903.  1903,  wurde  als  Jahr  der  Rekonvaleszenz  bezeichnet.  Die  geschäftliche 
Tätigkeit  machte  unverkennbare  Fortschritte,  und  an  der  Basler  Börse  wurden 
46  Millionen  Franken  mehr  umgesetzt,  als  im  Jahre  1903.  Als  typisch  mag 
die  Tatsache  gelten,  dass  den  Industriepapieren  wieder  mehr  Beachtung 
geschenkt  wurde. 

Die  festverzinslichen  Anlagewerte  mussten  infolgedessen  verlieren, 

1904.  Der  372%  Typus  machte  dem  374%igen  Platz.  Im  Jahre  1904  blieb  der 
Diskontosatz  im  Mittel  mit  4.05%  beinahe  gleich,  wie  im  Jahre  1903.  Das 
Jahr  war  an  Überraschungen  reich  — es  sei  nur  an  den  unerwartet  rasch 
ausgebrochenen  Krieg  zwischen  Russland  und  Japan  erinnert.  Aber  sie 
vermochten  den  neu  auflebenden  Geschäften  nicht  viel  anzuhaben.  Der 
Bankwelt  brachte  das  Jahr  ansehnliche  Gewinne;  wie  denn  auch  die  Umsätze 
an  der  hiesigen  Börse  um  125  Millionen  Franken  stiegen.  Kein  Zweifel, 
dass  die  sich  immer  fester  knüpfenden  Beziehungen  der  schweizerischen 
Grossbanken  mit  den  mächtigen  auswärtigen  Kreditinstituten  — namentlich 
Deutschlands  — nicht  ohne  Wirkung  blieben  und  das  Publikum  von  den 
niedrig  verzinslichen  schweizerischen  Anlagepapieren  weg-  und  zu  den 
auswärtigen  Emissionen  hinzogen.  Die  Konzentration  des  Kapitals  begann 
auch  gerade  um  diese  Zeit  bei  den  Banken  auf  dem  Platze  Basel  einzusetzen. 


i9cs-i9(r.  Die  Jahre  1905 — 1907  sind  Zeiten  eigentlicher  wirtschaftlicher  Hoch- 

konjunktur. Das  Jahr  1905  bereitet  vor.  Das  zeigt  sich  schon  an  der 
Gestaltung  des  Geldmarktes. 
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1905: 

1905: 

1906: 

1907: 


1.  Hälfte  leicht,  leichter  als  1904. 

2.  „ frühzeitiges  Anziehen,  gegen  Schluss  bedeutende 

Spannung,  Jahres-Mittel  4.05. 

Jahres-Mittel  4.76. 

Jahres-Mittel  4.93. 


Die  Bankenkonzentration  machte  allgemein  und  in  Basel  weitere  Fort- 
schritte; der  Platz  Basel  erlangte  zusehends  wieder  seine  historische  Stellung 
als  einer  der  hervorragendsten  Bankplätze  der  Schweiz. 

Die  Börse  profitierte,  allerdings  nicht  ohne  zeitweilige  starke  Rück- 
schläge und  nicht  konform  der  Hochkonjunktur,  von  den  Fusionen  in  der 
Industrie  und  im  Bankwesen.  Die  Börsenumsätze  betrugen  in  den  Jahren 

1 904 : 564,447,248  Fr.  1906:  7 1 2, 1 28,722  Fr. 

1905:  839,637,376  „ 1907:  431,496,973  „ 


Sämtliche  Industrien  erfreuten  sich  fortlaufend  zahlreicher  Aufträge;  in 
Verbindung  damit  ging  der  Handel  flott:  der  schweizerische  Export  stieg,  die 
Eisenbahneinnahmen  stiegen;  es  ist  daher  begreiflich,  wenn  das  Jahr  1906 
als  ein  „Hochkonjunkturjahr  par  excellence“  genannt  wird. 

Die  Prosperität  des  Jahres  1906  ist  noch  in  aller  Gedächtnis:  reiche 
Ernten,  Hebung  der  Kaufkraft,  wohltätige  gegenseitige  Wechselwirkung  von 
Konsum-  und  Produktivkraft.  Die  Basler  Hauptindustrien  hatten  einen  Export 
wie  im  Jahre  1906  noch  nie  erlebt:  Er  betrug  86.4  Millionen  Franken 
gegen  83.9,  73.6,  75.9,  75.2  und  66.9  in  den  vorhergegangenen  Jahren. 
Nur  der  Liegenschaftsverkehr  blieb  zurück;  die  Übertreibungen  der  Jahre 
1900—1902  waren  noch  nicht  überwunden.  — Ein  Charakteristikum  des 
Jahres  1906  war  die  ungeheure  Knappheit  an  Geld  und  die  ungewöhnliche 
Anspannung  sämtlicher  Geldmärkte;  die  Folge  war  teures  Geld. 

Eigentümlicherweise  hat  die  Basler  Börse,  wie  der  Handelskammer- 
Bericht  pro  1906  mitteilt,  „aus  den  Zeiten  dieser  unerhörten  Hochkonjunktur 
keinen  entsprechenden  Nutzen  gezogen.  Die  Spekulation  verhielt  sich  das 
ganze  Jahr  hindurch  in  apathischer  Haltung,  und  die  Kursentwicklung  war 
vielfach  eine  nach  unten  gerichtete.“  Die  Emissionen  beliefen  sich  auf  zirka 
260 — 270  Millionen  Franken  gegen  135  Millionen  Franken  im  Jahre  1905. 

Vom  Jahre  1907  hat  die  Bank  in  Basel  nur  die  erste  Hälfte,  den 
glänzenden  Teil  durchgemacht;  das  böse  Ende  mit  der  amerikanischen  Krise 
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hat  sie  nicht  mehr  erlebt.  Sie  hatte  am  vortrefflichen  Gang  von  Industrie 
und  Handel  noch  redlichen  Anteil,  obschon  sie  sich  wegen  der  bevorstehenden 
Eröffnung  der  Nationalbank  manche  Beschränkung  in  den  Geschäften  auferlegte. 
In  die  letzten  Tage  der  Bank  fällt  noch  eine  kleine  Panik  an  unsern  Börsen 
— 14.  Juni  1907  — sie  hat  ihr  aber  nicht  geschadet. 

Zur  Bestätigung  des  Vorgebrachten  verweisen  wir,  wie  immer  bis  jetzt, 
auf  unsern  wirtschaftlichen  Barometer.  Wir  finden  folgende  Steuererträge 
(in  1000  Fr.): 


im  Jahre  , 

1899 

1900 

1 1901 

1902 

1903 

1904  i 

1905  ! 

1906 

1907 

1 

Einkommenssteuer  . . . 

2.456 

2.006 

1.827 

1.971 

2.216 

2.355 

2.467 

2.627 

2.365‘) 

Handänderungssteuer  . . 

1.015 

i 465 

478  ' 

585 

72;^ 

723 

741 

764 

635 

Bordereauxstempel  . . . 

45 

49 

62 

50 

57  ' 

66 

115 

89 

! 221 

Obligat.-,  Aktien -Stempel 

76 

61  , 

75 

69 

64 

63 

76 

93 

1 

Die  Hauptindustrien  verzeichnen  folgende  Ausfuhr  (in  Millionen  Franken): 


1899 

1900 

1901 

* 1902 

1903 

1904 

1905 

1906 

1907 

Seidenband 

35.5 

31.3 

29.4 

1 

33.4 

33.1 

31.8 

38.6 

38.2 

45.7 

Schappe  

25.9 

23.8 

22.8 

25.8 ; 

255 

23.9 

25.3 

26.4 

27.2 

Teerfarben  

16.4 

15.3 

147 

16.0  1 

17.3 

17.9 

20.0 

* 21.8 

21.9 

' 1 

77.8 

70.4 

66.9 

75.2 

75.9 

; 73.6 

83.9  ' 

86.4 

94.8 

ii  !! 

l; 


'4 

'K 


Was  wir  oben  behauptet  haben,  wird  in  der  Tat  auch  durch  diese 
Zahlen  belegt.  Die  Einkommenssteuer  geht  von  1900  an  zurück,  steigt  aber 
schon  von  1902  an  wieder.  Immerhin  dauert  es  6 Jahre,  bis  sie  den  Stand 
von  1899  wieder  erreicht.  Es  kommen  in  ihren  hohen  Beträgen  der  Jahre 
1897 — 1899  hauptsächlich  die  Liegenschaftsgewinne  zum  Ausdruck;  die 
Handänderungssteuer  zeigt  dies  ebenfalls.  Die  Hauptindustrien  haben,  wie 
die  Zahlen  ergeben,  weniger  von  1897—1900,  als  von  1903—1907  ihre  gute 
Zeit  gehabt.  Die  Hochkonjunktur  zu  Ende  des  verflossenen  Jahrhunderts 
hat  somit  bei  uns  mehr  auf  den  Liegenschaftsmarkt,  als  auf  die  Industrie 

*)  Approximativ. 
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eingewirkt.  Um  so  weniger  stark  war  in  der  folgenden  Zeit  bei  uns  die 
Krise  — wieder  der  Liegenschaftsmarkt  ausgenommen  — und  um  so  weniger 
stark  litten  daher  auch  unsre  Banken. 

Die  Bankmittel  in  dieser  letzten  Periode  bestanden  im  Jahresdurch-  Bankmittel, 
schnitt  aus: 


Jahr 

Eigenen  Mitteln 

Fremden 
unverzins- 
lichen Mitteln 

Fremden  verzinslichen  Mitteln 

! 

1 

Gesamt- 

Gesell- 

schafts- 

Konti 

Zinsen, 

Gebühren 

Total 

Banknoten 
in  Zirkulation 
etc. 

Giro- 
Rech- 
I nungen 

Ver- 

zinsliche 

Depositen 

Kreditoren- 

Rech- 

nungen 

Total 

Total 

1900 

i 

' 15.700 

732 

16.432 

23.091 

3.375 

3.170 

1.455 

8.000 

47.523 

1901 

16.698 

654 

17.352 

22.720 

4.376 

3.693 

1.074 

9.143 

49.215 

1902 

16.711 

605 

17.316 

23.739 

3.549 

5.653 

00 

9.980 

51.035 

1903 

16.675 

616 

17.291 

23.217 

4.162 

3.745 

103 

8.010 

48.518 

1904 

16.714 

635 

17.349 

22.453 

3.906 

3.766 

2.200 

9.872 

49.674 

1905 

16.758 

626 

17.384 

23.118 

4.749 

2.962 

1.901 

9.612 

50.114 

1906 

16.784 

794 

17.578 

23.165 

4.821 

3.680 

2.349 

10.850 

51.593 

Das  ergibt  in  7«  folgende  Verteilung. 


Mittel : 

1900 

1901 

1902 

1903 

1 

1904  ! 

1 

1 

1905 

1 

1906 

Eigene  

34 

35 

34  ! 

35 

j 1 

35 

35 

34 

Fremde  unverzinsliche  . . 

50 

1 

46 

46 

48 

45 

1 46 

45 

Fremde  verzinsliche  . . . 

16 

19 

20 

17 

20 

19 

21 

Total 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

Das  nominelle  Aktienkapital  blieb  von  1882  bis  1907  dasselbe:  16 
Millionen  Franken.  Im  Jahre  1900  waren  die  letzten  ausstehenden  25®/o 
eingefordert  worden.  Der  Reserve,  seit  1889  eine  Million  Franken,  wurde 
von  1905  an  durch  eine  jährliche  Bereitstellung  von  30,000  Fr.  eine  Spezial- 
reserve  beigegeben. 

Der  Bestand  der  Bankmittel  war  in  dieser  letzten  Zeit  im  allgemeinen 
stabil;  doch  erreichte  die  Gesamtsumme  der  verwendbaren  Mittel  mit  51.6 
Millionen  Franken  im  Jahre  1906  das  Maximum  dessen,  was  der  Bank  je 
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Zusamm  n- 
Setzung  er 
Mittel 


jährlich  zur  Verfügung  gestanden  hatte.  Das  Jahr  1907  darf  nicht  wohl  in 
Vergleich  gezogen  werden,  da  die  Bank  am  19.  Juni  ihre  Geschäfte  einstellte. 

Die  Zusammensetzung  der  Mittel  hat  wie  ihr  Betrag,  im  Vergleich  mit 
früheren  Perioden,  im  Laufe  der  Jahre  erhebliche  Veränderungen  erfahren. 
Es  betrugen  (in  1000  Fr.); 


i 

die 

die 

im 

Jahre 

die 

fremden 

fremden 

'H 

eigenen 

7o 

unver- 

Vo 

ver- 

V» 

Total 

Vo 

.iH 

Mittel 

1 

zinslichen 

zinslichen 

i 

1 

Mittel 

Mittel 

* i 

1864 

3.673 

45 

2.169 

27 

2.301 

28 

8.143 

100 

f 

1873 

4.297 

33 

6.551 

50 

2.152 

17 

13.000 

100 

1 

; 1882 

5.428 

29 

11.632 

63 

1.571 

8 

18.631 

100 

1891 

13.348 

34 

22.795 

57 

3.675 

9 

39.818 

100 

!^l 

! 1900 

16.432 

34 

23-091 

50 

8.000 

16 

47.523 

100 

i 1906 

1 

17.578 

34 

23.165 

45 

10.850 

21 

51.593 

100 

Die  fremden  unverzinslichen  weisen  von  allen  Bankmitteln  das  grösste 
Wachstum  auf;  sie  verzehnfachen  sich  innert  32  Jahren,  die  eigenen  Mittel 
und  die  fremden  verzinslichen  verfünffachen  sich  in  derselben  Zeit.  Diese 
Schwankungen  rühren  vom  verschiedenen  Bestände  der  einzelnen  Arten  der 
Bankmittel  her. 

Die  eigenen  Mittel,  aus  den  Gesellschaftskonti,  Zinsen,  Gebühren 
und  Provisionen  bestehend,  haben  nie  eine  wesentliche  innere  Veränderung 
erfahren;  sie  wachsen  stetig. 

Die  fremden  verzinslichen  Mittel  umfassen: 

1.  Vor  allem  und  von  Anfang  an  Konti-Korrent  und  Depositen.  Die  Summe 
der  letztem  schwankt  ganz  entsprechend  den  Konjunkturen:  Im  Jahre 
1865  waren  es  z.  B.  2.6  Millionen  Franken,  1885 — 1887  nur  1.9  Millionen 


Franken,  1906  3.7  Millionen  Franken. 

2.  Diverse  Kreditoren  und  Debitoren  von  1883  an;  doch  werden  die 
Beträge  erst  von  1897  an  nennenswert  (1.0 — 2.3  Millionen  Franken). 

3.  Giro-Rechnungen,  teilweise  verzinslich,  von  1899  an.  Vor  diesem  Jahre 
waren  sie  nie  verzinst  worden.  Die  Beträge  belaufen  sich  im  Jahres- 
durchschnitt von  1899—1906  auf  3.3 — 4.8  Millionen  Franken. 
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In  den  fremden  unverzinslichen  Mitteln  fallen  die  Qirorechnungen 
von  1899  an  weg.  Ausserdem  verschwinden  hier  von  1904  ab  die  Guthaben 
an  Konkordatsbanken  mit  ungefähr  1 Million  Franken  Jahresdurchschnitts- 
betrag. Beides  verursachte  eine  starke  Reduktion  der  unverzinslichen  Mittel. 
Diese  gehen  von  total  27.7  Millionen  Franken  auf  23.1  Millionen  Franken 
zurück  und  schwanken  in  der  Folgezeit  immer  zwischen  22.4  und  23.7  Millionen 
Franken.  Das  starke  Anwachsen  der  fremden  unverzinslichen  Mittel  im 
allgemeinen  rührt  von  der  Zunahme  der  Notenemission  her. 

So  erklären  sich  die  prozentualen  Verschiebungen  im  Bestände  der 
Bankmittel,  und  damit  hängt  natürlich  auch  eine  geringere  Prosperität  der 
Geschäfte  der  Bank  zusammen. 

In  den  Beginn  dieser  letzten  Periode  fällt  auch  eine  kleine  Revision 
der  Statuten.  Die  neuen  Statuten  traten  am  1.  Januar  1901  in  Kraft  und 
enthielten  zwei  wesentliche  Neuerungen.  Die  Aktien  (von  5000  Fr.)  wurden 
auf  den  Antrag  der  Vorsteherschaft  in  Aktien  von  je  1000  Fr.  zerlegt;  in 
den  Geschäftskreis  wurde  aufgenommen  die  Beteiligung  bei  Anlehens-  und 
Finanzoperationen  der  Schweizerischen  Eidgenossenschaft,  von  Kantonen  oder 
Gemeinden.  Die  Rechnungsrevisoren  sollten  fortan  entschädigt  werden,  und 
über  den  Reingewinn  sollten  nach  der  Dotierung  der  Reserve  und  nach 
Ausrichtung  einer  4 »/eigen  ordentlichen  Dividende  5»/o  an  die  Vorsteherschaft, 
107o  an  Direktion  und  Angestellte  und  857o  an  die  Aktionäre  verteilt  werden. 

Im  Sommer  1901  wurde  an  die  neugeschaffene  Stelle  eines  Subdirektors 
berufen  Herr  Karl  Henrici-Veillard. 

Zur  Schaffung  und  Dotierung  einer  besondern  Unterstützungskasse  für 
die  Angestellten  der  Bank  wurden  dem  Jahreserträgnis  von 


1899: 

25,000  Fr. 

1903: 

10,000 

Fr. 

1900: 

5,000  „ 

1904: 

10,000 

M 

1901 : 

5,000  „ 

1905: 

10,000 

W 

1902: 

5,000  „ 

1906: 

20,000 

n 

entnommen. 

Die  Bankgeschäfte. 

Konto-Korrent-  und  Giroverkehr  nahmen  von  1900—1906  einen  Auf- 
schwung sondergleichen.  Es  ist  die  Fortsetzung  der  Steigerungen,  die  wir 
schon  für  die  Zeit  von  1892—1900  haben  konstatieren  können. 


Statutenrevision. 


Subdirektor. 


Unterstützungs- 
kasse  für  die 
Angestellten 
der  Bank. 


Die  Bank- 
geschäfte 


t 
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( iro-  und  Konto-  Die  Giroumschreibuneen  betrugen  (in  Millionen  Franken): 

1 ürrent-Verkehr.  ^ 


1900 

■ 1 

1901 

1902 

1903 

1904 

1905 

1906 

2.776 

3.206 

3.500 

3.511 

3.761 

4.172 

4.624 

und  für  den  Konto- 

Korrent-Verkehr 

sind  die  Zahlen  folgende: 

Zahl  der  Rechnungen 

181 

179 

172 

162 

161 

144 

156 

Umsätze  (Mill.  Fr.) 

2.576 

3.041 

3.104 

3.258 

3500 

3.994 

4.404 

Minimaler  Bestand  (in 

1000  Fr.) 

1.652 

2.272 

1.686 

2.522 

2.104 

2,492 

2.353 

Mittlerer  ^ 

yy 

3375 

4.376 

3.550 

4.162 

3.906 

4.749 

4.821 

Maximaler  „ 

n 

6.509 

6.703 

6.071 

7.331 

6.651 

8.186 

8.804 

Passivzinsen 

rt 

43 

55 

33 

36 

35 

44 

64 

Aktivzinsen 

n 

— 

— 

8 

7 

7 

Die  Zahl  der  Rechnungen  erreichte  mit  181  im  Jahre  1900  den  höchsten 
Bestand,  den  die  Bank  zu  verzeichnen  gehabt  hatte;  dann  geht  sie  wieder 
zurück.  Die  Verzinsung  der  Girodepositen  hatte  zum  Zweck,  diesen  Geschäfts- 
zweig, den  die  Bank  mit  ihrer  Gründung  auf  dem  Platze  Basel  eingeführt 
und  seither  mit  grosser  Gewissenhaftigkeit  gepflegt  hatte,  festzuhalten.  Sie 
betrachtete  den  Giroverkehr  als  enge  verknüpft  mit  der  Banknotenausgabe 
und  war  der  Ansicht,  dass  die  beiden  Geschäftszweige  an  derselben  Stelle 
vereinigt  sein  müssen,  nicht  bloss  in  ihrem  eigenen  Interesse,  sondern  ebenso 
sehr  im  Interesse  eines  möglichst  intensiven  Ausgleiches  der  Verbindlichkeiten 

des  Platzes. 

Nach  streng  banktechnischen  Grundsätzen  lässt  sich  zwar  eine  Verzinsung 
von  stets  verfügbaren  Giroguthaben  nicht  rechtfertigen;  nichtsdestoweniger 
entschloss  sich  die  Bank  zu  diesem  Schritte,  als  sie  erfuhr,  dass  von  anderer 
Seite  Anstrengungen  gemacht  wurden,  ihr  diesen  Geschäftszweig  zu  entreissen. 

Die  Verzinsung  der  Girodepositen  hat  weniger  eine  Ausdehnung,  als 
eine  Vertiefung  des  Girogeschäfts  bewirkt;  denn  trotz  der  stets  sich  ver- 
mindernden Zahl  von  Rechnungen  nahmen  die  Ein-  und  Auszahlungen 
gewaltig  zu.  Diese  betrugen 


All".  Burckhardt-Heusler 

-Mitiilied  des  leitenden  Ausschusses  von  1903. 

Btmkpräsident  von  1903  1907. 
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( iro- und  Konto-  Dig  Giroumschreibunffeti  betrugen  (in  Millionen  Franken): 

\ orrcnt-Verkehr. 


• 

1900 

1901 

1902 

1903 

1904 

1905 

1906 

2.776 

3.206 

3.500 

3 511 

3.761 

4.172 

4.624 

und  für  den  Konto- 

Korrent-Verkelir 

sind  die  Zahlen  folgende: 

Zahl  der  Rechnungen 

181 

179 

172 

162 

161 

144 

156 

Umsätze  (Mül.  Fr.) 

2576 

3.041 

3.104 

3.258 

3 500 

3.994 

4.404 

Minimaler  Bestand  (in 

1000  Fr.) 

1 652 

2.272 

1.686 

2.522 

2-104 

2,492 

2.353 

Mittlerer  „ 

3375 

4.376 

3 550 

4.162 

3.906 

4 749 

4.821 

Maximaler 

r 

6,509 

6.703 

6.071 

7.331 

6651 

8.186 

8.804 

Passivzinsen 

n 

43 

55 

33 

36 

35 

44 

64 

Aktivzinsen 

n 

— 

— 

8 

7 

7 

Die  Zahl  der  Rechnungen  erreichte  mit  181  im  Jahre  1900  den  höchsten 
Bestand,  den  die  Bank  zu  verzeichnen  gehabt  hatte;  dann  geht  sie  wieder 
zurück.  Die  Verzinsung  der  Girodepositen  hatte  zum  Zweck,  diesen  Geschäfts- 
zweig, den  die  Bank  mit  ihrer  Gründung  auf  dem  Platze  Basel  eingeführt 
und  seither  mit  grosser  Gewissenhaftigkeit  gepflegt  hatte,  festzuhalten.  Sie 
betrachtete  den  Giroverkehr  als  enge  verknüpft  mit  der  Banknotenausgabe 
und  war  der  Ansicht,  dass  die  beiden  Geschäftszweige  an  derselben  Stelle 
vereinigt  sein  müssen,  nicht  bloss  in  ihrem  eigenen  Interesse,  sondern  ebenso 
sehr  im  Interesse  eines  möglichst  intensiven  Ausgleiches  der  Verbindlichkeiten 

des  Platzes. 

Nach  streng  banktechnischen  Grundsätzen  lässt  sich  zwar  eine  Verzinsung 
von  stets  verfügbaren  Giroguthaben  nicht  rechtfertigen;  nichtsdestoweniger 
entschloss  sich  die  Bank  zu  diesem  Schritte,  als  sie  erfuhr,  dass  von  anderer 
Seite  Anstrengungen  gemacht  wurden,  ihr  diesen  Geschäftszweig  zu  entreissen. 

Die  Verzinsung  der  Girodepositen  hat  weniger  eine  Ausdehnung,  als 
eine  Vertiefung  des  Girogeschäfts  bewirkt;  denn  trotz  der  stets  sich  ver- 
mindernden Zahl  von  Rechnungen  nahmen  die  Ein-  und  Auszahlungen 


gewaltig  zu.  Diese  betrugen 


Au.u  F^urckliarclt-Heusler 

Mitulial  iK's  Icücndon  Ausscliusscs  \>>n  issd 
B.inkpr.isuKiit  v->n  IlHEJ  1007 
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im  Jahre 

Mill.  Fr. 

1845=1.0 

im  Jahre 

Mill.  Fr. 

1845=1.0 

1845 

50 

1 

1880 

1.078 

21.6 

1850 

75 

1.5 

1885 

1.335 

26.7 

1855 

234 

4.7 

1890 

1.910 

38.2 

1860 

334 

6.7 

1895 

1.934 

38.7 

1865 

408 

8.1 

1900 

2.776 

55.5 

1870 

438 

8.7 

1905 

3.994 

79.9 

1875 

785 

15.7 

1906 

4.404 

88.0 

Die  Zeiten  wirtschaftlicher  Depression  (1873  77,  1881/82,  1890  92  und 
1895/96)  hatten  stets  einen  Rückgang  bewirkt.  Von  1896  an  erfolgt  keiner 
mehr.  Ganz  frappant  wirkt  die  Zunahme  von  1895—1906.  Innert  11  Jahren 
wachsen  die  Umsätze  um  mehr  als  das  Doppelte.  Setzen  wir  diejenigen 
von  1845  = 1.0,  so  erhalten  wir  im  Jahre  1895  = 38.7  und  nach  11  weitern 
Jahren  88.0.  Noch  anders  sind  die  Giroumschreibungen  gewachsen. 


Es  entfielen  auf  die  Zeit  von 


1845—1850 
1851  — 1860 
1861—1870 
1871—1880 
1881—1890 
1891—1900 
1901—1905 


143  Millionen  Fr.  d.  h.  per  Jahr  24  Millionen  Fr. 


1,300 

V 

n 

n 

130 

Yt 

Yt 

2,244 

n 

n 

n 

Yt 

225 

n 

n 

6,304 

w 

Y) 

» 

630 

Yi 

w 

15,729 

n 

r> 

w 

1,573 

n 

Yt 

20,831 

n 

w 

r> 

Y) 

2,083 

w 

Yt 

22,774 

n 

r> 

» 

Yi 

3,796 

Y> 

V 

Giro- 

umschreibungen. 


Welche  enorme  Ersparnis  an  Arbeit!  Insgesamt  sind  durch  die  Bank 
in  Basel  von 

1845 — 1894:  32.292  Milliarden  Franken 
1895—1906:  37.033 


unentgeltlich  umgeschrieben  worden.  Aus  diesen  Zahlen  mag  ein  Rückschluss 
auf  die  Bedeutung  der  angeschlossenen  Firmen  und  Geschäfte,  sowie  auf 
die  wirtschaftliche  Entwicklung  des  Platzes  Basel  in  den  letzten  10— 12  Jahren 
gezogen  werden.  Im  letzten  normalen  Geschäftsjahre  — 1906  — wurde 

17 
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,1 

» 


i 
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allein  soviel  umgeschrieben,  als  in  der  ganzen  Zeit  von  1845—1873.  Die 
im  Jahre  1900  einsetzende  Verzinsung  der  Qirogelder  war,  wie  die  Zahlen 
ergeben,  von  starker  Wirkung. 

In  diesen  Leistungen  liegt  ohne  Zweifel  eines  der  Hauptverdienste 
der  Bank. 


Das  Banknoten- 
geschäft. 


Das  Banknotengeschäft. 
Es  betrug  (in  1000  Fr.); 


1900 

1901 

1902 

1903 

1904 

1905 

1906 

Die  nominelle  Emission 

24.000 

24.000 

24.000 

24.000 

24.000 

24.000 

24.000 

Die  durchschnittl.  „ - . 

— 

22.384 

22.854 

22.705 

22.924 

23.509 

23.487 

Die  durchschnittl.  Zirkulation 

22.134 

21.663 

22.448 

22.138 

22.453 

23,118 

23.165 

Die  maximale  „ 

23.859 

23.813 

23.972 

23.866 

23.864 

23.946 

23.911 

Die  minimale  „ 

19.480 

20.224 

20.620 

21  119 

21.604 

21.699 

22.143 

Zahl  der  Abschnitte 

251.000 

249.200 

258.000 

253.900 

252.700 

256.950 

235.200 

Ersetzte  Abschnitte  Anzahl  . 
Durchschnittliche  Umlaufzeit: 

41.950 

54.100 

49.830 

56.570 

46.800 

45.850 

44.000 

50-Fr 

-Noten  . . 

272 

228 

310 

245 

232 

329 

355 

100  „ 

n .... 

173 

140 

247 

200 

194 

253 

300 

500  „ 

n .... 

71 

58 

122 

93 

85 

103 

121 

1000  „ 

rt  .... 

60 

50 

78 

63 

104 

127 

153 

Insgesamt 
Ein-  und  Ausgang  an  eigenen 

135 

118 

198 

157 

163 

212 

261 

Noten  (Mill.  Fr.)  ... 

120 

135 

184 

103 

100 

80 

65 

Deckung 

in 

Minimum  . . 

44.7 

46.5 

42.8 

45-8 

45.8 

45.8 

44.7 

Mittel  .... 

50.5 

55.0 

48.5 

50.8 

50.5 

50.3 

53.5 

Maximum  . 

57.3 

74.3 

53.1 

55.5 

64.3 

55.8 

64.3 

Diese  gegen  früher  viel  umfangreichere  Übersicht  gibt  zu  erkennen, 
dass  im  Banknotengeschäft  nicht  mehr  der  einfache  Betrieb  von  ehedem 
herrscht.  Zum  ersten  Male  ist  von  einer  durchschnittlichen  Emission  die 
Rede,  infolge  zeitweiliger  Reduktion  der  Notensumme  auf  Grund  einer 
Vereinbarung  des  Konkordats  der  Emissionsbanken,  durch  die  man  die 
Diskontopolitik  unterstützen  wollte.  So  waren  vom  31.  Dezember  1901  an 
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für  600,000  Fr.  Noten  beim  Noteninspektorat  in  Bern  deponiert.  Im  allgemeinen 
bleiben  aber  dieselben  typischen  Erscheinungen  von  früher : steigende 
Zirkulationssummen,  längere  Ausstandszeit,  gute  Deckungsverhältnisse.  Die 
durchschnittliche  Zirkulation  bewegt  sich  zwischen  21.663—23.165  Millionen 
Franken.  Damit  erreicht  sie  das  Maximum  seit  dem  Bestehen  der  Bank; 
dasselbe  tut  die  maximale  Zirkulationssumme  mit  23,972,000  Fr.  im  Jahre 
1902.  Ihr  höchstes  Minimum  fällt  mit  22,143,000  Fr.  in  das  Jahr  1906. 
Sie  lässt  eine  Zunahme  des  Notenbedarfs  erkennen,  gegenüber  welcher  die 
in  frühem  Jahren  laut  gewordenen  Klagen  über  Notenüberschwemmung 
verstummen  mussten.  — Trotz  der  Kapitalerhöhung  wollte  aber  die  Vorsteher- 
schaft der  Bank  auf  den  einmal  gefassten  Beschluss,  eine  Erhöhung  der 
Notenemission  nicht  eintreten  zu  lassen,  nicht  zurückkommen. 

Die  Ausstandszeit  steigt  nach  mehrfachem  Auf  und  Ab  im  Jahre  1906 
auf  beinahe  das  Doppelte  der  Zeit  von  1900,  für  einzelne  Notengattungen 
um  das  Zweieinhalb-  und  Dreifache.  Die  Noten  kommen  im  gleichen 
Verhältnis  weniger  häufig  mehr  an  die  Kasse  zurück.  Und  dies  alles, 
trotzdem  auf  dem  Platze  seit  1900  auch  die  Noten  der  Basler  Kantonalbank 
mit  folgenden  Summen  umliefen: 


1900  ' 

1901  i 

1902 

1903 

1904 

1 1905 

! 1906 

Durchschnittliche  Emission  . . 

4.952  ' 

9.933 

9.553 

9.451 

9.535 

9.709 

9.734 

„ Zirkulation 

4.771 

9.100 

1 

8.957  , 

1 

9.158 

9.341 

9.500 

9.579 

Von  Sättigung  des  Platzes  somit  keine  Spur,  wenn  diese  überhaupt  für 
einen  regen  Industrie-  und  Handelsplatz  möglich  ist.  Die  Bank  in  Basel 
hätte  ihre  Notenemission  früher  sehr  wohl  noch  stärker  erhöhen  können, 
etwa  ums  Jahr  1897  98,  in  der  Zeit  des  wirtschaftlichen  Aufschwungs  des 
Platzes.  Allerdings  war  um  jene  Zeit  die  Vermehrung  der  Bardeckung  durch 
auswärtige  Bezüge  mit  hohen  Kosten  verbunden  gewesen.  Diese  Deckung 
dem  Inlande  zu  entnehmen,  dazu  hätte  sich  die  Bank  nicht  verstehen  können, 
da  sie  alle  Schädigungen  der  einheimischen  Volkswirtschaft  vermied.  Unter 
der  Leitung  ihres  Komitees  waren  übrigens  die  Emissionsbanken  bemüht, 
das  Publikum  die  Unvollkommenheiten  des  Banknotengesetzes,  die  in  der 
Beschränkung  der  Notenausgabe  zu  Tage  traten,  so  wenig  als  möglich  fühlen 
zu  lassen.  Sie  wurden  dadurch  vom  Publikum  allerdings  nicht  unterstützt. 


Noten  andrer 
Banken. 


Verzinsliche 

Depositen, 
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„indem  es  in  Zeiten  grossen  Bedarfs  die  Noten  festhielt,  anstatt  sie  weiter 
zu  geben,  wodurch  die  Notenknappheit  noch  vermehrt  wurde“ ').  Durch 
Schaffung  von  Notenreserven  in  den  gcschäftsstillen  Epochen  des  Jahres 
gelang  es  indessen,  für  die  Zahlungsepochen  grössere  Beträge  bereit  zu  halten. 

Die  Deckungsverhältnisse  dürften  auch  in  diesen  letzten  Perioden  zu 
berechtigter  Kritik  keinen  Anlass  geben.  Die  Bardeckung  betrug  im  Minimum 
42^4  (1902),  im  Maximum  74^/s  (1901).  Im  Durchschnitt  schwankte  sie 
zwischen  48'/o  (1902)  und  55  (1901).  Wenn  es  auch  vorkam,  dass  Emissions- 
banken mit  erweitertem  Geschäftskreis  eine  noch  bessere  Deckung  aufwiesen, 
so  ist  bei  einem  Vergleiche  zu  beachten,  dass  die  Deckung  dieser  Banken 
auch  für  Verbindlichkeiten,  die  eine  reine  Notenbank  nicht  kennt,  dienen 
musste. 

Zu  den  eigenen  Noten  kamen  folgende  Beträge  von  im  Laufe  des  Jahres 
jeweilen  eingelösten  Noten  andrer  schweizerischer  Emissions- 
banken (in  1000  Fr.): 


1900 

1901 

1902 

1903 

1904 

1905 

1906 

Eingelöst 

44.658 

40.127 

22.373 

22.613 

27.256 

20.748 

18.577 

Hiervon  an  die  Emissionsbanken 
zurückgesandt 

19.809 

14.928 

7.112 

6.690 

7.548 

6.694 

4.390 

Durchschnittlich  in  der  Kasse  . 

2.007 

1.761 

993 

1.304 

1.379 

1.452 

1.049 

Der  wachsende  Notenbedarf  veranlasste  die  Bank  immer  mehr,  die 
eingegangenen  Noten  nicht  zurückzusenden,  sondern  wieder  in  Zirkulation 
zu  setzen. 


Die  verzinslichen  Depositen  erzeigen  folgende  Bewegung 
(in  1000  Fr.): 


1900 

: 1901  i 

1902  1 

1903  ' 

: 1904 

1 

1905 

1906 

Einzahlungen ' 

11.170; 

13.035  ■ 

16.860 

14.188  1 

15.111 

1 

13.364 

1 1 

14,894 

Durchschn.  Guthaben  der  Deponenten 

' 3.170' 

3.692 

5.653 

3 745  ! 

3.766 

2.962  ' 

: 3.680 

Bezahlte  und  verrechnete  Zinsen  . . 

! 112 

101 

113 

70 

80 

59 

! 113 

Zinsfuss  “/o  ...  - 

: 3.5 

3.5-25 

2.0-2.5 

2.0 

2.0-2.5 

2—3 

[ 

3—3.5 

Bericht  der  Bank  in  Basel. 
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Diese  Beträge  sind  die  höchsten,  die  die  Bank  je  einbezahlt  erhalten 
hat;  sie  fliessen  insbesonders  zur  Zeit  des  flüssigen  Geldstandes  und  stellen 
der  Bank  ansehnliche  Mittel  zur  Verfügung.  Die  Aufbewahrung  und  Ver- 
waltung von  Wertpapieren  für  Rechnung  Dritter,  unter  dem  allgemeinen  Titel 
„Offene  Wertdepositen“,  im  Gegensatz  zu  den  der  Bank  als  geschlossenes 
Wertdepositum  zur  Aufbewahrung  übergebenen  Paketen  und  Kisten,  ist  im 
Verlaufe  der  Jahre  für  die  Bank  ein  einträglicher  Geschäftszweig  geworden, 
nicht  nur  wegen  den  berechneten  Gebühren,  sondern  ebensosehr  wegen 
den  mannigfachen  Geschäften,  welche  diese  Titeldepositen  mit  sich  brachten. 
Die  Guthaben  der  verzinslichen  Depositen  wurden  fortwährend  unterhalten 
und  geäufnet  durch  die  Zins-  und  Kapitaleingänge  aus  offenen  Wertdepositen, 
deren  Verwaltung  in  den  Händen  der  Bank  lag.  Dank  diesem  Geschäftszweige 
hatte  sich  das  Depositengeschäft  im  Laufe  der  Jahre  prächtig  entwickelt. 
Wir  sehen  dies,  wenn  wir  die  in  gleichen  Zeitabschnitten  einbezahlten  Summen 
einander  gegenüberstellen.  Die  Einzahlungen  waren  (in  1000  Fr.): 


1865—1870: 

21.029 

1889—1894: 

48.976 

1871  — 1876: 

18.454 

1895—1900: 

68.390 

1877—1882: 

20.031 

1901  — 1906: 

87.452 

1883—1888: 

31.174 

In  der  Tat  eine  andauernde  Steigerung  der  Einlagen. 
Debitoren-  und  Kreditorenrechnungen. 


Debitoren  und 


Kreditoren. 


Es  erreichten  (in  Millionen  Franken): 


1 

1900 

1901 

1902  ' 

1903  i 

1904  ■ 

1905 

1906 

Die  Einzahlungen  .... 

68.9 

63.3 

95.7 

i 85.2 

89.6 

90.1 

101.7 

Die  Auszahlungen  . . i 

68.4 

63.8 

96.8 

846 

' 90.5 

1 

89.2 

1024 

Total  i 

137.3 

127.1 

; 192.5 

169.8 

180.1 

1793 

204,1 

Von  1905  an  wurde  der  Konto  geteilt  in  Debitoren-  und  in  Kreditoren- 
rechnungen. Die  Debitorenrechnungen  umfassten  die  Guthaben  der  Bank 
bei  andern  Instituten,  die  Kreditorenrechnungen  die  Guthaben  von  Ver- 
waltungen und  Instituten  bei  der  Bank.  Es  betrug  bei  den 


I 
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Debitoren 

Kreditoren 

Jahr: 

der 

Ausgang 

der 

Eingang  , 

Total 

( 

der  ! 
Eingang  ' 

der 

Ausgang 

Total 

1905 

1906 

61 .2 
69  1 

61  4 
692 

122.6 

138.3 

28.7 

32.5 

28.0 

33.3 

567 

65.8 

Auch  hier  erreichten  die  Umsätze  mit  dem  Jahre  1906  ihren  Höhepunkt, 
und  es  spiegelt  sich  in  ihnen,  da  dieser  Verkehr  ausländische  Banken  und 
schweizerische  Nicht-Emissionsbanken  betrifft,  die  allgemeine  Konjunkto 
wieder  und  nicht  nur  diejenige  des  Platzes,  nämlich:  Wachstum  bis  1900, 
Rückgang  1901  und  1903,  erneute  Zunahme  von  1904-1906. 

Kasse.  K a s s a : 


1900 

1901 

1902 

1903  i 

1 

1904  i 

1905 

1906 

! 

Ein- und  Auszahlungen  . .(Mill.  Fr.) 

882.7  ' 

937.6  ! 

925.2 

1 

838.8  1 

876.3 

^ 849.1 

, 872.0 

Gesetzliche  Barschaft 

10.9 

11.0 

i n.o 

1 10.6 

1 

5 10.8 

11.2 

10.6 

Durchschnittl.  Kassenbestand 

11.1 

12,0 

10.9 

11.2 

j 11.5 

, 11.6 

12.4 

Je  reger  der  Giroverkehr,  umso  geringer  der  Kassenverkehr.  Das  eine 
ist  die  Folge  des  andern.  Darauf  hinzuweisen,  hatte  sich  früher  schon 
Gele<.enheit  geboten,  und  wenn  wir,  zum  letzten  Male,  die  Kassenumsätze 
verfoVn,  so  geschieht  es  nur,  um  durch  sie  die  Bedeutung  des  Girogeschafts 

neuerdings  hervortreten  zu  lassen. 

Es  betrugen  (in  Millionen  Franken): 


im  Jahrzehnt 

die  Umsätze 

1 

der  ; 

Kassenverkehr  , 

1 

der  Kassenverkehr 
beträgt  in 
der  Umsätze 

1877—1886 

18.462 

5.908 

32.0 

1887—1896 

i 25.217 

7.432 

1 29.5 

1897—1906 

41.256 

8.456 

1 

, 20.5 

Ja  in  den  letzten  Jahren  geht  der  verhältnismässige  Anteil  der  Bar- 
bewegung noch  weiter  zurück;  er  erreichte  1905:  16.9  »/o  und  1906:  16  »/o 
der  Umsätze;  der  Rest  entfällt  auf  den  Giroverkehr. 


Die  Verwendungen.  " 

Die  Summe  der  Verwendungen  erreichte  in  dieser  letzten  Periode  das 
Maximum  dessen,  was  die  Bank  je  in  gleicher  Zeit  geleistet  hatte. 

Die  Gesamtverwendungen,  berechnet  nach  dem  Jahresdurchnitte,  betrugen 
nämlich  (in  1000  Fr.): 


1875  ' 

i 1880 

1885 

1890 

1895 

1900 

1905 

1906 

an  verzinsl.  Verwendung, 

1 10.134 

12.888 

16.852 

23.610 

29.949 

33  128 

36.873 

37.856 

an  unverzinsl.  ^ 

' 3.930 

5.838  : 

6.787 

11.358 

13.020 

14.396 

13241 

13  737 

Total 

; 14.064 

18.726 

23.639  ; 

34.968 

42.969  ' 

47.524 

50.114 

51.593 

In  den  ersten  30  Jahren  waren  sie  auf  14  Millionen  Franken,  in  den 
folgenden  30  Jahren  von  14  auf  50  Millionen  Franken  gestiegen.  Das 
intensivste  Wachstum  fällt,  wie  sich  hier  zeigt,  für  beide  Verwendungsarten 
in  die  Zeit  von  1885 — 1890.  Von  1895  an  bleiben  die  unverzinslichen 
Verwendungen  zurück,  indes  die  verzinslichen  weiter  zunehmen. 

Im  Bestände  der  Verwendungen  hatten  sich  im  Laufe  der  Jahre 
bemerkenswerte  Änderungen  ergeben.  Das  Diskontogeschäft  hat,  trotz  des 
Zuwachses  von  Schweizer-Wechseln  seit  1859,  an  Bedeutung  allmählich 
verloren;  das  Darlehngeschäft  ist  von  seinem  hohen  Stande  im  Jahre  1890 
wieder  herabgeglitten.  Dafür  haben  die  Verwendungen  in  Wertschriften 
und  diversen  Debitoren  und  Kreditoren  zugenommen.  Von  je  100  Fr.  an 
Verwendungen  entfielen  im  Jahre 


auf 

1845 

1850 

1855 

1860 

1865 

1870 

1875 

1880 

1885 

1890 

1895 

1900 

1905 

Wechselportefeuille  . . 

54.2 

46 

62 

72 

60 

41 

58 

55.5 

43 

32.7 

31.5 

37.5 

39 

Darlehn 

29.8 

24 

12 

13 

27 

30 

24.7 

33.8 

42 

44.5 

403 

35.5 

34 

Kreditoren  und  Debitoren 

16 

30 

16 

7 

4.5 

4 

4 

0.7 

1 

7.5 

7.7 

11 

13 

Vorschüsse  an  Staatskasse 

— 

— 

10 

8 

8.5 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Wertschriften  .... 

— 

— 

— 

— 

25 

13.3 

10 

14 

15.3 

205 

16 

14 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 
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Einer  Erörterung  über  die  Gründe  dieser  Verschiebungen,  insbesonders 
beim  Darlehngeschäft,  bedarf  es  nicht  mehr.  Dafür  soll  die  prozentuale 
Verteilung  der  verwendeten  Summen  für  die  Periode  von  1900  1906  hier 

angegeben  werden,  da  daraus  ersichtlich  ist,  wie  auch  in  Zeiten  mit  im 
ganzen  gleichartigem  und  gleichmässigem  Betriebe  der  Anteil  der  einzelnen 
Verwendungsarten  schwankt. 


Von  je  100  Fr.  an  Verwendungen  entfielen  im  Jahre: 


auf; 

1900 

1901 

1902 

1903 

1904 

1905 

1906 

Diskonto 

37.5 

39.5 

41.5 

37.0 

45.5 

39.0 

44.0 

Darlehn 

35.5 

34  0 

33.3 

30.5 

27.5 

34.0 

31.0 

Debitoren  und  Kreditoren  . 

11,0 

10.5 

8.0 

14.5 

10.0 

13.0 

14.0 

Wertschriften 

16.0 

16.0 

17.2 

18.0 

17.0 

14.0 

11.0 

Total 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

Von  Interesse  ist  ferner  eine  Gegenüberstellung  der  absoluten  Summen, 
die  in  dieser  Zeit  auf  die  Hauptverwendungen  (die  Diskontierungen  und  die 
Darlehn)  gekommen  sind.  Es  betrugen  (in  1000  Fr,): 


1900 

1901  1 

l'X)2  1 

1903 

1904  ! 

1905 

1906 

die  Diskontierungen  . 
die  Darlehn 

127.291 
' 60.217 

121.523 

59.490 

147.587 

72.063 

118.683 

65.215 

155.243  ! 

! 

55.532 

124.232 

76.261 

143.230 

75.138 

Total 

! 187.508 

181.013 

219.650 

183.898 

210.775 

200,493 

218.368 

Das  ergibt  insgesamt  an  Diskontierungen  937.789  Mill.  Fr. 

und  an  Darlehn 463.916 » 

und  total  für  1900—1907:  1.401.705  Mill.  Fr. 

Für  dieselben  Verwendungen 

betrug  das  Total  pro  1893--1899:  1.173.089  Mill.  Fr. 

1886—1892:  1.051.616 

1879  -1885:  883.230 

1872—1878:  559.761 

1865—1871  : 370.117 
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Dies  ergibt  einen  steigenden  Jahresdurchschnitt  von  52.9,  79.9,  126.2, 
150.2,  167.6  und  200.6  Millionen  Franken  an  Diskontierungen  und  Darlehn 
zusammen,  also  ein  beinahe  vierfaches  Wachstum  seit  1875. 


Das  Diskontogeschäft. 

Während  der  Diskonto  von  Schweizerwechseln  infolge  der  Konkurrenz  der 
andern  Emissionsbanken  abnahm,  steigerte  sich  von  1900  —1907  der  Diskonto 
von  Platzwechseln  Dank  der  Zunahme  des  Verkehrs,  wodurch  eine  grössere 
Menge  von  in  Basel  zahlbaren  Wechseln  geschaffen  wurden.  In  beständigen 
Schwankungen  war  er  von  Beginn  des  Geschäftes  bis  zum  Jahre  1864  auf 
36  Millionen  Franken  gestiegen.  Dann  war  er  im  Jahre  1869  wieder  auf 
19  Millionen  gefallen.  Im  Jahr  1881  erreicht  er  einen  zweiten  Hochstand 
mit  50  Millionen;  1894  sinkt  er  neuerdings  bis  auf  26  Millionen.  Von  da 
an  steigt  die  Summe  der  Diskontierungen  trotz  einiger  starker  Rückschläge 
ebenso  stetig,  wie  sie  vorher  gefallen  war,  und  von  1900—1907  bleibt  sie 
ein  einziges  Mal  unter  50  Millionen  Franken.  Man  vergleiche  die  folgenden 
Zahlen  (in  1000  Fr.): 


Diskonto- 

geschäft. 


1900 

1901 

1902 

1903 

1904 

1905 

1906 

Platzwechsel -Summe  . . . 

51.520 

54.653 

52.077 

45.000 

66.536 

55.597 

70.547 

Schweizerwechsel -Summe 

59.391 

49.327 

77.987 

55.826 

74335 

54.348 

60.262 

Total 

150.911 

103.980 

130.064 

100.826 

140  871 

109.945 

130.809 

Abschnitte 

27.281 

23.528 

21.644 

18-337 

19.468 

16-148 

16.335 

Diskontosatz  Fluktuationen  . 

4.5 

4 

3 

4 

4 

5 

3 

„ Minimum  % 

4.5 

3.5 

3.5 

35 

3.5 

3.5 

4 5 

„ Mittel  7o  . 

4.88 

4 

3.77 

4.06 

4.05 

4.05 

4.76 

„ Maximum  7'o 

6 

5 

4.5 

4.5 

4.5 

5 

5.5 

Mittlere  Verwendung  . . 

(Platz-  und  Schweizerwechsel) 

9.636 

9.674 

11.288 

8.102 

12.167 

11.031 

13.455 

Ertrag  

453 

343 

336 

313 

424 

413 

611 

Auslandwechsel -Summe  . . 

16.380 

17.543 

17.523 

17.857 

14372 

14287 

12-421 

Das  Maximum  des  Platzdiskontos  wird  im  letzten  vollen  Geschäftsjahr 
mit  70.5  Millionen  Franken  erreicht.  Das  ist  die  höchste  von  der  Bank 
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Diskontosat 


in  Basel  in  einem  Jahre  hierin  verwendete  Summe.  Auch  die  mittlere 
Verwendungssumme  erreicht  mit  13,455,000  Fr.  den  Höchststand,  ebenso 
der  Ertrag  mit  611,000  Fr.  In  der  Tat  alles  das  Spiegelbild  einer  überaus 
günstigen  Konjunktur. 

Der  Diskontosatz  fluktuiert  in  dieser  ganzen  Zeit  wenig,  durchschnittlich 
3 -6  Mal  per  Jahr,  und  in  seinem  Stande  zeichnet  er  den  Gang  der  Geschäfte 
in  treffender  Weise.  Im  Jahre  1901  sinkt  er  von  5 auf  3.5%  und  steigt 
wieder  auf  4.  Es  ist  das  Jahr  der  Reaktion. 

Im  Jahre  1902  geht  er  weiter  zurück  — im  offenen  Markt  bis  zu  2',4. 

1903  gelten  wieder  höhere  Sätze  (amerikanische  Finanzkrisis). 

1904  hält  er  sich  annähernd  gleich;  die  Geschäfte  ziehen  wieder  an. 

1905,  namentlich  in  der  zweiten  Hälfte,  wurde  das  Geld  teurer. 

W 7 

Hypothekenbanken  konnten  sich  die  nötigen  Mittel  nur  zu  47o  sichern. 
Im  Dezember  herrschte  eigentliche  Geldknappheit.  Doch  wurde  der  Bank  in 
Basel  die  Beschaffung  von  Barschaft  durch  die  Filiale  Beifort  der  Bank  von 
Frankreich  stets  verhältnismässig  leicht  gemacht,  so  dass  Barmittel  nie  fehlten. 
Es  verdient  hier  hervorgehoben  zu  werden,  dass  sich  die  Bank  von  Frankreich 
der  Bank  in  Basel  gegenüber,  und  auch  im  Verkehr  mit  den  andern  grössern 
Emissionsbanken,  stets  sehr  entgegenkommend  zeigte  und  ihnen  die  Barbezüge 
nach  Möglichkeit  erleichterte. 

Der  Verkehr  mit  der  Bank  von  Frankreich  erforderte  die  Vermittlung 
einer  französischen  Bankfirma.  Die  betreffende  Firma  verstand  es,  diese 
Vermittlerrolle  zur  Befriedigung  beider  Teile  zu  erfüllen.  — Der  Diskontosatz 
von  1906  mit  4.5— 5.5®/o  ist  der  Ausdruck  blühender  Geschäfte  und  starker 
Verwendungen  bei  geldknappen  Tagen. 

Der  mittlere  Satz  für  die  Jahre  1899  und  1900  mit  4.95  und  4.88 »/o 
und  für  1906  mit  4.76  war  seit  1873  nie  mehr  erreicht  worden.  Ihm  kamen 
folgende  Sätze  nach  oben  oder  nach  unten  nahe: 

1882 : 4.43 


1855; 

4.59 

1861  : 

5.20 

1873  ; 

5.28 

1856; 

5.03 

1863  : 

4.92 

1874: 

4.56 

1857: 

5.60 

1865  : 

4.62 

1866  : 

5.34 

1 


1 
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Das  Maximum  von  1899/1900  mit  6®/o  finden  wir  annähernd  zu 
folgenden  Zeiten : 

1855/58:  6—6.5 
1861  66;  6—6.5 
1870:  6 

1872  74:  7—6.5 
1881  82  : 6—6.5 

Das  Minimum  von  1901 — 1905  mit  3.5  ® o steht  in  seiner  Dauer 
wesentlich  über  den  Minima  der  Jahre  1877 — 1894. 

Das  gleiche  Auf  und  Nieder,  wie  bei  der  Summe  der  diskontierten 
Platzwechsel  ergibt  sich  bei  den  Schweizerwechseln.  Bei  ihnen  fällt 
der  grösste  Verkehr  in  die  Jahre  von  1895—1898  mit  Jahresbeträgen  von 
78—82  Millionen  Franken.  Von  1900—1907  wurden  einmal  (1902)  78  Millionen 
erreicht;  im  übrigen  schwankten  die  Summen  beträchtlich  zwischen  49  und 
74  Millionen  Franken.  Beiden  Arten  von  Wechseln  ist  der  Abfall  in  der 
Zeit  von  1903 — 1905  gemeinsam. 

Wie  entgegenkommend  die  Bank  in  Basel  im  Diskontogeschäfte  gewesen, 
zeigte  sich  erst  recht  deutlich,  nachdem  sie  eingegangen  war  und  der  National- 
bank Platz  gemacht  hatte.  Deren  rigorose  Ausschliessungen  fanden  begreif- 
licherweise in  der  ersten  Zeit  wenig  Verständnis,  und  gar  Mancher  mochte 
damals  die  Bank  in  Basel  wieder  herbeigewünscht  haben. 

Auch  beim  Darlehngeschäft  fallen  die  höchsten  Umsätze  mit  45.8  Dariehngeschan. 
und  48.4  Millionen  Franken  in  die  letzte  Periode  der  Tätigkeit  der  Bank, 
speziell  in  die  Jahre  1900  und  1905.  Es  sind  die  Abschlüsse  einer  Reihe 
von  allerdings  nicht  hintereinanderliegenden  Jahren,  in  denen  besonders  viel 
Darlehn  gemacht  worden  waren  und  zwar  der  folgenden  (in  1000  Fr.): 

1882:  22.435  1900:  45.850 

1891  : 36.267  1905:  48.368 

1895:  43.083 

In  seinem  Anteil  an  den  mittlern  Verwendungen  überhaupt  schwankt 
das  Darlehngeschäft  etwa  zwischen  25 — 35®  o.  Dabei  wohnt  ihm  die  Eigen- 
tümlichkeit inne,  gerade  in  jenen  Jahren  auffallend  stark  anzuschwellen,  in 
denen  die  Diskontierungen  gering  sind,  also  die  Geschäfte  der  Bank  zu 
ergänzen. 
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Schuldschein  Die  Schuldscheine  ohne  Wechselverbindlichkeit,  ihrem 


Wesen  nach  den  Darlehn  gleich,  steigen  wieder  auf  Beträge  von  über  30 
Millionen  Franken,  kommen  aber  im  Maximum  nicht  mehr  an  die  Summe 
von  33.6  Millionen  heran,  wie  im  Jahre  1889. 

Für  beide  Arten  von  Geschäften  ergeben  sich  folgende  Zahlen  (in  1000  Fr.) ; 

1900 

1901 

1902 

1903  ’ 

1904 

1905 

1906 

Summen: 

Darlehn 

45.850 

42.434 

40.444 

i 

■ 

36.159 

36.466 

48.368 

42.303 

Schuldscheine  - 

14.367 

17.056 

31.619 

29.05*5 

19.066 

27.893 

32.835 

Total 

60.217 

59.490 

72.063 

65.215 

55.532 

76.261 

75.138 

Durchschn.  Bestand: 

Darlehn 

10.653 

10.354 

10.145 

8.30S 

8.293 

10.246 

9.638 

1 Schuldscheine  .... 

1.059 

1.396 

2.563 

2.415 

1.388 

2.360 

2.104 

Total 

11.712 

11.750 

12.708 

10.723 

9.681 

12  606 

11.742 

Ertrag: 

« Darlehn  ... 

481 

376 

316 

325 

317 

432 

399 

Schuldscheine  .... 

51 

50 

83 

86 

58 

89 

96 

Total 

; 532 

426 

399 

’ 411 

375 

I 521 

1 495 

Zinsfuss  ®/o 

5-6 

4-5.5 

' 3.5-4  5 

' 3.75-4.5 

4-4.5 

! 4-5.5 

1 

5-5.75 

Insgesamt  erreichte  die  Summe  beider  Geschäfte  in  normaler  Zelt 
dieselbe  Höhe,  wie  in  der  Periode  von  1889—1891,  also  zur  Zeit  des 
Börsentreibens.  Wieder  ein  Beleg  für  die  fortschreitende  Entwicklung  des 
Platzes  als  Bank-  und  Börsenplatz.  Nicht  uninteressant  ist  es,  die  Umsätze 
im  Darlehngeschäft  für  die  Zeiten,  in  denen  sie  annähernd  gleich  gross 
waren,  zusammenzufassen,  um  ein  Jahresmittel  zu  gewinnen,  das  von  den 
Beträgen  der  einzelnen  Jahre  nicht  zu  stark  abweicht.  Es  zeigt  sich  dann 
deutlich  der  Einfluss  einzelner  Statutenänderungen  und  der  Einfluss  der 
Börsengeschäfte  des  Platzes  auf  den  Geschäftsgang  der  Bank.  Es  wurden 
im  Durchschnitt  per  Jahr  gewährt  (in  1000  Fr.); 
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Periode 

von 

Darlehn 

1 

I Schuldscheine 

Total 

1845—1856 

1,684 

— 

1 

1.684 

1857—1862 

3 898 

— 

3,898 

1863—1869 

8.760 

667 

9.427 

1870—1878 

10.553 

197 

10.750 

1879—1882 

' 19.164 

603 

19.767 

1883 

16.891 

394 

17.285 

1884—1887 

26.294 

5.224 

31.518 

1888—1891 

40.771 

27.065 

67.836 

1892—1893 

28.407 

9.227 

37  634 

1894—1897 

37.432 

15.872 

53.304 

1898—1904 

40.461 

20.826 

61.287 

1905—1906 

45.336 

30  264 

75.600 

Die  beiden  Einschnürungen  von  1883  und  1892  1893  sind  der  Ausdruck 
der  Bank-  und  Börsenkrisen  von  1882  und  1891.  Die  industrielle  Krisis 
von  1900  tritt  hier  nicht  hervor.  Die  genaue  Bewegung  dieser  beiden 
Geschäfte  für  einzelne  Jahre  wirkt  am  augenfälligsten  in  den  am  Schlüsse 
beigegebenen  graphischen  Darstellungen. 

Auch  von  1900—1906  war  der  Ertrag  aus  dem  Darlehngeschäft  mit 
Ausnahme  desjenigen  der  Jahre  1904  und  1906  stets  grösser,  als  der  Ertrag 
der  Diskontierungen.  Die  Darlehn  trugen  im  ganzen  von  1900—1906  ein; 
3.189  Millionen  Franken,  die  Diskontierungen  2.893  Millionen  Franken;  für 
jene  wurde  allerdings  ein  um  bis  '/s^  o höherer  Zinsfuss  berechnet. 

Der  Bankwelt  des  Platzes  ward,  wie  schon  früher  betont,  mit  diesen 
Lombarddarlehn  grosse  Dienste  geleistet.  Sie  hielt  es  wohl  für  selbst- 
verständlich, dass  die  Bank  in  Basel  ihr  in  diesen  Geschäften  entgegenkam, 
soweit  dies  sich  mit  den  Grundsätzen  einer  soliden  Notenbankpolitik  ver- 
antworten Hess.  Umso  schwerer  wurde  es,  nachdem  die  Bank  eingegangen 
war,  empfunden,  dass  die  Nationalbank  Aktien  nicht  belehnte  und  sogenannte 
Lombard-  und  Finanzwechsel  in  rigoröser  Weise  ausschloss;  denn  manche 
Bankiers  hatten  seit  Jahren  kein  oder  nur  ein  geringes  Portefeuille  gehalten, 
was  sie  beim  Entgegenkommen  der  Bank  in  Basel  wohl  tun  konnten.  Diese 
belehnte  eben  ihre  Wertpapiere,  sowohl  Aktien,  als  Obligationen. 


i' 


„Dieses  Institut  hat  besonders  unsern  Banken  und  Bankiers  immer 
grosse  Facilitäten  eingeräumt  und  ist  stets  ein  billiger  Geldgeber  gewesen, 
während  die  Nationalbank  schon  wegen  der  strengen  Vorschriften  des 
Gesetzes,  welches  ihr  verbietet,  Aktien  zu  beleihen,  nicht  in  der  Lage  sein 
wird,  dieselbe  Coulanz  auszuüben.“  So  schrieb  eine  Basler  Privatbank  in 
ihrem  Monatskursblatt  vom  30.  Juni  1907. 

Kred,t-  Die  ehedem  von  Ad.  Burckhardt-Bischoff  angegriffenen  Kredit- 

H.nierfai;ei  rechnungen  mit  Hinterlagen  warfen  in  den  letzten  Jahren  des 

Bestehens  der  Bank,  insbesondere  seitdem  sie  im  Jahre  1892  mit  ver- 
schiedenen Vorschussrechnungen  vereinigt  worden  waren,  ansehnliche  Zins- 
erträgnisse ab.  Es  betrugen  (in  1000  Fr.): 




1900  : 

1901 

1902 

1903 

1904 

1905 

1906 

die  Auszahlungen  1 

11.570 

7,877  j 

9.719 

8.686 

6.998 

1 

10.013 

8-741 

die  Rückzahlungen 

, 10.508 

9.767 

j 9.157 

7.397  ’ 

i 

7,823  ; 

9.730 

1 8,886 

Saldo  im  Jahresdurchschnitt 

3.611 

3.643 

3.071 

4719 

! 3 440 

1 4.332 

4.188 

Zinsertrag  und  Provision 

173 

j 158 

134 

188 

150 

' 143 

182 

Der  Saldo  — im  Jahresdurchschnitt  — erreichte  im  Jahre  1903  mit 
4,719,000  Fr.  den  höchsten  Stand,  ebenso  das  Erträgnis.  Dieses  kommt 
dem  Ertrage  des  Platzwechselgeschäfts  mit  196,000  Fr.  nahe.  Dazu  kann 
bemerkt  werden,  dass  die  Mittel  zu  diesem  Geschäft  von  den  verzinslichen 
Depositen-  und  Kreditorenrechnungen  und  nicht  von  der  Notenzirkulation 

genommen  wurden. 

Wertschhi  en-  Das  W c f t s c li  f i f t e n g e s c h ä f t 


Es  betrugen  (in  1000  Fr.)  im  Jahre: 


! 

1 

1900 

1901 

1902  1 

1903 

1904 

1905 

1906 

der  Eingang 

995  ■ 

2.955 

3.220 

3.221 

1.567 

1 

3111 

1 

2.126 

der  Ausgang 

1.207  ’ 

1 1 

2.762  : 

1 1 

2.930 

i 3.562  ; 

2.441 

! 3.519 

3.966 

die  mittlere  Verwendung 

5.289 

5.365 

' 6.249 

i 6.078 

5.642 

1 4.988  I 

4.087 

der  Ertrag 

175 

1 235 

’ 299 

’ 276 

288 

j 232 

247 

der  Bestand  am  31  Dezember 

5.194 

1 5.623 

1 

6.212 

6147 

1 

, 5,061 

: 4.881  1 

3.292 
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und  für  die  diskontierten  Obligationen  erreichte  (in  1000  Fr.): 


1900 

' 1901 

1902 

1903 

1904 

1905 

1906 

die  Summe  der  Diskontierungen 

1 

322 

285 

867 

1.313 

887 

705 

544 

der  mittlere  Bestand  . 

69 

128 

128 

264 

357 

200 

196 

der  Ertrag 

5 

3 

7 

10 

9 

8 

7 

Auch  hier  wieder  dasselbe  Bild,  wie  bei  allen  andern  Geschäften;  just 
in  den  Jahren  vor  dem  Eingehen  der  Bank  grössere  Umsätze  und  steigende 
Erträgnisse.  300,000  Fr.  aus  dem  Wertschriftengeschäft  in  einem  Jahre! 

Zum  letzten  Male  haben  wir  nun  noch  die  sichtbaren  äussern  Ergebnisse 
des  Bankbetriebs  zu  erwähnen:  den  Jahresgewinn  und  die  Unkosten. 

Die  zugehörigen  Zahlen  sind  folgende: 


' Unkosten 

Steuern 

Total 

Ertrag 

Dividende 

! 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Vo 

1900  ! 

247.877  1 

184  781 

432.658 

909  735 

5.5 

1901 

187.546 

181,513 

369,059  ; 

836.567 

50 

1902 

209.294 

196051  1 

' 405.345  1 

838.828 

' 5.0 

1903  , 

175.770 

195  037 

: 370.807 

939054 

5.5 

1904 

180,496  ^ 

1 

197  822 

' 378.318  1 

^ 974.519 

5-5 

1905  i 

157.095 

202.364 

359  459 

973  521 

5 5 

1906  ' 

129.869  I 

202.194 

332.063 

1.251.754 

7.0 

Der  Jahresreingewinn  weist  von  1900  an  mit  Ausnahme  der  ersten 
Krisenjahre  1901  02  eine  merkwürdige  Stabilität  auf,  so  dass  stets  eine 
Dividende  von  5®o  ausgerichtet  werden  konnte.  Das  Jahr  1906,  das  Jahr 
der  Hochkonjunktur  par  excellence,  bildet  eine  Ausnahme;  denn  damals 
wurde  die  Million  erreicht  und  überschritten.  Ein  ganz  und  gar  nach 
privatwirtschaftlichen  Grundsätzen  betriebenes  Unternehmen  hätte  hierüber 
wohl  ein  Jubellied  angestimmt,  hätte  die  Million  gefeiert.  Nicht  so  die  Bank 
in  Basel.  Ihr  galten  neben  den  Interessen  der  Aktionäre  stets  diejenigen  des 
Platzes  und  der  Allgemeinheit,  und  für  sie  lag  in  dem  auf  mehr  als  5 Milliarden 
gestiegenen  Totalumsatz  eine  ebenso  grosse  Genugtuung,  wie  in  der  Million 
Reingewinn. 
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In  solchen  Jahren  reichlicher  Erträgnisse  kam  der  Direktion  und  den 
Angestellten  ein  schöner  Anteil  vom  Ganzen  zu.  So  erhielten  sie  im  Jahre  1906 

Fr.  . 

Die  Steuern  stiegen  im  Laufe  der  Jahre  bis  auf  202,364  Fr.  Die  Unkosten 

gingen  dagegen,  trotz  höherer  Ausgaben  für  Gehalte  und  Löhne,  zurück,  weil 
die  Kosten  für  Barbezüge  ganz  gewaltig  zusammengeschrumpft  waren. 

Ein  fatales  Geschick,  das  die  Bank  in  Basel  zwang,  gerade  zu  der 
Zeit  aufzuhören,  da  sie  in  vollster  Tätigkeit  stand  und  Umsätze  erzielte,  die 
in  einem  Jahre  das  Vielfache  dessen  betrugen,  was  früher  mehrere  Jahrzehnte 
nicht  gebracht  hatten.  Kein  Vernünftiger  wird  es  ihr  verargen,  dass  ihre 
Organe  nicht  am  Sturmlaufe  gegen  die  privaten  Notenbanken  sich  beteiligten. 
Gerade  die  Bank  in  Basel  durfte  ihre  Position  ruhig  verteidigen;  denn  sie 
hatte  dem  Platze  Basel  wahrhaftig  grosse  Dienste  geleistet. 

Der  Ersparniskasse,  der  Hypothekenbank  in  Basel,  der  Basellandschaft- 
lichen Hypothekenbank  hatte  sie  teils  bei  der  Gründung,  teils  während  dem 
andauernden  Geschäftsverkehr  allerlei  Dienste  geleistet.  Wie  oft  hat  sie  der 
Staatskasse,  nicht  nur  seinerzeit  durch  die  berühmten  Staatskassascheine, 
sondern  bis  in  die  letzten  Jahre  hinein  mit  grossen  ungedeckten  Vorschüssen 
aus  momentaner  Verlegenheit  geholfen?  Was  h.at  sie  nicht  alles  getan,  um 
die  Abwickelung  der  Geldgeschäfte  des  Platzes  zu  vereinfachen?  Was  nicht 
getan  um  das  Konkordat  der  Notenbanken  zu  schaffen  und  auszubauen? 
ln  jahrzehntelangem  Bemühen  hatte  sie  Vorurteile  ihrer  Gegner  zu  besiegen 
versucht.  Ihre  Geschäfte  hatten  keine  Kritik  zu  fürchten;  sie  waren,  wie 
sichs  für  eine  reine  Notenbank  geziemt,  offen  und  gerade.  Dem  Staatssackei 
hat  sie  Millionen  Franken  an  Steuern  entrichtet,  ohne  dass  dadurch  anderseits 
das  Staatswesen  durch  Ausgaben  für  von  ihr  beschäftigte  Arbeiterscharen 

belastet  worden  wäre. 

Die  Bank  in  Basel  war  in  der  Tat  unter  den  Banken  Basels  und  der 
übrigen  Städte  der  Schweiz  ein  sehr  angesehenes  Institut  geworden. 

Gern  stirbt  nur,  wer  unheilbar  krank  ist  oder  auf  das  Leben  nicht  mehr 
viel  zu  setzen  hat.  ln  dieser  Lage  befand  sich  die  Bank  in  Basel  nicht. 
Begreiflich,  dass  es  den  leitenden  Organen,  namentlich  dem  Direktor,  der 
ja  in  mehr  als  30  jährigem  Wirken  die  Bank  hatte  gross  werden  sehen,  nahe 
ging,  als  sie  für  immer  ihre  Schalter  schliessen  musste. 


Der  Übergang  der  Bank  in  Basel  an  den 
Schweizerischen  Bankverein. 


Das  wichtigste  Ereignis  des  Jahres  1905  für  die  Bank  in  Basel 
war  das  Zustandekommen  des  Bundesgesetzes  über  eine  Schweizerische 
Nationalbank.  Denn  damit  wurde  es  nun  gewiss,  dass  ihr  das  Recht  der 
Notenausgabe  eines  schönen  Tages  entzogen  werden  würde;  ohne  dieses 
blieb  ihr,  wenn  sie  nicht  eine  gründliche  Änderung  ihres  Geschäftskreises 
vornahm,  äusserst  beschränktes  Arbeitsfeld.  Im  Bericht  über  das  Jahr  1905 
hatte  sich  die  Vorsteherschaft  Vorbehalten,  den  Aktionären  in  einer  ausser- 
ordentlichen Generalversammlung  über  die  Zukunft  der  Bank  zu  berichten. 
Zu  jener  Zeit  handelte  es  sich  für  die  Vorsteherschaft,  wie  sie  in  einem 
Zirkular  vom  9.  März  1906  an  die  Aktionäre  mitteilt,  einzig  um  die  Frage, 
ob  die  Bank  in  Basel,  nach  Wegfall  der  Notenausgabe  und  des  Giroverkehrs, 
die  ihr  verbleibenden  Geschäftszweige  weiterführen  oder  in  der  Schweize- 
rischen Nationalbank  aufgehen  solle,  um  als  Filiale  auf  dem  Platze  Basel 
deren  Geschäfte  zu  besorgen. 

Beide  Modalitäten  hatten  in  den  massgebenden  Kreisen  der  Bank  ihre 
Vertreter,  und  namentlich  die  Direktion  verfolgte  den  Plan,  die  Geschäfte  der 
Bank  nicht  aufzugeben.  Allerdings  waren  schon  durch  einen  Delegierten 
des  Schweizerischen  Bankvereins  mit  der  Direktion  der  Bank  wegen  einer 
Fusion  der  beiden  Institute  Verhandlungen  gepflogen  worden,  doch  einstweilen 
ohne  Erfolg.  Anderseits  war  die  Vorsteherschaft  über  die  Absichten  der 
Bundesbehörde,  ob  sie  die  Bank  in  Basel  als  Filiale  der  Schweizerischen 
Nationalbank  übernehmen  wolle,  vollständig  im  Ungewissen.  Sie  wollte  auch 
nicht  durch  einen  voreiligen  Entschluss  weder  die  Interessen  der  Aktionäre, 
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noch  diejenigen  des  Platzes  Basel  kompromittieren.  So  kam  es,  dass  sie 
zu  Beginn  des  Jahres  1906  tatsächlich  noch  nichts  Bestimmtes  über  die 
Gestaltung  der  Bank  wusste.  Als  aber  gegen  Ende  Februar  1906  der  Delegierte 
des  Schweizerischen  Bankvereins  in  London  nach  Basel  kam,  wurden  die 
un" V Verhandlungen  wieder  aufgenommen  und  unerwartet  rasch  zu  Ende  geführt. 

schw>  izmschen  Am  26.  Februar  1906  schloss  die  Vorsteherschaft  mit  dem  Verwaltungsrate 
des  Schweizerischen  Bankvereins  einen  Vertrag  ab,  wonach  den  Aktionären 
der  Bank  in  Basel  innert  einer  festzusetzenden  Frist  der  Umtausch  ihrer 
Aktien  gegen  solche  des  Schweizerischen  Bankvereins  angeboten  werden 
sollte,  und  zwar  für  je  5 Aktien  der  Bank  in  Basel  von  nominell  1000  Fr., 
8 neue  Aktien  des  Schweizerischen  Bankvereins  von  nominell  500  Fr., 
beides  mit  Dividendengenuss  vom  I.  Januar  19i)6  an,  nebst  einer  Vergütung 
von  25  Fr,  für  jede  Aktie  der  Bank  in  Basel.  Diese  Offerte  musste,  um 
Gültigkeit  zu  erlangen,  von  Aktionären  mit  einem  Mindestgesamtbesitze  von 
8000  Aktien  der  Bank  in  Basel  angenommen  und  von  der  Generalversammlung 
des  Schweizerischen  Bankvereins  ratifiziert  werden. 

Die  Wertung  der  beiderseitigen  Papiere  war  in  folgender  Weise 
vorgenommen  worden.  Ex  Dividende  1905: 

5 Aktien  Bank  in  Basel  zu  1,225  Fr 6,125  Fr. 

8 „ Schweizerischer  Bankverein  zu  750  Fr.  . . 6,000  Fr. 

zuzüglich  25  Fr.  per  Aktie  der  Bank  in  Basel  in  bar  125  „ 6,125  „ 

1,200  Fr.  war  der  höchste  Kurs,  der  je  für  eine  Aktie  der  Bank  in  Basel 
bezahlt  worden  war,  während  der  für  die  Bankvereinsaktien  angesetzte 
Kurs  merklich  unter  dem  Tageswerte  stand.  Auch  über  die  Rendite  der 
Bankvereinsaktien  und  deren  Stabilität  konnten  den  Aktionären  der  Bank  in 
Basel  beruhigende  Zusicherungen  gegeben  werden.  Der  Bankverein  hatte 
das  günstige  Jahresergebnis  von  1905  zu  starken  Reservestellungen  benützt, 
welche  nach  menschlichem  Ermessen  auch  für  die  kommenden  Jahre  eine 
befriedigende  Dividende  sicherten,  und  verfügte  Ende  1905  über  ein  Aktien- 
kapital von  50  Millionen  Franken  und  über  Reserven  im  Betrage  von 
13  Millionen  Franken. 

Aus  all  diesen  Gründen  empfahl  die  Vorsteherschaft  der  Bank  in  Basel 
ihren  Aktionären  mit  voller  Überzeugung  die  Annahme  des  angebotenen 
Umtausches.  Die  Aktionäre  schlugen  ein.  Nachdem  bis  zum  24.  März  für 


mehr  als  8000  Aktien  die  Offerte  angenommen  worden  war,  erteilte  die 
Generalversammlung  des  Bankvereins  die  vorgesehene  Ratifikation.  Der 
Vertrag  war  damit  in  Kraft  erwachsen.  Eine  letzte  Frist,  bis  7.  April  1906, 
wurde  für  die  noch  ausstehenden  Zusagen  eingeräumt. 

Am  9.  März  1906  fand  die  oben  erwähnte  ausserordentliche  General- 
versammlung der  Aktionäre  der  Bank  in  Basel  statt.  Der  Direktor  äusserte 
sich  dabei  in  folgender  Weise: 

„Wenn  die  Mehrheit  der  Aktionäre  der  Aufforderung  der  Vorsteherschaft 
zum  Umtausch  ihrer  Aktien  gegen  solche  des  Schweizerischen  Bankvereins 
Folge  leistet,  so  haben  wir  heute  die  letzte  Generalversammlung  mit  unsern 
bisherigen  Aktionären  abgehalten.  Die  nächste  Aktionärversammlung  wird 
im  engem  Kreise  des  Bankvereins  und  seiner  Freunde  und  derjenigen 
Aktionäre,  welche  den  Umtausch  nicht  angenommen  haben,  sich  abwickeln. 

Es  sind  am  10.  März  61  Jahre  verflossen,  während  welchen  die  Bank 
in  Basel  das  Vertrauen  des  Handelsstandes  von  Basel  zur  Abwicklung  seiner 
Geschäfte  in  ungeschwächtem  Masse  genossen  hat. 

Unwillkürlich  erinnern  wir  uns  bei  diesem  Anlasse  der  Gründer  der 
Bank;  Direktor  Speiser,  Geigy-Preiswerk,  Achilles  Bischoff  und  And.  Sulger, 
ihrer  Präsidenten,  der  Herren  W.  Burckhardt-Forcart,  Carl  Bachofen-Burckhardt, 
Iselin-LaRoche,  Alfons  Ehinger-Heusler  und  unseres  amtierenden  letzten 
Präsidenten,  Herrn  Aug.  Burckhardt-Heussler.  Mit  grosser  Uneigennützigkeit 
haben  diese  Herren,  unterstützt  von  den  ersten  Vertretern  des  Handelstandes, 
die  Geschicke  der  Bank  durch  gute  und  schlimme  Tage  mit  wachsendem 
Erfolg  geleitet.  Die  Direktoren  waren  die  Herren  J.  J.  Speiser,  Eduard  Früh 
und  Friedr.  Frey. 

Wie  der  Platz  Basel  sich  von  Alters  her  den  Ruf  eines  soliden  Bank- 
platzes bewahrt  hat,  so  hat  auch  die  Bank  in  Basel  unter  den  schweizerischen 
Emissionsbanken  stets  eine  geachtete  Stellung  eingenommen. 

Der  Fortschritt  erfolgt  nach  dem  Gesetz,  dass  das  Geringere  durch  das 
Bessere,  das  Schwächere  durch  das  Stärkere  und  das  Gealterte  durch  das 
Jungaufblühende  ersetzt  werde.  Nach  diesem  Gesetz  wird  sich  auch  die 
Bank  in  Basel  nach  61  jähriger  Tätigkeit  in  das  Unvermeidliche  schicken 
müssen,  vom  Schauplatz  zurückzutreten  und  der  Schweizerischen  Nationalbank 
zu  überlassen,  die  Vermittlung  des  Verkehres  auf  hiesigem  Platze  in  voll- 
kommenerer Form,  als  es  ihr  vergönnt  war,  weiterzuführen.“ 
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G "erai-  In  der  Generalversammlung  vom  8.  März  1907  fügte  Herr  Direktor  Frey 

vers  mmlung  ® o ^ 

8.  N JrTi907  folgendes  bei ; 

„Während  ihres  Bestehens  hat  die  Bank  in  Basel  mit  keiner  andern 
Bank  in  der  Schweiz  in  laufender  Rechnung  gestanden,  als  mit  Notenbanken. 
An  diese  schickte  sie  ausschliesslich  ihre  Wechsel  zum  Inkasso,  und  auf 
diese  gab  sie  ihre  Mandate  ab.  Sie  diskontierte  nur  ausnahmsweise  nach 
Auswärts  und  stellte  von  jeher  in  erster  Linie  dem  Platze  Basel  ihre  Mittel 
zur  Verfügung.  Das  Festhalten  an  überlieferten  Grundsätzen  hat  sie  nicht 
verhindert,  ihren  Geschäften  die  grösstmögliche  Ausdehnung  zu  geben  und 
in  ihren  Rechnungsabschlüssen  befriedigende  Resultate  aufzuweisen. 

Da  die  übrigen  Emissionsbanken  sich  nicht  in  gleicher  Weise  an  ihre 
natürlichen  Korrespondenten  hielten,  nahm  der  Verkehr  mit  ihnen  ab. 

Die  Zürcher  Kantonalbank,  obgleich  Leiterin  der  offiziellen  Abrechnungs- 
stelle der  Emissionsbanken,  hat  daneben  eine  allgemeine  auch  für  ausserhalb 
des  Konkordats  stehende  Banken  eingerichtet;  mit  grossem  Erfolg,  aber 
zugleich  mit  Beeinträchtigung  des  Verkehrs  unter  den  Notenbanken.“ 

Aufi>  sung  der  Saiiistag,  den  8.  luni  1907  fand  im  Bankgebäude  die  Aktionärversammlung 

Statt,  in  der  die  Auflösung  der  Bank  in  Basel  beschlossen  wurde.  12  Aktionäre, 
welche  15,945  Aktien  vertraten,  fassten  einstimmig  folgenden  Beschluss: 

Die  Aktiengesellschaft  unter  der  Firma  Bank  in  Basel  wird  mit  dem 
19.  Juni  1907  aufgelöst.  Sollte  die  Eröffnung  der  Basler  Niederlassung  der 
Schweizerischen  Nationalbank  auf  einen  spätem  Termin  als  den  20.  Juni 
1907  verschoben  werden,  so  findet  die  Auflösung  am  letzten  Werktage  vor 
dem  für  diese  Eröffnung  bestimmten  Tage  statt.  Auf  den  Tag  der  Auflösung 
wird  eine  Schlussbilanz  aufgestellt. 

uqiidation.  Dann  wurde  eine  Liquidationskommission  aus  folgenden  Herren  bestellt: 

F.  Frey,  bisher  Direktor  der  Bank  in  Basel. 

Aug,  Burckhardt-Heussler,  bisher  Präsident  der  Bank  in  Basel. 
Alphons  Simonius,  Präsident  des  Schweizerischen  Bankvereins. 
Leopold  Dubois,  Delegierter  des  Schweizerischen  Bankvereins. 

Dr.  R.  Temme,  Verwaltungsratsmitglied  des  Schweizerischen  Bankvereins. 

Auf  Freitag,  den  13.  September  1907  war  die  letzte  Versammlung  der 
Aktionäre  der  Bank  in  Basel  anberaumt  worden  zur  Entgegennahme  des 
Berichts  über  den  Geschäftsabschluss  per  19.  Juni  1907.  Nachdem  der 
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Bericht  genehmigt,  der  vorgeschlagenen  Gewinnverteilung  zugestimmt  und 
an  die  Vorsteherschaft  Decharge  erteilt  worden  war,  trat  die  Vorsteherschaft 
und  Direktion  von  der  Leitung  der  Bank  zurück,  die  Liquidation  von  Aktiven 
und  Passiven  der  bestellten  Liquidationskommission  überlassend.  Der 
Schweizerische  Bankverein  erklärte  sich  bereit,  die  Auszahlung  von  Pensionen 
an  vier  der  ältesten  Angestellten  zu  übernehmen,  — der  Unterstützungsfonds 
der  Bank  in  Basel  war  ihm  hierzu  überlassen  worden  — und  für  die  an 


ü 


ihn  übergegangenen  Angestellten,  im  Falle  einer  Pensionierung  die  Jahre, 
welche  sie  auf  der  Bank  in  Basel  verbracht  haben,  zu  berücksichtigen. 

Das  war  die  letzte  Versammlung  der  Aktionäre  der  Bank  in  Basel. 


Trotz  des  Umtausches  der  Aktien  war  die  Bank  in  Basel  vorläufig  als 
selbständiges  Institut  bestehen  geblieben.  Erst  mit  der  Etablierung  einer 
Filiale  der  Schweizerischen  Nationalbank  auf  dem  Platze  Basel  sollte  sie  in 
Liquidation  treten.  Das  geschah  auf  den  20.  Juni  1907;  da  an  diesem  Tage 
die  Filiale  der  Nationalbank  hier  ihre  Schalter  öffnete. 

Die  Errichtung  dieser  Filiale  suchte  die  Bank  in  Basel  zu  erleichtern. 
Schon  im  März  1906  wurde  folgendes  beschlossen:  „Auf  diesen  Zeitpunkt 
wird  die  Vorsteherschaft  nach  Verständigung  mit  dem  Bankverein,  der 
Schweizerischen  Nationalbank  die  Abtretung  ihres  Bankgebäudes  samt 
Einrichtungen  gegen  eine  angemessene  Entschädigung,  sowie  die  Überlassung 
des  Personals,  so  weit  dieses  für  den  Schweizerischen  Bankverein  entbehrlich 
ist,  offerieren.“ 

Der  Schweizerische  Bankverein  trat  in  der  Folge  das  Gebäude  samt 
dem  Mobiliar  an  die  Schweizerische  Nationalbank  ab,  und  diese  übernahm 
damit  auch  die  Notenemission,  den  Giroverkehr  und  einen  Teil  der  Kundschaft. 

Alles  geschah  dem  Platze  zum  Vorteil;  denn  die  Störungen,  die  ohne 
diesen  glatten  Übergang  notwendig  hätten  entstehen  müssen,  wurden  damit 
auf  ein  kleines  Mass  beschränkt. 

Die  Änderung  in  der  Geschäftsführung  der  Nationalbank  gegenüber 
derjenigen  der  Bank  in  Basel  — wir  haben  sie  oben  erwähnt  — brachte 
so  wie  so  allerlei  Befürchtungen.  Glücklicherweise  lenkte  die  Nationalbank 
— ohne  ihre  Prinzipien  preiszugeben  — bald  etwas  ein.  Auch  zum  Wohle 
des  Platzes  und  zu  ihrem  Vorteil;  denn  so  sehr  auch  Mancher  geglaubt  hatte. 
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die  Bank  in  Basel  werde  nicht  leicht  zu  ersetzen  sein,  so  musste  er  nun 
gewahr  werden,  dass  auch  mit  der  ebenso  sehr  gefürchteten,  als  ersehnten 
Nationalbank  auszukommen  sei,  dass  sie  ihre  grosse  Aufgabe  schon  von 
Beginn  an  mit  nicht  zu  leugnendem  Geschick  zu  lösen  begann:  allerdings 
Kraft  des  Gesetzes  und  mit  mächtigen  Mitteln. 

Würde  heute  jemand  den  Status  quo  ante  zurück  wünschen?  Schwerlich. 
— Und  trotzdem  wird  man  der  Bank  in  Basel,  die  ja  unter  viel  schwierigem 
Verhältnissen  und  im  steten  Kampfe  mit  Gegnern  aller  Art  wirken  musste, 
die  volle  Anerkennung  für  ihre  dem  Platze  Basel  und  auch  dem  weitern 
Lande  geleisteten  Dienste  nicht  versagen  können. 

Der  Bankverein  übernahm  von  den  Geschäftszweigen  der  Bank  in 
Basel  die  verzinslichen  Rechnungen,  die  Aufbewahrung  und  Verwaltung 
von  offenen  Depositen,  den  An-  und  Verkauf  von  Wertpapieren,  nebst  ver- 
schiedenen wertvollen  Verbindungen  im  In-  und  Auslande. 

„Um  die  Kontinuität  in  der  Besorgung  dieser  Geschäftszweige,  besonders 
desjenigen  der  offenen  Depositen  zu  sichern,“  trat  Herr  Direktor  Frey  in 
den  Verwaltungsrat  und  in  den  Zentralausschuss  des  Schweizerischen  Bank- 
vereins ein.  Das  Personal  der  Bank  in  Basel,  das  bis  anher  die  offenen 
Depositen  besorgt  hatte,  fand  im  Bankverein  für  denselben  Dienst  Anstellung. 
Was  von  der  Hinterlassenschaft  der  Bank  in  Basel  nicht  an  die  National- 
bank oder  an  den  Bankverein  übergegangen  war,  fand  lachende  Erben  in 
verschiedenen  Banken  des  Platzes. 


Stift  mg  des 
Schwi  zerischen 
Bankv  reins  zur 
Erii  lerung 
a die 

Bank  n Basel. 


Zur  steten  Erinnerung  an  die  Bank  in  Basel  schuf  der  Schweizerische 
Bankverein  am  11.  November  1907  folgende  Stiftung: 


Stiftung  „Bank  in  Basel“,  errichtet  durch  den  Schweizerischen 

Bankverein. 


Zur  Erinnerung  an  die  langjährige  Tätigkeit  der  Bank  in  Basel,  durch 
welche  sie  sich  seit  ihrer  Gründung  im  Jahre  1845  bis  zu  ihrer  jetzt  erfolgten 
Liquidation  um  die  Entwicklung  Basels  als  Handelsstadt  hoch  verdient  gemacht 
und  für  immer  sich  einen  hervorragenden  Platz  in  der  Geschichte  des 
schweizerischen  Bankwesens  gesichert  hat,  ist  vom  Verwaltungsrat  des 
Schweizerischen  Bankvereins  beschlossen  worden,  eine  Stiftung  unter  obigem 
Namen  zu  errichten  und  mit  einem  Kapital  von  100,000  Fr.  zu  dotieren. 
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Zweck  der  Stiftung  ist  die  Förderung  des  höheren  kaufmännischen 
Unterrichts  und  die  Unterstützung  von  Handelsbeflissenen,  welche  Schweizer- 
bürger sind  und  in  Basel  wohnen,  um  ihnen  eine  höhere  kaufmännische 
Ausbildung  zu  ermöglichen. 

Im  Rahmen  der  Stiftung  liegt  auch  die  Leistung  von  Beiträgen  an  eine 
Handelsschule  oder  einen  Lehrstuhl  für  höhere  Handelswissenschaften,  falls 
eine  solche  Hochschule  oder  ein  solcher  Lehrstuhl  in  Basel  errichtet  würde. 

Die  Stiftung  soll  unter  der  Aufsicht  der  Gesellschaft  zur  Beförderung 
des  Guten  und  Gemeinnützigen  in  Basel  durch  eine  Kommission,  bestehend 
aus  drei  Mitgliedern,  verwaltet  werden,  von  welchen  die  genannte  Gesellschaft 
zwei  und  der  Schweizerische  Bankverein  eines  wählt. 


Die  leitenden  Organe  der  Bank  in  Basel. 

Die  Bankvorsteherschaft,  der  die  oberste  Leitung  der  Bankgeschäfte 
oblag,  bestand  bis  zum  Jahre  1864  aus  dem  Bankpräsidenten,  dem  Bank- 
direktor und  drei  weitern  Mitgliedern.  Infolge  tler  Statutenrevision  von  1864 
wurde  sie  auf  11  Mitglieder  gebracht,  von  denen  fünf  — der  Präsident,  der 
Direktor  und  drei  Mitglieder  — den  leitenden  Ausschuss  bildeten. 

Die  Tätigkeit  der  Vorsteherschaft  war  von  Anbeginn  der  Bank  bis  zum 
Jahr  1901  ehrenamtlich  und  unentgeltlich.  Nur  der  Direktor  bezog,  wie  die 
Angestellten,  jährlich  eine  Tantieme.  Von  1901  an  erhielt  die  Vorsteherschaft 
5 ® 0 dessen  zugewiesen,  was  nach  der  Dotierung  des  Reservefonds  und 
nach  der  Ausrichtung  von  4%  Dividende  übrig  blieb. 

Eine  Fügung  des  Schicksals  wollte  es,  dass  die  Bank  in  ihrem 
61jährigen  Bestände  verhältnismässig  wenig  Wechsel  in  den  leitenden  Organen 
zu  verzeichnen  hatte.  Im  ganzen  waren  es  5 Präsidenten  und  3 Direktoren. 
Der  erste  Präsident  versah  sein  Amt  von  18^44—1880  und  sah  alle  drei 
Direktoren  wirken.  Der  letzte  Direktor  amtete  umgekehrt  unter  sämtlichen 
fünf  Präsidenten.  So  wurde  von  Person  zu  Person  in  der  Leitung  eine 
gewisse  Kontinuität  gewahrt.  Insgesamt  haben  ausser  den  5 Präsidenten 
und  3 Direktoren  von  1844 — 1907  nur  28  verschiedene  Mitglieder  in  der 
Vorsteherschaft  gesessen. 

Die  Bankpräsidenten  waren  die  Herren: 

W.  Burckhardt-Forcart 

C.  Bachofen-Burckhardt  .... 

L.  Iselin-LaRoche 

A.  Ehinger-Heusler 

A.  Burckhardt-Heussler  .... 


von 

1844—1880 
1880—1885 
1885  — 1899 
1899—1903 
1903  — 1907 


Die  leitenden  Organe  der  Bank  in  Basel. 


281 


Die  Direktoren  waren  die  Herren: 


I 


J.  J.  Speiser-Hauser 

Ed.  Früh • 

Fr.  Frey-Bourquin 

Subdirektor:  Herr  K.  Henrici-Veillard 


1844  — 1855 
1855—1874 
1874  — 1907 
1901—1907 


Die  Amtszeiten  der  übrigen  Herren  Mitglieder  mögen  folgender  Übersicht 


entnommen  werden. 


Mitglied  der 
Vorsteherschaft 

Mitglied  des 
Ausschusses 

Präsident 

W.  Burckhardt-Forcart  . 



1844—1880 

Achilles  Bischoff  . 

— 

1844-1850 

— 

C.  Geigy-Preiswerk  . . 

— 

1844-1852 

— 

A.  Sulger-Stähelin 

1844—1850 

— 

Dan.  Heussler-Thurneysen  .... 

1850-1864 

— 

A.  Le  Grand-Werthemann 

— 

1850-1854 

Ed.  Geigy . . 

— 

1852-1855 

— 

C.  VonderMühll-Merian  ... 



1854—1881 

— 

J.  J.  Speiser-Hauser  . . 

- 

1855—1856 

— 

J.  R.  Liechtenhan-Hagenbach 

1865-1866 

1856-  1860 

— 

C.  Bachofen-Burckhardt  .... 

— 

1860-1880 

1880-1885 

J.  Sulger-Heusler 

1865—1866 

1866—1881 

— 

E-  Bernouili-Riggenbach 

1865—1881 

1881-1899 

— 

E.  Zahn-Rognon 

1865—1881 

— 

Rud.  Kaufmann-Neukirch  . . 

1865-1897 

— 

— 

W.  Burckhardt-Sarasin 

1865—1881 

— 

— 

G.  Fürstenberger-Vischer 

1866-1894 

— 

— 

M.  Bölger-Hindermann  . . 

1867-1885 

— 

— 

Aug.  Burckhardt-Heussler  . 

— 

1880—1903 

1903—1907 

L.  Iselin-LaRoche  ...  . .. 

— 

1881  — 1885 

1885—1899 

Ad.  Burckhardt-Bischoff  . . 

1881—1892 

— 

— 

Alfons  Ehinger-Heusler  . 

1881—1885 

1885—1899 

1899—1903 

Rud.  Geigy-Merian  . 

1883—1892 

— 

— 

Prof.  Dr.  P.  Speiser-Sarasin 

1885—1887 

— 

— 

Balth.  Fischer-Sievers  . 

1885—1892 

— 

— 

Dr.  Wilh.  VonderMühll-Merian  . . 

1887—1907 

— 

— 

C.  Zahn-Burckhardt 

1892—1903 

1903—1907 

— 

Ed.  Fleiner-Schmidlin  ... 

1892-1899 

1899—1907 

— 

R.  Preiswerk-Ringwald 

1893—1907 

— 

— 

J.  Sarasin-Schlumberger 

1894—1907 

— 

— 

Alfr.  Sarasin-Iselin  

1897—1899 

1899-1907 

— 

Rud.  Brüderlin-Ronus 

1899-1907 

— 



H.  Merian-Paravicini 

1899—1907 



Ed.  His-Schlumberger 

1903-1907 

— 

— 

Vorsteherschaft 
und  Ausschuss. 
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Beinahe  die  Hälfte  dieser  Herren  weilt  noch  unter  den  Lebenden,  und 
unter  ihnen  befand  sich  bis  vor  Kurzem  noch  ein  im  Jahre  1860  in  den 
Ausschuss  getretenes  Mitglied,  Herr  Alt-Bankpräsident  C.  Bachofen-Burckhardt. 

Alle  nennt  in  Anerkennung  ihrer  Verdienste  diese  Denkschrift; 
besonderer  Dank  soll  den  verstorbenen  Bankpräsidenten  und  Bankdirektoren 
dadurch  abgestattet  werden,  dass  in  Kürze  einiges  aus  ihrem  Leben  und 
Wirken  mitgeteilt  wird. 


Die  ver  torbenen 
Prass  lenten. 


Wilhelm  Burckhardt-Forcart. 


Wilhelm  Burckhardt-Forcart,  geboren  im  Jahre  1797,  hatte  nach  der 
öffentlichen  Schule  auch  die  damalige  Lehranstalt  Bernoullis  durchgemacht 
und  sich  später  dem  Kaufmannsstande  gewidmet.  Ein  längerer  Aufenthalt 
in  Marseille,  Paris  und  England  hatte  ihn  für  die  Praxis  wohl  vorbereitet. 
Über  seine  Persönlichkeit  entnehmen  wir  den  Mitteilungen  von  ihm  nahe- 
stehender Seite  folgendes. 

Burckhardt-Forcart  war  für  sich  selbst  äusserst  streng  und  gewissenhaft, 
von  unverwüstlichem  Idealismus  und  Optimismus,  der  ihn  andern  gegenüber 
jeweilen  zu  milder  Beurteilung  wohlmeinendster  Art  stimmte,  trotz  seines 
vom  klugen  Vater,  Dreierherrn  Karl  Christoph  Burckhardt-Thurneysen  ererbten, 
etwas  satirischen  Temperamentes.  Der  Drang  nach  Bildung  und  Erweiterung 
reicher  eigener  Kenntnisse  blieb  ihm  bis  in  sein  höchstes  Alter  eigen,  und 
da  seine  gründliche  Kenntnis  der  modernen  Sprachen  ihm  die  wichtigsten 
Erscheinungen  der  neuen  Literatur  jeweilen  nahe  legte,  war  er  ausser- 
ordentlich vielseitig  belesen  und  unterrichtet.  Frühzeitig  traten  national- 
ökonomische und  volkswirtschaftliche,  auch  Steuer-Probleme  in  den  Bereich 
seiner  Forschung.  Er  war  begeisterter  Anhänger  des  Freihandels  und  trat 
ein  für  den  Bau  von  Eisenbahnen  und  für  die  Verbesserung  und  den  Ausbau 
unserer  schweizerischen  Giro-  und  Diskonto-Banken.  Er  wollte  dabei  dem 
gesamten  Publikum  das  Möglichste  an  Diensten  geleistet  sehen.  Deshalb 
behielt  er  auch  lange  Jahre  und  mit  stets  neuem  Interesse  das  Präsidium 
des  ihm  so  lieb  gewordenen  Bank-Instituts,  das  er  vom  kleinsten  Anfänge 
bis  zu  seiner  achtunggebietenden  Grösse  noch  erleben  konnte.  Unvergessen 
seien  hier  besonders  seine  Bemühungen  — im  Verein  mit  J.  J.  Speiser  — 
um  den  Kreditverein  von  1848.  Während  langen  Jahren  suchte  er  als  Mitglied 


283 


Die  leitenden  Organe  der  Bank  in  Basel 

des  Grossen  Rates  und  der  städtischen  Rechnungskammer  für  die  Öffentlichkeit 
zu  wirken. 

W.  Burckhardt-Forcart  war  eher  von  reserviertem,  zurückhaltendem 
Wesen,  trotz  angeborenen  lebhaften  Temperaments.  Eine  gewisse  gemessene 
Haltung  machte  bei  Fernestehenden  leicht  den  Eindruck  von  Stolz.  Er  war 
aber  eine  aristokratische  Natur  im  guten  Sinne  des  Wortes,  eine  imponierende 
Erscheinung  weltmännischer  Art  mit  edler  Physiognomie. 

Der  Bank  in  Basel  hat  er  35  Jahre  lang  als  Präsident  vorgestanden. 
Erst  im  Jahre  1880,  83  jährig,  trat  er  zurück;  kurz  darauf  rief  ihn  der  Tod. 

„Seiner  unermüdlichen  Tätigkeit,  seiner  Einsicht  — sagt  der  Bericht 
der  Bank  vom  Jahre  1880  — und  seinem  bis  in  das  hohe  Alter  nie  erlahmenden 
Bestreben,  die  Wirksamkeit  der  Bank  allen  Bedürfnissen  des  hiesigen  Platzes 
dienstbar  zu  machen,  gelang  es,  sie  von  kleinen  Anfängen  und  durch  mancherlei 
Schwierigkeiten  hindurch  zu  derjenigen  Leistungsfähigkeit  emporzuheben, 
welche  sie  gegenwärtig  besitzt  und  ihr  das  vollste  Zutrauen  hier  und  aus- 
wärts zu  erwerben.“ 

Carl  Bachofen-Burckhardt. 

Carl  Bachofen-Burckhardt  war  ein  Sohn  des  Bandfabrikanten  Johann 
Jakob  Bachofen-Merian.  Im  väterlichen  Geschäfte  machte  er  die  kaufmännische 
Lehre,  und  nach  Brauch  und  Sitte,  verbrachte  er  einige  Jahre  in  fremden 
Häusern  verschiedener  Branchen  in  Paris  und  London.  Im  Jahre  1840  kehrte 
er  nach  Basel  zurück  und  wurde  Teilhaber  des  väterlichen  Geschäftes,  des 
bekannten  „weissen  Hauses“,  dem  er  mit  einem  jüngern  Bruder  36  Jahre 
lang  Vorstand. 

Im  Jahre  1860  wurde  er  Mitglied  des  Bankausschusses,  und  1880 — 1885 
bekleidete  er  das  Amt  des  Bankpräsidenten. 

Wie  sein  Vater,  der  88  Jahre  alt  geworden  war,  erreichte  er  ein  hohes 
Alter.  Er  starb  92  jährig  im  Januar  des  Jahres  1909. 

Herr  Bachofen  war  der  Typus  eines  vornehmen  baslerischen  Handels- 
mannes, von  grosser  Liebenswürdigkeit  und  mit  reicher  geschäftlicher 
Erfahrung. 


Er  besass  eine  ausgesprochene  Begabung  zur  Beurteilung  von  Fragen 
im  Gebiete  des  Bank-  und  Geldwesens,  weshalb  seine  Meinungsäusserungen 
im  Rate  der  Bank  in  Basel  stets  gerne  gehört  wurden. 
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Ludwig  Iselin-La  Roche. 

Der  dritte  Präsident  der  Bank  in  Basel  war  L.  Iselin-La  Roche.  Sein 
Vater  ist  ältern  Leuten  als  geschickter  Leiter  der  Basler  Staatsfinanzen  noch 
in  guter  Erinnerung.  Er  selbst  wurde  am  5.  Dezember  1827  geboren.  Im 
Bankhause  Bischoff  zu  St.  Alban  machte  er  seine  Lehre  durch,  und  seine 
Chefs  Hessen  ihn  seiner  raschen  Fassungskraft  und  seiner  geschäftlichen 
Fähigkeiten  wegen  rasch  avancieren  und  verwendeten  ihn  zu  kleinen  Reisen 
und  selbständiger  Arbeit.  Seine  weitere  Erfahrung  holte  er  sich  in  Havre 
und  London.  Nach  seiner  Rückkehr  war  er  erst  in  Basel  und  dann  in  Zürich 
bei  der  Münzkonversion  tätig.  In  Basel  begründete  er  mit  seinem  Freunde 
Staehelin  ein  eigenes  Geschäft,  aus  dem  sich  die  Bankfirma  Iselin  & Staehelin 
entwickelte.  Nachdem  sie  sich  im  Jahre  1876  wieder  aufgelöst  hatte,  stellte 
Iselin  seine  reichen  Erfahrungen  und  Kenntnisse  verschiedenen  finanziellen 
Anstalten  unsres  Platzes  zur  Verfügung.  Er  wurde  Präsident  der  ersten 
Eisenbahnbank,  die  nur  wenige  Jahre  bestand  und  nach  Erfüllung  ihres 
Zwecks  wieder  liquidiert  wurde,  des  Comptoir  d’Escompte,  das  unter  diesem 
Namen  heute  ebenfalls  nicht  mehr  existiert;  endlich  übte  er  die  Funktionen 
des  Vizepräsidenten  der  Basler  Versicherungsgesellschaft  gegen  Feuerschaden 
aus,  deren  Mitbegründer  er  gewesen  war.  So,  in  verschiedenen  Stellungen, 
hat  er  sich  reichlich  um  die  Bedeutung  Basels  als  Handelsplatz  verdient 
gemacht,  und  seine  Kollegen  haben  ihn  seines  Interesses  an  der  Sache,  des 
Eifers  und  des  Verständnisses,  mit  denen  er  sich  ihrer  annahm,  und  nicht 
am  wenigsten  seiner  Verträglichkeit  wegen  hochgeschätzt. 

Im  Jahre  1881  wurde  er  in  die  Vorsteherschaft  der  Bank  in  Basel 

gewählt,  und  im  Jahre  1885  übernahm  er  das  Präsidium.  Dieses  behielt  er 
bis  zum  Jahre  1899. 

Unter  ihm  machte  die  Ausbildung  des  Konkordats  der  Emissionsbanken 
grosse  Fortschritte.  In  der  Bundesbankfrage  traf  er  bei  jedem  sich  bietenden 
Anlasse  für  die  Interessen  Basels  und  der  Bank  in  Basel  ein;  an  den 
Generalversammlungen  wurden  seine  freimütigen  Auslassungen  über  die 
allgemeine  Geschäftslage  stets  gerne  gehört. 

Alfons  Ehinger-Heusler. 

Ein  ungemein  geschäftstüchtiger  Bankpräsident  war  Alfons  Ehinger- 
Heusler.  Die  Bank  verlor  ihn  zu  frühe  — er  starb  erst  53  jährig  — denn 
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man  hatte  gehofft,  „noch  während  einer  Reihe  von  Jahren  auf  seine  vor- 
züglichen Dienste  rechnen  zu  dürfen“. 

Alfons  Mathias  Ehinger,  geboren  den  9.  November  1849,  war  der  Sohn 
des  Herrn  Christoph  Mathias  Ehinger-vonSpeyr.  Er  besuchte  das  humanistische 
Gymnasium  und  später  die  damalige  Gewerbeschule.  Im  elterlichen  Geschäfte, 
im  Bankhause  Ehinger,  machte  er  seine  Lehre  durch.  Die  Tätigkeit  in  Bank- 
häusern von  Paris  und  London  kam  ihm  wohl  zu  statten;  denn  bald  nach 
seiner  Rückkehr  war  er  infolge  des  Todes  seines  Vaters  gezwungen  — 
noch  in  jungen  Jahren  — die  verantwortungsvolle  Stelle  als  Chef  des  väterlichen 
Geschäftes  zu  übernehmen.  Er  vermochte  aber  den  guten  Ruf  des  Hauses 
wohl  zu  wahren.  Seine  hervorragenden  Fähigkeiten  führten  ihn  schon  früh 
(1881)  in  die  Vorsteherschaft  der  Bank  in  Basel.  Im  Jahre  1885  wurde  er 
in  den  leitenden  Ausschuss  gewählt,  und  im  Jahre  1898  übernahm  er  die 
Präsidentenwürde,  leider  nur  für  5 Jahre. 

Die  Öffentlichkeit  zog  aus  seinen  Gaben  reichen  Teil.  Er  wirkte  als 
Mitglied  des  Grossen  Rates  und  des  Civilgerichts,  und  bei  gemeinnützigen 
Werken  war  er  stets  zu  finden.  Alfons  Ehinger-Heusler  war  ein  edler 
Charakter;  „still,  aber  entschieden,  ohne  grosses  Gepränge,  aber  energisch, 
treu  und  zuverlässig,  — ein  liebenswürdiger  echter  Vertreter  des  guten  alten 
Basels.“  So  wird  er  von  befreundeter  Seite  geschildert. 


Direktor  Johann  Jakob  Speiser. 

Johann  Jakob  Speiser,  der  Gründer  und  erste  Direktor  der  Bank  in  Basel, 
geboren  den  27.  Februar  1813,  war  der  Sohn  des  Tuchhändlers  Speiser  auf 
dem  Fischmarkt.  Ein  mächtiger  Drang  zu  lernen,  trieb  den  Jüngling  nach 
der  Beendigung  seiner  Lehre  in  Lausanne  in  die  Welt  hinaus  nach  Mülhausen, 
Marseille,  Bordeaux  und  Liverpool.  Als  26  jähriger  gewandter  Kaufmann 
kehrte  er  in  seine  Heimat  zurück  und  Hess  sich  als  Agent  französischer  und 
englischer  Häuser  nieder.  Frühe  schon  wurde  er  Mitglied  der  Postkommission 
und  des  Civilgerichts.  In  weitern  Kreisen  wurde  er  bekannt  durch  die  mit 
einer  Beharrlichkeit  sondergleichen  betriebene  Gründung  der  Giro-  und 
Depositenbank  in  Basel.  Als  Fachmann  im  Bankwesen  wirkte  er  von  da  an 
weit  über  Basel  hinaus;  so  hatte  er  regen  Anteil  an  der  Gründung  der 
basellandschaftlichen  Hypothekenbank  in  Liestal  und  der  thurgauischen 
Hypothekenbank  in  Frauenfeld. 


In  der  Zeit  von  1845—1850  war  Speiser  auf  volkswirtschaftlichem 
Gebiete  publizistisch  stark  tätig.  In  Basler  Blättern  finden  wir  Aufsätze 
von  ihm  über  den  herrschenden  Geldmangel,  über  eine  Vorschusskasse  für 
Handwerker,  über  Bürgschaftsverpflichtungen,  über  eine  Gewerbehalle,  über 
die  Reorganisation  der  zinstragenden  Ersparniskasse,  über  Alterskassen  und 
vieles  andere,  und  oft  wurden  seine  Vorschläge  in  die  Wirklichkeit  umgesetzt. 
So  fällt  ins  Jahr  1848  die  Gründung  eines  Sparvereins,  und  die  Alterskasse, 
die  Gewerbehalle,  die  Vorschusskasse  wurden  alle  in  irgend  einer  Form 
ins  Leben  gerufen. 

Eingehend  beschäftigte  er  sich  um  jene  Zeit  auch  mit  der  Zollfrage; 
er  regte  die  Gründung  einer  eidgenössischen  Handelskammer  an,  den  Bau 
von  Eisenbahnen,  die  Gründung  von  Sparkassen,  Gewerbeschulen,  deren 
obligatorischen  Besuch  durch  Lehrlinge,  die  Verbesserung  der  Hypothekar- 
und  Schuldbetreibungsgesetze  und  studierte  das  Kolonisations-  und  Aus- 
wanderungswesen. Das  wichtigste  aber,  was  er  von  1849  1852  neben  der 

Leitung  der  Bank  tat,  war  die  Durchführung  der  schweizerischen  Münzreform, 
die  er  im  Aufträge  des  Bundesrates  übernommen  hatte  und  trotz  grosser 
Schwierigkeiten  zu  gutem  Ende  leitete.  Weniger  bekannt,  aber  nicht  weniger 
bedeutungsvoll,  war  die  im  Jahre  1849  erfolgte  Aufstellung  einer  Komptabilität 
für  die  eidgenössische  Verwaltung  und  die  Ordnung  des  eidgenössischen 
Rechnungswesens. 

Das  dritte  grosse  Lebenswerk  Speisers  war  die  Gründung  der 
Schweizerischen  Centralbahn  im  Jahre  1851  im  Verein  mit  andern  gleich- 
gesinnten  Baslern.  Das  war  eine  überaus  schwierige  Arbeit.  Von  1853 
an  war  Speiser  gleichzeitig  Direktor  der  Bank  und  der  Centralbahn. 

Die  Tätigkeit  als  Bankdirektor  Hess  ihm  glücklicherweise  zu  all  dem 
und  vielem  anderm  reichlich  freie  Zeit.  Anfänglich  hatte  ihm  das  Bank- 
reglement die  Annahme  öffentlicher  Stellen  untersagt.  Später,  etwa  von  1850 
an,  wurde  er  unbehelligt  Mitglied  des  Grossen  Rates,  des  Finanzkollegiums, 
der  Inspektion  des  Realgymnasiums  und  der  Gewerbeschule.  An  dem  sonst 
Kerngesunden  zeigten  sich  im  Frühjahr  1855  die  ersten  Anzeichen  von 
Krankheit.  Die  Arbeit  hielt  ihn  aber  aufrecht.  Da  machte  am  8.  Oktober  1856 
ein  Herzkrampf  dem  arbeitsreichen  Leben  des  erst  43  jährigen  Mannes 

ein  Ende. 
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Direktor  Eduard  Früh. 

Eduard  Früh,  geboren  den  27.  November  1816,  war  der  zweite  Sohn 
des  Hieronymus  Früh-Ronus,  der  bis  in  sein  hohes  Alter  Staatskanzlist  im 
Rathaus  gewesen  war. 

Er  machte  im  Bankhause  Riggenbach  die  kaufmännische  Lehre  durch 
und  begab  sich  dann  ins  Ausland.  Von  1844 — 1848  weilte  er  in  Paris. 

An  Stelle  Streckeisens  wurde  er  im  Jahre  1850  Kassier  der  Bank  in 
Basel,  und  nach  Speisers  Rücktritt  ernannte  ihn  die  Vorsteherschaft  zum 
Direktor.  Er  behielt  diesen  Posten  während  20  Jahren  bei  und  trat  aus 
Altersrücksichten  im  Jahre  1874  zurück. 

Früh  war  streng  konservativ;  dies  hinderte  ihn  aber  nicht,  während 
seiner  Tätigkeit  als  Bankdirektor  mit  grossem  Eifer  für  die  Entwicklung 
des  Verkehrs  mit  andern  Notenbanken  einzutreten.  Schon  unter  seiner  Leitung 
fand  sich  die  Bank  in  Basel  stets  gerne  bereit,  zu  einer  Verständigung  mit 
andern  gleich  konstituierten  Banken  behufs  Verbesserung  des  Notenwesens 
in  der  Schweiz  Hand  zu  bieten.  Es  sei  namentlich  an  die  Verhandlungen  in 
der  zweiten  Hälfte  der  1860er  Jahren  hingewiesen. 

Es  wäre  nicht  recht,  wenn  hier  jene  vergessen  würden,  die,  obwohl  in 
weniger  hervorragender  Stelle  tätig,  doch  alle,  jeder  nach  seinen  Fähigkeiten, 
zum  Gelingen  des  Ganzen  beigetragen  haben:  die  Beamten  und  Angestellten, 
deren  Zahl  im  Laufe  der  Jahre  auf  über  30  angestiegen  war.  Mancher  von 
ihnen  ist  im  Laufe  der  Jahre  gerade  durch  seine  Tätigkeit  an  der  Bank  eine 
stadtbekannte  Persönlichkeit  geworden.  Es  sei  an  den  verstorbenen  Kassier 
Herrn  Rud.  Lotz  und  seine  wunderbare  Unterschrift  auf  den  Banknoten 
erinnert,  oder  an  den  ebenfalls  verstorbenen  Herrn  G.  Sanzi,  der  unter  Direktor 
Speiser  die  Banklehre  gemacht  und  bis  zum  Jahre  1903  die  Buchhalterstelle 
bei  der  Bank  versah,  oder  an  die  Herren  A.  Müller-Mechel,  der  lange  Jahre 
in  Vertrauensstellung  das  Depositengeschäft  besorgt  hat,  F.  Gayer-Wasser- 
mann,  den  letzten  Hauptbuchhalter  und  Ferd.  Urech-Stegmüller,  den  letzten 
Kassier,  die  nun  alle  drei  in  der  Filiale  der  Nationalbank  in  Basel  tätig  sind. 


Beamte  und 
Angestellte. 


Die  Entwicklung  des  Konkordats  der 
schweizerischen  Emissionsbanken. 


Die  Verträge  der  Bank  in  Basel  mit  schweizerischen  Notenbanken 
bis  zum  ersten  Konkordat  im  Jahre  i876. 

Der  erste  \:rtrag  Die  crste  Notiz  Über  Verträge  der  Bank  in  Basel  mit  schweizerischen 

mit  Zürich  1848.  i o >1  o 

Banken  steht  im  Protokoll  der  Generalversammlung  vom  21.  Marz  184Ö. 
Darnach  wurde  die  Vorsteherschaft  auf  ihren  Antrag  ermächtigt,  mit  der 
Bank  in  Zürich  einen  Vertrag  zu  gegenseitiger  Einlösung  der  Noten  ein- 
zuleiten, aber  nur  unter  Vorbehalt  der  Ratifikation  durch  die  Gesellschaft 
abzuschliessen.  Der  Plan  einer  Verbindung  der  Banken  geht  natürlich  weiter 
zurück;  denn  die  Bank  in  Zürich  hatte  schon  am  2.  März  1847  beschlossen, 
„mit  andern  Banken  konvenierenden  Falls  in  Verkehr  zu  treten,  sei  es  für 
gegenseitige  Einlösung  von  Kassenscheinen,  sei  es  zum  Behufe  andrer  im 
Bereiche  der  Bankgeschäfte  liegenden  Operationen.“  Einleitende  Schritte 
waren  auch  schon  im  selben  Jahre  getan  worden,  und  es  lässt  sich  vermuten, 
sie  seien  in  der  Richtung  nach  Basel  gegangen;  denn  mit  der  Bank  in 
St.  Gallen  hatte  Zürich  vorher  schon  angeknüpft.*)  Die  damaligen  Münz- 
verhältnisse standen  übrigens  Bankverträgen  sehr  im  Wege. 

Im  Juli  1848  erhielt  der  § 15  der  Statuten  der  Bank  in  Basel  folgenden 
Anhang;  „Die  Bank  kann  mit  auswärtigen  Banken  Verträge  abschliessen  zu 
gegenseitiger  Einlösung  der  Banknoten.  Solche  Verträge  unterliegen  der 
Genehmigung  durch  die  Gesellschaft.“  Gleichzeitig  wurde  der  nachstehende 
erste  Vertrag  — mit  der  Bank  in  Zürich  — genehmigt. 

VN^gl.  auch  Dr.  P.  Gygax:  Augsburg,  das  einstige  Geldreservoir  des  Platzes 
St.  Gallen.  1835—1850.  Jahrbuch  für  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Volkswirtschaft, 
herausgegeben  von  G.  Schmoller,  XXXI.  4.  310  f. 
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Vertrag; 

1.  Die  Bank  in  Zürich  und  die  Bank  in  Basel  schliessen  unter  sich  einen  Ver- 
trag  ab  zu  gegenseitiger  Einlösung  der  beidseitig  ausgestellten  Banknoten. 

2.  Die  Bank  in  Basel  bezahlt  für  Rechnung  der  Bank  in  Zürich  zu  einem 
von  dieser  letztem  nach  Belieben  zu  bestimmenden  Einlösungspreise 
die  Zürcher  Banknoten  bei  Sicht  an  den  Inhaber  in  französischer 
Währung.  — Auf  gleiche  Weise  bezahlt  die  Bank  in  Zürich  für  Rechnung 
der  Bank  in  Basel  zu  einem  ebenfalls  nach  Belieben  festzusetzenden 
Kurse  die  Basler  Banknoten  in  Zürcher  Wechselgeld.  — Der  jeweilige 
Einlösungspreis  wird  durch  die  öffentlichen  Blätter  zur  Kenntnis  des 
Publikums  gebracht.  (Art.  2 der  Vereinbarung  vom  2.  März  1849;  vorher 
waren  die  Zürcher  Noten  von  10  Brabantth.  mit  59.50,  von  100  Brabantth. 
mit  595  fl.  eingelöst  worden,  und  die  Basler  Noten  von  20  Fünffrth. 
mit  42.30  fl.  und  diejenigen  von  100  Fünffrth.  mit  212.30  fl.). 

3.  Beide  Banken  geben  die  eingelösten  Noten  der  andern  Bank  an  das 
sich  darum  meldende  Publikum  wieder  aus  und  zwar  zum  Einlösungs- 
kurse, ohne  Agio  noch  Provision. 

4.  Am  Samstag  jeder  Woche  findet  durch  Korrespondenz  eine  gegenseitige 
Abrechnung  statt,  in  der  Art,  dass  jede  Bank  der  andern  anzeigt,  für 
welche  Summen  im  Laufe  der  Woche  sie  Noten  der  letztem  eingelöst 
und  wieder  ausgegeben  hat,  sowie  für  welchen  Betrag  sie  davon  in 
Kasse  besitzt. 

Der  beidseitig  in  Kassa  befindliche  Betrag  wird  in  gegenseitiger 
laufender  Rechnung  zu  4%  Zinsvergütung  belastet  oder  gutgeschrieben, 
Wert  am  betreffenden  Abrechnungstag. 

5.  Es  steht  jeder  Bank  frei,  zu  jeder  Zeit  ihr  Guthaben  bei  der  andern 
Bank  in  baar  zurückzufordern,  ebenso  ihre  Schuld  bei  der  andern  zu 
decken.  Zahlungen  zu  diesem  Zweck,  welche  die  Bank  in  Zürich  an 
diejenige  in  Basel  zu  leisten  hat,  sollen  in  Fünffrth.  ä 5 francs  de  France 
geschehen.  Zahlungen  aber,  welche  die  Bank  in  Basel  an  diejenige 
in  Zürich  leistet,  können  nach  Wahl  der  Bank  in  Basel  in  Fünffrth.  zu 
10  fl.  278  oder  in  Bbtr.  Thl.  zu  10  fl.  2.27  entrichtet  werden. 

In  besondern  Fällen  und  bei  gegenseitiger  Konvenienz,  kann 
Verabredung  über  andere  Deckungsmittel  eintreten.  Die  Kosten  und 
Gefahr  von  Sendungen  für  Deckung  laufen  für  Rechnung  der  Versenderin. 


19 


290  Die  Entwicklung  des  Konkordats 


■ 6.  Es  ist  auch  beiden  Banken  gestattet,  jeweilen  ihre  Noten,  welche  im 

Besitz  der  andern  Bank  sein  mögen,  zurückzuverlangen,  und  die  Kosten 
und  Gefahr  einer  solchen  Rücksendung  fallen  zu  Lasten  der  Eigentümerin 
der  Noten,  welche  sie  zurückverlangt  hat. 

' 7.  Der  gegenwärtige  Vertrag  unterliegt  einer  jeweiligen  gegenseitig  frei- 

I stehenden  Aufkündung  auf  einen  Monat.  So  lange  diese  nicht  eintritt, 

r ist  er  beidseitig  als  in  Kraft  bestehend  zu  betrachten. 
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Orunc  Sätze 
hiel  Ir. 


Allfällige  Zweifel  über  die  Auslegung  des  gegenwärtigen  Vertrags 
sollen  durch  Schiedsrichter  erledigt  werden;  jede  Bank  ernennt  deren  zwei; 
die  vier  Schiedsrichter  ernennen  ihren  Obmann. 

So  geschehen  u.  s.  w. 

Als  Ergebnis  dieses  Vertrages  fanden  in  den  vier  letzten  Monaten 
des  Jahres  1848  Einlösungen  für  76,800  Fr.  statt,  die  Zürich  an  Basel  zu 
verrechnen  hatte.  Dagegen  hatte  die  Bank  in  Basel  der  Bank  in  Zürich 
135,190  Fr.  zu  belasten. 

Eine  weitere  Stufe  der  Entwicklung  wurde  durch  die  Gesellschafts- 
beschlüsse vom  6.  Dezember  1850  und  9.  Januar  1851  dadurch  erreicht,  dass 
man  die  Befugnis  zur  Errichtung  von  Verträgen  über  Noteneinlösung  auf 
schweizerische  Banken  allgemein  ausdehnte  und  ausserdem  einen 
Giroverkehr  vorsah,  „um  durch  gegenseitige  Zu-  und  Abschreibungen 
Zahlungen  zu  vermitteln  zwischen  den  betreffenden  Plätzen“.  Der  Abschluss 
solcher  Verträge  sollte  nach  folgenden  Grundsätzen  erfolgen: 

1.  Solche  Verträge  sollen  nur  auf  dem  Fuss  gegenseitiger  Rechnungsführung 
in  französischer  resp.  neuer  schweizerischer  Währung  geführt  werden. 

2.  Für  die  Einlösung  von  Banknoten  findet  Gegenseitigkeit  statt. 

3.  Die  Bank  empfängt  von  ihren  Konto-Korrent-Inhabern  Zahlungen  durch 
Giro  oder  in  bar,  für  welche  sie  denselben  den  Betrag  auf  Vertrags- 
banken anweist.  Hinwieder  bezahlt  sie  die  Zahlungsanweisungen  solcher 
Banken  auf  die  Bank  in  Basel. 

4.  Anweisungen  können  ausgestellt  werden  in  Form  von  Anweisbriefen 
oder  von  Mandaten  an  Ordre. 

5.  Solche  Zahlungsanweisungen  (in  beiden  Formen)  sollen  immer  auf  einen 
bestimmten  Verfalltag  nach  dato  lauten.  Sie  dürfen  nicht  über  einen 
Monat  nach  dato  ausgestellt  werden. 


j 


der  schweizerischen  Emissionsbanken. 


291 


6.  Bei  Zahlungsanweisungen  (Mandat  oder  Brief)  ist  eine  Provision  zu 
erheben,  die  tarifmässig  festgesetzt  wird;  überdies  ist  die  Stempelgebühr 
anzurechnen. 

7.  Allwöchentlich  findet  gegenseitige  Abrechnung  statt, 

8.  Das  Limitum,  bis  zu  weichem  die  Bank  einer  andern  gegenüber  in 
Vorschuss  treten  kann,  darf  100,000  Fr.  nicht  übersteigen  und  ist  je 
besonders  und  angemessen  zu  stipulieren. 

9.  Gegenseitige  Guthaben  aus  Mandatzahlungen  oder  Anweisbriefen  sind 
verzinslich. 

Bei  der  Banknoteneinlösung  kann  ein  Abzug  auf  dem  Nominal- 
betrag den  Zins  ersetzen. 

10.  Jede  Bank  ist  berechtigt,  ihr  jeweiliges  Guthaben  zu  jeder  Zeit  bar  und 
mit  umgehender  Post  zurückzufordern. 

11.  Verträge  sollen  auf  jeweilige  3-monatIiche  Aufkündung  ausgestellt 
werden,  auch  sollen  die  Kredite  vorübergehend,  mit  8-tägiger  Voranzeige, 
bis  zur  Hälfte  erniedrigt  werden  können. 

In  Vertragsverhandlung  kann  getreten  werden  mit  folgenden  Banken : 
Bank  in  Zürich,  Bank  in  St.  Gallen,  Kantonalbank  von  Waadt, 
Basellandschaftliche  Hypothekenbank  Liestal,  Freiburgische  Kantonal- 
bank, Banque  de  Geneve,  Banque  du  Commerce  in  Genf. 

Die  Feststellung  dieser  Grundsätze  hatte,  nachdem  die  Vorsteherschaft 
sich  dafür  energisch  ausgesprochen,  in  der  Gesellschaftsversammlung  keine 
Schwierigkeiten  ergeben.  Was  die  Bankleitung  mit  diesen  Verträgen  anstrebte, 
war,  wie  sie  selbst  sagte,  „ohne  die  Nachteile  eigentlicher  Zen- 
tralisierung, eine  zusammenwirkende  Gemeinschaftlichkeit 
von  Einrichtungen,  wodurch  im  Kreis  der  Banken  ihrerseits 
ungefähr  das  erzielt  werden  sollte,  was  mittelst  der  einzelnen 
Banken  an  ihren  Orten  durch  den  Zusammenfluss  von  Rech- 
nungen und  durch  Ausgleichung  mit  Vorteil  erreicht  worden 
war.“ 


Ehe  Speiser  seine  Vorschläge  vorbrachte,  hatte  er  mit  Bankdirektor  j j^spS*'^der 
ins  1er  und  Präsident  Ott-Trümpler  von  der  Bank  in  Zürich  über  die  vert^ag^^ 

Frage  der  Bankverträge  korrespondiert.  Fi  ns  1er  war  sofort  geneigt,  auf 
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Speisers  Vorschlag  einzugehen.  Er  schrieb  ihm:  „Wenn  Sie  gelegentlich 
Ihre  Idee  zu  einem  gemeinsamen  Vorschläge  ausarbeiten  wollen,  so  werden 
wir  ihm  mit  grossem  Interesse  entgegensehen.“ 

Speiser  gebührt  also  in  erster  Linie  das  Verdienst,  die  vertrags- 
mässige  Verbindung  der  Banken  angestrebt  und  durchgeführt  zu  haben. 
Das  anerkannte  schon  Ad.  Burckhardt-Bischoff  in  seiner  Brochüre  über  die 
Zeddelbanken  in  der  Schweiz  im  Jahre  1863.  Nur  liegt,  wie  sich  eben 
ergeben  hat,  die  Idee  Speisers  zeitlich  weiter  zurück,  als  bisher  geglaubt 
wurde.  Sie  äussert  sich  schon  im  Jahre  1848,  nicht  erst  in  den  Verträgen 
von  1852,  und  überdies  hat  er  schon  um  das  Jahr  1850  herum  den  Gedanken 
ausgesprochen,  ein  Spezialbureau  könnte  die  Rolle  eines  Clearinghouses 
zwischen  den  Banken  übernehmen,  wobei  der  einer  jeden  der  verbundenen 
Banken  zu  gestattende  Total-Kredit  im  voraus  zu  bestimmen  wäre,  ln  den 
im  Jahre  1866  67  zwischen  den  Banken  in  Basel,  Zürich  und  St.  Gallen 
stattgefundenen  Verhandlungen  nahm  der  Präsident  der  Bank  in  Zürich, 
Ott-Trümpler,  den  Speiser’schen  Vorschlag  wieder  auf.  Zur  Ausführung 
sollte  er  indes  erst  im  Jahre  1876  kommen. 

Zu  voller  Wirkung  gelangten  die  neuen  Verträge  erst  nach  der 
Durchführung  der  schweizerischen  Münzreform.  Vorher  hatten  sich  alle 
erdenklichen  Schwierigkeiten  ergeben;  so  war  z.  B.  im  Jahre  1849  der  Vertrag 
zwischen  Basel  und  Zürich  nach  einer  Mitteilung  des  Zürcher  Bankdirektors 
infolge  der  ausserordentlichen  Kurs -Verhältnisse  „beinahe  zu  Schanden“ 
gemacht  worden. 

Der  erste  Vertrag  wurde  mit  der  Basellandschaftlichen  Hypotheken- 
bank in  Liestal  — die  zum  guten  Teil  ebenfalls  eine  Schöpfung  von 
Bankdirektor  Speiser  war  — abgeschlossen  und  brachte  einen  regen 
Verkehr;  wobei  es  sich  aber  nur  um  Ein-  und  Auszahlungen  handelte. 


Am  29.  Oktober  1852  folgte  der  Abschluss  eines  Vertrages  mit  der 
Zürich  852,  Bank  in  Zürich  über  die  gegenseitige  Noteneinlösung  und  Ausstellung 
von  Anweisungen.  Noch  war  aber  darin  jeder  Bank  das  Recht  des  Abzugs 
von  P/no  des  Notenwertes  eingeräumt.  Neu  war  dagegen  die  vorgesehene 
Ausstellung  von  Anweisungen  (mit  Provisionen  von  1 ®/oo).  Die 
entstehenden  Guthaben  sollten  je  nach  Bedarf  durch  Barsendungen  aus- 
geglichen und  die  Provisionen  nach  Abzug  der  Geldportiauslagen  zur  Hälfte 
unter  die  Kontrahenten  verteilt  werden. 
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Aarau  1856. 


Ein  ähnlicher  Vertrag  verband  vom  30.  Dezember  1852  an  auch  st. caiien  issz 
die  Bank  in  St.  Gallen  mit  der  Bank  in  Basel  zu  lebhafterem  Verkehr; 
nur  dass  hier  die  Anweisungsprovision  wegen  der  höhern  Porti  auf  D/2700 
gesetzt  wurde. 

Am  11.  September  1856  folgte  der  Abschluss  eines  Vertrages  mit 
der  Aargauischen  Bank  in  Aarau. 

Dank  diesen  Verträgen  entwickelte  sich  der  Anweisungenverkehr 
zusehends,  viel  stärker  als  die  gegenseitige  Noteneinlösung.  Die  Vorsteher- 
schaft der  Bank  in  Basel  setzte  auf  diesen  Verkehr  auch  grosse  Hoffnungen, 
nicht  wegen  des  Ertrages  an  Provisionen  — dieser  war  gering,  und  die  Bank 
stellte  „den  Gewinnpunkt“  in  dieser  Sache  in  den  Hintergrund  — sondern 
wegen  des  dadurch  ermöglichten  Ausgleichs  zwischen  den  grössern  Schweizer 
Banken.  Sie  bemass  den  Wert  „nach  dem  Vorteil  schneller  und  sicherer 
Rechnungsabwicklung,  mit  zunehmendem  Hinleiten  der  Geldumsätze  nach 
den  Banken  als  dem  naturgemässen  Mittelpunkt,“  also  vom  allgemein  volks- 
und  verkehrswirtschaftlichen  Gesichtspunkte  aus. 

Allerdings  hatte  man  noch  stark  mit  der  menschlichen  Gewohnheit  zu  schwtoigkdten : 
rechnen,  die  Neues  nicht  so  rasch  annimmt,  als  man  es  oft  wünschen  möchte, 
und  ausserdem  fehlten  bessere  Kommunikations-  und  Transportmittel.  Man 
vergleiche  einmal  unsere  heutigen  Verbindungen  mittels  Telegraph,  Telephon 
und  Eisenbahnzügen  mit  jenen  der  1850er  Jahre.  Den  damaligen  Mangel 
an  Verbindungsmitteln  muss  man  sich  bei  der  Beurteilung  der  ganzen 
Entwicklung  des  Bankwesens  und  des  daraus  nötig  werdenden  Verkehrs 
vor  Augen  halten.  Wie  umständlich  wären  heute  gemeinsame  Besprechungen, 
wenn  uns  das  Telephon  fehlte.  Es  mangelte  aber  nicht  nur  an  den  Mitteln, 
sondern  recht  oft  sogar  an  „verkehrsfreundlicher  Rücksichtnahme 
der  Postverwaltung,“  und  es  war  weder  die  Schuld  der  Bank  in 
Basel,  noch  der  Schweizerischen  Banken,  wenn  sie  das  inländische  Bank- 
kapital nicht  so  rasch  dem  Handel  dienstbar  machen  konnten,  wie  dies 
damals  schon  im  Auslande,  namentlich  in  Frankreich,  die  Banken  tun 
konnten.  Die  Banque  du  Commerce  in  Genf  konnte  sich  z.  B.  gerade  infolge 
billiger  französischer  Transportsätze  auf  leichte  Weise  von  Lyon  oder  Turin 
Barsendungen  verschreiben.  Im  Jahre  1857  schufen  endlich  die  Transport- 


Die  Gewohnheit 
und 

unvollkommene 

Kommuni- 

kationsmittel. 


*)  Vergl.  Jahresbericht  der  Bank  in  Basel  1855. 
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Verwaltungen  Erleichterungen  für  den  internen  Geldverkehr;  ihnen  folgten 
von  Seiten  der  Banken  Ermässigungen  und  neue  Vertragsverbindungen. 

Der  Anweisungenverkehr  zwischen  den  verbundenen  Banken  stieg  von 
1.858.000  Fr.  im  Jahre  1853  auf  4.055.000  Fr.  im  Jahre  1858,  und  der 
Gesamtverkehr  betrug; 

1855:  5.142  Fr.  1857  3.956  Fr. 

1856:  8.282  „ 1858:  5.800  „ 

Die  Summen  blieben  im  Ganzen  stabil,  und  Barsendungen  waren  immer 
noch  in  starkem  Masse  erforderlich,  in  der  Regel  wegen  mangelnder  Aus- 
gleichung, obschon  die  Basler  Bankleitung  sichtlich  bemüht  war,  dem 
Anweisungenverkehr  die  weiteste  Ausdehnung  zu  geben;  z.  B.  wurden  vom 
Jahre  1856  an,  je  nach  dem  Rechnungsstande  einer  Bank,  grössere  Überträge 
durch  eine  ermässigte  Gebühr  erleichtert.  Auch  gegenseitige  regelmässige 
Mitteilungen  über  die  jeweiligen  Hilfsmittel  der  Institute, 
meinte  die  Vorsteherschaft  im  Jahre  1855,  könnten  zur  Förderung  des  Bank- 
gewerbes dienen;  dagegen  mass  sie  einer  „absolut  gleichförmigen  Einlösung 
der  Noten“  nicht  die  Wichtigkeit  bei,  die  ihr  in  einem  Referate  über  das 
Bankwesen  an  der  Versammlung  der  Schweizerischen  gemeinnützigen  Gesell- 
schaft in  Basel  im  Jahre  1854  gegeben  worden  war.  Über  ein  „nach  richtigen 
Grundsätzen  verfahrendes,  engeres  Zusammenwirken“  der  schweizerischen 
Banken  wollte  sie  nicht  hinausgehen;  denn  alle  weiter  gehenden  Vereinigungs- 
projekte schienen  ihr  vor  einer  gründlichen  Prüfung  nicht  Stand  halten  zu 
wollen.  Sie  fand,  gerade  die  neuesten  Erfahrungen  sprächen  keineswegs 
dafür,  „ dass  das  schweizerische  mehr  individualisierende  Bankensystem 
aufgegeben  werde  gegen  ein  solches,  das  wie  aufgehend  in  eine  staatliche 
Einrichtung,  auch  alle  Gefahren  und  Verantwortlichkeiten  zusammenhäuft.“ 
An  dieser  Ansicht  hat  die  Bank  in  Basel  auch  später  noch  bis  in  die  Neuzeit 
festgehalten. 

Anlässlich  der  Statutenrevision  von  1857  trat  die  Vorsteherschaft  der 
sich  aufdringenden  Notwendigkeit  einer  „angemessenen  Weiterentwicklung“ 
der  Bankverbindungen  näher.  Sie  führte  während  der  folgenden  Zeit  auch 
die  erforderlichen  Unterhandlungen  mit  den  Kontrahenten,  so  dass  im  Jahre 
1859  die  alten  Verträge  durch  neue  ersetzt  werden  konnten.  Die  am 
13.  Mai  1859  ebenfalls  zu  diesem  Zwecke  vorgenommene  Änderung  der 
Statuten  betraf  hauptsächlich  folgende  Geschäfte. 
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1.  Die  Annahme  des  gegenseitigen  Platzpapiers  zum  Diskonto 
mit  Minimal -Verfallzeit  von  10  Tagen,  soweit  es  mit  der  eigenen 
Konvenienz  verträglich  war. 

2.  Die  Inkassobesorgung  auf  schweizerische  Bankplätze  gegen  '/sSo 
Vergütung. 


Der  Diskonto  von  Wechseln  und  der  Inkasso  von  Wechseln,  Billets  u.  s.  w. 
für  Konto-Korrent-lnhaber  wurden  darnach  auf  solche  Schweizerplätze  aus- 
gedehnt, mit  deren  Banken  die  Bank  in  Basel  im  Vertragsverhältnis  stand. 
Dabei  wurde  die  Unterschrift  einer  Vertragsbank  gleich  einer  hiesigen 
angesehen. 

Diese  Neuerungen  bildeten,  nach  Ansicht  der  Vorsteherschaft,  „einen 
bedeutsamenAbschnitt“im  Verkehr  mit  andern  schweizerischen  Banken ; 
sie  hatte  aber  keine  Ahnung  von  der  Ausdehnung,  welche  namentlich  der 
eine  neue  Zweig,  die  Diskontierung  von  Schweizerwechseln  später  — besonders 
nach  1870  — noch  erhalten  sollte.  Dadurch  wird  uns  die  spätere  Verdoppelung 
und  Verdreifachung  der  Verkehrszahlen  im  schweizerischen  Bankverkehr 
verständlich. 

Auf  Grund  der  geänderten  Statuten  wurden  sodann  ~ ebenfalls  am 
13.  Mai  1859  — die  neuen  „Grundsätze  für  Errichtung  von  Verträgen 
mit  schweizerischen  Banken“  erlassen.  Sie  lauteten: 


Neue  Verträge. 
1859. 

Grundsätze. 


„1.  Die  Einlösung  der  Banknoten  ist,  was  Noten  der  anderseitigen  Bank 
betrifft,  besonders  dem  Publikum  gegenüber  als  ohne  Verpflichtung 
stattfindend,  zu  behandeln.  — So  viel  möglich  ist  der  Verbreitung  der 
Noten  kleinen  Betrags  entgegen  zu  wirken. 

„2.  Die  behufs  gegenseitiger  Zahlungsvermittlungen  auszustellenden  An- 
weisungen oder  Mandate  sollen  auf  kurze  Sichten  lauten. 

„3.  In  der  Festsetzung  von  Abzügen  oder  Provisionsgebühren  für  die 
vorgenannten  Besorgungen,  sowie  im  Diskonto-  und  Inkasso-Geschäft 
ist  die  Erweiterung  des  Verkehrs  mit  den  betreffenden  Plätzen  und 
die  voraussichtlich  mögliche  leichteste  Ausgleichung  als  massgebend 
anzunehmen. 

„4.  Bei  der  jeder  Bank  vorzubehaltenden  Berechtigung,  ihr  jeweiliges 
Guthaben  sofort  in  bar  oder  Barschaft  gleichkommend  gedeckt  zu  halten, 
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Vert  ags- 
absch  üsse 
1859-  1862. 


Mehl  !re 
gleich  ‘ Ver- 
träj  i. 


bleibt  eine  allfällige  sonstige  Begrenzung  der  Vorschüsse,  sowie  ein 
Bedingen  von  Verzinsung  der  Guthaben,  den  einzelnen  Vertragsab- 
schlüssen anheimgestellt. 

„5.  Je  in  den  einzelnen  Verträgen  ist  das  den  Verhältnissen  Angemessene 
festzusetzen  über  periodische  gegenseitige  Abrechnung,  über  periodische 
Mitteilung  der  beiderseitigen  Banksituations-Bestände  und  über  die 
gegenseitig  vorbehaltene  Vertrags-Kündigung  auf  nahe  Frist. 

„6.  Nach  Abschluss  jedes  Vertrags  ist  davon  der  Gesellschaft  auf  ihrer 
nächsten  Versammlung  Kenntnis  zu  geben,  auch  vor  deren  Abhaltung 
der  betreffende  Vertrag  zur  Einsicht  der  Aktionäre  aufzulegen.“ 

Es  wurden  nun  folgende  Verträge  abgeschlossen: 


1.  mit  der  Bank  in  Zürich 
2 

n n n 

3 

w » w 

4.  ^ ^ ^ ^ Aarau 


„ St.  Gallen 
„ Solothurn 


5. 


Winterthur 


am  15.  Juni  1859 

„ 1.  Oktober  1859 

im  März  1860 

„ Oktober  1860 

„ Jahre  1862 


Ausserdem  bestand  der  oben  erwähnte  Vertrag  mit  der  Hypothekenbank 
in  Liestal. 

In  diesen  Verträgen  wurde  für  die  Noteneinlösung  immer  noch  eine 
Gebühr  erhoben.  Im  Verkehr  mit  Zürich  betrug  sie  ’/z  7oo,  mit  St.  Gallen  1 ®/oo. 
Die  Provision  auf  Anweisungen  und  Inkassowechseln  war  für  den  Zürcher 
Verkehr  Vä®/«'’.  Anweisungen  von  Basel  nach  St.  Gallen  Vs^/on,  von 
St.  Gallen  nach  Basel  17oo;  vom  3.  März  1860  an  wurde  sie  indessen  eben- 
falls auf  V2®/oo  gestellt. 

Alle  diese  Verträge  lauteten  ihrem  Wesen  nach  gleich;  dagegen 
räumten  sich  die  grossen  Banken  gegenseitig  in  Bezug  auf  Summe  und 
Deckungsmodus  grossem  Spielraum  ein,  und  wenn  der  Rechnungsstand 
dazu  einlud,  wurde,  um  die  Ausgleichung  zu  befördern,  die  Ermässigung 
oder  Suspension  der  Provisionsgebühr  vereinbart. 

Der  Förderung  dieses  interkantonalen  Verkehrs  diente  es,  dass  um 
diese  Zeit,  wie  oben  schon  erwähnt,  die  Transportverwaltungen  grössere 
Erleichterungen  für  den  internen  Geldverkehr  zugestanden. 
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Die  Wirkung  folgte  den  neuen  Vereinbarungen  auf  dem  Fusse  und 
gab  sich  in  den  Umsätzen  zu  erkennen.  Es  betrugen  die  Anweisungen  im 
Jahre  1859: 

1.  Januar  bis  15.  Juni  15  Juni  bis  31.  Dez. 
Zwischen  Basel  und  Zürich  1,912,000  Fr.  3,095,000  Fr. 

1.  Januar  bis  1.  Oktober  1.  Oktober  bis  31.  Dez. 
„ „ „ St.  Gallen  1,733,000  Fr.  944,000  Fr. 

Die  Vermehrung  ist  frappant.  Im  ganzen  erreichten  die  Gesamtumsätze 
im  Verkehr  Basels  mit  den  fünf  Banken: 


im  Jahre 
(in  1000  Fr.) 


1858 


1859 


1860 


1861 


1862 


1863 


5.800  13.500  20.300  20.000  24.500  30.000 


Die  Wirkung 
der  neuen 
Verträge. 


Diese  Gesamtumsätze  illustrieren  am  besten  den  Wert  der  neuen 
Verbindungen;  denn  im  Verlaufe  von  etwas  mehr  als  5 Jahren  haben  sie 
sich  beinahe  verfünffacht.  Eine  rückläufige  Bewegung  zeigen  nur  die  Zahlen 
des  Jahres  1861 ; in  ihnen  kommt  der  allgemein  schleppende  Geschäftsgang 
zum  Ausdruck.  Ein  Teil  der  stark  gestiegenen  Umsätze  des  Jahres  1863 
geht  auf  den  Eintritt  der  Bank  in  Winterthur  in  das  Vertragsverhältnis 
zur  Bank  in  Basel  zurück.  Im  allgemeinen  zeigte  sich  in  diesem  Verkehr, 
dass  dem  Ausgleich  durch  Anweisungen  und  Wechsel  eine  bedeutendere 
Rolle  zufiel,  als  den  Banknoten;  für  die  Bank  in  Basel  war  diese  Erscheinung 
immer  wieder  eine  Anregung  zu  erneuter  Prüfung  der  Vertragsverhältnisse; 
sie  wünschte  einerseits,  die  engere  Verbindung  zwischen  den  gleichartigen 
Noten-  und  Diskontobanken  möchte  eine  noch  allgemeinere  und  voll- 
kommenere werden;  anderseits  hielt  sie  dafür,  dass  der  minime  Abzug  von 
VäVoo  bei  der  Noteneinlösung  „kaum  als  verkehrserschwerend“  angesehen 
werden  könne.  Keime  zu  neuen  Änderungen  wurden  aber  schon  wieder 
im  Jahre  1863  gelegt. 

Mehrmonatliche  Verhandlungen  und  zwei  Konferenzen  brachten  am 
19.  September  1864  an  Stelle  der  speziellen  Verträge  der  drei  Banken 
Basel-Zürich-St.  Gallen  unter  sich  folgenden  gemeinsamen  Vertrag  mit 
für  das  Publikum  vorteilhaften  Neuerungen  zum  Abschluss: 

1.  Jede  Bank  nimmt  die  Noten  der  beiden  andern  an  Zahlung  und  löset 
sie  gegen  Barschaft  kostenfrei  ein;  bei  unerwartet  grossen  Beträgen 
kann  die  Einlösung  auf  den  nächsten  Tag  verschoben  werden. 


Neue 

Änderungen  und 
Verbesserungen 
in  den  Verträgen 
1863. 


E i n 

gemeinsamer 

Vertrag. 
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2.  Jede  Bank  gibt  Jedem,  der  es  verlangt,  kostenfrei  Anweisungen 
auf  die  beiden  andern  Banken,  einen  Tag  ä dato  für  jeden  Betrag  von 
300  Franken  aufwärts. 

(Dieses  Minimum  wurde  festgesetzt,  weil  man  damals  schon  fand, 
dass  für  kleinere  Beträge  Postmandate  Verwendung  finden  sollten.) 

3.  Jede  Bank  diskontiert  Wechsel  auf  die  andern  Plätze,  gleich  wie  auf 
den  eigenen  Platz. 

4.  Die  Banken  diskontieren  sich  gegenseitig  Wechsel  auf  den  eigenen 
Platz  zu  dem  dafür  zur  Zeit  festgesetzten  Zinsfuss,  soweit  es  in  ihrer 
Konvenienz  liegt. 

5.  Inkasso  von  Wechseln  u.  s.  w.  besorgen  sich  die  Banken  gegenseitig 
kostenfrei. 

6.  Für  das  aus  diesem  Verkehr  entstehende  Guthaben  verlangt  eine  Bank 
nur  dann  Barsendung  — welche  sofort  zu  spedieren  ist  — wenn 
ihr  eigener  Kassenstand  es  nötig  macht.  Mit  andern  Worten,  soweit 
die  eigenen  Bedürfnisse  es  erlauben,  macht  man  sich  gegenseitig 
unlimitierten  Kredit,  in  der  Erwartung,  dass  durch  die  Wechselwirkung 
der  verschiedenen  Operationen  sich  in  der  Hauptsache  die  Rechnungen 
von  selbst  wieder  ausgleichen  werden. 

Zahlungsüberträge  und  gegenseitige  Noteneinlösungen  sollten  darnach 
ohne  Gebühren,  noch  Abzug  stattfinden,  so  dass  zwischen  den  drei 
Bankplätzen  nur  noch  ein  Unterschied  in  Zeit  und  Raum  bestand. 

Gleichzeitig  fand  nun  allwöchentlich  zwischen  den  drei  Beteiligten  ein 
Austausch  der  Rechnungsstatus  mit  ihren  Hauptbestandteilen  statt, 
ein  wesentliches  Mittel  zu  richtiger  Beurteilung  des  internen  Geldverkehrs 
und  Marktes. 

Für  Basel  fielen  fortan  die  Provisionen  aus  und  blieben  nur  die  Gebühren 
für  Besorgung  des  Inkassos  von  Schweizerwechseln  und  aus  den  nach  wie 
vor  bestehenden  Verträgen  mit  Liestal,  Aarau  und  Solothurn. 

Banken  iegen  Die  Banken  der  beiden  zuletzt  genannten  Plätze  und  der  Orte  Luzern, 

reu  rossen.  Frauenfeld,  Lichtensteig  und  Schaffhausen,  die  keine  reinen  Noten- 

banken waren,  wurden  mit  Absicht,  auch  nach  ihrer  Anfrage  beim  Drei- 
bankenbund, nicht  in  die  Vereinigung  aufgenommen,  da  namentlich  für  die 
entfernter  stehenden  „die  Vorbedingungen  sowohl  des  Bedürfnisses,  als 
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der  Ausgleichmittel  abgehen“  und  die  Bank  in  Basel  „grundsätzlich  nach 
Gesellschaftsbeschluss  möglichst  der  Verbreitung  kleiner  Noten  entgegen  zu 
wirken  habe“.  Diese  Ausschliesslichkeit  hatte  ihre  volle  Berechtigung  und 
gestattete  den  drei  Banken  eine  weitgehendere  Entwicklung  ihrer  Dienst- 
leistungen, als  wenn  sie  ihren  Bund  mit  kleinen  Banken  belastet  hätten. 
Später,  unter  dem  Banknotengesetz  und  bei  der  Organisation  des  Konkordats, 
konnte  an  einem  Unterschied  zwischen  grössern  und  kleineren  Banken  nicht 
festgehalten  werden. 

Die  genannten  kleinen  Banken  schlossen  dann  unter  Führung  der 
Eidgenössischen  Bank  A.-G.  in  Bern  ein  gegen  die  drei  grossen  Notenbanken 
gerichtetes  Schutz-  und  Trutzbündnis,  und  ihre  Repressalien  bestanden  darin, 
dass  sie  verkündeten,  die  Noten  der  grossen  Banken  würden  von  ihnen  nur 
mit  einem  Verluste  von  1 oo  (mindestens  10  Cts.),  ihre  eigenen  aber  zum 
vollen  Werte  angenommen  oder  ausgewechselt.*) 

Wie  nach  den  Vertragsänderungen  von  1859,  so  folgte  auch  diesmal, 
im  Jahre  1864  zuerst  sich  äussernd,  eine  ganz  bedeutende  Steigerung  des 
Verkehrs  der  Bank  in  Basel  mit  den  schweizerischen  Banken.  Wir  lassen 
die  Ausweise  folgen.  Es  betrugen  in  Millionen  Franken  die 


1 

1 

Jahr  1 

1 

An- 

weisungen 

Inkassi 

Bar-  und 
Noten- 
sendungen 

Gesamt- 

umsätze 

1863 

13.6 

10.1 

3.3 

27.0 

1864 

16.1 

13.8 

4.6 

34.5 

1865 

33.4 

19,1 

10.3 

62.8 

1866 

1 40.5 

28.7 

19.8 

89-0 

1867 

47-4 

28.4 

17.2 

93.0 

( 

1868 

58.9 

24.5 

26.6 

110.0 

1869 

58.2 

25.5 

20.3 

1 104.0 

1870 

58,0 

, 25.7 

19.3 

i 103.0 

1871 

81.5 

51.5 

27.0 

160.0 

')  Vergl.  hierüber:  Ad  Burckhardt-Bischoff,  Die  Zeddelbanken  in  der  Schweiz. 
Basel  1865. 
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Gen  §ern.  Eifi  Tsü  der  ZunähiTie  der  Jahre  1866  und  1867  ist  dem  Beitritt  zweier 

1865  -1867.  r»  i 

neuer  Banken  zuzuschreiben.  Im  Jahre  1866  wurde  die  Banque  du 
Commerce  in  Genf  und  im  Jahre  1867  die  Berner  Kantonalbank  in 
den  Bankenverband  aufgenommen. 

Für  Anweisungen  im  Verkehr  mit  Genf  wurde  noch  V2  7oo  Provision 
erhoben;  für  die  Rücksendung  eingelöster  Noten  und  die  Transportkosten 
von  Barschaft  wurde  die  Ausstellerin  belastet;  im  übrigen  galten  dieselben 
Abmachungen,  wie  für  Zürich  und  St.  Gallen. 

Für  den  Berner  Verkehr  wurde  bestimmt:  Pari-Einlösung  der  beider- 
seitigen Noten;  Rechnungsüberträge  durch  Anweisung  erleiden  */i  «/«o  Gebühr 
(im  Maximum  15  Fr.);  Inkasso  wie  bei  den  Banken  in  Zürich  und  St.  Gallen. 

Durch  die  Aufnahme  dieser  beiden  Institute  in  die  Vereinbarung  hatte 
diese  auch  in  der  Westschweiz  Fuss  gefasst,  und  Bern  bildete  den  erwünschten 
Übergang  in  der  Reihe  der  Glieder. 

Die  oben  mitgeteilten  Zahlen  zeigen  vom  Jahre  1869  an  Stagnation  und 
Rückgang  im  Verkehr,  nachdem  er  vorher  unbekümmert  um  die  Platz- 
verhältnisse in  Basel  seinen  Weg  aufwärts  genommen  hatte.  Im  Jahre  1870 
litt  er  besonders  im  Juli  und  August,  zu  Beginn  der  Kriegszeit.  Damals  wurde 
das  Anweisungsverfahren  sehr  erschwert  und  zeitweise  sogar  unterbrochen. 

Ein  überwiegender  Teil  der  Umsätze  kam  jeweilen  auf  den  Verkehr 
zwischen  Basel  und  Zürich,  wobei  sich  ergab,  dass  die  Bank  in  Basel 
in  der  Mehrzahl  der  Wochenabschlüsse  Schuldnerin  blieb. 

Auffallend  stark  erscheinen  die  Ausgleichungen  mit  Barschaft,  und  doch 
schritt  man  nur  dazu,  wenn  ein  absolutes  Bedürfnis  dafür  vorlag.  Es  fehlte 
eben  noch  an  Gelegenheit  zu  gegenseitigen  Ausgleichen.  Die  Barsen- 
dungen erreichten  (in  Millionen  Franken): 

1865  1866  1867  1868  1869  1870 

7.0  16.0  14.7  24.0  17.6  16.7 

Erst  in  den  1880  er  Jahren,  mit  der  Errichtung  einer  Zentralstelle  in 
Zürich,  nahmen  die  Barsendungen  allmählig  ab;  sie  nahmen  wieder  zu  in 
den  1890er  Jahren,  als  das  Agio  auf  dem  französischen  Wechselkurse  eine 
Silberdrainage  provozierte,  und  verminderten  sich  erst  wieder  infolge  der 
Vereinbarung  von  Lugano,  im  Jahre  1899,  in  welcher  die  Banken  sich 
gegenseitig  versprachen,  auf  Barschaftsbegehren  gegen  Noten  zu  verzichten. 
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In  die  Jahre  1865—1867  fällt  nun  eine  für  die  Entwicklung  des  Banken-  Neue  versuche, 
Verbandes  interessante  Verhandlung  und  Konferenz  der  Bankleiter  und  auszubauen, 

1865—1867, 

Präsidenten  von  Basel,  Zürich  und  St.  Gallen,  und  da  sie  wohl  nur 
wenig  bekannt  ist,  soll  ihrer  im  folgenden  eingehend  gedacht  werden.') 

Den  Anstoss  zu  diesen  Unterhandlungen  hatte  im  November  1866  eine 
Anfrage  der  Banque  du  Commerce  in  Genf  gegeben,  ob  die  übrigen  Banken 
— Basel,  Zürich,  St.  Gallen,  etwas  gegen  eine  Verbindung  zwischen  ihr  und 
der  Banque  cantonale  vaudoise  einzuwenden  hätten.  St.  Gallen  begrüsste 
diese  neue  Vereinbarung  und  war  bereit,  die  waadtländische  Kantonalbank 
auch  in  den  engem  Verband,  in  das  „Quartett“  -)  aufzunehmen.  Der  Präsident 
der  Bank  in  Zürich,  Ott-Trümpler,  war  anderer  Meinung;  Er  sagte;  „Alle  ,pem"sh:h. 
oder  fast  alle  andern  Banken  inklusive  Waadt  sind  nicht  unabhängig  von 
ihren  Regierungen,  und  auch  sonst  ist  ihre  Einrichtung  nicht  der  Art,  dass 
unter  allen  Umständen  die  augenblickliche  bare  Erfüllung  aller  fälligen 
Verbindlichkeiten  gesichert  wäre.  — Die  vier  Plätze  sind  die  einzigen  in 
der  Schweiz  von  grosser  kommerzieller  Bedeutung.  — Wenn  wir  einmal  die 
bezeichnete  Demarkationslinie  zu  Gunsten  einer  fünften  Bank  überschreiten, 
so  müssen  wir  auch  alle  übrigen  bestehenden  und  noch  entstehenden 
Notenbanken,  die  es  verlangen,  in  unsere  Vereinbarung  aufnehmen;  wo 
wäre  die  Grenze?“  Und  auf  die  Anregung  der  Bank  in  St.  Gallen,  die 
Banknotenemission  sollte  einmal  verbessert  werden,  da  sie  seit  dem  Bestehen 
der  Allianz  keine  Fortschritte  zum  Bessern  gemacht  habe  — sie  schrieb  vom 
Plan  einer  „Vereinsnote“,  den  Basel  vor  kurzem  bekannt  gegeben 
habe  — bemerkte  Ott:  „An  unsern  Banknoten  ist  es  infolge  hiesiger  Gesetz- 
gebung unmöglich,  etwas  zu  ändern;  wenn  wir  diesen  Hasen  aufjagen,  so 
ist  die  unvermeidliche  Folge  davon,  dass  man  uns  die  Noten  ganz  verbietet, 
oder  dass  man  uns  für  die  Erlaubnis  zu  deren  Ausgabe  Fr.  100  m p.  a. 
oder  so  etwas  verlangt.“ 

Die  Bank  in  Basel  hielt  eine  Verbindung  mit  Bern  und  Neuchätel  für 
wichtiger,  als  eine  mit  Lausanne;  die  kleinen  Lausanner  Noten  von  5 Fr. 
und  20  Fr.  waren  nicht  nach  ihrem  Geschmack. 

Quellen:  Der  Briefwechsel  der  Beteiligten  im  Archiv  der  Bank  in  Basel. 

*)  Die  Berner  Kantonalbank  war  im  Jahre  1866  noch  nicht  im  Verbände. 
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Die  1 onferenz 
in  ürich, 
Noven  oer  1866. 


Auf  einer  Konferenz  sollte  nach  dem  Vorschläge  von  Direktor  Früh 
das  Verhältnis  zu  der  Gruppe  der  Eidgenössischen  Bank,  ferner  die 
Frage,  ob  eine  Publikation  der  Bankbilanzen  stattfinden  solle  und 
die  Notenfrage  besprochen  werden. 

Direktor  Früh  in  Basel  hatte  sich  mit  dieser  Angelegenheit  intensiv 
beschäftigt;  es  war  namentlich  das  Vorgehen  der  Eidgenössischen  Bank 
gewesen,  das  ihn  veranlasst  hatte,  den  Plan  zu  einem  Übereinkommen  für 
eine  gemeinsame  Notenausgabe  zu  entwerfen  und  den  Banken  in  Zürich 
und  St.  Gallen  quasi  als  Grundlage  für  die  Besprechung  an  der  Konferenz 


zu  übersenden. 

Die  Konferenz,  zu  der  Genf  nicht  eingeladen  worden  war,  da  es  nicht 
im  eigentlichen  Banken-„Trio“  sass,  fand  am  29.  November  1866  in  Zürich 
statt.  Die  Aussichten  schienen  indessen  nicht  allzu  rosig  zu  sein;  denn 
Ott  hatte  am  25.  November  Direktor  Früh  noch  mitgeteilt,  obschon  er  an 
dessen  Entwürfe  den  „grossen  Scharfsinn  und  die  grosse  Gründlichkeit“ 
rühmte;  „Um  Illusionen  zu  vermeiden,  will  ich  es  schon  hier  aussprechen, 
dass  wir  Ihr  Vertragsprojekt  ganz  entschieden  ablehnen  müssen;  ....  an 
unsern  Noten  können  wir  einmal  nichts  ändern,  und  verschiedenes  andere, 
besonders  die  Festsetzung  des  Zinsfusses  durch  einen  Central-Rat  oder 
dessen  Delegierte,  wäre  uns  auch  nicht  möglich.“ 

Die  Konferenz  brachte  in  der  Tat  nicht  viel  Nennenswertes  zu  Tage. 
Ott-Trümpler  wies  mit  der  ihm  eigenen  Schroffheit  Früh’s  Vorschläge  zurück. 
„Es  sei  unnütz,  in  den  Vertragsentwurf  jetzt  näher  einzutreten“,  am  Schlüsse, 
wenn  noch  Zeit  übrig  sei,  könne  man  davon  sprechen.^) 

Die  Delegierten  von  Zürich  und  St.  Gallen  beschlossen,  darnach  zu 
verfahren,  nachdem  Direktor  Früh  bemerkt  hatte,  „dass  die  meisten  Aus- 
setzungen an  seinem  Entwürfe  auf  irriger  Auslegung  beruhen.“ 

Merkwürdig!  Der  gemeinsamen  Notenausgabe,  wie  der  „Vereinsnote“ 
brachte  Zürich  wenig  Wohlwollen  entgegen,  und  doch  klagte  Direktor  Finsler 
von  der  Bank  in  Zürich  in  der  gleichen  Konferenz  darüber,  wie  unangenehm 
die  Verschiedenartigkeit  der  Noten  im  Kassenverkehr  sei  und  wie  viel  Anlass 
zu  Irrungen  dadurch  geboten  werde. 


’)  Revilliod,  der  Direktor  der  Banque  du  commerce  in  Genf,  nennt  ihn  in 
einem  Briefe  an  Früh  „un  homme  si  positif,  si  precis,  si  serre  dans  ses  arguments.“ 
„Une  responsabilite  pesait  sur  moi  en  face  de  cette  volonte  tres  positive  et  j’en  etais 
intimide  malgre  la  parfaite  amabilite  avec  laquelle  il  m’a  re^u.“ 
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Als  st.  Gallen  die  Aufnahme  and  erer  Banken  in  die  Vereinbarung 
warm  empfahl,  wurde  auch  dieser  Vorschlag  von  Zürich  „mit  den  bekannten 
Gründen“  bekämpft.’)  Immerhin  konnten  sich  schliesslich  alle  drei  Banken 
mit  einer  Ausdehnung  der  Vereinbarung  auch  auf  andere  Plätze  vertraut 
machen. 

Den  konkurrierenden  Banken,  namentlich  der  Eidgenössischen 
Bank  gegenüber  herrschte  die  Ansicht,  man  solle  vorläufig  keinen  Unter- 
schied machen,  ausgenommen  im  Diskonto-Geschäft,  falls  die  eigenen  Mittel 
beschränkt  seien.  St.  Gallen  schien  die  Konkurrenz  der  „Eidgenössischen“  zu 
empfinden  und  zu  fürchten,  namentlich  wegen  den  Depositgeldern,  „welche  sie 
durch  Gewährung  von  sehr  genehmen  Konditionen  an  sich  zu  ziehen  suche.“ 

Zürich  suchte  die  Befürchtungen  umgekehrt  als  wenig  begründet  darzustellen, 
und  Basel  glaubte,  die  Eidgenössische  Bank  beabsichtige,  die  vom  Banken- 
Trio  ausgegebenen  Pari -Anweisungen  zu  benützen,  um  die  unter  ihren 
Comptoirs  entstehenden  Verbindlichkeiten  bequemer  ausgleichen  zu  können. 

Ein  Beschluss  wurde  nicht  gefasst. 

Die  Publikation  der  Bankbilanzen  wurde  von  St.  Gallen  nach- 
drücklich unterstützt,  von  Zürich  lebhaft  bekämpft.  „Schliesslich  wird“,  heisst 
es  in  einem  Resume  der  Verhandlungen  von  Direktor  Früh,  „von  Zürich 
zugestanden,  dass  die  Bilanzen  Leuten,  welche  sich  besonders 
darum  interessieren  und  keine  Abschrift  davon  nehmen  oder 
keinen  Gebrauch  für  die  Öffentlichkeit  davon  machen  wollen, 
mitgeteilt  werden  können“.  Natürlich  stand  es  jeder  Bank  frei,  die  eigenen 
Rechnungen  zu  veröffentlichen.  Von  allen  Banken  hatte  in  spätem  Jahren 
nur  die  Bank  in  Basel  regelmässig  am  Montag  ihre  Bilanz  vom  vorhergehenden 
Samstag  veröffentlicht. 

Endlich  gab  Bankpräsident  Ott  noch  Kenntnis  von  einer  Skizze,  welche 
er  nach  einer  ihm  früher  von  Direktor  Speiser  mitgeteilten  Idee  entworfen 
hatte,  unter  welchen  Bedingungen  ihm  eine  Vereinigung  unter  einer 
grössern  Zahl  von  Banken  ausführbar  erscheine. 

Ott  arbeitete  seine  Skizze  zu  einem  umfangreichen  „Vertrags- 
entwürfe für  die  Erstellung  eines  Clearing-houses“  aus.  St. Gallen 
fand  ihn  gut  und  zweckentsprechend;  Basel  brachte  eine  Reihe  von  Bemer- 
kungen dazu  an  und  erklärte  sich  ausserdem,  wie  die  übrigen  Banken,  Genf, 

')  Nach  einer  Notiz  von  Direktor  Früh. 

I 
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Direk  or  Früh's 
Entw  irf  einer 
Note  banken- 
L lion. 


Zürich,  St.  Gallen,  behufs  Feststellung  des  Vorgehens,  bereit  zu  einer 
Konferenz. 

Die  ganze  Angelegenheit  scheiterte  unerwartet.  Ott  schrieb  am  3.  März 
1867;  „seit  die  vorliegende  Idee  im  November  zuerst  ans  Licht  trat,  hat  sich 
hier  in  Zürich  die  Lage  der  Dinge  nach  und  nach  geändert;  man  droht  uns 
je  länger  je  mehr  mit  der  bekannten  Kantonalbank,  und  wenn  der  Grosse 
Rat  schwach  genug  ist,  darauf  einzugehen,  so  ist  es  leicht  möglich,  um  nicht 
zu  sagen,  wahrscheinlich,  dass  er  das  Banknotenmonopol  in  Anspruch  nehmen 
und  die  Noten  der  Bank  in  Zürich  einfach  verbieten  wird“.  Er  schlug  vor, 
zuzuwarten,  und  unter  dem  Zuwarten  vergingen  beinahe  10  Jahre,  bis  in 
der  behandelten  Frage  wiederum  ein  Schritt  vorwärts  getan  wurde.  Die 
Zürcher  Kantonalbank  ist  dann  bekanntlich  im  Jahre  1869  gekommen  und 
hat  im  Februar  1870  ihre  Schalter  geöffnet,  ohne  dass  die  Bank  in  Zürich 
ihr  Notenemissionsrecht  verloren  hätte. 

Die  Bank  in  Zürich  hat  zweifellos  die  Flinte  zu  rasch  ins  Korn  geworfen. 
Wie  oft  haben  den  Emissionsbanken  in  den  letzten  Jahren  ihres  Bestehens 
ihre  Gegner  gedroht:  Jetzt  ist’s  fertig!  und  doch  fanden  sie  es  immer  wieder 
der  Mühe  wert  — Basel  an  der  Spitze  — Verbesserungen  durchzuführen, 
selbst  wenn  sie  voraussichtlich  nur  wenige  Jahre  Bestand  haben  konnten. 

Der  autoritäre  Charakter  des  Zürcher  Bankpräsidenten  machte  es 
ausserdem  den  andern  Banken  nicht  leicht,  ihre  Meinung  und  Stellung  zu 
behaupten,  und  so  capabel  er  in  Banksachen  war,  so  ist  doch  fraglich,  ob 
nicht  eine  bei  aller  Festigkeit  mehr  entgegenkommende  Natur,  wie  Speiser 
sie  z.  B.  besessen  hatte,  „die  Bankenunion“  damals  schon  zu  Stande 
gebracht  hätte. 

Nachstehend  geben  wir  gekürzt  den  Inhalt  des  Früh’schen  Ent- 
wurfes wieder,  da  er  für  unsinteresse  hat  und  weilerauch  beweist,  dass 
Früh,  trotz  seiner  Zurückhaltung,  viel  Initiative  entwickelt  hat,  mehr,  als 
man  sonst  anzunehmen  geneigt  ist,  wenn  man  die  gewöhnlichen  Bankgeschäfte 
allein  durchgeht: 

1.  Die  drei  Banken  verzichten  auf  die  Herausgabe  und  Wiederausgabe  ihrer  zurück- 
kehrenden Separatnoten. 

2.  Sie  vereinigen  sich  zur  Ausgabe  einer  gemeinsamen  für  gemeinsame  Rechnung 
zu  erstellenden  Note. 

3.  Für  richtige  Einlösung  der  neuen  Noten  haften  sie  solidarisch  mit  ihrem  ganzen 
Vermögen. 
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4.  Über  Ausgabe  und  Deckung  der  Noten  wird  — unter  Ausscheidung  der  Aktiv- 
bestände (Wechsel  und  Barschaft)  — ganz  gesonderte  Rechnung  geführt  durch 
Annahme  der  Firma : Notenbanken-Union. 

5.  Die  Noten  werden  in  Abschnitten  von  50,  100,  500  und  1000  Fr.  erstellt.  Gesamt- 
betrag nicht  höher  als  das  Dreifache  des  in  den  drei  Banken  einbezahlten  Aktien- 
kapitals und  des  vorhandenen  Reservefonds. 

6.  Der  Gegenwert  der  ausgegebenen  Noten  soll  in  bar  oder  in  diskontierten  Wechseln 
vorhanden  sein. 

Die  Summe  der  aufzunehmenden  Wechsel  darf  den  niedrigsten  Bestand  der 
im  letztabgeschlossenen  Geschäftsjahr  gleichzeitig  im  Umlauf  verbliebenen  Noten 
nicht  übersteigen.  Daneben  sollen  von  der  Totalsumme  der  umlaufenden  Noten 
33  ° o jederzeit  in  bar  vorhanden  sein. 

Im  ersten  Geschäftsjahr  wird  das  Minimum  der  Zirkulation  der  drei  Banken 
im  vorangegangenen  Jahr  als  Basis  dienen  für  den  Betrag,  der  in  Wechseln  angelegt 
werden  darf. 

7.  Mit  dem  zu  errichtenden  Zentralbureau  stehen  bei  den  drei  Banken  besondere 
Ausgabe-  resp.-  Einlösungsbureaux  in  direkter  Verbindung. 

Die  Direktion  des  Zentralbureaus  wird,  insofern  die  Geschäftskonvenienz 
nicht  eine  andere  Anordnung  nötig  macht,  von  einer  der  drei  Banken  übernommen 
und  wechselt  jährlich  den  Sitz. 

Es  sollen  womöglich  auch  anderwärts,  namentlich  bei  andern  Banken,  Ein- 
lösungsbureaux errichtet  werden. 

8.  Die  drei  Banken  leisten  in  der  Regel  alle  ihre  Zahlungen  in  Noten,  die  sie  sich 
vom  Zentralbureau  entweder  gegen  bar  oder  gegen  Diskonto  von  Wechseln  aus 
ihrem  eigenen  Portefeuille  verschaffen. 

9.  Sobald  die  Übereinkunft  in  Kraft  tritt,  laufen  die  ausstehenden  Noten  der  drei  Banken 
für  Rechnung  der  Notenbanken-Union;  jede  einzelne  der  erstem  hat  diese  für  den 
Betrag  ihrer  Zirkulation  in  bar  oder  diskontierten  Wechseln  nach  Art.  6 zu  decken. 

10.  Die  Direktion  des  Zentralbureaus  ist  allein  zur  Annahme  von  Diskontopapier  befugt. 
Dabei  hat  das  Papier  der  drei  Banken,  das  also  ausser  wenigstens  zwei  guten 
Unterschriften  noch  das  Giro  der  skontierenden  Bank  trägt,  das  Vorrecht;  in 
zweiter  Linie  kann  Papier  von  solchen  Banken  angenommen  werden,  welche  mit 
der  Notenbank-Union  in  einem  Vertragsverhältnis  behufs  Einlösung  ihrer  Noten 
stehen,  und  endlich  ist  zum  Diskonto  zulässig  alles  mit  drei  anerkannt  soliden 
Unterschriften  bekleidete  Papier  auf  diejenigen  Schweizer-Plätze,  wo  Verträge  den 
kostenfreien  Inkasso  sichern. 

11.  Vom  Ertrag  des  Diskontogeschäftes  werden  alle  Kosten,  die  für  Zentral-  und 
Einlösungsbureaux,  für  Bar-  und  Notensendungen  etc.  im  Laufe  des  Jahres  auf- 
laufen, bestritten.  Der  Überschuss  wird  unter  die  drei  Banken  verteilt,  nachdem 
20  7«  davon  einem  Spezialfonds  zugeteilt  worden  sind. 

Dem  Spezialfonds  werden  die  Notenanfertigungskosten  belastet ; sobald  er 
auf  die  Höhe  von  2 7<>  des  Emissionsbetrags  der  Noten  gebracht  ist,  gelangt  der 
ganze  Reinertrag  zur  Verteilung  an  die  Banken. 

12.  An  den  Einlösungsbureaux  der  Banken  wird  genaue  Kontrolle  über  die  Noten- 
Ausgabe  und  -Einlösung  geführt.  Das  Ergebnis  der  Kontrolle  dient  als  Grundlage 
für  die  Gewinnverteilung.  Bei  jeder  der  drei  Banken  wird  die  Summe  der  im 
Verkehr  mit  dem  Publikum  im  Lauf  des  Jahres  ausgegebenen  und  im  gleichen 
Zeitraum  eingelösten  Noten  addiert  und  auf  diese  Weise  der  Umsatz  aller  drei 
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Banken  erhoben  und  sodann  jeder  einzelnen  eine  Beteiligung  am  Gewinn  eingeräumt, 
welche  dem  Verhältnis  ihres  Separatumsatzes  zum  Totalumsatz  entspricht,  z.  B, : 
St.  Gallen,  im  Laufe  des  Jahres  ausgegeben  60  Mill.  Totalumsatz 

eingelöst  60  „ 120  Mill 

Zürich,  „ „ „ „ ausgegeben  50  Mill. 

eingelüst  50  „ 100  „ 

Basel,  ^ „ ausgegeben  20  Mill. 

eingelöst  20  „ 40  „ 

260  Mill. 

Somit  erhielte  St.  Gallen  Zürich  ‘720,  Basel  * 20  vom  Reinertrag. 

13  Publikation  der  das  Publikum  betreffenden  Punkte:  des  Betrages  jeder  neuen 
Emission,  wöchentlich  des  Standes  der  zirkulierenden  Noten  und  der  im  Noten- 
departement vorhandenen  Barschaft  und  Wechsel  und  des  Diskontosatzes. 

14.  Jede  der  drei  Banken  bezeichnet  2 Mitglieder  ihres  Verwaltungsrates;  diese  bilden 
zusammen  den  Direktionsrat  der  Notenbank- Union  und  übernehmen  gegen- 
über dem  Verwaltungsrat  die  Berichterstattung. 

15.  Diskontoabänderungen  werden  vom  Direktor  des  Zentralbureaus  im  Ein- 
verständnis mit  den  daselbst  anwesenden  Direktionsräten  vorgenommen  nach  den 
vom  Direktionsrat  aufgestellten  allgemeinen  Regeln  und  Anordnungen.  Die  andern 
Banken  werden  telegraphisch  von  der  Abänderung  in  Kenntnis  gesetzt,  damit  die 
Publikation  auf  allen  3 Bankplätzen  gleichzeitig  ei lassen  werden  kann. 

16.  Die  Zustimmung  der  Aktionärversammlungen  der  einzelnen  Banken  wird  Vorbehalten 
für  alle  Punkte,  über  welche  sie  laut  den  bestehenden  Statuten  zu  beschliessen  haben. 

Weitere  Beschlüsse  werden  von  den  Mitgliedern  des  Direktionsrates  der 
Notenbank-Union  nach  Massgabe  der  ihnen  vom  Verwaltungsrate  übertragenen 
Vollmacht  gefasst. 

Im  Direktionsrat  geben  beide  Vertreter  jeder  Bank  nur  eine  Stimme  ab; 
die  Beschlüsse  müssen  einstimmig  gefasst  werden,  so  dass  keine  Bank  von  den 
beiden  andern  überstimmt  werden  kann. 

Direktor  Früh  hielt  die  Fusion  der  Banken,  wie  sie  Ernest  Pictet 
in  seiner  Brochüre ; Les  Banques  de  circulation  en  Suisse,  im  Jahre  1863 
vorgeschlagen  hatte,  für  unmöglich.  Sein  Projekt  basiert  auf  der  Erwägung, 
dass  die  bei  den  Banken  übereinstimmenden  Interessen  d.  h.  Notenausgabe 
und  Wechseldiskonte,  konzentriert  werden  könnten,  dass  aber  die  Ver- 
schiedenheit der  Anschauungen  und  Übungen  in  andern  Zweigen,  wie  z.  B. 
im  Darlehensgeschäft,  eine  Konzentration  hierin  nicht  wünschbar  erscheinen 
lasse.  Er  beantragte  für  den  Anfang  auch  keine  gänzliche  Ausscheidung  und 
Fusion  des  Diskontogeschäfts;  doch  hätte  die  gemeinsame  Notenausgabe 
darauf  vorbereiten  und  dazu  führen  können. 

Die  Banken  hätten  somit  fortfahren  können  zu  diskontieren,  und  die 
durch  die  Zirkulation  frei  gewordenen  Beträge  hätten  zum  Rückdiskonto  der 
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von  den  Banken  aufgenommenen  Wechsel  dienen  können.  Dagegen  sollte 
es  ihnen  frei  bleiben,  den  Zinsfuss  selbst  zu  bestimmen,  sowohl  für  die 
von  ihnen  angenommenen  Wechsel,  als  auch  für  Darlehn.  Den  Anschluss 
anderer  Notenbanken  dachte  sich  Früh  in  der  Weise,  dass  man  kleinere 
Banken  gegen  Entschädigung  bewogen  hätte,  auf  ihre  eigene  Notenausgabe 
zu  verzichten  und  die  Unionsnoten  anzunehmen,  und  dass  nicht-reine  Noten- 
banken für  den  Betrag  ihrer  Notenemission  Depositen  in  Form  von  anerkannt 
guten  Obligationen  zu  leisten  hätten. 


Zum  bessern  Verständnis  der  weitern  Entwicklung  der  Bankverträge, 
auch  zur  Ergänzung  unserer  Skizze,  müssen  wir  nun  der  Bewegung  gedenken, 
die  dahin  ging,  die  Notenausgabe  auf  dem  Wege  der  Bundesgesetzgebung 
zu  regeln  oder  gar  an  den  Bund  als  Monopol  zu  übertragen. 

Die  ersten  Anstösse  zu  einer  Änderung  des  Systems  der  Bankfreiheit 
und  Bankvielheit  fallen  in  die  60er  Jahre  des  19.  Jahrhunderts. 

Den  Beginn  der  öffentlichen  Aussprache  hatte  im  Jahre  1863  Ernest 
Pictet  in  Genf  in  seiner  oben  erwähnten  Brochüre  gemacht;  er  wollte 
allerdings  keine  Zentralisation  des  Notenwesens,  sondern  eine  Konzentration 
der  Notenbanken,  eine  Fusion  der  18  existierenden  Emissionsbanken,  eine 
„Association  des  banques.“  Anders  als  er,  wollte  Adolf  Burckhardt- 
Bischoff  in  Basel  verfahren.  In  seiner  Schrift  über  „die  Zeddelbanken 
in  der  Schweiz  und  das  Bedürfnis  einer  einheitlichen  Noten-Zirkulation“ 
(Basel  1865)  kam  er,  nach  scharfer  Kritik  der  herrschenden  Verhältnisse  zu 
folgendem  Resultate : 

1.  Eine  einzige  privilegierte  Zeddelbank  ist  für  die  Schweiz  durch  das 
allgemeine  öffentliche  Interesse  geboten. 

2.  Das  Recht  der  Konzession  zur  Ausgabe  von  Banknoten  muss  durch 
ein  Bundesgesetz  aus  den  Händen  der  Kantonsregierungen  in  die  Hände 
der  Bundesbehörden  übertragen  werden. 

3.  Das  Privilegium  zur  Ausgabe  von  schweizerischen  Banknoten  wird 
durch  die  Bundesbehörden  einer  Privat-Aktiengesellschaft  übertragen, 
deren  Statuten  der  Genehmigung  der  Bundesbehörden  unterliegen.  Der 
Bund  überwacht  den  Geschäftsbetrieb  und  partizipiert  in  billigem 
Verhältnis  am  Nutzen  aus  der  Noten-Emission. 


Die 

ersten  Anstösse 
zu  einer 
Änderung  des 
Systems. 


E.  Pictet,  Genf 
1863. 


Ad.  Burckhardt- 
Bischoff, 
Basel  1865. 
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Im  gleichen  Jahre  1865,  bei  Anlass  der  Revision  der  Bundesverfassung, 
schlug  die  Revisionskommission  des  Ständerates  auf  den  Bericht  des  Zürchers 
Prof,  Dr.  Rüttimann  die  Aufnahme  des  folgenden  Artikels  in  die  Bundes- 
verfassung vor : 

„Der  Bund  ist  befugt,  in  Bezug  auf  Wertpapiere,  die  geeignet  sind, 
wie  Geld  umzulaufen  (Banknoten  und  dgl.)  die  erforderlichen  gesetzlichen 
Bestimmungen  zu  treffen.“ 

So  hatte  die  Idee  der  gesetzlichen  Regelung  schon  den  Weg  ins 
Parlament  genommen.  Ob  die  tatsächlichen  Verhältnisse  sich  in  jenen 
Jahren  so  schlimm  präsentiert  hatten,  oder  ob  es  lediglich  Einflüsse  der 
Burckhardt’schen  Schrift  waren,  die  Rüttimann  zu  seinem  Berichte  bewogen, 
sei  dahingestellt.  Der  Ständerat  verwarf  den  Kommissionsantrag  am 
9.  November  1865  mit  Mehrheit. 

ln  die  folgenden  Jahre  fallen,  wie  wir  schon  erwähnt  haben,  die 
Konferenzen  der  Emissionsbanken  von  Basel,  Zürich  und  St.  Gallen  und 
die  Vorschläge  von  Früh  und  Ott-Trümpler. 

Es  ist  möglich,  dass  hier  wiederum  Burckhardt  und  ausserdem  die 
noch  ungefährliche  Behandlung  der  Frage  im  Ständerat  ihre  Wirkung  taten; 
ein  Teil  der  Ausführungen  von  Früh  scheint  überhaupt  auf  Burckhardts 
Besprechung  des  Projektes  von  Pictet  und  seine  eigenen  verbesserten  Vor- 
schläge hierzu  im  Jahre  1864  zurückzugehen.  Während  mehreren  Jahren  hören 
wir  nichts  mehr  davon;  auch  Burckhardt  überliess  die  Initiative  den  Beteiligten. 


Das  Kmisjahr  Da  kamen  die  Schrecken  des  Krieges  von  1870  und  die  bittern  Tage 
der  Monate  Juli  und  August^),  und  diese  hatten  zur  Folge,  dass  von  oberster 
Stelle  aus  die  Initiative  zum  Schutze  des  Geldumlaufs  und  zur  Regelung 
des  Notenwesens  ergriffen  wurde.  Der  Bundesrat  Hess  sich  durch  eine 
Expertent  richt.  Expertenkommission  sowohl  über  die  Ursachen  der  Krise,  als  über  die 
Massregeln,  die  zu  ergreifen  seien,  um  einem  zweiten  Notstände  vorzubeugen, 
berichten,  und  die  eingelaufenen  Gutachten  — obwohl  sie  zum  Teil  von 
einander  abwichen,  — waren  darin  einig,  dass  die  Banknotenausgabe 
vom  Bunde  — nicht  von  den  Kantonen  — gesetzlich  geregelt  werden 


h Vergl.  Seite  125  f.  hievor,  sowie  „Die  Krisis  des  Jahres  1870.  Bericht  von  Konrad 
Keller,  Direktor  der  Bank  in  Winterthur,“  in:  „3  Gutachten  über  das  Schweizerische 
Banknotenwesen  vom  Schweizerischen  Handels-  und  Industrie-Verein“  — Bern  1871. 


müsse.')  Ausserdem  wurde  die  Schaffung  einer  grossen  schweizerischen 
Zentralbank  mit  oder  ohne  Notenmonopol  auf  privater  Grundlage  vorgeschlagen, 


und  Girogeschäft  zufallen  sollte. 

Am  6.  November  1870  stellte  der  Bundesrat  in  der  Bundesversammlung 
den  Antrag,  es  sei  folgender  Artikel  36  in  die  Bundesverfassung  aufzu- 
nehmen: Der  Bund  wird  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  ^all- 
gemeine  Vorschriften  über  die  Ausgabe  und  den  Umlauf  der 

Banknoten  aufstellen. 

Im  Nationalrate  wurde  sogar  schon  die  Errichtung  einer  Bundesbank 
angeregt;  allein  die  Mehrheit  der  Bundesversammlung  begnügte  sich,  da  ihr 
die  Frage  noch  nicht  spruchreif  zu  sein  schien,  mit  der  Aufnahme  des 
bundesrätlichen  Vorschlages  in  die  neurevidierte  Verfassung.  Diese  fiel 
dem  Referendum  am  12.  Mai  1872  zum  Opfer  und  mit  ihr  der  Artikel  über 
die  Banknotengesetzgebung.  ^)  Die  Bank  in  Basel  hätte  diese  nicht  zu 
fürchten  gehabt. 


1870. 

Antrag 

des  Bundesrates, 
ein  Banknoten- 
gesetz 
zu  erlassen. 


Inzwischen,  1872/73,  fanden  sich  auf  Anregung  der  Bank  in  Basel  ^^23. 
die  Emissionsbanken  von  Basel,  Zürich,  St.  Gallen  und  die  Kantonalbank  im  Banuen- 
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von  Bern  zu  einer  Verständigung  über  einen  gemeinsamen  Notentypus 
für  die  1000  Fr.-Noten  zusammen,  und  im  Februar  1874  kamen  in  Basel 
für  2 Millionen  Franken  solcher  Noten  zur  Ausgabe,  die  ersten  einheitlichen 
Banknoten,  und  ihnen  wären  bald  500-,  100-  und  50-Franken-Noten  in  gleicher 
Ausstattung  gefolgt;  allein  vom  Bundesrate  wurde  „mit  dringender  Eile“ 
auf  den  Erlass  eines  Banknotengesetzes  hingearbeitet,  und  infolgedessen 
wollten  die  vier  Banken  nicht  einen  neuen  Notentypus  schaffen,  der  etwa 
bald  wieder  einem  andern  hätte  Platz  machen  müssen. 

ln  die  neue  Bundesverfassung  von  1874  war  nämlich  folgender 
Artikel  39,  der  sogenannte  Banknotenartikel  aufgenommen  worden:  Verfassung. 

*)  Vergl.  die  Kommissionalberichte  über  die  Banknotenfrage  von  Feer-Herzog  und 
Dr.  J.  Rüttimann,  Prof.  G.  Vogt,  und  Nationalrat  Dr  Kaiser,  1870 

Vergl,  hier  und  später:  Dr.  J,  Landmann,  die  Notenbankfrage  in  der  Schweiz, 

Geschichte  und  gegenwärtiger  Stand.  S.  A.  1902  10  f. ; ferner  C.  Cramer-Frey,  die 

Regulierung  des  Banknotenwesens  in  der  Schweiz  1880.  69  f. 
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„Der  Bund  ist  befugt,  im  Wege  der  Gesetzgebung  allgemeine 
Vorschriften  über  die  Ausgabe  und  die  Einlösung  von  Banknoten  zu 
erlassen. 

Er  darf  jedoch  keinerlei  Monopol  für  die  Ausgabe  von  Banknoten 
aufstellen,  und  ebenso  keine  Rechtsverbindlichkeit  für  die  Annahme 
derselben  aussprechen.“ 

Der  Bundesrat  hatte  es  in  der  Tat  eilig.  Die  neue  Verfassung  war 
am  29.  Mai  1874  angenommen  worden,  und  schon  am  16.  des  darauffolgenden 
En?wur  eiLs  ^^onates  — Juni  1874  — legte  er  der  Bundesversammlung  den  Entwurf 
geset  es.  eines  Banknotengesetzes  vor.  Nach  weitläufigen  Debatten  in  den  eid- 
genössischen  Räten  kam  das  Gesetz  am  18.  September  1875  zu  Stande.*) 
Der  bundesrätliche  Entwurf  veranlasste  die  Emissionsbanken,  je  nach  ihrer 
Geschäftsweise,  zu  Gruppierungen  und  Eingaben  an  die  Behörden.  Die 
Bank  in  Basel  handelte  gemeinsam  mit  den  übrigen  reinen  Diskontobanken 
in  Zürich,  St.  Gallen  und  Genf. 

Die  nicht-reinen  Emissionsbanken  stellten  in  einer  Eingabe  vom  25.  Juli 
1874  an  den  Bundesrat  zunächst  das  Gesuch  um  Verschiebung  der  Voll- 
ziehung des  Art.  39  bis  nach  Erlass  der  Bundesgesetze  über  das  Obligationen- 
recht und  das  Konkursrecht,  denen  in  Art.  64  der  Bundesverfassung  gerufen 
wurde.  Sodann  verwahrten  sie  sich  tapfer  dagegen,  dass  sie  von  der  Noten- 
emission ausgeschlossen  werden  sollten,  wenn  sie  ihren  Geschäftskreis  nicht 
reorganisierten. 

Über  das  Banknotengesetz  fand  in  der  Generalversammlung  der  Aktionäre 
unserer  Bank  vom  21.  April  1876  eine  Diskussion  statt.  Auch  die  Freunde 
des  Gesetzes’  traten  nicht  entschieden  dafür  ein,  da  es  eigentlich  niemand 
befriedigte.  Alt-Direktor  Früh  war  für  Verwerfung;  ein  anderes  Mitglied 
meinte,  wenn  die  Emissionsbanken  den  Wünschen  des  Publikums  mehr 
entgegengekommen  wären,  so  hätte  möglicherweise  die  Einführung  eines 
Banknotengesetzes  von  Bundeswegen  vermieden  werden  können.  Die  Banken 
hätten  sich  Unterlassungssünden  vorzuwerfen,  und  wenn  wider  Erwartung 
das  Gesetz  verworfen  würde,  so  müssten  sie  das  Versäumte  nachholen. 

')  Hauptbestimmungen  bei  Cramer-Frey,  a.  a.  O.  73  f.  Vergl.  ferner;  Ad.  Burckhardt- 
Bischoff,  Referat  über  den  Entwurf  eines  schweizerischen  Banknotengesetzes,  verfasst  im 
Auftrag  des  Ausschusses  des  Schweizerischen  Handels-  und  Industrievereins,  Basel  1875, 
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der  schweizerischen  Emissionsbanken. 


Unterdessen  war  unerwartet  das  Referendum  angerufen  und  mühsam 
durchgeführt  worden.  Die  Verwerfungsmotive  gingen  aber  schroff  ausein- 
ander!’ Den  einen  ging  das  Gesetz  zu  weit  und  legte  den  Banken  zu  harte 
Bedingungen  auf;  den  andern  war  es  nicht  scharf  genug.  So  kam  es  denn 
in  der  Volksabstimmung  vom  26.  April  1876  zu  Fall. 


1876 

Referendum 
und  Fall. 


Das  erste  Konkordat  der  schweizerischen  Emissionsbanken. 

1876—1882. 

Nun  war  die  Reihe  wieder  an  den  Emissionsbanken.  Es  war  pas  Konkordat 

j , der  Emissions- 

während der  Campagne  viel  Schlimmes  über  sie  geschrieben  und  gesprochen  banken. 

worden;  man  Hess  kein  gutes  Haar  an  ihnen;  alle  Banken,  die  reinen,  die 

gemischten  und  diejenigen,  die  mit  der  Notenemission  ganz  unverträgliche 

Geschäfte  machten,  wurden  zusammengeworfen  und  als  Eines  und  Gleiches 

behandelt;  und  was  die  grossen  Institute  unter  sich  im  Laufe  der  Jahre  in 

gegenseitiger  Vereinbarung  getan,  um  bessere  Verhältnisse  zu  schaffen,  wurde 

kaum  beachtet  und  nur  wenig  anerkannt.  Trotzdem  Hessen  sich  die  alten 

grossen  Banken  in  Basel,  Zürich,  St.  Gallen,  Bern  und  Genf  (Banque 

du  Commerce)  schon  vor  dem  Falle  des  Banknotengesetzes  zu  weiterm 

Ausbau  ihrer  frühem  Vereinbarungen  bereit  finden.  Die  Anregung  war 

diesmal  von  der  Bank  in  Zürich  ausgegangen,  wo  Herr  J.  J.  Schweizer 

Direktor  war.  Es  sei  hier  bemerkt,  dass  am  15.  Mai  1874  die  Direktion 

der  Bank  in  Basel  an  Herrn  F.  Frey  übergegangen  war. 

Dieser  entwarf  bei  diesem  Anlass  einen  neuen  Vertrag,  in  dem  haupt- 
sächlich die  im  Banknotengesetz  vorgesehene  Zentralstelle  in  ihrer  Organi- 
sation durchgeführt  war,  und  sandte  ihn  im  Februar  1876  den  übrigen 
Verbündeten  zu.  Er  hatte  folgenden  Wortlaut; 


Art.  1. 

Die  Centralstelle,  welche  nach  Art.  17  und  18  des  Bundesgesetzes  bestimmt 
ist,  den  Verkehr  der  Banken  unter  sich  zu  erleichtern,  führt  zu  diesem  Zwecke 
eine  besondere  Buchhaltung  mit  offener  Rechnung  für  eine  jede  derselben. 

Art.  2 

In  diese  Buchhaltung  werden  aufgenommen: 

a)  aus  dem  Notenverkehr  solche  Reglierungen,  die  nicht  direkte  zwischen 
den  Banken  stattfinden ; 


Entwurf  zu 
einem  Konkordat 
von  Direktor 
Frey. 
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b)  aus  dem  übrigen  Verkehr  der  Banken  unter  sich  die  Beträge,  welche 
dieselben  ihren  laufenden  Rechnungen  entnehmen,  um  sie  auf  die  ent- 
sprechenden offenen  Rechnungen  bei  der  Centralstelle  zu  übertragen: 

c)  zu  resp.  Abschreibungen  der  von  der  Centralstelle  nach  § 6 verfügten 
Bardeckungen. 

Art.  4. 

Alle  an  die  Centralstelle  zu  ertheilenden  Aufgaben  und  die  von  ihr  ausgehenden 
Beauftragungen,  sowie  alle  darauf  bezüglichen  Anzeigen  der  Banken  unter  sich 
haben  auf  telegraphischem  Wege  zu  geschehen  und  sind  im  Laufe  desselben  Tages 
brieflich  zu  bestätigen. 

Art.  6. 

Tritt  der  Fall  ein,  dass  eine  Bank  für  Guthaben  bei  der  Centralstelle  Bar- 
deckung verlangt,  so  sorgt  diese  sofort  für  Entsprechung  und  zwar  auf  folgende 
Weise:  ist  das  Begehren  von  grösserem  Belang,  so  ist  der  Auftrag  möglichst  an 
mehrere  der  in  der  Central-Rechnung  schuldenden  Banken  im  Verhältniss  deren 
Schuldstandes  zur  abzuführenden  Summe  zu  ertheilen;  für  kleinere  abverlangte 
Beträge  sind  vorzugsweise  schuldende  Rechnungen  minderen  Belangs  zu  verwenden. 
~ Die  betreffenden  Barsendungen  haben  unverzüglich  zu  geschehen. 

Wenn  es  sich  ergibt,  dass  eine  von  der  Centralstelle  zu  Barabsendung  auf- 
geforderte Bank  gleichzeitig  in  ihrem  direkten  Verkehr  mit  der  ihr  als  Adressatin 
bezeichneten  Bank  zu  direktem  Guthaben  gekommen  ist,  so  ist  diese  selbstverständlich 
verwendbar  auf  Abschlag  resp  Tilgung  der  verlangten  Barleistung. 

Art.  7. 

Die  den  einzelnen  Emissionsbanken  eingegangenen  Noten  anderer  Banken 
werden,  soweit  sie  solche  nicht  behalten  wollen,  in  durch  1000  theilbaren  Beträgen 
den  Letzteren  directe  zugesandt;  zugleich  wird  die  absendende  Bank  die  Adressatin 
für  den  Betrag  bei  der  Centralstelle  belasten  und  diese  der  Ersteren  die  betreffende 
Buchung  bestätigen.  — Geschehen  aber  solche  Rücksendungen  von  Noten  mit  dem 
Begehren  sofortiger  Gegendeckung,  so  hat  die  Adressatin  der  zu  deckenden  Bank 
die  dazu  nöthige  Barschaft  entweder  directe,  oder,  sofern  sie  bei  der  Centralstelle 
ein  Guthaben  besitzt,  durch  Vermittlung  dieser  und  unter  Vergütung  der  Hälfte 
der  Porto-Auslagen  zugehen  zu  lassen. 

Art.  8. 

Die  Noten  der  eine  Barsendung  fordernden  Bank  gelten  ihr  selbst  gegenüber 
als  Barschaft. 

Art.  9. 

Banken,  welche  in  Rechnung  miteinander  stehen,  werden  den  aus  dem 
gegenseitigen  Verkehr  sich  ergebenden  ungefähren  Saldo  in  der  Regel  zugleich  mit 
der  an  die  Centralstelle  einzugebenden  Wochenbilanz  in  runder  Summe  auf  die 
Rechnung  dieser  Letzteren  übertragen  und  zwar  geht  auch  da  die  bezügliche 
Angabe  von  derjenigen  Bank  aus,  welche  dabei  die  guthabende  ist.  Derartige 
Ueberträge  können  jederzeit  auch  von  der  schuldenden  Bank  durch  Vermittlung 
der  guthabenden  Bank  verlangt  werden. 

Direktor  Frey  schrieb  hiezu: 

„Wie  Sie  daraus  ersehen  werden,  ist  unser  leitender  Ausschuss  in  der 
Behandlung  dieser  Frage  zu  einem  Resultat  gelangt,  das  von  der  Anschauungsweise 
unserer  gemeinsamen  Freunde  bedeutend  abweicht  Nach  unserer  Ansicht  sollten 
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sich  die  Arbeiten  der  Ausgleichsstelle  auf  reine  Buchhaltung  beschränken,  was 
eigene  Mittel  oder  beständige  Guthaben  entbehrlich  machen  würde.  Sodann  will 
es  uns  scheinen,  dass  es  praktischer  wäre  und  auch  dem  Wortlaut  des  Gesetzes 
besser  entsprechen  würde,  wenn  der  Ausgleich  und  die  Controlle  an  ein  und 
derselben  Stelle  stattfänden. 

Bei  diesen  nicht  unerheblichen  .Meinungsverschiedenheiten  haben  wir  es  als 
zweckmässig  erachtet,  unsere  Ideen  über  den  bestmöglichen  Ausgleichungsmodus 
in  einem  besondern  Entwurf  zusammenzufassen  und  denselben  unserm  Schreiben 
an  die  Bank  in  Zürich  beizufügen  “ 


Einen  andern  Entwurf,  einen  „Versuch  zu  einem  allgemeinen  Vertrag  Entwurf  uen^i 
unter  einer  Mehrzahl  schweizerischer  Emissionsbanken“  arbeitete  Direktor 
F.  Henzi  von  der  Kantonalbank  in  Bern  aus.^) 


Aus  den  verschiedenen  Verhandlungen  ging  schliesslich  ein  neues  ‘ 
Konkordat  unter  den  5 alten  Emissionsbanken  hervor,  das  am  8.  Juli  Ein^neues 

...  ir  -1  -i.  Konkordat. 

1876  in  Bern  abgeschlossen  wurde,  und  dem  bald  eine  Vereinbarung  mit 
16  andern  Emissionsbanken  folgte.  Diese  21  Banken  besassen  zu  Ende 
1876  ein  einbezahltes  Kapital  von  91,250  Millionen  Franken  und  eine  Noten- 


emission von  92,703,170  Franken. 

Am  1.  September  1876  trat  dieses  neue,  grössere  Konkordat 
in  Wirksamkeit.  Im  allgemeinen  hatte  die  Vorsteherschaft  der  Bank  in  Basel 
während  den  Verhandlungen  ihr  Hauptaugenmerk  darauf  gerichtet,  „gegen- 
über Tendenzen  nach  weitgehender  Zentralisierung  das  richtige  Mass  von 
Freiheit  der  Bewegung  zu  wahren,  wie  sie  sich  in  den  vorherigen  Vertrags- 
verhältnissen auch  darin  als  wertvoll  erwiesen  hatte,  dass  es  den  Banken 
häufig  dienen  konnte,  Guthaben  unter  sich  anwachsen  zu  lassen  in  Erwartung 
eines  spätem  Ausgleichs  im  laufenden  Verkehr.“ 

Die  wichtigsten  Bestimmungen  des  Konkordats  waren  folgende: 

„Jede  Konkordatsbank  verpflichtet  sich,  insoweit  ihre  verfügbaren  Mittel 
dieses  gestatten  und  für  so  lange,  als  die  Bank,  welche  Noten  ausgegeben 
hat,  ihren  Verbindlichkeiten  pünktlich  nachkommt,  die  Noten  von  50  Franken 
und  darüber  aller  andern  Konkordatsbanken  im  Verkehr  mit  Dritten  an 
ihrer  Hauptkasse  ohne  Abzug  an  Zahlung  zu  nehmen  und  gegen  Barschaft 
einzulösen.“ 

„Die  Konkordatsbanken  senden  sich  gegenseitig  jeden  Montag  einen 
Auszug  ihrer  Situation  auf  Ende  der  vorhergehenden  Woche,  welche  jedenfalls 
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Zürici  — 
Zentral:  teile. 

Bern  — Prä- 
sidiL  n. 


Die  Kj  tik. 


den  Bestand  an  gesetzlicher  Barschaft, 

den  Bestand  an  Noten  jeder  der  übrigen  Konkordatsbanken, 

den  Bestand  an  eigenen  Noten  in  Kassa, 

den  Betrag  der  im  Umlauf  befindlichen  eigenen  Noten  aufweist. 

Ferner  stellt  jede  Konkordatsbank  eine  Monatsbilanz  auf,  um  sie  im 
Laufe  des  folgenden  Monats  jeder  der  übrigen  Banken  zuzusenden“. 

Sodann  wurde  der  spesenfreie  Wechselinkasso  und  die  Ausstellung 
von  Mandaten  auf  alle  Konkordats-  und  Filialplätze  ausgedehnt  und  zur 
Erleichterung  des  Ausgleichs  eine  Zentralstelle  (Clearing-house)  geschaffen. 
Der  Noten-  und  Bartransport  erfolgte  auf  gemeinschaftliche  Rechnung  und 
Gefahr;  die  daraus  erwachsenden  Kosten  und  die  Entschädigung  an  die 
Zentralstelle  wurden  auf  die  einzelnen  Banken  nach  Verhältnis  ihrer  Noten- 
zirkulation und  der  Rechnungsumsätze  bei  der  Zentralstelle  verteilt. 

Die  Hauptaufgabe  der  Zentralstelle  war  der  Ausgleich  der  gegenseitigen 
Forderungen  der  Banken  durch  Übertrag  von  Konto  auf  Konto  und  des 
Gegenwerts  der  gegenseitig  eingelösten  Noten;  die  kostspieligen  Barsendungen 
von  Bank  zu  Bank  sollten  damit  vermieden  und  eine  leichte  und  stete 
Verfügbarkeit  der  Guthaben  gesichert  werden. 

Jährlich  sollte  eine  Generalversammlung  der  Delegierten  stattfinden  und 
über  eventuelle  Anträge,  Aufnahmen,  Ausschlüsse,  Streitigkeiten  entscheiden. 
Der  Rücktritt  vom  Konkordat  war  nach  dreimonatlicher  Kündigung  möglich; 
allfällige  Streitigkeiten  wurden  an  ein  Schiedsgericht  verwiesen.  Das  Präsidium 
sollte  jährlich  neu  gewählt  und  die  Zentralstelle  neu  bestellt  werden,  wenn 
die  damit  betraute  Bank  zurücktreten  oder  einzelne  Banken  deren  Rücktritt 
verlangen  sollten,  was  jedoch  nie  geschah. 

Weitere  Bestimmungen  des  Konkordats  und  des  Reglements  ordneten 
die  Sicherung  der  gegenseitigen  Rechte  und  Pflichten. 

Die  Zentralstelle  wurde  der  Bank  in  Zürich,  das  Präsidium  bis  zur 
ersten  Generalversammlung  der  Berner  Kantonalbank  übertragen. 

Bei  aller  Anerkennung  hielten  die  Gegner  des  herrschenden  Zustandes 
dafür,  das  Konkordat  könne  nur  geringen  Erfolg  haben,  da  ihm  nur  Dreiviertel 
sämtlicher  Emissionsbanken  beigetreten  seien.  Die  Geschäftsführung,  die 
Deckungsverhältnisse  und  die  Diskontopolitik  entsprächen  bei  den  Konkordats- 
banken auch  den  bescheidensten  Anforderungen  nicht. 


I 

I 


1 


der  schweizerischen  Emissionsbanken,  315 

Der  Beitritt  aller  Emissionsbanken  und  die  Ausgabe  einheitlicher  Noten- 
formulare hätte  allein  auf  Grund  eines  Bundesgesetzes  erzwungen  werden 
können;  der  Souverain,  das  Volk,  hatte  das  ihm  vorgeschlagene  Gesetz 
nicht  gewollt.  Wenn  auch  bei  der  grössten  Zahl  der  Emissionsbanken 
die  angeführten  Misstände  zutrafen,  so  war  dies  bei  den  reinen  Notenbanken 
nicht  der  Fall,  und  zu  diesen  gehörte  die  Bank  in  Basel. 

Sie  erblickte  im  Bestehen  des  Konkordats  nicht  nur  für  den  schwei- 
zerischen Geschäftsverkehr,  sondern  auch  für  die  Banken  selbst  einen  grossen 
Vorteil,  und  zwar  insofern,  als  diese  sich  näher  gebracht  wurden  und  aus 
den  gegenseitig  bestehenden  Verpflichtungen  sich  unfehlbar  eine  stillschweigend 
wirkende  Kontrolle  ergab,  wirksamer  wohl,  als  eine  von  den  Behörden 
verfügte,  und  nicht  ohne  Einfluss  auf  die  Geschäftsführung  der  Banken. 

Das  neue  Konkordat  äusserte  sich  für  die  Bank  in  Basel  in  einer 
ansehnlichen  Hebung  des  Verkehrs.  Es  betrugen  (in  Millionen  Franken)  die 


Die  neuen 
Umsätze 


Jahr 

An- 

weisungen 

Inkassi 

Sendungen  in 
Bar  Noten 

Über- 

träge 

Total 

Noten- 

einlösungen 

1875  1 

822 

67.7 

9.2 

14.8 

3.0 

1769 

15.7 

1876 

920 

720 

i 43.0 

— 

207.0 

220 

1877 

118.0 

1 93.5 

122 

37.3') 

1 

1 

261.0 

343 

1878 

93.7 

963 

8.0 

60.0  9 

— 

258  0 

30.2 

1879 

113.3 

995 

3.7 

1 73,0  9 

— 

289.5 

36,8 

1880 

1506 

105.0 

4,7 

52.2 

27.0 

339.5 

45.2 

1881 

j 158.8 

1489 

7.2 

51  9 

457 

412.5 

49.4 

Im  allgemeinen  war  die  Bank  in  Basel  im  Oesamtrechnungsstand 
gegenüber  den  andern  Banken  und  der  Zentralstelle  vorzugsweise  Kreditorin. 
Eine  stete  Disponibilität  ihrer  Mittel  veranlasste  sie,  wenn  prompter  Bar- 
ausgleich nicht  nötig  war,  behufs  Kostenersparnis  den  Ersatz  durch  andere 
Deckungsweisen  abzuwarten. 

Der  Anweisungenverkehr  der  Bank  in  Basel  erreichte  mit  den  Jahren, 
an  und  für  sich  und  namentlich  im  Verhältnis  zum  Ausgieichsverkehr  der 
Zentralstelle,  eine  beträchtliche  Höhe.  Sie  machte  es  sich  zur  Regel,  den 

‘)  Inklusive  Überträge 
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Verk»  ir  der 
Zentr  Istelle. 


Änderu  igen  in 
den  Koi  kordats* 
bestimr  ungen. 


Notenai  sgleich. 


Begehren  um  Anweisungen  auf  andere  Konkordatsplätze,  wenn  immer  möglich, 
zu  entsprechen  und  die  nicht  zur  Verwendung  kommenden  Konkordatsnoten 
direkt  an  ihre  Emissionsstellen  zurückzusenden.  Die  Barsendungen  vermin- 
derten sich  infolgedessen,  und  dem  Handelsstande  wurden  durch  dieses 
Vorgehen  anerkanntermassen  wertvolle  Dienste  geleistet. 

Die  Zentralstelle  selbst  verzeichnete  folgenden  Verkehr  (in  1000 
Franken) : 


Überträge  von 
Konto  zu  Konto 

1 Noten- 

sendungen 

1876 

43580 

25.0 

1877 

125  626 

111,812 

1878 

114.835 

130.789 

1879 

119.619 

18.361  ‘) 

1880 

140.624 

— 

1881 

141.353 

— 

Die  Zeit  und  die  Erfahrung  lehrte,  dass  einige  Bestimmungen  des 
Konkordats  nicht  praktisch  waren.  Änderungen  mussten  aber,  wenn  das 
Konkordat  befriedigenden  und  unangefochtenen  Bestand  behalten  sollte, 
behutsam  vorgenommen  werden;  denn  die  Interessen  der  Konkordierenden 
waren  nicht  überall  dieselben  und  deckten  sich  nicht  immer  mit  denjenigen 
der  Volkswirtschaft  und  der  Allgemeinheit;  es  wäre  aber  auch  ein  Wunder 
gewesen,  wenn  die  Banken  ihre  eigenen  Interessen  ganz  und  gar  hinter 
diejenigen  des  Verbandes  und  der  Allgemeinheit  gestellt  hätten. 

Es  rivalisierten  nicht  nur  die  Bestrebungen  der  verschiedenartigsten 
Bankgeschäfte  und  der  Kampf  um  den  Geltungsbereich,  sondern  auch  die 
kantonalen  Interessen  untereinander;  und  solche  verschiedenartige  Elemente 
in  einer  Vereinigung  beisammen  zu  halten,  die  dem  Einzelnen  wenig  sicht- 
baren Gewinn  bot,  ihm  dagegen  allerlei  Pflichten  auferlegte,  war  keine 
leichte  Sache. 

Der  Ausgleich  von  für  andere  Banken  eingelösten  Noten 
konnte  nach  den  Bestimmungen  des  Konkordats  auf  zweierlei  Weise  statt- 

Für  2 Monate. 
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finden:  entweder  direkt  mit  der  Ausstelierin  oder  durch  Vermittlung  der 
Zentralstelle.  Das  Letztere  erwies  sich  als  unpraktisch.  Es  war  ein  Umweg; 
die  Zentralstelle  wurde  damit  sehr  stark  belastet  und  hatte  eine  grössere 
Verantwortlichkeit.  Die  Noten  stauten  sich  in  der  Zentralstelle,  und  diese 
musste  sie  den  einzelnen  Banken  wieder  zusenden.  Die  Banken  selbst 
wurden  dadurch  veranlasst,  alle  nichteigenen  Noten  an  die  Zentralstelle  zu 
schicken,  um  sich  dort  ein  Guthaben  zu  schaffen,  und  so  kam  es  zu  einem 
gegenseitigen  Abschieben  der  Noten  und  zu  einem  fortwährenden  Zurück- 
strömen in  die  Kassen. 

Die  Bank  in  Basel  hatte  das  direkte  Verfahren  eingeschlagen,  wie 
sie  überhaupt  stets  dem  freien  Verkehr  der  Konkordierenden  unter  sich 
möglichst  grossen  Spielraum  lassen  wollte.  Sie  beantragte  daher  mit  Bern 
in  der  ausserordentlichen  Generalversammlung  vom  18.  November  1877,  die 
Rücksendung  habe  jeweilen  direkt  zu  geschehen,  der  Ausgleich  durch  die 
Zentralstelle  dagegen  möge  fakultativ  bleiben.  Das  geschah  nun  vom 
1.  März  1879  an,  und  infolge  dessen  zeigte  sich  bei  der  Zentralstelle  eine 
Abnahme  des  Ausgleichs  durch  Notensendungen.  Die  Bank  in  Zürich,  die 
Leiterin  der  Zentralstelle,  schlug  hierauf  von  sich  aus  vor,  die  ihr  zukommende 
Entschädigung  von  10,000  Fr.  auf  4,000  zu  reduzieren.  Die  zweite  Änderung 
an  der  Vereinbarung  ging  auf  die  Anregung  des  mit  den  Verhältnissen 
unzufriedenen  Direktors  der  Solothurnischen  Bank  zurück.  Herr  Direktor 
Kaiser  schlug  namens  der  Solothurner  Kantonalbank  vor,  den  Inkasso- 
verkehr aus  dem  Konkordat  ganz  auszuscheiden  oder  dafür  wenigstens  die 
Vermittlung  der  Zentralstelle  wegfallen  zu  lassen. 

Diese  Beschränkung  wurde  von  der  Bank  in  Basel  bekämpft,  weil 
sie  darin  eine  Lockerung  des  Verhältnisses  der  Banken  unter  sich  und  eine 
Schwächung  ihrer  Leistungsfähigkeit  dem  Publikum  gegenüber  erblickte. 
Nichtsdestoweniger  wurde  der  Antrag  in  der  ordentlichen  Generalversammlung 
erheblich  erklärt. 

Er  wurde  in  der  ersten  Beratung  durch  Gegenvorschläge  gemildert 
und  schliesslich  in  der  Form  angenommen,  dass  für  Guthaben  aus  besorgtem 
Wechselinkasso  dem  Debitor  direkte  Deckung  freigestellt  blieb  und  diese, 
wenn  sie  schon  innerhalb  4 Tagen  nach  dem  Eingang  verlangt  wurde,  zur 
Hälfte  in  Noten  anderer  Banken  bestehen  durfte  mit  Ausschluss  der  eigenen 


318 


Die  Entwicklung  des  Konkordats 


Die  1 ank  in 
Basel  ] ihrt  das 
Sekret  riat  der 
1.  G neral- 
versai  mlung. 


Noten.  Die  Bank  in  Basel  hatte  dieses  Begehren  nicht  unterstützt,  aber 
auch  nicht  für  unannehmbar  gefunden  und  erklärte  sich,  da  sonst  Rücktritte 
vom  Konkordate  erfolgt  wären,  damit  einverstanden. 

Der  Bank  in  Basel  war  das  Sekretariat  der  ersten  General- 
versammlung übertragen  worden.  Am  1.  Juli  1877  waren  dem  Konkordat 
auch  die  Banca  della  Svizzera  italiana  in  Lugano  und  am  1.  Juli  1878  die 
St.  Gallische  Kantonalbank  in  St.  Gallen  und  die  Appenzell  a.  Rh.  Kantonal- 
bank in  Herisau  beigetreten.  Die  Zahl  der  Emissionsbanken  war  damit  auf 
24  gestiegen.  Im  Dezember  1880  trat  die  Bank  für  Graubünden  in  Chur 
aus,  da  sie  auf  ihr  Notenemissionsrecht  verzichtet  hatte. 


af  dei  Tb/it.  diesen  Entwicklungsjahren  des  Konkordats  waren  die  Bestrebungen 

Bemühi  ngen  um  «ach  einem  Banknotengesetz  und  nach  der  Errichtung  einer  Bundesbank 

ein  Ba  knoten- 

ge  etz.  wieder  aufgenommen  worden,  nur  dass  die  Behandlung  der  Sache  mehr 
ein  politisches  Gepräge  gewann. 

Es  waren  vor  allem  die  Nationalräte  Tli.  Curti  und  Dr.  Joos  — 
Die  Mü  fon  Joos.  »Motionen-Joos“  genannt  — die  als  Rufer  im  Streite  auftraten.  Am  3.  Juni  1879 
stellte  Joos  im  Nationalrate  die  Motion:  Nur  dem  Bunde  steht  das 
Recht  zu,  Banknoten,  beziehungsweise  Kassenscheine  auszugeben. 
Er  darf  jedoch  keine  Rechtsverbindlichkeit  für  deren  Annahme 
aussprechen. 

Dadurch  sollte  der  bestehende  Verfassungsartikel  39,  der  das  Noten- 
monopol untersagte,  beseitigt  und  das  Monopol  zugelassen  werden.  Ohne 
Diskussion  wurde  die  Motion  mit  grosser  Mehrheit  abgelehnt.  Eine 
Eingabe  des  schweizerischen  Volksvereins  an  die  Bundesversammlung 
mit  dem  Begehren  um  eine  Revision  der  Bundesverfassung  im  Sinne  der 
Motion  Joos  wurde  von  der  Bundesversammlung  ebenfalls  abschlägig  ent- 
schieden, nachdem  der  Bundesrat  sich  gegen  ein  Notenmonopol  und  eine 
Staatsbank  ausgesprochen  hatte. 

Und  nun  entfachte  Joos  das  Feuerlein,  von  dem  er  nach  jener  Sitzung 
vom  3.  Juni  1879  zu  einigen  Kollegen  gesprochen,  und  das  über  die  ganze 
Eidgenossenschaft  hinleuchten  sollte:  „Mit  Hülfe  mehrerer  anderer  Feuer- 
werker“ wurde  es  zum  Feuer:  Er  bahnte  mit  andern  Worten  eine  Initiative 
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an,  die  die  Revision  der  Bundesverfassung  nach  seinem  Sinne  bezwecken  ^begehrä'*'^' 
sollte,  und  brachte  tatsächlich  56,526  Unterschriften  zusammen.’)  Die  Gegner 
des  Begehrens  formulierten  die  dem  Volke  zur  Abstimmung  vorzulegende 
Frage  in  folgender  Weise:  Soll  eine  Revision  der  Bundesverfassung  statt- 
finden? Und  wie  erwartet,  lehnte  das  Volk  am  31.  Oktober  1880  die 
Revision  mit  260,126  gegen  128,099  Stimmen  ab.  Der  Sturm  war  abge- 
schlagen, aber  man  wurde  bei  diesem  Anlasse  gewahr,  dass  die  Anhänger 
einer  gesetzlichen  Regulierung  des  Notenwesens  zahlreicher  waren,  als  man 
geahnt  hatte. 

Der  Bundesrat  hatte  inzwischen  ein  neues  Banknotengesetz  aus- 
gearbeitet und  legte  es  den  Räten  im  Juni  1880  vor.  Der  Ständerat  hatte 
die  Priorität  und  zeigte  sich  in  den  Beratungen  als  richtiger  Vertreter  der 
kantonalen  und  Kantonalbankinteressen  unter  Hintansetzung  allgemeiner 
volkswirtschaftlicher  Interessen.  Es  war  kein  erfreuliches  Bild,  das  sich  in 
diesen  Verhandlungen  darbot. 

In  Basel  wehrte  sich,  gleich  nach  dem  Bekanntwerden  der  Vorschläge 
der  ständerätlichen  Kommission,  die  Handelskammer^)  für  die  Interessen  des 
baslerischen  Handelsstandes  in  einer  Eingabe  an  den  Ständerat,  aber  ver- 
gebens, trotz  der  energischen  Vertretung  ihrer  Anschauungen  durch  den 
Präsidenten  der  genannten  Kommission,  Ständerat  Dr.  Stehlin. 

Im  Nationalrate  traten  gesundere  Ansichten  zu  Tage,  als  im  Stände- 
rat; er  wahrte,  unbeschadet  der  Sicherstellung  der  Notenemissionen  dem 
schweizerischen  Handels-  und  Geldverkehr  alle  Vorteile,  die  ihm  bis 
dahin  die  Diskontobanken  gewährt  hatten.  Der  Zufall  wollte,  dass  der 
Präsident  der  nationalrätlichen  Kommission  R.  Geigy-Merian  ebenfalls 
ein  Basler  war. 

Die  Leitung  der  Bank  in  Basel  selbst  äusserte  sich  im  Jahresberichte  in 
folgender  Weise:  „Wir  hegen  die  Zuversicht,  dass  das  aus  den  Beratungen  des 
Nationalrates  hervorgehende  Gesetz  schliesslich  die  allgemeine  Zustimmung 
erhalten  werde.  Wir  hoffen  es  sowohl  für  unser  Institut  — ungeachtet  der 
Steuern,  die  uns  auferlegt  werden  und  mancher  anderer  lästiger  Bestimmungen, 


it. 


')  Vergl.  Dr.  Simon  Kaiser,  Dichtung  und  Wahrheit  oder  der  Banknotenspektakel 
in  der  Schweiz  im  Herbste  1879.  Zürich  1879.  III  f. 

Vergl.  V.  Jahresbericht  der  Handelskammer  über  das  Jahr  1880 
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— als  besonders  für  den  ganzen  schweizerisclien  Geschäftsverkehr,  welcher 
jede  Beschränkung  der  Wirksamkeit  und  Leistungsfähigkeit  schwer  empfinden 

würde.“ 

Das  Gesetz  selbst,  wie  es  am  8.  März  1881  fertig  aus  den  Beratungen 
hervorging,  war  ein  Kompromiss  der  verschiedenartigen  Auffassungen  in  den 
Räten.  Das  Referendum  blieb  unbenutzt;  am  28.  Juni  1881  trat  das  Gesetz 
in  Kraft,  und  mit  dem  1.  Januar  1882  wurde  es  vollziehbar  erklärt. 

1.  J nuar  1882,  Bei  den  Beratungen  war  die  oben  erwähnte  Schrift  von  C.  Cramer-Frey, 

Srifu  " Kaufmann  in  Zürich,  stark  zur  Vorbereitung  und  als  Grundlage  benützt 
worden;  er  schlug  darin  eine  Privatbank  vor  mit  Notenmonopol,  beschränktem 
Geschäftskreis  und  beständiger  Deckung  der  zirkulierenden  Noten  und  der 
in  unverzinslichen  Depositen  bestehenden  Verbindlichkeiten  durch  Metall 
und  Wechselportefeuille.')  In  der  Hauptsache  deckt  sich  sein  Vorschlag  mit 
dem  früher  von  Ad.  Burckhardt-Bischoff  ausgedachten,  nur  dass  Cramer-Frey 
dem  Bunde  auch  einen  Anteil  an  der  Geschäftsleitung  gestatten  wollte. 
Damit  begann  die  politische  Laufbahn  des  siiätern  Nationalrats  und  Volks- 

Wirtschafters. 

Adolf  Burckhardt-Bischoff  fand  die  Lösung  weder  prinzipiell, 
noch  logisch;  „sie  trägt  den  Stempel  eines  Kompromisses  zwischen  wider- 
streitenden  Interessen,  aber  sie  erscheint  uns  als  eine  staatsmännische  und 
praktisch  durchführbare.  . . .“  *) 

Die  wichtigsten  Bestimmungen  des  neuen  Gesetzes  waren  folgende; 

1.  Konzessionserteilung  durch  den  Bundesrat. 

2.  Die  Emissionssumme  darf  höchstens  den  doppelten  Betrag  des  ein- 
bezahlten, wirklich  vorhandenen  Kapitals  erreichen. 

3.  Von  der  umlaufenden  Notenmenge  müssen  gedeckt  sein . 

40  « 0 durch  Barschaft,  die  von  den  übrigen  Kassenbeständen 
getrennt  zu  halten  ist  und  nur  zur  Noteneinlösung  verwendet  werden  darf. 

60  »/o  entweder  durch  Hinterlage  von  Wertschriften  oder  durch 
Kantonsgarantie  oder  durch  Verpfändung  des  Wechselportefeuilles.  (Die 
Bank  in  Basel  musste  als  reine  Notenbank  diese  Deckungsart  vorsehen.) 

')  Vergl.  W.  V.  Graffenried,  Die  Schweizerische  Staatsbank  Bern  1894  17  f. 

5)  Vergl.  W.  Speiser,  Zur  Erinnerung  an  A Burckhardt-Bischoff.  Basel  1905,  45. 


!.  J.  miar  1882. 
Das  Gesetz  in 
Kraft. 
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^ als  besonders  für  den  ganzen  schweizerischen  Geschäftsverkehr,  welcher 
jede  Beschränkung  der  Wirksamkeit  und  Leistungsfähigkeit  schwer  empfinden 

würde.“ 

Das  Gesetz  selbst,  wie  es  am  8.  März  1881  fertig  aus  den  Beratungen 
hervorging,  war  ein  Kompromiss  der  verschiedenartigen  Auffassungen  in  den 
Räten.  Das  Referendum  blieb  unbenutzt;  am  28.  Juni  1881  trat  das  Gesetz 
in  Kraft,  und  mit  dem  1.  Januar  1882  wurde  es  vollziehbar  erklärt. 

Bei  den  Beratungen  war  die  oben  erwähnte  Schrift  von  C.  Cramer-Frey, 
Kaufmann  in  Zürich,  stark  zur  Vorbereitung  und  als  Grundlage  benutzt 
worden;  er  schlug  darin  eine  Privatbank  vor  mit  Notenmonopol,  beschränktem 
Geschäftskreis  und  beständiger  Deckung  der  zirkulierenden  Noten  und  der 
in  unverzinslichen  Depositen  bestehenden  Verbindlichkeiten  durch  Metall 
und  Wechselportefeuille.')  ln  der  Hauptsache  deckt  sich  sein  Vorschlag  mit 
dem  früher  von  Ad.  Burckhardt-Bischoff  ausgedachten,  nur  dass  Cramer-Frey 
dem  Bunde  auch  einen  Anteil  an  der  Geschäftsleitung  gestatten  wollte. 
Damit  begann  die  politische  Laufbahn  des  spätem  Nationalrats  und  Volks- 

Wirtschafters. 

Adolf  Burckhardt-Bischoff  fand  die  Lösung  weder  prinzipiell, 
noch  logisch ; „sie  trägt  den  Stempel  eines  Kompromisses  zwischen  wider- 
streitenden  Interessen,  aber  sie  erscheint  uns  als  eine  staatsmännische  und 

praktisch  durchführbare.  . . .“  ') 

Die  wichtigsten  Bestimmungen  des  neuen  Gesetzes  waren  folgende: 

1.  Konzessionserteilung  durch  den  Bundesrat. 

2.  Die  Emissionssumme  darf  höchstens  den  doppelten  Betrag  des  ein- 
bezahlten, wirklich  vorhandenen  Kapitals  erreichen. 

3.  Von  der  umlaufenden  Notenmenge  müssen  gedeckt  sein: 

40  “ o durch  Barschaft,  die  von  den  übrigen  Kassenbeständen 
getrennt  zu  halten  ist  und  nur  zur  Noteneinlösung  verwendet  werden  darf. 

60  “/o  entweder  durch  Hinterlage  von  Wertschriften  oder  durch 
Kantonsgarantie  oder  durch  Verpfändung  des  Wechselportefeuilles.  (Die 
Bank  in  Basel  musste  als  reine  Notenbank  diese  Deckungsart  vorsehen.) 


')  Vergl,  W,  V Graffenried,  Die  Schweizerische  Staatsbank  Bern  1894.  17  f. 

-)  Vergl  W Speiser,  Zur  Erinnerung  an  A Burckhardt-Bischoff.  Basel  1905,  45. 
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4.  Einführung  eines  einheitlichen  Notenformulars,  dessen  Herstellung  und 
Bezug  vom  Bund  überwacht  wird.  (Damit  wurde,  was  die  wiederholten 
und  mühsamen  Anstrengungen  namentlich  der  Bank  in  Basel  nicht  zu 
erreichen  vermocht  hatten,  mit  einem  Male  verwirklicht.) 

Erlaubte  Stückelung  der  Noten:  50,  100,  500  und  1000  Fr. 

5.  Jede  Emissionsbank  ist  verpflichtet,  jederzeit  sowohl  ihre  eigenen,  als 
auch  die  Noten  anderer  schweizerischer  Emissionsbanken,  so  lange 
diese  ihre  Noten  pünktlich  einlösen,  vollwertig  an  Zahlung  zu  nehmen. 
Ausserdem  hat  sie  die  Einlösung  der  Noten  anderer  schweizerischer 
Emissionsbanken  gegen  bar  binnen  drei  Tagen  nach  Vorweisung 
unentgeltlich  zu  vermitteln. 

6.  Periodische  Publikation  der  Bilanzen  unter  der  Kontrolle  des  Bundes. 

7.  Überwachung  der  Geschäftsführung  durch  ein  eidgenössisches  Banknoten- 
inspektorat. 

8.  Jährliche  Steuer  an  den  Bund  in  der  Höhe  von  1 ®/oo  der  bewilligten 
Emissionssumme,  an  den  Kanton  bis  zu  6®/oo  vom  gleichen  Betrage. 
Leider  enthielt  das  Gesetz  keine  Bestimmungen  weder  über  den  Zwangs- 
beitritt der  Banken  zu  einem  Konkordat,  noch  über  eine  zu  errichtende 
Zentral-  (Ausgleichs-)  Stelle.  Art.  23  sagte  bloss,  dass  Vereinbarungen  zwischen 
Banken  in  betreff  der  gemeinsamen  Ausgabe  von  Noten  und  der  hieraus 
sich  ergebenden  Verhältnisse  der  Genehmigung  des  Bundesrates  unterliegen, 
und  dass  der  Beitritt  jeder  Emissionsbank  unter  gleichen  Bedingungen 
gestattet  werden  müsste.  Es  war  also  auch  unter  diesem  Gesetze  möglich, 
dass  sich  nur  ein  Teil  der  Banken  einem  Konkordat  über  Noteneinlösung, 
Ausgleich  u.  s.  w.  anschliessen  würde.  Glücklicherweise  waren  die  Banken 
von  sich  aus  bemüht,  diese  Lücken  auszufüllen. 

Dem  Gesetze  wurde  unter  anderm  vorgeworfen,  dass  es  nicht  gestatte, 
die  Reserve  von  40  ® o als  Sicherheitsventil  zu  benützen,  sondern  dass  man 
mehr  die  Noteninhaber  für  den  Fall  einer  Liquidation  vor  einem  Verluste 
schützen,  als  die  ständige  Einlösungsfähigkeit  der  Banken  sichern  wollte; 
dass  „über  die  Verpflichtung  der  Banken,  die  sonstigen  kurzfäliigen  Ver- 
bindlichkeiten, in  ähnlicher  oder  sonst  irgend  einer  zufriedenstellenden  Weise 
zu  decken“,  kein  Wort  gesagt  werde;  dass  die  Steuer  von  der  bewilligten 
Emissionssumme,  statt  von  der  tatsächlich  umlaufenden  Notenmenge  erhoben 
werde,  wodurch  man  die  Banken  naturgemäss  dränge,  möglichst  die  ganze 
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Emission  in  Zirkulation  zu  halten;')  endlich  fehle  jegliche  Bestimmung  über 
die  Festsetzung  eines  einheitlichen  Diskontosatzes. 


Re’  ision 
des  K«.  jkordats 
von  1876. 


1 i82 

Zw»  neue 
Koni  ordate. 


AlU  -‘meine 
Abre>  rinungs- 
stelle  a Zürich. 


Das  zweite  Konkordat  der  Schweizerischen  Emissionsbanken 

1882—1902. 

Das  Konkordat  von  1876  musste  nach  der  Bestimmung  des  Banknoten- 
gesetzes dem  Bundesrat  zur  Genehmigung  vorgelegt  werden.  Man  wollte 
aber  den  Anlass  nicht  unbenutzt  vorübergehen  lassen  und  schritt  zu  einer 
Revision  des  Konkordats. 

Hierüber  wurde  zum  ersten  Male  in  der  ordentlichen  Generalversammlung 
der  Konkordatsbanken  vom  18.  Juni  1881  in  Bern  diskutiert.  Der  Vorschlag 
einer  früher  ad  hoc  ernannten  Kommission,  das  Konkordat  prinzipiell  unter 
Ausscheidung  des  Notenverkehrs,  vom  Inkasso-  und  Anweisungenverkehr  zu 
teilen,  fand  allseitige  Billigung,  und  die  Bank  in  Basel  wurde  in  ihrer 
Eigenschaft  als  Mitglied  des  Bureaupc  der  genannten  Kommission  beigeordnet. 
Bureau  und  Kommission  — diese  bestand  aus  den  Delegierten  von  sechs 
Banken  — wurden  beauftragt,  beim  Bundesrate  die  Interessen  der  Noten- 
banken zu  vertreten.  An  Stelle  des  einen  Konkordats  traten  nun  am  1.  Juli  1882 
zwei  Konkordate:  das  eine  für  den  Banknotenverkehr,  dasdiebundes- 
rätliche  Genehmigung  erhielt,  das  andere  für  den  Inkasso-  und  Mandatver- 
kehr, das  ihrer  nicht  bedurfte.  Von  29  gesetzlich  autorisierten  Emissionsbanken 
traten  19  dem  ersten  und  von  diesen  19  Banken  18  dem  zweiten  Konkordate  bei. 
Mit  denjenigen  Banken,  die  keinem  der  beiden  Konkordate  angehörten,  traf 
die  Bank  in  Basel,  wo  es  der  Verkehr  erforderte,  besondere  Vereinbarungen. 

Die  allgemeine  Abrechnungsstelle  in  Zürich  konnte  „dank  dem 
Entgegenkommen  des  Bundesrates“  “)  mit  einigen  beschränkenden  Bestim- 
mungen beibehalten  und  in  eine  eigentliche  Depositenkasse  der  Konkordats- 
banken mit  besonderer  Rechnungsführung  umgewandelt  werden.  Die  ver- 
antwortliche Verwaltung  wurde  der  Bank  in  Zürich  übertragen  gegen  eine 
Entschädigung  von  25,000  Fr.  jährlich  — 10,000  Fr.  als  Vergütung  für 
Verantwortlichkeit,  Risiko  und  Delcredere,  15,000  Fr.  als  Vergütung  für  die 
Kosten.  Buchung  und  Betrieb  der  Zentralstelle  blieben  aber  von  den 
Geschäften  der  Bank  in  Zürich  selbst  vollständig  getrennt.  Da  das  bei 

Vergl.  Landmann  a.  a.  O.  17  f.  und  Graffenried  a.  a.  O.  20  f 

")  Jahresbericht  der  Bank  in  Basel,  1882,  14. 
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der  Zentralstelle  liegende  Guthaben  einer  Emissionsbank  stets  in  bar 
vorhanden  war,  konnte  sie  es  als  Bestandteil  ihrer  Notendeckung  von  407<> 
geltend  machen.  Vom  1.  Juli  1884  an  ermässigte  die  Bank  in  Zürich  ihre 
Ansprüche  auf  20,000  Fr.;  die  „überaus  exakte  und  expedite  Funktionierung 
der  Zentralstelle“  fand  ungeteilte  Anerkennung. 

Das  Präsidium  beider  Konkordate  erhielt  die  Kantonalbank  von  Bern,  Präsidium. 

das  Sekretariat  die  Bank  in  Basel.  sek?SU. 

Der  Verkehr  der  Bank  in  Basel  mit  den  Konkordatsbanken  nahm  nun 
folgende  Entwicklung  (in  Millionen  Franken): 

" , . " ~ 1 ' " ' - ■ ■ - Verkehr  derBank 

i ' t in  Basel  mit  den 

Jahr  ! ! Rimessen  ! Überträge  Sendungen  in  Konkordats- 

I wpi<?nno-pn  Rar  Notpn  banken. 


Jahr 

' An- 

1 Weisungen 

! Rimessen 

! Überträge 

Sendungen  in 
Bar  Noten 

Total*) 

1881 

158.8 

1 148.9  , 

457 

7.2 

51.9 

412.5 

1882 

' 119.0 

127.2 

31.4 

7.9 

51.5 

369.0 

1883 

120.3 

133.5 

22.3 

4.2 

44-4 

324.7 

1884 

134.5 

130.5 

298 

30 

55.2 

353.0 

1885 

1 113.8 

114.7 

18.9 

93 

668 

323-5 

1886 

91.3 

1217 

16.7 

5.4 

54.9 

2900 

1887 

, 115,8  , 

129.2 

11.9 

4,0 

63.5 

3244 

1888  ; 

117.1 

107.5 

3.6 

3.8 

65.7 

297.7 

1889 

126.6  ! 

116.9 

8 1 

4.5 

45.7 

301.8 

1890 

126-7  , 

119.7  1 

6.6 

4.9 

603 

318.2 

1891 

113.1 

149.7 

12.2 

5.1 

95.9 

3760 

1892 

98.8 

; 134.0 

12.3 

5.7 

93.9 

344.7 

1893 

111.4 

i 131.7 

8.2 

4 1 

61.3 

3167 

1894 

' 123  8 

1169 

15.3 

31 

48.4 

307.5 

1895 

147.9 

137.2  i 

15.7 

3.5 

41.5 

345.8 

1896 

1333 

164.7  1 

16.5 

3.3 

37.0 

354.8 

1897 

120.4 

173.4 

59.5  1 

2.3 

23.5 

379  1 

1898 

126.1 

1463 

40.4 

15 

29.7 

344.0 

1899 

142.1 

145.6 

' 32.9 

1.3 

36.5 

358.4 

1900 

152.7  1 

! 143.8 

! 32.1  ' 

10 

37.4 

367.0 

1901 

193.1 

130.9 

i 54.5 

0.9 

28.6 

408.0 

1902 

176.3 

179.6 

, 61.7 

2.5 

15.9 

436.0 

1903 

129.5 

147.8 

34.8 

2.5 

12.4 

327.0 

1904 

110.2  ! 

159-7 

32.3 

2.2 

14.5 

3189 

1905 

109.5  1 

109.9 

59.0 

5,4 

11.6 

295  4 

1906 

112,2  j 

I2I.6 

54.1 

3.2 

10.4 

291.5 

Ohne  Saldo  und  ohne  Generalmandate  von  1903  an. 


324 


Die  Entwicklung  des  Konkordats 


der  schweizerischen  Emissionsbanken 


325 


Pernu  lente 
Kn  k. 


1835-  Motion 
Cranu  Frey : 
Das  ioten- 
monof  )i  wird 
abg{  ehnt. 


Der  Rückgang  der  Anweisungen  seit  1903  geht  auf  die  Einführung  von 
Generalmandaten  zurück,  der  Rückgang  der  Bar-  und  Notensendungen  auf 
intensivem  Ausgleich  der  Banken  unter  sich. 

Trotz  dem  Gesetze  von  1881  kam  die  Bankotenfrage  nicht  zur  Ruhe. 
In  kritischer  Weise  wurde  sein  Einfluss  auf  den  Notenumlauf  und  auf  die 
Liquidität  der  Banken  verfolgt;  und  da  es  ein  Zurückgehen  der  Kassen- 
bestände der  Banken  zur  Einlösung  der  Noten  und  zur  Erfüllung  anderer 
kurzfälliger  Verbindlichkeiten  nicht  verhindern  konnte,  so  lange  nur  die 
voro'eschriebenen  40  Vo  der  Notenemission  in  Bar  vorhanden  waren,  und 
zudem  eine  einheitliche  Diskontopolitik  mangelte,  fanden  die  Anhänger  des 
Notenmonopols  oder  der  Staatsbank  Angriffspunkte  genug.  Kaum  hatten  die 
Banken  vom  Bunde  die  neuen  Notenformulare  bezogen  und  bevor  sie  nur 
Zeit  hatten,  sich  in  die  neuen  Verhältnisse  einzuleben,  so  begannen  die 
Angriffe  gegen  sie  und  das  von  ihnen  vertretene  System  von  neuem.  In 
ihrem  Urteil  warfen  die  Gegner  Gutes  und  Böses  zusammen,  und  man 
vermisst  die  Anerkennung  gegenüber  denjenigen  Emissionsbanken,  welche 
nach  der  Art  ihrer  Geschäfte,  ihrer  Geschäftsführung  und  ihres  ausgeprägten 
Willens,  bessere  Zustände  herbeizuführen,  der  Kritik  Stand  bieten  konnten. 

Im  Jahre  1885  nahm  Gramer -Frey,  der  inzwischen  Nationalrat 
geworden  war,  den  Kampf  wieder  auf.  Am  4.  Juni  jenes  Jahres  begründete 
er  im  Nationalrat  folgende  Motion:  Der  Bundesrat  wird  eingeladen,  die 
Frage  zu  prüfen,  und  darüber  baldmöglichst  Bericht  zu  erstatten,  ob  nicht 
Artikel  39  der  Bundesverfassung  im  nachstehenden  Sinne  zu  revidieren  sei: 
„Die  Gesetzgebung  über  das  Banknotenwesen  ist  Bundessache.  Der  Bund 
ist  befugt,  einer  seiner  Aufsicht  und  Leitung  zu  unterstellenden  Bank  das 
ausschliessliche  Recht  zur  Ausgabe  von  Banknoten  zu  verleihen.“  Nationalrat 
Geigy-Merian  von  Basel  opponierte  ihm,  und  mit  71  gegen  43  Stimmen 
wurde  die  Motion  abgelehnt. 

Für  einmal  war  der  Sturm  wirkungslos  vorübergegangen;  aber  es  war 
wohl  zu  erkennen,  dass  es  dabei  nicht  sein  Bewenden  haben  werde,  sondern 
dass  die  Ideen,  welche  Cranier-Frey  und  vor  ihm  Burckhardt-Bischoff,  Direktor 
Curchod  in  Lausanne,  Joos  und  Curti,  die  Mehrheit  der  nationalrätlichen 
Kommission  für  das  Notengesetz  von  1881  und  Andere  entwickelt  hatten  und 
zum  Teil  weiter  verfochten,  begannen  Wurzeln  zu  fassen. 


Mit  Befriedigung  nahm  die  Bank  in  Basel  von  diesem  Ausgange 
Kenntnis.  Sie  verkannte  zwar  nicht,  dass  das  Gesetz,  wie  alles  hienieden, 
der  Verbesserung  fähig  sei,  meinte  aber,  nach  so  kurzer  Frist  und  ehe  mehr 
Erfahrung  gesammelt  worden  sei,  sollte  man  nicht  ohne  Not  von  ihm  abgehen, 
sondern  den  Banken  die  nötige  Frist  gewähren,  um  sich  unter  dem  Gesetz 
zurecht  zu  finden. 

Da  kam  den  Gegnern  des  bestehenden  Zustandes  das  Jahr  1887  mächtig  Neuer^idzug 
zu  Hilfe.  Kriegsbefürchtungen  zu  Ende  des  Jahres  1886  und  zu  Beginn  des  cramer-Frey. 
Jahres  1887  hatten  die  Geschäftswelt  mit  Besorgnis  erfüllt,  und  mit  Schrecken 
malte  man  sich  schon  eine  Geldklemme  aus,  wie  sie  im  Jahre  1870  gekommen 
war.  Die  Gefahr  ging  gnädig,  aber  nicht  spurlos  vorüber;  denn  nun  setzte 
im  Lande  ein  neuer  Feldzug  gegen  das  bestehende  System  der  Vielheit  der 
Notenbanken  und  zu  Gunsten  einer  zentralen  Notenbank  ein.  Wieder  war 
es  Cramer-Frey,  der  ihn  eröffnete.  Als  Präsident  des  Schweizerischen 
Handels-  und  Industrievereins  setzte  er  die  Banknotenfrage  auf  die  Traktanden- 
liste der  Delegiertenversammlung  vom  25.  April  1887  in  Lausanne.  Er  selbst 
referierte  und  drang  mit  dem  Vorschläge  durch,  die  Sektionen  des  Handels- 
und Industrievereins  seien  um  ihre  Meinung  anzufragen,  ob  sie  eine  Ver- 
besserung des  herrschenden  Zustandes  im  Notenwesen  für  wünschbar  hielten, 
eventuell,  wie  eine  solche  zu  erreichen  sei,  ob  durch  eine  Revision  des 
Banknotengesetzes  oder  durch  die  Errichtung  einer  Zentralbank  mit  Noten- 
monopol. 

Die  Sektion  Zürich  und  die  Ostschweiz  stimmten  Cramers  Vorschlägen 
für  eine  Bundesbank  bei,  ebenso  die  Sektion  der  Stadt  Bern.  Dagegen  waren 
die  welschen  Kantone  und  Basel  der  geplanten  Zentralisation  abgeneigt.  ‘"ßSTn^Basd.^ 

Hier  hatte  die  Handelskammer  des  Basler  Handels-  und 
Industrievereins  die  Antwort  an  den  Vorort  des  Schweizerischen  Handels- 
und Industrievereins  gegeben.  Ausserdem  waren  ihr  die  Arbeiten  zweier 
Fachmänner  übergeben  worden:  des  Herrn  Direktors  Frey  von  der  Bank  in 
Basel  und  des  Herrn  Direktors  Will.  Speiser. 

Das  Gutachten  von  Herrn  Direktor  Frey  schlug  Ablehnung  vor  und 
betonte,  „dass  das  Gesetz  erst  seit  sechs  Jahren  bestehe  und  dass,  nachdem 
die  Banken  ihren  guten  Willen,  dem  Gesetz  und  den  Bedürfnissen  nach- 
zukommen, denn  doch  durch  die  Tat  bewiesen  haben  und  in  verschiedenen 
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ges<  zes. 
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Vorsch  ige  der 
Bank  i Basel 
hit  •ür. 


Richtungen  in  dieser  kurzen  Frist  dazu  gelangt  seien,  das  Wünschbare  zu 
erreichen,  so  erscheine  es  nicht  als  angezeigt  und  nicht  als  billig,  sofort 
den  Stab  über  sie  zu  breclien  und  zur  Zentralisation  überzugehen.“  Die 
Bankleitung  selbst  hegte  die  feste  Überzeugung,  „dass  durch  eine  ernstlich 
gemeinte  Revision  des  Gesetzes  eine  wirkliche  Verbesserung  der  gegen- 
wärtigen Zustände  erreicht  werden  könne“. 

Die  Arbeit  von  Herrn  Direktor  William  Speiser  in  Basel  über 
denselben  Gegenstand  befasste  sich  hauptsächlich  mit  der  Widerlegung 
eines  Teils  der  Zahlenaufstellungen  von  Cramer-Frey  und  rief  dadurch  einer 
lebhaften  Diskussion  in  der  schweizerischen  statistischen  Zeitschrift  zwischen 
ihm  und  dem  ehemaligen  Direktor  der  Bank  in  Zürich,  F.  F.  Schweizer, 
dem  damaligen  eidgenössischen  Inspektor  der  Emissionsbanken.  „Um  nicht 
aus  der  Übung  zu  kommen,  beschiessen  sich  inzwischen  die  beiden  Herren 
mit  Zahlengruppen“,  schrieb  der  Berichterstatter  im  Jahresbericht  der  Basler 
Handelskammer  von  1888. 

Das  Gutachten  der  Handelskammer  gelangte  zu  den  Anträgen : Es 
sei  auf  die  Errichtung  einer  Zentralbank  mit  Notenmonopol 
zu  verzichten;  dagegen  sei  das  bestehende  Banknotengesetz 
zu  revidieren. 

Durch  eine  im  Nationalrat  „unzeitig  angebrachte  und  überdies  unglücklich 
motivierte“  Motion  von  J.  J.  Keller  von  Fischenthal  (Zürich),  des  „zweiten 
Zürcherischen  Bankvaters“,  wurde  die  Revision  des  Banknotenartikels  in 
den  Augen  der  Monopolfreunde  wiederum  verzögert;  immerhin  versprach 
der  Bundesrat,  die  Revision  des  Banknotengcsetzes  vorzubereiten.  Das 
Inspektorat  der  Emissionsbanken  wurde  mit  den  erforderlichen  Vorarbeiten 
beauftragt,  und  dieses  ging  die  Emissionsbanken  um  ihre  Meinungs- 
äusserung an. 

Die  Vorschläge  der  Bank  in  Basel  (Juli  1888)  bezogen  sich  auf 
folgende  Bestimmungen  des  Gesetzes: 

1.  Deckung  und  Garantie  der  Notenzirkulation.  Das  normale 
Deckungsverhältnis  von  40  “/o  der  Barschaft  zur  Notenzirkulation  soll 
bleiben;  dagegen  soll  den  Emissionsbanken  gestattet  werden,  diese 
40 “ o anzugreifen  bis  auf  30"  o der  jeweiligen  Noten-Zirkulation  unter 
nähern  Bedingungen,  wovon  die  wesentlichste  in  der  Entrichtung  einer 
Extrasteuer  bestehen  soll.  Damit  werde  einer  Bank  die  Möglichkeit 
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gegeben,  aussergewöhnlichen  Geldbegehren  zu  entsprechen,  ohne  der 
Gefahr  ausgesetzt  zu  sein,  bei  40  7o  Bardeckung  ihre  Zahlungen  ein- 
stellen zu  müssen. 

2.  Umlauf  und  Einlösung. 

In  Bern  soll  unter  der  Leitung  und  Verantwortung  des  Bundes  eine 
Zentralstelle  (Deposito-  und  Kompensationskasse)  geschaffen  werden, 
durch  deren  Vermittlung  die  Verbindlichkeiten  der  Emissionsbanken 
unter  sich  regelmässig  ausgeglichen  werden  könnten.  Der  Bundesrat 
würde  hiefür  ein  Reglement  erlassen,  welches  alle  Emissionsbanken 
gehalten  wären  zu  beobachten. 

Damit  sollte  der  Zwangsbeitritt  der  Banken  zu  einem  Konkordate 
ausgesprochen  werden. 

3.  Besteuerung. 

Die  kantonale  Notensteuer  soll  auf  3 7oo  ermässigt  und  nicht  nach 
der  Emissionssumme,  sondern  nach  dem  jeweiligen  Jahresdurchschnitt 
der  Zirkulation  berechnet  werden. 

Die  Arbeit  des  Bundesrates  erlitt  Verzögerung,  und  erst  am  23.  Juni  voriageTes  revi- 
1890  konnte  den  eidgenössischen  Räten  ein  revidierter  Gesetzesentwurf  entwurfs. 
vorgelegt  werden.  Er  behielt  im  Prinzip  das  bisherige  System  bei,  schlug 
Reformen  vor,  wie  sie  der  Schweizerische  Handels-  und  Industrie-Verein 
befürwortet  hatte,  für  den  Fall,  dass  sein  Projekt  der  Zentralbank  nicht 
belieben  sollte,  gab  aber  gleichzeitig  zu  verstehen,  dass  er  einer  Zentralbank 
im  Grunde  doch  nicht  so  sehr  abgeneigt  wäre.  Das  Projekt  war  von  Bank- 
noteninspektor Schweizer  ausgearbeitet,  der  ein  Anhänger  der  Bestrebungen 
von  Cramer-Frey  war  und  deshalb  mit  wenig  Liebe  an  dieser  Revisions- 
arbeit mitwirkte. 

Die  Beratung  dieser  Vorlage  wurde  aber  durch  andre  Ereignisse  überholt. 

Diesmal  war  es  wieder  Nationalrat  Dr.  joos,  der  das  Feuer  geschürt 
hatte.  Im  April  1890  hatte  der  allgemeine  Schweizerische  Arbeitertag  Note^m"öna^^^^^ 
auf  Joos’  Antrag  den  Beschluss  gefasst,  auf  dem  Wege  der  Initiative  die 
Revision  des  Banknotenartikels  im  Sinne  der  Einführung  des  Notenmonopols 
anzustreben,  falls  die  eidgenössischen  Räte  in  der  Junisession  1890  die 
Revision  nicht  selbst  beschliessen  würden.  Eine  im  Nationalrat  gestellte 
Motion  hatte  Joos  wieder  zurückgezogen;  an  seiner  Stelle  nahm  sie  Nationalrat 
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Keller  von  Fischenthal  auf,  indem  er  eine  Revision  des  Art.  39  der  Bundes- 
verfassung im  Sinne  der  Einführung  des  Notenmonopols  und  Errichtung 
einer  Zentralbank  beantragte.  Dieser  Antrag  wurde  von  den  eidgenössischen 
Räten  erheblich  erklärt. 

Inzwischen  hatte  Dr.  Joos  82,000  Unterschriften  für  sein  Initiativbegehren 
zusammenbekommen,  und  damit  war  dem  Bundesrate  die  Prüfung  der  Frage 
des  Monopols  und  der  Errichtung  einer  Zentralbank  mit  Notenmonopol 
aufgetragen. 

Der  Bundesrat  arbeitete  nun  rasch  einen  neuen  Artikel  39  aus,  in  dem 
das  Notenmonopol  ausgesprochen  wurde,  während  die  Bestimmungen  über 
den  Sitz,  die  Grundlagen  und  die  Organisation  der  Bank  der  Bundesgesetz- 
gebung überlassen  bleiben  sollten.  Der  Inhalt  des  neuen  Verfassungs- 
artikels 39  war  kurz  folgender:  Das  Recht  zur  Ausgabe  von  Banknoten 
steht  ausschliesslich  dem  Bunde  zu.  Er  kann  es  an  eine  Staatsbank  oder 
an  eine  zentrale  Aktienbank  übertragen,  die  unter  seiner  Mitwirkung  und 
Aufsicht  verwaltet  wird.  Das  Zentralinstitut  hat  den  Geldumlauf  zu  regeln 
und  den  Zahlungsverkehr  zu  erleichtern.  Die  Kantone  nehmen  Teil  am 
Gewinn;  die  kantonale  Notensteuer  wird  aufgehoben.  Die  Rechtsverbindlich- 
keit für  die  Annahme  der  Noten  kann  vom  Bunde  ausser  bei  Notlagen  in 
Kriegszeiten,  nicht  ausgesprochen  werden.  Nach  langen  parlamentarischen 
Debatten  gelangte  der  revidierte  Artikel  vor  das  Volk,  und  dieses  nahm  ihn 
am  18.  Oktober  1891  mit  231,578  Ja  gegen  158, bl5  Nein  an. 

Für  Basel,  wo  man  in  Fachkreisen  einer  Staatsbank  von  jeher  abgeneigt 
war,  hielt  es  schwer,  dieser  Revision  zuzustimmen,  wusste  man  doch  nach 
dem  Wortlaut  des  neuen  Verfassungsartikel  nicht,  ob  nicht  im  Hintergründe 
die  Staatsbank  auftauchen  werde.  Zum  Banknotenmonopol  bekannte  sich 
mancher  Fach-  und  Finanzmann;  aber  das  Ungewisse  über  die  zukünftige 
Gestaltung  des  Bankinstituts,  dem  das  Monopol  übertragen  werden  sollte, 
bewog  ihn,  den  vorgeschlagenen  Artikel  zu  verwerfen,  wie  sich  denn  die 
Frage  überhaupt  dahin  zugespitzt  hatte:  Staatsbank  oder  nicht? 

Dass  die  Bank  in  Basel  selbst  sehr  massige  Freude  an  der  neuen 
Wendung  der  Dinge  hatte,  ist  natürlich  und  erklärlich,  denn,  wenn  der 
neue  Artikel  angenommen  wurde,  war  ihr  Grab  geschaufelt. 
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I 


Motion  leller. 


Vorl  tje 
eines  i euen 
Artike  > 39. 


18-  I. 

Annahi  e der 
Vorlage  durch 
das  ^ ulk 


Keller  von  Fisciienthal  auf,  indem  er  eine  Revision  des  Art.  39  der  Bundes- 
verfassung im  Sinne  der  Einführung  des  Notenmonopols  und  Errichtung 
einer  Zentralbank  beantragte.  Dieser  Antrag  wurde  von  den  eidgenössischen 
Räten  erheblich  erklärt. 

Inzwischen  hatte  Dr.  Joos  82,000  Unterschriften  für  sein  Initiativbegehren 
ziisammenbekommen,  und  damit  war  dem  Bundesrate  die  Prüfung  der  Frage 
des  Monopols  und  der  Errichtung  einer  Zentralbank  mit  Notenmonopol 
aufgetragen. 

Der  Bundesrat  arbeitete  nun  rasch  einen  neuen  Artikel  39  aus,  in  dem 
das  Notenmonopol  ausgesprochen  wurde,  während  die  Bestimmungen  über 
den  Sitz,  die  Grundlagen  und  die  Organisation  der  Bank  der  Bundesgesetz- 
gebung überlassen  bleiben  sollten.  Der  Inhalt  des  neuen  Verfassungs- 
artikels 39  war  kurz  folgender:  Das  Recht  zur  Ausgabe  von  Banknoten 
steht  ausschliesslich  dem  Bunde  zu.  Er  kann  es  an  eine  Staatsbank  oder 
an  eine  zentrale  Aktienbank  übertragen,  die  unter  seiner  Mitwirkung  und 
Aufsicht  verwaltet  wird.  Das  Zentralinstitut  hat  den  Geldumlauf  zu  regeln 
und  den  Zahlungsverkehr  zu  erleichtern.  Die  Kantone  nehmen  Teil  am 
Gewinn;  die  kantonale  Notensteuer  wird  aufgehoben.  Die  Rechtsverbindlich- 
keit für  die  Annahme  der  Noten  kann  vom  Bunde  ausser  bei  Notlagen  in 
Kriegszeiten,  nicht  ausgesprochen  werden.  Nach  langen  parlamentarischen 
Debatten  gelangte  der  revidierte  Artikel  vor  das  Volk,  und  dieses  nahm  ihn 
am  18.  Oktober  1891  mit  231,578  Ja  gegen  158,615  Nein  an. 

Für  Basel,  wo  man  in  Fachkreisen  einer  Staatsbank  von  jeher  abgeneigt 
war,  hielt  es  schwer,  dieser  Revision  zuzustimmen,  wusste  man  doch  nach 
dem  Wortlaut  des  neuen  Verfassungsartikel  nicht,  ob  nicht  im  Hintergründe 
die  Staatsbank  auftauchen  werde.  Zum  Banknotenmonopol  bekannte  sich 
mancher  Fach-  und  Finanzmann;  aber  das  Ungewisse  über  die  zukünftige 
Gestaltung  des  Bankinstituts,  dem  das  Monopol  übertragen  werden  sollte, 
bewog  ihn,  den  vorgeschlagenen  Artikel  zu  verwerfen,  wie  sich  denn  die 
Frage  überhaupt  dahin  zugespitzt  hatte;  Staatsbank  oder  nicht? 

Dass  die  Bank  in  Basel  selbst  sehr  rnässige  Freude  an  der  neuen 
Wendung  der  Dinge  hatte,  ist  natürlich  und  erklärlich,  denn,  wenn  der 
neue  Artikel  angenommen  wurde,  war  ihr  Grab  geschaufelt. 


Der  dritte  mul  letzte  l\piis  von  Kmiknoteii  der  Dtnik  in  Dnsel,  von  un. 

In  It.isi'l  i'isliiiils  >1'  'i  I iJklohi'i  IS.^^ 


der  schweizerischen  Emissionsbanken 


Im  Dezennium  von  1882—1891  hatte  das  Konkordat  der  Emissionsbanken  VOT  S— I89V. 
mit  geringen  Veränderungen  fortbestanden.  Dagegen  fühlte  sich  die  Bank 
in  Zürich  als  Zentralstelle  nicht  befriedigt.  Sie  hatte  das  Gefühl,  dass  die 
bestehenden  Bestimmungen  über  den  Inkassoverkehr  von  solchen  Banken, 
die  ihr  an  Kapital  und  Geschäftsumfang  überlegen  waren,  zu  ihrem  Nachteil 
ausgenützt  wurden,  und  dass  auch  einzelne  Emissionsbanken  glaubten,  sie 
könnten  ihr  als  Zentralstelle  und  als  Depositarin  der  andern  Banken  ungescheut 
jede  Zumutung  machen  und  sie  vorzugsweise  als  Lieferantin  von  Barschaft 
betrachten.  Infolge  dessen  trat  sie  am  1.  Juli  1887  vom  Konkordat  für  den 
Inkasso-  und  Mandatverkehr  als  Zentralstelle  zurück,  nachdem  sie  im  Februar 
des  gleichen  Jahres  vergeblich  versucht  hatte,  beim  Bundesrate  eine  andere 
Interpretation  des  Art  21.  des  Banknotengesetzes  zu  erwirken,  „ln  Ermangelung 
genügender  Compensation,“  schrieb  sie  im  Jahre  1887,  „waren  wir  meistens 
genötigt,  die  in  sehr  bedeutenden  Beträgen  zum  Inkasso  erhaltenen  Wechsel 
auf  den  hiesigen  Platz  durch  Barsendungen  auszugleichen,  bevor  wir  das 
in  Papier  bezahlte  Produkt  in  Hartgeld  umwandeln  konnten,  was  allzu 
störende  Fluktuationen  in  unsern  Kassabeständen  zur  Folge  hatte.“  Tatsache 
ist,  dass  sie  damals  von  den  Konkordatsbanken  ausgebeutet  wurde,  welche 
unter  Berufung  auf  die  Bestimmungen  des  Konkordats  den  Gegenwert  von 
den  der  Bank  in  Zürich  zum  Inkasso  gesandten  Wechseln  in  kürzester  Frist 
in  bar  zurückverlangten,  während  dieser  Gegenwert  zum  kleinsten  Teil  in 
bar,  sondern  hauptsächlich  in  Noten  und  per  Giro  regliert  worden  war. 

Die  Zentralstelle  wurde  nun  am  1.  Juli  1887  von  der  Zürcher  Ka|tönat^^ 
Kantonalbank  übernommen,  allerdings  mit  der  in  der  Generalversammlung 
vom  7.  Mai  1887  in  Bern  prinzipiell  beschlossenen  Neuerung,  dass  für  die 
Deckung  von  Verbindlichkeiten  aus  dem  Inkassoverkehr  eine  Bank  berechtigt 
sei,  sowohl  in  bar,  als  auch  in  Noten  andrer  Banken  und  durch  Übertrag 
bei  der  Zentralstelle  zu  decken.  Die  Zürcher  Kantonalbank  hatte  sich  demnach 
die  schlimmen  Erfahrungen  der  Bank  in  Zürich  zu  Nutze  gemacht. 

Das  Präsidium  änderte  ebenfalls  und  ging  von  der  Kantonalbank  du  Commerce 

Präsidium. 

von  Bern  an  die  Banque  du  Commerce  in  Genf  über. 

Zu  wirklichen  Neuerungen  konnten  sich  die  Emissionsbanken  nicht 
entschliessen,  hatte  doch  der  Bundesrat  für  den  Fall  der  Annahme  des 
Notenmonopols  dessen  sofortige  Ausführung  versprochen.  Wen  sollte  unter 
solch  ungewissen  Aussichten  die  Lust  zu  Neuerungen  ankommen?  Ausser- 
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1892-189  .. 
Vorarbeiten  des 
Bundesrates  für 
die  Ausfühl 
des  neuen  Al 


Vorschlag  1er 
Bank  in  B.  sei. 


dem  wollten  sie  sich  aller  Schritte  enthalten,  welche  als  eine  Beeinflussung 
des  Bundesrates  hätten  angesehen  werden  können. 

Den  Bundesrat  aber  schienen  die  Grau  in  Grau  gemalten  Zustände 
im  Banknotenwesen  weniger  zur  Eile  zu  drängen,  trotzdem  sie  von  den 
Anhängern  des  Monopols  fortwährend  als  sehr  bedenklich  geschildert  wurden. 

Erst  im  Jahre  1892  tat  er  vorbereitende  Schritte  in  der  Frage  der 
Errichtung  der  grundsätzlich  beschlossenen  Zentralbank,  indem  er  durch  das 
eidgenössische  Finanzdepartement  drei  Emissionsbanken  als  Vertreterinnen 
der  drei  Gruppen  — Kantonalbanken,  reine  Privatbanken  und  Banken  mit 
gemischtem  System  — um  ihre  Meinungsäusserung  über  die  Fundierung 
und  Organisation  der  neu  zu  schaffenden  Notenbank  ersuchen  Hess. 

Die  Bank  in  Basel  reichte  namens  der  Gruppe  der  reinen  Privat- 
banken im  Oktober  1892  ein  Gutachten  ein,  nachdem  sie  sich  über  den 
Inhalt  ihres  Projektes  mit  den  Mitgliedern  ihrer  Gruppe  verständigt  hatte, 
und  schlug  darin  die  Schaffung  einer  Zentralbank  — „Schweizerische  National- 
bank“ — auf  privater  Grundlage  d.  h.  mit  einem  Aktienkapital  (50  Millionen 
Franken)  vor,  die  unter  der  Mitwirkung  und  Aufsicht  des  Bundes  verwaltet 
werden  sollte. 

Bis  aber  der  Bundesrat  sein  Projekt  vorlegte,  gingen  weitere  2 Jahre 
vorüber. 


weiseimMa 

verkehi 


Verbessern  gen  Angesichts  diescr  Verzögerung  befassten  sich  die  Konkordatsbanken 

im  Konkot  lat : ® ° • • • u • .4 

wieder  mehr  mit  ihrer  innern  Organisation  und  einigten  sich  in  der 
ErieicMer  ng  Generalversammlung  von  1892  in  Bern  auf  eine  Erleichterung  der 
«7se?mMaSt.  De cku ngs we i s 6 im  Mandatverkehr.  Auch  für  diesen  sollte  von  1892 
an,  wie  beim  Wechselinkasso,  der  Gegenwert  anstatt  in  bar  auch  in  Noten 
andrer  Banken  gegeben  werden  können.  Die  Folge  dessen  war  eine  bedeutende 
Zunahme  des  spesenfreien  Mandatverkehrs. 

BankinEisei  Leitung  dcs  Konkordats  ging  im  Jahre  1893  von  der  Banque  du 

1893-18  8.  Commerce  an  die  Bank  in  Basel  über  und  blieb  bis  zum  Jahre  1898  in 
deren  Händen.  Die  Initiative  für  die  von  nun  an  öfter  erfolgenden  Ver- 
besserungen und  Erweiterungen  des  Konkordats  ging  meist  von  der  Bank 
in  Basel  und  ihrem  Direktor  aus. 


Bank  in  E isel 
Präsidiu  i 
1893—1»  8. 


der  schweizerischen  Emissionsbanken 


Von  grosser  Wichtigkeit  war  ein  Beschluss,  der  am  3.  Juni  1893  in 
Basel  in  der  auf  der  Lesegesellschaft  abgehaltenen  Generalversammlung 
gefasst  wurde,  indem  man  sich  über  die  Einführung  eines  gemein- 
schaftlichen offiziellen  Diskontosatzes  für  alle  nicht  länger 
als  12  Tage  laufenden  Wechsel  einigte. 

Das  Verdienst,  bahnbrechend  vorgegangen  zu  sein,  gebührt  Herrn 
Direktor  Frey  von  der  Bank  in  Basel.  Am  18.  Mai  1893  sandte  die  Bank 
in  Basel  folgendes  Zirkular  an  die  Emissionsbanken:  Bank*i!ftoei 


„Einer  der  wichtigsten  Faktoren  im  Geschäftsbetrieb  der  Notenbanken 
ist  der  jeweilige  Zinsfuss  für  Wechseldiskonto,  weil  durch  ihn  Angebot  und 
Nachfrage  im  Geldmärkte  regliert  werden. 

Die  grossen  europäischen  Notenbanken  haben  sich  deshalb  veranlasst 
gesehen,  eine  jede  in  ihrem  Lande,  einen  offiziellen  Diskontosatz  aufzustellen, 
nach  welchem  der  Handelsstand  gewohnt  ist  sich  zu  richten  und  der  für  alle 
Geldgeschäfte  massgebend  ist.  Eine  Erhöhung  des  Diskontosatzes  schränkt 
die  Nachfrage  ein  und  ist  geeignet  Geld  vom  Auslande  heranzuziehen, 
während  eine  Ermässigung  resp.  ein  niedriger  Diskontosatz  einen  ruhigen 
Geschäftsgang  bei  flüssigem  Geldstand  bedeutet. 

Eine  Erhöhung  resp.  ein  Hochhalten  des  Diskontosatzes  ist  das  aner- 
kannt beste  Mittel,  um  den  Handelsstand  auf  drohende  Gefahren  aufmerk- 
sam zu  machen,  und  bei  Ausbruch  einer  Krisis  die  Barbestände  des 
Landes  zu  schützen.  Es  wird  deshalb  mit  Recht  der  Festsetzung  des  Diskonto- 
satzes durch  das  erste  Bankinstitut  des  Landes  eine  grosse  Wichtigkeit 
beigelegt. 

Auch  in  der  Schweiz  haben  die  auf  den  hauptsächlichsten  Plätzen 
entstandenen  Notenbanken  die  Notwendigkeit  eines  offiziellen  Diskontosatzes 
erkannt.  Wie  aber,  bei  dem  bestehenden  System  der  Vielheit  der  Banken, 
der  Einfluss  einer  Bank  sich  nicht  über  die  ganze  Schweiz  erstreckt,  sondern 
nur  auf  einen  mehr  oder  weniger  grossen  Teil  derselben,  so  kann  auch  der 
von  einer  Bank  aufgestellte  Diskontosatz  nur  auf  die  Geldverhältnisse  der 
von  ihr  abhängigen  Umgebung  einen  massgebenden  Einfluss  ausüben.  Dieser 
beschränkte  Einfluss  der  einzelnen  Notenbanken  auf  die  Geldverhältnisse  des 
Landes  kann  in  schwierigen  Zeiten  sehr  nachteilige  Folgen  haben. 
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So  lange  die  durch  den  revidierten  Art.  39  der  Bundesverfassung 
beschlossene  Bank  mit  Notenmonopol  ihre  Tätigkeit  nicht  begonnen  hat,  ist 
es  Pflicht  der  bestehenden  Emissionsbanken,  den  Geldumlauf  des  Landes 
zu  reglieren  und  den  Zahlungsverkehr  zu  erleichtern. 

Um  diesen  Anforderungen  in  höherm  Masse,  als  bisher,  gerecht  zu 
werden,  erlauben  wir  uns  Ihnen  vorzuschlagen,  den  offiziellen  Diskontosatz 
der  Konkordatsbanken  für  die  ganze  Schweiz  einheitlich  zu  gestalten.  Ein 
solches  einheitliches  Vorgehen  wird  nicht  verfehlen,  auf  den  Wechselverkehr 
der  Schweiz  mit  dem  Auslande  einen  nachhaltigen  Einfluss  auszuüben  und 
wird  auch  am  ehesten  im  Stande  sein,  die  Barbestände  des  Landes  zu  schützen 
und  den  Barexport,  unter  dem  wir  seit  einigen  Jahren  zu  leiden  haben,  mit 
Erfolg  zu  bekämpfen.  Übrigens  soll  den  Banken  auch  in  Zukunft  die  nötige 

Freiheit  des  Handelns  gewahrt  bleiben. 

Wir  legen  das  Projekt  zu  einer  bezüglichen  Übereinkunft  unter  den 
Konkordatsbanken  bei  und  empfehlen  dasselbe  Ihrer  geneigten  Aufnahme. 

Das  Projekt  trägt  die  Bezeichnung  einer  besondern  Übereinkunft  unter 
den  Konkordatsbanken,  weil  die  darin  enthaltenen  Bestimmungen  sich  in 
keines  der  beiden  Konkordate  einreihen  lassen;  nichtsdestoweniger  geben 
wir  uns  der  Hoffnung  hin,  dass  sämtliche  Konkordatsbanken  dieser  Über- 
einkunft beitreten  werden. 

Genehmigen  Sie,  etc.“ 

Basel,  den  18.  Mai  1893. 

Es  war  von  folgendem  Entwürfe  begleitet; 

Vorschlag  der  Bank  in  Basel  | Proposition  de  la  Banque  de  Bäle 
betreffend  Einführung  eines  conceriiant  l’adoption  d’un 

einieitlichen  offiziellen  Diskontosatzes.  tanx  d’escompte  officiel  uniforme. 

I 

Die  Konkordatsbanken  treffen  unter  I Les  Banques  concordataires  sont 
sich  folgende  Übereinkunft:  convenues  entre  eiles  de  ce  qui  suit; 

1.  Die  Konkordatsbanken  anerkennen  1.  Les  banques  concordataires  accep- 
als  Basis  für  ihre  Operationen  einen  tent  pour  base  de  leurs  operations 


der  schweizerischen  Emissionsbanken. 
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einheitlichen  offiziellen  Diskonto- 
satz, welcher  von  einem  Komitee 
festgesetzt  wird,  bestehend  aus  drei, 
im  Maximum  aus  fünf  Banken,  wo- 
runter die  Bank  in  Basel,  die  Banque 
du  Commerce  in  Genf  und  die 
Zürcher  Kantonalbank. 

2.  Die  Banken  verpflichten  sich, Wech- 
sel bis  auf  wenigstens  15  Tage 
Verfallzeit  nicht  unter  dem  offi- 
ziellen Satze  und  längere  Sichten 
nicht  mehr  als  74%  unter  dem 
offiziellen  Satze  zu  diskontieren. 

3.  Es  steht  einer  Bank  jederzeit  frei, 
die  ihr  vorkommenden  Wechsel  zu 
einem  Zinsfusse  über  dem  offiziellen 
Satze  zu  diskontieren. 

4.  Das  Präsidium  des  Komitee  wird 
die  Banken  von  den  Abänderungen 
im  offiziellen  Diskontosatze  tele- 
graphisch in  Kenntnis  setzen. 


un  taux  d’escompte  officiel  uni- 
forme, qui  est  fixe  par  un  comite 
special,  comprenant  trois,  au  maxi- 
mum  cinq  Banques,  et  obligatoire- 
ment  la  Banque  de  Bäle,  la  Banque 
du  Commerce  de  Geneve  et  la 
Banque  cantonale  de  Zürich. 

2.  Les  Banques  s’engagent  ä ne  pas 
escompter  au-dessous  du  taux  offi- 
ciel les  effets  qui  ont  au  moins 
15  jours  ä courir,  et  quant  aux 
echeances  plus  longues,  ä ne  pas 
les  escompter  plus  de  ^ 4 7«  au- 
dessous  du  taux  officiel. 

3.  Une  banque  est  toujours  libre 
d’escompter  les  effets  qui  lui  sont 
presentes  ä un  taux  d’interet  au- 
dessus  du  taux  officiel. 

4.  La  Presidence  du  Comite  fait  part 
telegraphiquement  aux  Banques  des 
changements  dans  le  taux  d’es- 
compte officiel. 


5.  Über  die  Einzelheiten  bei  der  Aus- 
führung dieser  Übereinkunft  werden 
sich  die  Mitglieder  des  Komitee 
unter  einander  verständigen. 

6.  Die  bezüglichen  Auslagen  werden 
von  den  Konkordatsbanken  im  Ver- 
hältnis ihrer  Notenemission  ge- 
tragen. 

7.  Diese  Übereinkunft  tritt  nächsten 
1.  Juli  in  Kraft  und  bleibt  bis  auf 
Widerruf  gültig. 


5.  Les  membres  du  Comite  s’enten- 
dront  sur  les  details  dans  l’exe- 
cution  de  cette  convention. 

6.  Les  frais  relatifs  seront  Supportes 
par  les  Banques  au  prorata  de  leur 
emission  de  Billets. 

7.  Cette  convention  entre  en  vigueur 
le  Juillet  prochain  et  reste  va- 
lable  jusqu’ä  revocation. 
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1894. 

Konvenium 
über  den 
Privatsatz. 


Der  Vorschlag  fand  beinahe  ungeteilte  Zustimmung  und  folgende 
Regelung.  Ein  fünfgliedriges  „Diskontokomitee“  — zu  Beginn  der  Verein- 
barung aus  Vertretern  der  Bank  in  Basel,  in  St,  Gallen  und  in  Genf  (Banque 
du  Commerce)  und  den  Kantonalbanken  von  Zürich  und  Bern  bestehend  — 
wurde  beauftragt,  den  Diskontosatz  festzusetzen. 

Auf  einen  bestimmten  Tag  der  Woche  sandten  die  Mitglieder  des 
Komitees  an  das  Präsidium,  die  Bank  in  Basel,  ihre  „Meinungs- 
äusserungen“ über  die  Situation  des  Geldmarktes,  indem  sie  sich  zugleich 
über  Verbleiben  oder  Veränderung  des  bisherigen  Diskontosatzes  aussprachen. 
Das  Präsidium  teilte  das  Resultat  dieses  Meinungsaustausches  den  Mitgliedern 
des  Komitees  telegraphisch  mit,  und  im  Falle  einer  Veränderung  auch  den 
andern  Konkordatsbanken.  Die  eingegangenen  Meinungsäusserungen  wurden 
vom  Präsidium  am  gleichen  Tage  vervielfältigt  und  den  Komiteemitgliedern 
zugestellt. 

Die  Konvention  trat  am  17.  Juli  desselben  Jahres  in  Funktion.  Mit  ihr 
begannen  die  Emissionsbanken  den  ungünstigen  Wechselkurs  durch  eine 
gemeinsame  Diskontopolitik  zu  bekämpfen,  und  wenn  sie  durch  ihr  Vorgehen 
auch  nicht  im  Stande  waren,  allen  Bedingungen  einer  richtigen  Diskonto- 
politik gerecht  zu  werden,  so  erreichten  sie  doch,  was  unter  den  gegebenen 
Verhältnissen  möglich  war.  Einmal  waren  nicht  alle  Emissionsbanken,  sondern 
nur  28  der  Vereinbarung  beigetreten;  zum  andern  handelte  es  sich  beim 
offiziellen  Satze  um  kurzfälliges  Papier,  während  gerade  der  niedrigere 
Privatsatz  die  Wechselkurse  viel  stärker  zu  beeinflussen  im  Stande  war. 
Immerhin  wurde  mit  einer  einheitlichen  Handhabung  des  Diskontosatzes  eine 
grössere  Stabilität  desselben  erreicht. 

Da  es  dem  Komitee  nicht  möglich  war,  den  offiziellen  Satz  für  alle 
Sichten  vorzuschreiben  oder  Vorschriften  über  die  Qualität  des  Diskonto- 
materials zu  erlassen,  so  folgte  der  Konvention  von  1893  im  Jahre  1894 
eine  neue  über  den  Privatdiskontsatz.  22  Emissionsbanken,  darunter 
diejenigen  der  Hauptplätze,  verpflichteten  sich,  mit  ihrem  Privatdiskontosatze 
für  länger  als  10  tägiges  Papier  nicht  unter  ein  vom  Komitee  festzusetzendes 
Minimum  zu  gehen.  Ein  halbes  Jahr  dauerte  dieses  Konvenium;  dann 
zerfiel  es  wieder.  Der  Zwang  hatte  mancher  Bank  nicht  behagt,  obschon 
man  sich  bewusst  geworden  war,  dass  der  offizielle  Satz  nicht  hinreichen 
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würde,  eine  zielbewusste  Diskontopolitik  durchzuführen  und  die  heimische 
Valuta  zu  schützen. 

Als  weitere  Verbesserungen  beschloss  die  Generalversammlung  in  Zürich 
(1895)  auf  Anregung  der  Zürcher  Kantonalbank  die  Einführung  eines  ein- 
heitlichen Formulars  für  den  Mandatverkehr. 

Die  einen  Banken  hatten  bis  dahin  ihre  Mandate  als  Mandate,  die 
andern  als  Anweisungen  oder  Delegationen,  wieder  andre  als  Checks  oder 
in  Briefform  ausgeslellt.  Dieser  Verschiedenartigkeit  in  Form  und  Redaktion 
sollte  durch  die  Einführung  eines  einheitlichen  Formulars  ein  Ende  gemacht 
werden. 

Man  einigte  sich  nun  auf  die  Briefform,  um  das  Mandat  vom  Wechsel 
oder  Check  zu  unterscheiden  und  um  so  wenig  als  möglich  Anlass  zu  geben, 
dass  es  indossiert  werde.  In  der  Indossierung  erblickte  man  ein  vermehrtes 
Risiko  für  die  Banken,  und  ein  solches  wollten  diese,  ohne  irgend  welchen 
Vorteil  für  sie,  nicht  übernehmen.  Endlich  handelte  es  sich  darum  eine 
Redaktion  zu  finden,  welche  in  keinem  Kanton  einem  höhern  Stempel 
unterworfen  würde,  als  dem  festen  Stempel  von  10  Cts.  per  Mandat. 

Diese  Neuerung  wurde  von  der  Geschäftswelt  gerne  gesehen. 

Im  Jahre  1896  wurden  in  St.  Gallen  ergänzende  Bestimmungen  über 
Verbesserung  des  Ausgleichs  der  Verbindlichkeiten  der  Banken  unter  sich 
beschlossen. 


1895. 

Einheitliches 
Formular  für  den 
Mandatverkehr. 
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1896. 

Verbesserung 
des  Ausgleichs. 


Die  Bank  in  Zürich,  die  durch  ihre  Leiter,  Präsident  von  Orelli  und 
Direktor  Schweizer,  sich  in  hervorragender  Weise  um  das  Zustandekommen 
der  ersten  Vereinbarungen  verdient  gemacht  hatte,  war  unterdessen  — 1894  — 
vom  Konkordate  zurückgetreten.  Die  zum  Teil  oben  berührten  Verhältnisse 
auf  dem  Platze  Zürich  hatten  sie  veranlasst,  auf  die  Notenausgabe  zu  ver- 
zichten und  in  Zukunft  die  Geschäfte  einer  Handelsbank  zu  betreiben. 

Eine  weitere  Verbesserung  beschloss  die  Generalversammlung  von 
Bern,  in  dem  sie  eine  einheitliche  Rechnungsweise  des  Diskontobetreffnisses 
auf  der  Basis  von  360  Jahrestagen  und  30  Monatstagen  einführte,  wie  sie 
in  der  Ostschweiz  schon  lange  üblich  war.  Dieselbe  Rechnungsweise  fand 
auch  auf  die  laufenden  Rechnungen  Anwendung. 

Endlich  wurde  auf  den  Antrag  der  Bank  in  Basel  beschlossen,  von 
Dritten  für  Rechnung  einer  andern  Emissionsbank  Zahlungen  entgegen- 
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zunehmen  und  diese  der  andern  Emissionsbank  gutzuschreiben,  wie  eine 
einkassierte  Forderung.  Die  andere  Emissionsbank  stellte  derart  für  ihre 
Rechnung  einbezahlte  Beträge  ihren  Konto-Korrentinhabern,  in  deren  Auftrag 
die  Zahlungen  geleistet  worden  waren,  spesenfrei  zur  Verfügung.  Diese 
Neuerung  brachte,  wie  die  Bank  in  Basel  berichtet,  grössere  Ansprüche  an 
die  verfügbaren  Mittel  der  Emissionsbanken  und  wurde  daher  nur  mit 
Zögern  und  versuchsweise  angenommen.  Im  folgenden  geschäftsreichen 
Jahre  zeigte  ‘sich  aber,  dass  die  Lasten  weniger  gross  waren,  als  man 
befürchtet  hatte,  die  Vorteile  vom  Publikum  dagegen  sehr  geschätzt  wurden. 
Dem  vom  Handelsstand  begehrten  Giroverkehr  von  Platz  zu  Platz 
kam  man  auf  diese  Weise  um  einen  bedeutenden  Schritt  näher. 

So  sehen  wir  die  Emissionsbanken  trotz  aller  Widerwärtigkeiten  von 
Jahr  zu  Jahr  neue  dem  Publikum  dienende  Verbesserungen  einführen.  Sie 
scheuen  weder  Kosten  noch  Mühen,  und  doch  droht  ihnen  in  absehbarer 
Zeit  der  Untergang.  — Jedes  Jahr,  das  seit  der  Volksabstimmung  von  1891 
ohne  Zentralbank  verfloss,  bedeutete  nur  eine  Gnadenfrist,  die  durch  den 
Gedanken  vielleicht  versüsst  werden  konnte,  es  werde  noch  eine  gute  Weile 
dauern,  bis  die  vielen  Köpfe  unter  einen  Hut  gebracht  worden  seien. 

Vorschläge  für  Nach  der  Annahme  des  abgeänderten  Banknotenartikels,  mit  dem  also 

des  Art,:»,  grundsätzlich  das  Notenmonopol  ausgesprochen  war,  begannen  die  ver- 
schiedensten Kreise  zur  Frage  der  praktischen  Ausgestaltung  des  Monopols 
Stellung  zu  nehmen.  Hie  Privatbank!  Hie  Staatsbank!  war  die  Parole. 
Nicht  weniger  als  10  verschiedene  Vorschläge,  darunter  einer  von  der  Bank 
in  Basel,  namens  ihrer  Bankgruppe,  wurden  dem  Bundesrate  eingereicht. 
Auf  den  einer  Privatbank  günstig  gesinnten  Bundesrat  Hammer,  folgte  als 
neuer  Vorsteher  des  eidgenössischen  Finanzdepartements  im  Jahre  1891 
Bundesrat  Hauser,  der  sich  nach  reiflicher  Prüfung  der  Projekte  zum 
1894.  Freund  einer  Staatsbank  bekannte.  Am  24.  Januar  1894  entschied  der 
ents^hliesst  sich  Bundesrat  grundsätzlich  dahin,  dass  eine  Staatsbank  mit  Filialen  nach 
Massgabe  des  Bedürfnisses  in  den  Kantonen  errichtet  werden  solle,  und 
am  23.  Oktober  desselben  Jahres  legte  er  der  Bundesversammlung  den 
fertigen  Gesetzesentwurf  über  die  Errichtung  einer  schweizerischen  Bundes- 
bank vor.’) 

‘)  Landmann  a.  a.  O.  55.  f. 
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Wiederum  trat  die  Banknotenfrage  in  den  Vordergrund  des  allgemeinen  ei 

Interesses,  ln  der  Sommersaison  1895  beriet  der  Nationalrat,  im  Dezember 
des  gleichen  Jahres  der  Ständerat  den  Entwurf;  im  März  1896  fand  zwischen 
beiden  Räten  die  Verständigung  über  die  noch  streitigen  Punkte  statt.  Am 
16.  Juni  1896  nahm  der  Nationalrat,  am  18.  der  Ständerat  das  Gesetz  an. 

Nun  setzten  aber  die  Staatsbankgegner  mit  einer  mächtigen 
Referendumsbewegung  ein;  79,123  Unterschriften  verlangten  den  Entscheid  Referendum 
des  Volkes  über  das  Gesetz,  und  trotzdem  der  Bundesrat  durch  die  Ver- 
schiebung der  Abstimmung  auf  den  28.  Februar  1897  den  Staatsbankfreunden 
reichlich  Zeit  gegeben  hatte,  für  das  Gesetz  zu  agitieren,  wurde  es  mit 
255,984  gegen  195,764  Stimmen  verworfen. 


Fall 

des  Gesetzes. 


Das  war  für  die  Emissionsbanken  ein  besonders  wichtiges  Ereignis; 
denn  nun  war  die  Ausführung  des  Art.  39  wieder  auf  unbestimmte  Zeit 
verschoben.  Ihnen  aber  wurde  damit  die  Notwendigkeit  der  längst  geplanten, 
aber  unter  dem  Druck  des  Ungewissen  immer  wieder  verschobenen  Reformen 
dringend  nahegelegt. 

Wohl  wurden  in  der  März-Session  des  Jahres  1897  im  Nationalrate 
von  Gegnern  des  verworfenen  Gesetzes  zwei  Motionen  gestellt,  die  beide  cramer-Frey. 
eine  möglichst  rasche  Vorlage  eines  neuen  Gesetzesentwurfes  beantragten 
(Motion  Gaudard  und  Motion  Cramer-Frey),  allein  damit  war  noch  wenig 
gewonnen,  und  die  Emissionsbanken  durften  ohne  Zögern  an  ihr  Werk  gehen. 

ln  ihrer  Generalversammlung  vom  Juni  1897  in  Bern  kamen  zunächst 
die  vom  Vorort  des  schweizerischen  Handels-  und  Industrievereins  auf- 
gestellten Grundzüge  für  eine  zentrale  Notenbank  zur  Behandlung,  jedoch 
ohne  dass  eine  Einigung  über  das  weitere  Vorgehen  erzielt  werden  konnte. 

Der  Vorort  verlangte  von  den  Emissionsbanken,  dass  sie  sich  ihm  anschliessen 
sollten,  um  gemeinsam  mit  ihm  und  im  Sinne  der  aufgestellten  Grundsätze 
einen  Entwurf  zur  Errichtung  und  Organisation  einer  zentralen  Notenbank 
auszuarbeiten.  Nun  waren  aber  im  Konkordat  die  Kantonalbanken  zahlreich 
vertreten,  welche  mit  ihren  Regierungen  ihre  besondern  Interessen  hatten 
und  keineswegs  gewillt  waren,  sich  vom  Vorort  ins  Schlepptau  nehmen  zu 
lassen;  überhaupt  darf  nicht  übersehen  werden,  dass  bei  dieser  ganzen 
Bewegung  die  Emissionsbanken  den  leidenden  Teil  repräsentierten,  indem 
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man  ihnen  einen  Geschäftszweig  zu  nehmen  im  Begriffe  stand,  von  dem 
ihre  Prosperität  mehr  oder  weniger  abhing.  Es  war  deshalb  begreiflich, 
dass  sie  die  Arbeit  lieber  andern  überliessen.  Dagegen  wurde  auf  Antrag 
der  Bank  in  Basel  einstimmig  die  Revision  der  beiden  bestehenden 
Konkordate  beschlossen. 

Das  Votum  des  Herrn  Direktors  Frey  an  der  Generalversammlung  von 
Bern  über  die  Revision  gibt  mit  aller  Deutlichkeit  den  festen  Willen  der 
Bank  in  Basel  zu  erkennen,  die  Organisation  des  Konkordats  zu  verbessern. 
Er  beschönigte  nichts,  sondern  konstatierte,  dass  die  Emissionsbanken  „ne  sont 
plus  tout  ä fait  ä la  hauteur  du  role  qu’elles  ont  ä remplir.  Le  mouvement 
qui  cherchait  le  remede  dans  la  creation  d’une  Banque  de  la  Confederation 
a ete  provisoirement  clos  par  la  votation  du  28  fevrier.  Or,  le  danger  de 
l’etat  actuel  ne  saurait  etre  meconnu;  nous  ne  sommes  pas  prepares  pour 
faire  face  ä une  crise,  et  il  serait  etrange  que  nous  omettions  d’introduire 
dans  notre  Organisation  les  ameliorations  necessaires.  II  faut  que  le  public 
Sache  que  les  banques  concordataires  sont  decidees  ä introduire  toutes  les 
innovations  necessitees  par  l’augmentation  crolssante  de  la  clrculation. 

Das  Komitee  wurde  um  vier  Mitglieder  erweitert  und  erhielt  den  Auftrag, 
die  Revision  vorzubereiten.  Dank  der  ungemeinen  Rührigkeit,  mit  der  Herr 
Direktor  Frey  die  ersten  Entwürfe  ausarbeitete,  konnte  das  Komitee  den 
Entwurf  bis  zur  Generalversammlung  vom  5.  6.  Februar  1898  in  Luzern 
zweimal  durchberaten. 

Die  Vorschläge  enthielten  einen  Entwurf  zu  einem  neuen  Konkordat 
— beide  bisherigen  Konkordate  umfassend  — und  einen  Entwurf  zu  Statuten 
und  Reglement  einer  Zentralstelle.  Die  wesentlichste  vorgesehene  Neuerung 
war  die  Errichtung  einer  selbstständigen  Zentralstelle  mit  einem  eigenen 
Kapital,  das  ihr  von  den  Emissionsbanken  nach  Massgabe  ihrer  Noten- 
emission (1  V«  derselben)  geliefert  werden  sollte. 

Ihr  Geschäftskreis  wäre  gewesen; 

Verwaltung  der  Bardepositen  der  Emissionsbanken, 

Vermittlung  des  Giro-  und  Notenausgleichs, 

Diskonto  von  Wechseln  nur  von  Emissionsbanken, 

Bezug  von  Barschaft  für  Rechnung  der  Emissionsbanken. 

Für  die  Leitung  dieser  Zentralstelle  wäre  ein  Direktor  bestellt  worden 
unter  der  Aufsicht  des  Komitees  der  Emissionsbanken. 
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Die  Vertreter  der  Banken  akzeptierten  in  Luzern  am  5.  bis  6.  Februar  1898  fentSSeiie^ 
im  wesentlichen  diese  Vorschläge  vorbehältlich  der  Genehmigung  ihrer 
Behörden.  Allerdings  war  dabei  schon  die  Frage  des  Sitzes  der  Zentral- 
stelle, die  der  Entwurf  nach  Bern  verlegt  haben  wollte,  aufgetaucht  und 
hatte  etwelche  Bedenken  wachgerufen.  Die  Vertreter  der  Zürcher  Kantonal- 
bank hatten  als  Sitz  der  Zentralstelle  Zürich  vorgeschlagen;  die  Ostschweiz 
schien  sich  ihnen  zuneigen  zu  wollen;  doch  wurde  mit  16  gegen  15  Stimmen 
Bern  als  Sitz  der  Zentralstelle  bezeichnet. 

Von  den  Banken  erklärten  nun  14  ohne  Vorbehalt  und  3 bedingungs- 
weise ihren  Beitritt;  6 Banken  lehnten  ab,  darunter  die  Zürcher  und  die 
St.  Galler  Kantonalbank,  die  Bank  in  St.  Gallen  und  die  Toggenburger 
Bank.  Diese  beiden  hatten  erst  zugesagt,  waren  aber  auf  die  ablehnende 
Haltung  Zürichs  hin  wieder  reuig  geworden.  Zwei  Banken  hatten  nicht 
geantwortet.  Zürich  lehnte  in  der  Tat,  wie  aus  der  Diskussion  in  der 
Generalversammlung  in  Neuenburg  vom  19.  April  1898  hervorging,  in  der 
Hauptsache  nur  der  Sitzfrage  wegen  ab  und  brüskierte  damit  die  Berner 
Kantonalbank.  Es  herrschte  schwüle  Stimmung.  Die  beiden  Gruppen  standen 
sich  gegenüber;  keine  gab  nach.  Um  aber  das  Konkordat  nicht  in  die  Brüche 
gehen  zu  lassen,  wurde  beschlossen,  die  ganze  Frage  nochmals  vor  eine 
Generalversammlung  zu  bringen.  Das  geschah  in  Olten  am  11.  Juni  1898.  sc^ksais 
Es  war  eine  denkwürdige  Sitzung,  ein  „schicksalsschwerer  Tag,“  wie  ihn  schwerejag  von 

Direktor  Saxer  von  St.  Gallen  nannte.  Die  Diskussion  begann  in  sehr  leb- 
hafter Weise  und  drehte  sich  in  der  Hauptsache  um  die  Frage,  ob  nicht 
eine  nochmalige  Revision  des  Konkordates  vorzunehmen  sei.  Der  Präsident, 

Herr  Iselin-LaRoche,  sowie  Herr  Direktor  Frey  verwahrten  sich  dagegen, 
da  das  neue  Konkordat  tatsächlich  von  der  Mehrheit  der  Banken  angenommen 
worden  sei.  Den  Vorschlag,  der  Präsident  möge  die  Banken  noch  einmal 
darüber  befragen,  ob  sie  nun,  nachdem  Bern  die  Absicht  habe  verlauten 
lassen,  auszutreten,  noch  bei  ihren  frühem  Beitrittserklärungen  bleiben 
wollten,  entschied  er  kurz:  Ich  werde  das  nicht  tun;  die  Sache  ist  abge- 
schlossen; zweimal  ist  das  Votum  darüber  ergangen,  und  die  Banken  sind 
bei  ihren  Erklärungen  behaftet. 

Ein  versöhnender  Vorschlag  der  Genfer  hätte  Basel  und  seinen  An- 
hängern zugesagt;  ein  Amendement  der  St.  Galler,  das  wiederum  auf  eine 
Revision  des  Konkordats  hindeutete  und  angenommen  wurde,  veranlasste 
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schliesslich  Herrn  Iselin- La  Roche  zu  folgender  Erklärung:  Nach  diesem 
Votum  tritt  die  Bank  in  Basel  vom  Präsidium  zurück.  Sie  sieht  voraus, 
dass  das  Ganze  doch  nicht  erspriesslich  herauskommt,  und  sie  will  sich 
nicht  länger  damit  befassen.  Nehmen  Sie  jemanden  an  diese  Stelle,  der  Ihr 
Zutrauen  besser  verdient;  wir  treten  mit  Vergnügen  zurück. 

Von  allen  Seiten  wurde  Basel  zu  überreden  versucht,  die  Leitung  des 
Konkordats  beizubehalten.  „Wir  wissen,  was  wir  an  unserm  Präsidium 
verlieren  würden  — erklärte  Direktor  Saxer  von  St.  Gallen  — wir  wissen, 
wie  es  sich  seiner  Aufgabe  gewidmet  und  mit  welcher  Sachkenntnis  Basel 
dem  Präsidium  vorgestanden  ist.  Wir  sind  ihm  und  bleiben  ihm  unsern 
Dank,  unsere  Anerkennung  für  die  vorzügliche  Leitung  des  Konkordats  stets 
schuldig.“  Alle  Liebesmüh  war  umsonst.  Basel  blieb  fest.  Das  Präsidium 
ging  in  der  Folge  an  das  Vize-Präsidium,  die  Banque  du  Commerce  in 
Genf  über.  Bern  blieb  bei  seinem  Rücktritt. 

So  war  dieser  Sitzfrage  wegen  alle  Arbeit  und  Mühe  der  Bank  in 
Basel  umsonst  gewesen;  trotz  der  allgemeinen  Anerkennung,  die  ihr  Entwurf 
gefunden  hatte,  scheiterte  die  Revision  an  scheinbaren  Äusserlichkeiten. 
Im  Grunde  war  es  aber  die  alte  Rivalität  zwisclien  Bern  und  Zürich,  und 
in  der  Tat  trat  von  diesem  Ereignis  an  der  Kampf  zwischen  Zürich  und 
Bern  um  den  Sitz  der  künftigen  Zentralbank  offen  zu  Tage.  Er  wurde  in 
die  öffentlichen  Blätter  übertragen  und  verursachte  hüben  und  drüben  viel 
böses  Blut. 

Unter  diesen  Umständen  verblieb  der  Verkehr  der  Emissionsbanken 
unter  sich  in  seinem  bisherigen  Zustande.  Dank  der  Initiative  der  Banque 
du  Commerce  in  Genf  und  da  die  wachsenden  Barbezüge  der  Emmissions- 
banken  dringend  zu  einem  allgemeinen  Meinungsaustausch  aufforderten, 
gelang  es  indessen,  am  3.  Juni  des  Jahres  1899  sämtliche  Emissionsbanken 
zu  einer  Versammlung  in  Lugano  zu  veranlassen,  um  über  gemeinschaftlich 
zu  ergreifende  Massregeln  zum  Schutze  der  Barbestände  zu  beraten. 

Mit  dem  guten  Gang  der  Geschäfte  und  der  Verteuerung  des  Geldes 
hatte  sich  seit  dem  Jahre  1896,  wie  früher  schon  erwähnt,  ein  mit  jedem 
Jahre  wachsendes  Agio  auf  dem  französischen  Wechselkurs  herausgebildet, 
das  der  Ausfuhr  von  Barschaft  rief  und  im  Laufe  der  Zeit  in  eine  Drainage 
des  Silbers  im  ganzen  Lande  ausartete. 
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Diese  Silberdrainage  kam  in  verschiedener  Weise  zum  Ausdruck;  suberdramage. 

Die  französische  Eisenbahn-Gesellschaft  Paris-Lyon-Mediterranee  hat 
regelmässig  den  Betrag  der  von  ihr  besonders  in  Genf  einkassierten  Frachten 
an  ihren  Sitz  in  Frankreich  zu  remittieren,  und  als  der  Check  Paris  ein 
immer  grösseres  Agio  bedang,  sandte  sie  an  dessen  Stelle  Barschaft,  d.  h. 
Fünf-Frankenstücke,  welche  sie  teils  dem  Verkehr,  teils  auch  der  Banque 
du  Commerce  in  Genf  entnahm.  Die  Banque  du  Commerce  erlangte,  dass 
die  Gesellschaft  die  benötigten  Beträge  nicht  mehr  an  ihrer  Kasse  in  bar 
erhob,  sondern  gegen  ihre  Einzahlungen  in  Noten  und  bar  Checks  Paris 
al  pari  annahm.  Das  Agio  auf  den  Pariser  Checks  blieb  zu  Lasten  der 
Banque  du  Commerce. 

Ähnlich  verhielt  es  sich  mit  der  Jura-Simplon-Bahn,  welche  ihre  Ver- 
gütungen an  die  französische  Ostbahn,  sobald  der  Check  Paris  ein  Agio 
bedang,  in  Bar  leistete;  sie  verwendete  dazu  ihre  Bareingänge  und  erhob 
den  Restbetrag  bei  den  Banken  in  Bern,  Lausanne  und  Neuchätel.  Auch  in 
diesem  Falle  mussten  sich  die  betreffenden  Banken  dazu  bequemen,  Checks 
Paris  al  pari  zu  liefern,  wenn  sie  sich  nicht  konstanten  Barentzügen  aus- 
setzen wollten.  Das  Agio  auf  den  Pariser  Checks  blieb  zu  Lasten  der 
Banken,  dagegen  blieb  wenigstens  die  Barschaft  im  Lande. 

Die  Geldwechsler  längs  der  französischen  Grenze  nahmen  natürlich 
bald  die  Vorteile  der  Situation  wahr:  sie  führten  Barschaft  aus,  zahlten  den 
Betrag  bei  der  nächsten  Filiale  der  Bank  von  Frankreich  oder  bei  einem 
zunächst  jenseits  der  Grenze  gelegenen  Bankhause  ein  und  Hessen  sich 
dafür  französische  Noten  oder  Checks  Paris  geben,  mit  denen  sie  nach  der 
Schweiz  zurückkehrten;  in  der  Schweiz  verkauften  sie  die  französischen 
Noten  oder  die  Checks  auf  Paris  mit  einem  Agio,  das  den  Nutzen  auf  der 
Operation  repräsentierte,  und  begannen  die  Operation  auf’s  neue.  Dies  war 
die  wirkliche  Drainage,  der  kein  Zahlungsbedürfnis  zu  Grunde  lag,  sondern 
die  nur  die  Kursdifferenz  ausbeutete. 

Daneben  wurde  von  Banken  und  Geldwechslern  das  Gold  dem  Ver- 
kehr entzogen  und  ausgeführt,  indem  sie  es  einer  Filiale  der  Bank  von 
Frankreich  einzahlten  und  dagegen  eine  Gutschrift  in  Paris  erhielten. 

Auch  Handelsfirmen,  besonders  Seidenhäuser  im  Verkehr  mit  Lyon 
genierten  sich  nicht,  der  nächstgelegenen  Notenbank  Barschaft  zu  entziehen 
und  sie  nach  Lyon  zu  schicken,  um  etwas  am  französischen  Wechselkurs  zu 


342 


Die  Entwicklung  des  Konkordats 


111 


Besserur  j der 
Lag  . 


Kosten  des 
Barim;  )rts. 


sparen,  bis  sich  auch  diesen  gegenüber  einige  Notenbanken  herbeiliessen, 
durch  Erlass  von  Checks  auf  Paris  zu  billigem  Satze  einen  Teil  des  Kurs- 
Verlustes  auf  sich  zu  nehmen.  Diejenigen  Industriellen,  welche  durch 
Verkauf  ihrer  Fabrikate  an  das  Ausland  aus  den  hohen  Wechselkursen  Nutzen 
zogen,  beklagten  sich  natürlich  nicht  über  die  aussergewöhnliche  Situation. 
Die  Lasten,  welche  daraus  den  Notenbanken  erwuchsen,  waren  während 
einigen  Jahren  ganz  bedeutend.  Sie  bestanden  in  den  Kursverlusten  auf  an 
die  beiden  Eisenbahngesellschaften  al  pari  gelieferte  Checks,  in  vermehrten 
Auslagen  für  Bareinfuhr,  zur  Ergänzung  der  Barbestände  und  in  den  Kurs- 
verlusten auf  an  verschiedene  Firmen  und  Händler  zu  billigen  Preisen 
verkauften  Checks. 

Es  wäre  zu  weit  gegangen,  in  dieser  aussergewöhnlichen  Erscheinung, 
welche  die  Folge  einer  grossen  Anspannung  des  damaligen  schweizerischen 
Unternehmungsgeistes  war,  eine  Verschlechterung  der  schweizerischen  Valuta 
zu  erblicken;  indessen  rächte  sich  in  diesen  Jahren  der  Prüfung  ein  allzu 
vertrauensvolles  Gehenlassen  früherer  Jahre.  Es  hätte  nahe  gelegen,  die 
ungünstigen  Wechselkurse  durch  ein  Anziehen  der  Diskontoschraube  zu 
bekämpfen  und  damit  die  Folgen  der  ungünstigen  Konjunktur  auf  den 
Handelsstand  abzuwälzen.  Bis  zu  einer  gewissen  Grenze  konnte  dies  auch 
geschehen,  indessen  handelte  es  sich  auch  darum,  sämtliche  Emissionsbanken 
für  die  ausserordentlichen  Auslagen  in  Mitleidenschaft  zu  ziehen  und  sie  zu 
einer  Einschränkung  ihrer  Operationen  zu  veranlassen.  Aus  diesem  Grunde 
war  es  dem  Zwecke  besser  entsprechend,  wenn  ein  Teil  der  Kursdifferenzen 
und  der  Kosten  für  Barbezüge  von  den  Emissionsbanken  direkt  übernommen 
wurde. 

Allmählich  wurden  die  Emissionsbanken  Herr  der  ungünstigen  Lage; 
die  Wechselkurse  besserten  sich,  und  Dank  einer  den  schweizerischen  Geld- 
verhältnissen günstigen  Kapitalbewegung,  welche  von  Frankreich  ausging, 
traten  wieder  normale  Zustände  ein,  welche  die  Drainage  in  Silber  und  Gold 
auf  ein  Minimum  reduzierten  und  während  den  Monaten  des  Fremdenverkehrs 
selbst  die  kostenfreie  Einfuhr  von  Gold  ermöglichten. 

Die  Auslagen  der  Emissionsbanken  für  Bareinfuhr  und  zur  Verhin- 
derung von  Barausfuhr  beliefen  sich; 


der  schweizerischen  Emissionsbanken. 


343 


im  Jahr 

Kosten 

der 

Bareinfuhr 

Anteil  Basels 

an  den 
Auslagen 

1899 

363,500 

132,900 

1900 

831,700 

135,000 

1901 

170,100 

32,400 

1902 

408,700 

59,400 

1903 

104,500 

31,000 

1904 

247,700 

41,200 

1905 

193,350 

20,500 

1906 

130,100 

5,700 

1907 

j 25,200 

3,200 

Wenn  nun  auch  nicht  alle  Banken  in  gleichem  Masse,  wie  Genf  und 
die  westschweizerischen  Banken  unter  diesem  Zustande  zu  leiden  hatten,  so 
waren  sie  doch  alle  daran  mitbeteiligt  und  moralisch  zu  einer  Abhülfe  ver- 
pflichtet. Diese  Anschauung  wurde  auch  von  den  anwesenden  Vertretern 
anerkannt,  und  es  kam  zu  einer  Vereinbarung,  nach  welcher  die  Emissions- 
banken sich  verpflichteten,  im  Verhältnis  zu  ihrer  Notenemission  und  bis  zu 
l%o  derselben  die  Hälfte  der  Kosten,  welche  einigen  unter  ihnen  aus  der 
Einfuhr  von  Barschaft  oder  zur  Verhinderung  von  Barausfuhr  erwuchsen, 
gemeinschaftlich  zu  tragen. 


1899. 

V^ereinbarung 
über  gemein- 
same Tragung 
der  Barimport- 
kosten und  zum 
Schutze  der  Bar- 
bestände. 


Die  Banken  erklärten  sich  dadurch  zum  ersten  Male  solidarisch  in  der 
Erfüllung  der  ihnen  mit  dem  Notenemissionsrecht  auferlegten  Pflichten,  und 
es  war  das  Verdienst  der  Banque  du  Commerce,  dieses  Solidaritäts- 
gefühl wachgerufen  zu  haben,  das  später  ganz  wesentlich  zum  Ausbau  des 
Konkordates  beitrug. 

In  der  Einleitung  zu  dieser  Vereinbarung  wurde  gesagt: 

„Die  Emissionsbanken  verpflichten  sich,  mit  allen  ihnen  zu  Gebot 
stehenden  Mitteln  gegen  den  ungünstigen  Wechselkurs  anzukämpfen  und 
alle  Massregeln  zu  ergreifen,  um  die  Ausfuhr  von  Barschaft  zu  verhindern.“ 

Bei  diesem  Anlass  wurden  auch  die  Bestimmungen  über  den  offiziellen 
Diskontosatz  revidiert  und  der  genannten  Vereinbarung  einverleibt  wie  folgt: 
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Revision  i 
Bestimmur 
über  dei 
Diskontos; 


Bank  in  I 
wiede 
Präsidii 
1899-19 


Refornu 


19a 
Vereinba 
über  ■ 
Regulieru! 
Note 
zirkula 


a)  Die  Emissionsbanken  anerkennen  als  Basis  für  ihre  Operationen  einen 

»en  ' 

tz  einheitlichen  offiziellen  Diskontosatz,  der  vom  Komitee  festgesetzt  wird 

(unbeschadet  der  Vereinbarung,  welche  den  Privatsatz  reguliert.) 

b)  Nur  Wechsel,  welche  länger  als  zwölf  Tage  zu  laufen  haben,  dürfen 
unter  dem  offiziellen  Satze  diskontiert  werden. 

c)  Bei  den  Diskontoberechnungen  wird  das  Jahr  zu  360  und  der  Monat 
zu  30  Tagen  gerechnet. 

d)  Die  Banken  werden  von  den  Abänderungen  im  offiziellen  Diskontosatze 
telegraphisch  in  Kenntnis  gesetzt  unter  schriftlicher  Motivierung. 

e)  Ueber  die  Einzelheiten  der  Ausführung  dieser  Bestimmungen  werden 
sich  die  Mitglieder  des  Komitees  unter  einander  verständigen. ') 

Das  Diskonto-Komitee  wurde  auf  7 Mitglieder  erweitert.  Allwöchentlich 
liefen  nun  beim  Präsidium  die  brieflichen  Meinungsäusserungen  zusammen, 
und  daraufhin  wurden  die  Beschlüsse  gefasst. 

3“'  Endlich  wurde  die  Bank  in  Basel  wiederum  veranlasst,  das  Präsidium 

n.  zu  übernehmen,  und  in  ihren  Händen  sollte  es  fortan  verbleiben  bis  zum 

Momente,  da  die  Nationalbank  an  Stelle  der  Emissionsbanken  trat. 

• Es  ist  auffallend,  wie  rasch  in  der  Zeit  von  1895  bis  1905  die  Reformen 

des  Konkordats  sich  folgten.  Während  früher  jahrelang  Stillstand  gewesen 
war,  überholten  sich  die  Beschlüsse  beinahe.  Ohne  unbescheiden  zu  sein, 
darf  sich  die  Bank  in  Basel  rühmen,  daran  ihren  guten  Teil  gehabt  zu 
haben,  und  dem  versöhnlichen  Charakter  des  Direktors  ihrer  Bank,  Herrn 
F.  Frey,  ist  es  wohl  nicht  zum  wenigsten  zu  danken,  wenn  es  möglich  war, 
die  Widerstrebenden  zusammenzuhalten.  An  allen  Ecken  der  Decke  wurde 
gezerrt,  aber  immer  wieder  gelang  es  ihm,  zu  verhüten,  dass  einer  sie  wegzog. 

Am  9.  Juni  1900  versammelten  sich  die  Vertreter  der  Emissionsbanken 
im  Stadthause  zu  Basel,  und  hier  kam  es  zu  einer  besonders  wichtigen 
Vereinbarung  über  die  Regulierung  der  Notenzirkulation. 

Es  war  eine  den  Leitern  der  grössern  Emissionsbanken  bewusste 

ung 

g der  Tatsache,  dass  die  Notenzirkulation  zu  gewissen  Zeiten  zu  gross  und 

on.  deren  Regulierung  als  Ergänzung  zur  Handhabung  eines  einheitlichen  Dis- 
kontosatzes äusserst  nötig  war;  so  äusserte  sich  auch  die  Leitung  der  Bank 

')  Vergl.  „Vereinbarung  zwischen  den  schweizerischen  Emissionsbanken  zum 
Schutze  ihrer  Barbestände  und  zur  Verteidigung  der  ökonomischen  Interessen  des  Landes.“ 
Vom  3.  Juni  1899. 
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in  Basel  hierüber  wiederholt  an  die  übrigen  Banken,  und  noch  am 

3.  Mai  1900  schrieb  sie : „Eine  Erhöhung  der  Diskontosätze  ohne  eine 
resolute  Einschränkung  der  Notenzirkulation  wäre  ein  Schlag  ins  Wasser“. 
Allein  es  war  keine  leichte  Sache,  die  Banken  zu  Reduktionen  ihrer  Noten- 
emissionen zu  bekommen;  die  fatale  Bestimmung  des  Banknotengesetzes, 
dass  die  Steuer  nach  der  bewilligten  Emission  zu  entrichten  sei,  musste 
jene  notgedrungen  dazu  veranlassen,  möglichst  viele  ihrer  eigenen  Noten  im 
Umlauf  zu  haben,  um  die  Steuer  wieder  einzubringen.  Verschiedene  Versuche 
waren  erfolglos  geblieben.  Endlich  gelang  es  in  der  Generalversammlung 
von  1900  auf  einen  Antrag  der  Solothurner  Kantonalbank  hin  — deren 
Leitung  mittlerweile  an  den  verständigen  und  versöhnlichen  Herrn  Mägis 
übergegangen  war  — eine  Vereinbarung  herbeizuführen,  nach  welcher  die 
Banken  in  eine  zeitweilige  Kontingentierung  der  ihnen  bewilligten  Noten- 
emission einwilligten.  Man  bestimmte; 

1.  Sobald  die  allgemeine  Lage  des  Geldmarktes  es  erheischt  und  die 
Summe  der  Noten  in  den  Kassen  der  Emissionsbanken  stark  anwächst, 
ist  das  Komitee  befugt,  eine  Beschränkung  der  gesamten  Notenzirkulation 


anzuordnen. 

2.  Eine  einmalige  Beschränkung  darf  5“o  der  bewilligten  Emissions- 
summe nicht  übersteigen.  Eine  weitere  Beschränkung  ist  vor  Ablauf 
der  vier  folgenden  Wochen  nicht  zulässig. 

3.  Die  Beschränkung  darf  im  ganzen  10“/o  der  bewilligten  Emissions- 
summe nicht  übersteigen.  Wegen  einer  weitern  Beschränkung  müssen 
sämtliche  Emissionsbanken  angefragt  werden. 

4.  Die  Banken  haben  die  auf  ihre  Emission  entfallenden  Quoten  beim 
Inspektorat  der  Emissionsbanken  in  Bern  oder  bei  der  Zentralstelle  in 
Zürich  zu  deponieren. 

5.  Sobald  die  Lage  des  Geldmarktes  eine  Vermehrung  der  Notenzirkulation 
rechtfertigen  lässt,  werden  die  deponierten  Noten  wieder  freigegeben. 


Die  Bank  in  Basel  hatte  der  Generalversammlung  ebenfalls  einen 
Vorschlag  eingereicht. 

Sie  hatte  eine  regelmässige  periodische  Reduktion  der  Notenemission 
gewünscht;  diese  Reduktion  war  für  Banken  mit  Emissionssummen  über 
10  Millionen  Franken  höher  bemessen  als  für  die  andern.  Eine  Bank,  welche 


Vorschlag  der 
Bank  in  Basel. 
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das  erlaubte  Maximum  überschritten  hätte,  wäre  zur  Zahlung  einer  Gebühr 
zu  Gunsten  der  Kasse  für  Verteilung  der  Kosten  für  tlen  Bezug  von  Barschaft 
verpflichtet  worden. 

Diese  Bestimmungen  waren  von  sehr  einschneidender  Natur  und  hatten 
deshalb  keine  Aussicht  angenommen  zu  werden;  mussten  doch  sogar  die- 
jenigen der  Solothurner  Kantonalbank  abgeschwächt  werden,  um  Annahme 
zu  finden.  Basel  zog  deshalb  seinen  Vorschlag  zurück  und  unterstützte 
den  Entwurf  Solothurns. 

Der  neuen  Vereinbarung  traten  sämtliche  Emissionsbanken  bei,  und 
der  Bundesrat  genehmigte  sie,  in  der  Meinung,  es  handle  sich  um  einen 
blossen  Versuch,  unter  einigen  Vorbehalten,  und  am  6.  August  1900  trat 
sie  in  Kraft. 

Ein  Gesuch,  um  Befreiung  der  also  beim  Banknoteninspektorat  depo- 
nierten Noten  von  der  eidgenössischen  Gebühr  und  der  kantonalen  Steuer 
wurde  abgelehnt.  Diesem  Gesuch  waren  verschiedene  Anläufe,  auch  im 
Ständerat,  um  Revision  der  Besteuerungsart  voraiigegangen;  keiner  hatte 
Erfolg.  Der  Bundesrat  wollte  keine  Revision  des  Banknotengesetzes  mehr. 

Erste  Konti  1-  Eine  erstc  Kontingentierung  der  bewilligten  Notenemission,  im  Betrage 

genlierunt  ° 

von  2'  s®o  erfolgte  in  der  Zeit  vom  16.  August  bis  25.  Oktober  1900;  es 
handelte  sich  nur  um  einen  Versuch.  Doch  zeigte  er  sich  ohne  grosse 
Wirkung.  Besser  war  der  Erfolg  der  folgenden  Kontingentierungen  im  Jahre 

1901  und  zwar: 


vom 

25.  Januar 

bis 

1.  März 

( 35  Tage) 

5»o 

w 

1.  März 

w 

25.  „ 

( 24  Tage) 

10  «0 

r» 

25.  „ 

w 

1.  Juni 

( 60  Tage) 

5 “ 'o 

w 

1.  Juni 

23.  September 

(114  Tage) 

10»  0 

23.  September 

»1 

18.  Dezember 

( 86  Tage) 

5 7o 

Während  nur  46  Tagen  war  somit  die  ganze  Emissionssumme  freigegeben. 

Ein  Antrag  der  Bank  in  Luzern  an  der  Generalversammlung  vom 
22.  Juni  1901  in  Schaffhausen,  die  Emissionsbanken  sollen  sich  verpflichten, 
so  lange  sie  dieser  Vereinbarung  angehören,  ihre  gegenwärtige  Noten- 
emission nicht  zu  erhöhen,  und  der  Bundesrat  möge  den  aus  der  Verein- 
barung ausscheidenden  Banken  eine  Erhöhung  nicht  gestatten,  fand,  weil 
zu  weit  gehend,  keine  Gnade. 
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Die  günstige  Wirkung  dieses  Abkommens  war  unverkennbar,  und  das 
Komitee  der  Emissionsbanken  war  darin  einig,  dass  es  in  Verbindung 
mit  der  Vereinbarung  über  den  Privatdiskontosatz  die  Diskontopolitik  der 
Emissionsbanken  wesentlich  unterstützte  und  regulierend  auf  den  offiziellen 
Diskontosatz  einwirkte. 

Eine  grössere  Einschränkung,  als  im  Jahre  1901,  konnte  indessen  in 
den  folgenden  Jahren  nicht  durchgeführt  werden,  weil  der  Notenbedarf  von 
Jahr  zu  Jahr  zunahm  und  es  nicht  anging,  dem  Publikum  die  Noten,  deren 
es  bedurfte,  vorzuenthalten. 

Die  Einschränkungen  hatten  den  weitern  Vorteil,  ein,  wenn  auch 
bescheidenes  Quantum  von  Banknoten  für  die  grössern  Zahlungsepochen 
bereitzuhalten.  Nichtsdestoweniger  trat  in  allen  diesen  Epochen  regelmässig 
Notenmangel  ein.  Ungerechterweise  wurde  daraus  den  Emissionsbanken 
ein  Vorwurf  gemacht,  war  doch  ihre  Notenausgabe  limitiert;  auch  hatte, 
angesichts  der  Bestrebungen  zur  Erreichung  einer  zentralen  Notenbank,  keine 
der  bestehenden  Notenbanken  Lust,  ihre  Emission  zu  vermehren. 

Die  Generalversammlung  von  Basel  (1900)  beschloss  ferner,  das  Konkordat 
für  den  Inkasso-  und  Mandatverkehr  aufzuheben  und  seine  Bestimmungen 
mit  denjenigen  der  Konvention  von  Lugano  zu  vereinigen  und  diese  selbst 
im  Konkordat  für  den  Banknotenverkehr  aufgehen  zu  lassen.  Endlich  wurde 
gemäss  Antrag  der  Banque  du  Commerce  in  Genf  und  der  Zürcher  Kantonal- 
bank das  Komitee  beauftragt,  einen  Entwurf  zu  einer  Abrechnungsstelle 
für  die  Verbindlichkeiten  der  Emissionsbanken  unter  sich  auszuarbeiten  und 


Günstige 

Wirkung. 


1901. 

Gemeinsame 
Giro-  und 
Abrechnungs- 
stelle 


einer  ausserordentlichen  Generalversammlung  vorzulegen. 

Damit  wurde  ein  früheres  Postulat  wieder  aufgenommen  und  einem 
speziellen  Wunsche  Genfs  entsprochen,  das  nur  ungern  der  Regulierung  der 
Noten-Zirkulation  zugestimmt  hatte.  Das  Komitee  arbeitete  den  Entwurf  im 
Oktober  1900  in  einer  Sitzung  in  Neuchätel  aus;  bald  darauf  erkrankte  aber 
Direktor  Frey,  so  dass  jener  erst  am  28.  März  1901  in  Olten  einer  ausser- 
ordentlichen Generalversammlung  vorgelegt  werden  konnte,  welche  ihn  dann 
auch  genehmigte. 

Am  1.  Juli  1901  trat  die  gemeinsame  Giro-  und  Abrechnungs- 
stelle in  Wirksamkeit.  Die  Zürcher  Kantonalbank  übernahm  den  Dienst. 

Während  die  ehemalige  1876  ins  Leben  gerufene  Zentralstelle  nur  ein 
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bindlichkeiten  benützt  werden  konnte,  wurde  die  neue  Abrechnungsstelle 
eine  eigentliche  Girostelle  für  sämtliche  Verbindlichkeiten.  Die  Banken 
unterhielten  bei  ihr  zwar  immer  noch  ein  Bardepositum  für  den  Notenaus- 
gleich, ausserdem  aber  ein  Notendepositum  zum  Ausgleich  aller  andern 
Verbindlichkeiten.  Dieser  Unterschied  wurde  notwendig  nachdem  zuge- 
standen worden  war,  dass  der  Gegenwert  von  Inkassowechseln  und  von 
Mandaten  nicht  nur  in  bar,  sondern  auch  in  Noten  ausgeglichen  werden 

konnte.^)  , ...  . 

ln  der  Regel  wurden  die  gegenseitigen  Verbindlichkeiten  wöchentlich 

einmal  abgerechnet  und  der  Saldo  durch  die  Abrechnungsstelle  vergütet. 

Überdies  konnten  täglich  Überträge  von  Konto  auf  Konto  vorgenommen 

werden  An  Stelle  eines  Ausgleichs  auf  Grund  ihres  Notenguthabens  konnte 

eine  Bank  auch  einen  Übertrag  auf  Grund  ihres  Barguthabens  vornehmen, 

nicht  aber  umgekehrt.  .... 

Die  Abrechnungsstelle  setzte  die  Banken  jeweilen  sofort  von  den  statt- 

gefundenen  Übertragungen  In  Kenntnis  und  fertigle  allwöchentlich  dte  Aus- 

weise  über  den  Stand  der  Depositen  aus. 

Die  Kosten  der  Bar-  und  Notensendungen  wurden  von  der  Bank,  welche 

die  Transaktion  veranlasst  hatte,  getragen. 

Die  OeneraLersamntlung  vom  22.  Juni  1901  In  Schalfhausen  revidierte 

die  Bestimmungen  des  Inkasso-  und  Mandatverkehrs  und  ergänzte  diese 
durch  die  Einführung  von  sogenannten  General ma ndaten.  Das  war 
eine  Einrichtung,  die  vor  allem  dem  Publikum  zu  dienen  bestimmt  war. 
Die  Oeneralmandate  wurden  ohne  Bezeichnung  eines  bestimmten  Zahlungs- 
ortes ausgestellt!  sie  lauteten  einfach  auf  die  schweizerischen  Emissions- 
banken und  wurden  im  Lande  von  64  Stellen  eingelöst.  Ih,  Gegenwert 
wurde  von  der  ausstellenden  Bank  durch  ihr  Guthaben  bei  der  Abrechnungs- 
stelle sichergeslellt.  Anfänglich  wurden  diese  Generalmandate  wegen  des 
damit  verbundenen  Risikos  und  um  Missbräuchen  vorzubeugen,  zu  Gunsten 
ein  und  derselben  Person  oder  Firma  auf  5000  Franken  per  Tag  beschrankt! 
später  wurde  die  Grenze  bis  10000  Franken  ausgedehnt!  nach  Ablaul  von 
mehr  als  15  Tagen  waren  sie  nur  noch  an  den  Schaltern  der  ausstellenden 
Bank  zahlbar.  Das  Verdienst,  die  Einführung  der  Oeneralmandate  in  Vor- 
F.  Frey,  das  neue  Konkordat  der  schweizerischen  Emissionsbanken,  Vortrag. 

Basel  1902. 
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schlag  gebracht  zu  haben,  gehört  den  Tessinerbanken,  welche  in  ihrem 
Verkehr  mit  Italien  die  Nützlichkeit  dieses  Zahlungsmittels  kennen  gelernt 
hatten.  Die  Generalmandate  erfreuten  sich  beim  schweizerischen  Publikum 
sehr  bald  grosser  Beliebtheit,  und  ihr  ümsatz  nahm  mit  jedem  Jahr  zu. 

Eine  ständige  Sorge  des  Komitee’s  war  es,  eine  bessere  Kontrolle  über  Bemuhu^Ronum 
den  Privatsatz  zu  erlangen;  deshalb  wurde  im  Oktober  1901  ein  bezügliches  ^‘"pdvät'Stz.^ 
neues  Reglement  durchberaten,  in  welchem  für  den  schweizerischen  Diskonto- 
markt verschiedene  Erleichterungen  vorgesehen  waren.  Das  Komitee  bereitete 
diese  neue  Vereinbarung  für  die  im  November  in  Bern  stattfindende  General- 
versammlung vor,  in  welcher  das  neue  Konkordat  vorgelegt  werden  sollte; 
es  tat  dies  in  der  Hoffnung,  die  Banken  bei  diesem  Anlasse  eher  dafür  zu 
gewinnen.  Die  Banken,  welche  nicht  auf  Hauptplätzen  ihren  Sitz  hatten, 
versprachen  zwar  den  vom  Komitee  festgesetzten  Privatsatz  möglichst  zu 
beobachten,  weigerten  sich  indessen  eine  bündige  Verpflichtung  einzugehen. 

Die  Vereinbarung  verblieb  unter  einer  beschränkten  Zahl  erster  Emissions- 
banken, verfehlte  aber  trotzdem  nicht,  sich  im  freien  Markte  Geltung  zu 
verschaffen. 


Das  dritte,  allgemeine  Konkordat  der  schweizerischen  Emissions- 
banken 1902 — 1907. 

Im  gleichen  Jahre  1901,  ebenfalls  in  Schaffhausen,  wurde  das  Komitee 
beauftragt,  die  bisherigen  Vereinbarungen  mit  denjenigen  Bestimmungen, 
welche  noch  Gültigkeit  hatten,  in  ein  neues  allgemeines  Konkordat 
zusammenzufassen. 

Am  23.  November  fand  in  Bern  die  ausserordentliche  Generalversammlung 
statt,  in  welcher  das  Komitee  das  von  ihm  aus  den  verschiedenen  Verein- 
barungen zusamniengestellte  allgemeine  neue  Konkordat  vorlegte.  Die 
Stimmung  in  dieser  Versammlung  war  zu  Anfang  keine  sehr  versöhnliche; 
die  kleinern  Banken,  denen  sich  einige  mittlere  Banken  anschlossen,  ver- 
langten verschiedene  Erleichterungen  im  Verkehr  mit  den  Hauptbanken,  und 
erst  nach  längerer  Diskussion  und  nachdem  vom  Komitee  noch  einige  wert- 
volle Konzessionen  gemacht  worden  waren,  wurde  die  Vorlage  von  sämtlichen 
anwesenden  Vertretern  vorbehaltlich  der  Genehmigung  durch  ihre  Behörden 
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angenommen.  Im  Laufe  der  nächsten  Monate  sandten  die  Emissionsbanken 
ihre  definitiven  Beitrittserklärungen  zum  neuen  Konkordat,  mit  Ausnahme 
der  Kantonalbank  Bern,  welclie  seit  der  Verwerfung  des  Konkordats  von 
Luzern  den  Verhandlungen  der  Emissionsbanken  nicht  mehr  beiwohnte. 
Das  Komitee  beschloss,  das  Präsidium  und  das  Vizepräsidium  an  die 
Kantonalbank  von  Bern  abzuordnen,  um  sie  zu  veranlassen  dem  neuen 
Konkordate  ebenfalls  beizutreten.  Nach  längern  Verhandlungen  konnten  die 
beiden  Delegierten  nach  Bern  reisen,  um  ihrem  .Aufträge  nachzukommen. 
Es  gelang  ihnen  in  der  Tat,  die  Bedenken  der  Berner  Kollegin  durch  eine 
Übereinkunft  zu  zerstreuen,  wonach  beschlossen  wurde,  der  nächsten  General- 
versammlung vorzuschlagen,  dass  die  Leitung  der  Abrechnungsstelle  nicht 
auf  unbestimmte  Zeit  derselben  Bank  anvertraut  werden  dürfe,  sondern  nach 
5 Jahren  die  Wahl  dieser  Bank  von  neuem  vorgenommen  werden  müsse. 

Im  Jahre  1902  genehmigte  der  Bundesrat  das  neue  Konkordat,  nachdem 
es  vom  1.  Januar  an  in  Kraft  erklärt  worden  war. 

Das  Komitee  bestand  nun  aus  sieben  Mitgliedern,  nämlich  fünf  Mit- 
gliedern als  Vertretern  der  Hauptplätze  Basel,  Bern,  Genf,  St.  Gallen  und 
Zürich  wie  bisher,  und  zwei  weitern  Mitgliedern,  welche  alle  zwei  Jahre 
neu  gewählt  wurden. 

Mit  diesem  revidierten  Konkordat  fanden  die  organisatorischen  Arbeiten 
der  Emissionsbanken  ihren  Abschluss;  weitere  Verbesserungen  schienen 
ihnen  ohne  eine  Revision  des  Banknotengesetzes  von  1881  schwer  erreichbar 
zu  sein.  Was  bis  dahin  erlangt  wurde,  waren  Bestimmungen  über: 

Die  bishei  gen  den  Noteiiausgleich, 

schaffe.  (jgf,  gegenseitig  spesenfreien  Wechselinkasso,  wodurch  58  schwei- 

zerische Bankplätze  geschaffen  wurden, 
den  Mandatverkehr  und  die  Generalmamiate, 
die  laufenden  Rechnungen  der  Emissionsbanken  unter  sich, 
eine  gemeinsame  Giro-  und  Abrechnungsstelle, 
den  offiziellen  Diskontosatz, 

Massregeln  zum  Schutze  der  Barbestände, 
die  Regulierung  der  Notenzirkulation. 

Die  weitern  Bestimmungen  des  Konkordats  betrafen  die  Regelung  der 
durch  die  verschiedenen  Vereinbarungen  geschaffenen  Rechte  und  Pflichten. 
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Endlich  bestanden  Regiemente  für  die  Generalversammlungen,  das  Komitee 
und  die  Kommissionen. 

Am  14.  Juni  1902  fand  in  Genf  eine  Generalversammlung  statt,  an 
welcher  der  Beitritt  sämtlicher  Emissionsbanken  zum  Konkordat  konstatiert  ' Konkordats, 
und  dessen  Inkrafttreten  vom  1.  Januar  1902  an  bestätigt  wurde.  In  dieser 
Generalversammlung  wurde  auch  die  Bestimmung  betreffend  einer  eventuellen 
Neuwahl  der  Bank  als  Leiterin  der  Abrechnungstelle  zum  Beschlüsse  erhoben. 


Zur  Leiterin  der  Abrechnungsstelle  wurde  die  Zürcher  Kantonalbank  ernannt. 

Die  Freude  über  das  Gelingen  des  neuen  Konkordats  war  selbst  bei 
den  Beteiligten  gross.  Der  Bank  in  Basel  und  ihrem  Direktor,  Herrn 
Frey,  wurden  als  Zeichen  der  Anerkennung  für  ihre  Bemühungen  um  das 
Zustandekommen  von  den  Konkordatsbanken  eine  Plaquette  überreicht,  und 
Herr  Ernst  Rietet,  Präsident  der  Banque  du  Commerce  in  Genf,  wurde  in 
Anerkennung  seiner  grossen  Verdienste  um  die  Verbesserung  des  Noten- 
wesens zum  Ehrenpräsidenten  ernannt. 

Die  folgenden  Jahre  brachten  noch  kleinere  Verbesserungen,  so  eine 
präzisere  Bestimmung  über  die  Generalmandate,  da  bei  deren  Aus- 
gabe Missbräuche  vorgekommen  waren  (1903);  — die  Ausgabe  gedruckter 
öffentlicher  Jahresberichte  über  das  Konkordat  (zum  ersten  Mal  für  das 
Jahr  1903).  — Eine  Erhöhung  des  Maximums  der  Generalmandate 
auf  10,000  Franken  per  Tag  und  per  Bank.  — Das  Komitee  war  immer 
wieder  bemüht,  das  Diskontogeschäft  besser  zu  regulieren  und  dem  Privat- 
satz grössere  Anerkennung  zu  verschaffen,  weil  es  einsah,  dass  unter  den 
gegebenen  Verhältnissen  neben  der  Regulierung  der  Notenzirkulation  eine 
grössere  Disziplin  im  Diskontogeschäft  notwendig  sei,  wenn  man  den  Dis- 


Kleine  Reformen. 


kontomarkt  beherrschen  wolle. 

Das  Komitee  benützte  die  Gelegenheit  der  Generalversammlung  der 
Emissionsbanken  in  Lausanne  (1905),  um  sie  auf  die  Notwendigkeit  einer 
genauen  Beobachtung  des  Privatsatzes  aufmerksam  zu  machen.  Es  empfahl 
auch  eine  strengere  Klassifikation  der  zum  Diskonto  angebotenen  Wechsel 
unter  Anwendung  verschiedener  Diskontosätze.  Diese  Bemühungen  waren 
nicht  ganz  erfolglos,  wenngleich  die  Banken  sich  zu  nichts  verpflichten 


wollten. 

Eine  Eingabe  an  den  Bundesrat,  in  welcher  auf  die  starke  Zirkulation  Münzfrage, 
von  schadhaften  französischen  und  belgischen  Scheidemünzen 
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1 i05. 

Vereii  barung 
über  c tn  Zins- 
fuss  b i Check- 
Rech  ungen. 


aufmerksam  gemacht  und  um  Abhilfe  ersucht  wurde,  hatte  zum  Teil  zur 
Folge  dass  vom  Bundesrate  genaue  Vorschriften  über  die  Behandlung  solcher 
Münzen  erlassen  wurden.  Nach  der  Ansicht  des  Komitees  sollten  die  Scheide- 
münzen älterer  Jahrgänge,  sobald  sie  schadhaft  würden,  von  den  betreffenden 
Staaten  zurückgezogen  und  durch  eine  Ausgabe  neuer  Münzen  ersetzt 
werden,  wie  dies  seitens  der  Eidgenossenschaft  geschieht.  Statt  dessen 
muss  sich  die  eidgenössische  Staatskasse  mit  einer  regelmässigen  Ruck- 
sendung der  schadhaft  gewordenen  Münzen  und  mit  strengen  Verhaltungs- 
massregeln  gegen  deren  Annahme  behelfen. 

Im  Jahre  1905  wurde  vereinbart,  in  Check- Rechnungen  oder  in 
jederzeit  verfügbaren  Guthaben-Rechnungen,  an  Banken,  Bankiers  und  Agents 
de  Chanc^e  im  In-  und  Auslande,  keinen  höheren  Zinsfuss  zu  bewilligen, 
als  lV-.%  unter  dem  schweizerischen  offiziellen  Diskonto-Satze;  Maximum 
3«o.  Dieser  Vereinbarung  traten  nicht  nur  sämtliche  Emissionsbanken, 
sondern  auch  eine  grosse  Zahl  anderer  Schweizer-Banken  bei. 


Endlich,  im  Jahre  1906,  wurde  das  Komitee  beauftragt,  sich  über  al  e 
Fra<^en  die  mit  der  Einführung  der  Nationalbank  zusammen- 
hän'’geii,  mit  dem  Vorsteher  des  eidgenössischen  Finanzdepartements  ms 

Einvernehmen  zu  setzen. 


m«.  In  jahrzehntelangem  Ringen,  zum  Teil  aus  eigener  Initiative,  zum  Teil 

gedrängt  durch  die  Verhältnisse,  hatten  die  grossen  Banken  ihre  kleinern 
Lhwesterinstitute  dazu  gebracht,  aus  ihrer  (ileichgiltigkeit  herauszutreten 
und  sich  ihnen  anzuschliessen.  Ein  Leichtes  mochte  es  nicht  immer  gewesen 
sein-  aber  die  zähe  Ausdauer  behielt  die  Oberhand.  Während  es  nicht 
gelungen  war,  an  Stelle  der  Vielheit  der  Banken  das  neue  zentrale  Noten- 
institut zu  setzen,  hatten  die  so  vielfach  angefeindeten  und  in  ihren  Leistungen 
bemängelten  Emissionsbanken  sich  eine  Organisation  geschaffen  wie  sie 
unter  den  bestehenden  gesetzlichen  Verhältnissen  nicht  besser  hatte  sein 
können  Gut  Ding  will  Weile  haben!  Das  Konkordat  in  seiner  letzten 
Gestalt  konnte  nichts  anderes,  als  das  Produkt  einer  langen  Entwicklung 
sein  Es  wäre  in  hohem  Grade  ungerecht,  den  Emissionsbanken  darüber 
Vorhaltungen  zu  machen,  dass  sie  erst  ein  halbes  Dutzend  Jahre  vor  ihrem 


•Jr 
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aufmerksam  -emacln  mui  um  Abhilfe  ersuehf  wurde,  hatte  .um  Ted  zui 
Ful.'e  dass  vom  Hundesrate  genaue  Vorsehriften  über  die  Heliandhmg  solelier 
Wüuzen  erlassen  wurden.  Nach  der  Ansieht  des  Komitees  sollten  die  Scheide- 
münzen älterer  |ahrgänge.  sobald  sie  schadhaft  würden,  von  den  betrettenden 
Staaten  zurückgezogen  und  dureh  eine  Ausgabe  neuer  Münzen  ersetzt 
werden  wie  dies  seitens  der  Eidgenossenschaft  geschieht.  Statt  dessen 
.miss  sich  die  eidgenössische  Staatskasse  mit  einer  regelmässigen  Ruek- 
sendung  der  schadhatt  gewordenen  Münzen  und  mit  strengen  Verhaltungs- 
niassrc^cln  deren  An  nah  nie  behelfen. 


1 Hlj 

VcTCl  iMtUllU 
uI'lt  I ,-n  /ms 
HISS  1 Check 
Rech  iunL;en 


Im  Jahre  1905  wurde  vereinbart,  in  C h e c k - R e c h n ii  n ge  n oder  in 
jederzeit  verfügbaren  (iuthaben-Rechnungen,  an  Hanken.  Hankiers  und  Agents 
de  Change  im  ln-  und  Auslande,  keinen  höheren  Zinsfnss  zu  bewilligen, 
•ils  r " unter  dem  schweizerischen  offiziellen  Diskonto-Satze;  Maximum 
3 W„  Dieser  Vereinbarung  traten  nicht  nur  sämtliche  Emissionsbanken, 
sondern  auch  eine  grosse  Zahl  anderer  Schweizer-Hanken  bei. 


Endlich,  im  Jahre  1906,  wurde  das  Komitee  beauftragt,  sich  über  alle 
Fragen  die  mit  der  Einführung  der  Nationalbank  zusanimen- 
häirgen.  mit  dem  Vorsteher  des  eidgenössischen  Finanzdepartements  ms 

Einvernehmen  zu  setzen. 


»j*»«  ln  i,1liradintL'l;in(;nni  Kinai-il,  zum  Teil  aus  eiseiier  Iniliative,  zum  Teil 

..edranal  Jureli  eile  Verllällnisse.  lialleii  Jie  aiusseii  lianken  ilire  kleinern 
C.,„eesler,ns.ilu.e  rlazu  aebraelu.  aus  ihrer  < ileielr.il.iekeil  heraus, n.releu 
„uel  sieh  ilmen  anzusel.liesse.i  hin  l.eiehles  „uielne  es  nieh.  immer  ueweseu 
seil,  aher  ehe  zlihe  .Misri.iuer  hehielt  die  Oherhand.  Während  es  nicht 
..eluiu-en  rvar.  an  Siehe  ,1er  Vielhell  der  Banken  das  neue  zeiili.ile  Nnleil- 
msimn  n,  sel/eir.  luitlen  die  s„  vielfach  andeleii.rleteu  und  in  ihren  l.eislnnsen 
hemilneelten  Emissumshaukeii  sieh  eine  (lrmmisa,i„i,  seschalten  rcic  sie 
unler  den  heslellemlen  aesel, liehen  Verhällilisseii  mehl  besser  h.dic  sei, 
kilnncn.  Out  l)ina  "dl  Wehe  haben:  Uns  Konki.rdat  m seiner  lei,  ,i. 
Ocslal,  knume  nichts  anderes,  als  .las  Friulukt  einer  lausen  IrnUvickhn.a 
eein  Es  wäre  in  In.hein  llrade  nnserechl.  den  Emissiimsbanken  darnbe, 
vorhahnnaen  machen,  dass  sie  ers,  ein  h.ilbes  Dntr.end  ,|al„c  vor  ihrem 
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Ende  es  zu  einer  solcher  Einheit  gebracht  haben.  Warum  hatten  die  Männer 
von  1848  das  Notenmonopol  oder  den  Bau  und  Betrieb  von  Eisenbahnen 
durch  den  Bund  nicht  in  der  Bundesverfassung  vorgesehen?  Macht  man 
ihnen  darüber  auch  Vorwürfe?  Wenn  die  Schuld  an  der  Verschleppung  der 
Banknotenfrage  gerecht  verteilt  werden  soll,  dann  muss  ein  starker  Teil 
den  Mitgliedern  der  Bundesversammlung  von  1880  zugemessen  werden,  und 
wenn  die  Verschleppung  für  die  Geschäftswelt  keine  schlimmen  Folgen 
gehabt  hat,  so  ist  dies  zum  grossen  Teil  den  Emissionsbanken  zu  verdanken, 
welche  mit  ihrem  Konkordate  das  unvollkommene  Banknotengesetz  in  einer 
Weise  interpretierten,  dass  der  Gesetzgeber  sich  die  nötige  Zeit  nehmen 
konnte,  um  mit  der  Ausarbeitung  des  Gesetzes  zur  Errichtung  der  Schwei- 
zerischen Nationalbank  zu  einem  befriedigenden  Abschluss  zu  kommen. 

Die  Wirkungen  des  Konkordats  zeichnen  wir  am  besten  mit  den  Worten 
eines  Gegners  der  Bankvielheit  und  -freiheit,  Dr.  J.  Landmanns;  „Nichts  liegt 
mir  ferner,  als  die  Verdienste  des  Konkordats  und  der  Männer,  deren  un- 
ermüdlichem Wirken  das  Zustandekommen  dieses  Konkordats  zu  verdanken 
ist,  schmälern  zu  wollen.  Nicht  allein  deshalb,  weil  es  diesem  Konkordat 
nach  und  nach  gelang,  die  aus  dem  System  und  auch  aus  den  zum  Teil 
unzulänglichen  Bestimmungen  des  Bankgesetzes  von  1881  sich  ergebenden 
Misstände  teilweise  wenigstens  abzuschwächen,  sondern  auch  vornehmlich 
aus  dem  Grunde,  weil  das  Konkordat  durch  die  Schaffung  einheitlicher 
Diskontosätze  für  die  ganze  Schweiz,  durch  die  Errichtung  zentraler  Abrech- 
nungsstellen, durch  die  Schaffung  von  Ansätzen  zu  einem  Giro-  und 
Anweisungsverkehr  und  durch  seine  sonstige  Wirksamkeit  zweifellos,  wenn 
auch  vielleicht  ohne  direkte  Absicht  seiner  Schöpfer,  der  Zentralisierung  des 
schweizerischen  Notenbankwesens  vorgearbeitet  hat.“ 

Es  liegt  tatsächlich  eine  gewisse  Tragik  darin,  dass  gerade  die  ernsten 
Bemühungen  der  massgebenden  Emissionsbanken,  die  Solidarität  zu  gemein- 
samer Arbeit  zu  wecken,  gezeigt  haben,  was  einmal  eine  einzige  zentrale 
Notenbank  würde  leisten  können.  Man  wird  beinahe  versucht  zu  sagen : 
Je  vollkommener  der  Ausbau  des  Konkordates  sich  gestaltete,  um  so  rascher 
gruben  sich  die  Emissionsbanken  selbst  ihr  Grab. 
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Die  \i  zten  2.\xm  Sclilussc  haben  wir  noch  der  letzten  siegreichen  Anstrengungen 

Bemühu  gen  um 

"NoteJlank"  ZU  gedenken,  die  gemacht  wurden,  um  der  zentralen  Notenbank  zum 

1898-  1905.  - , , ,r 

Leben  zu  verhelfen. 


10  g 

Drei  Er  würfe. 


18  8. 

Exp  rten- 
kommi  sion  in 
Bt  n. 


II  99. 

Entw  rf  des 
Bund  srats. 


1899  -1901. 
Versch  eppung 
in  der  Käten. 


Auf  die  beiden  oben  (S.  338)  erwähnten  Motionen  im  Nationalrat  folgte 
ein  stilles  Jahr.  Dann,  im  März  1898,  reichte  der  Schweizerische  Handels- 
und Industrieverein  dem  Bundesrate  einen  ausgearbeiteten  Gesetzes- 
entwurf ein,  den  er  schon  während  der  vorhergegangenen  Campagne  in 
Aussicht  gestellt  hatte;  ihm  folgte  ein  zweiter  Entwurf  aus  staatsbankfreund- 
lichen Kreisen,  als  Resultat  einer  Besprechung  von  Mitgliedern  der  Bundes- 
versammlung, eingereicht  von  den  Nationalräten  Favon,  Gaudard,  Heller, 
Hirter  und  Jordan-Martin.  Ein  drittes  Projekt  hatte  zum  Verfasser  Alt-National- 
rat Keller  von  Fischenthal.  — Nachdem  die  Eisenbahnverstaatlichung  durch 
die  Volksabstimmung  vom  20.  Februar  1898  und  die  Beratungen  über  die 
Kranken-  und  Unfallversicherung  in  der  Bundesversammlung  ihren  vorläufigen 
Abschluss  gefunden,  hatte  der  Bundesrat  die  Bahn  frei  für  eine  neue 
Behandlung  der  Bankfrage. 

Er  berief  eine  Expertenkommission  ein,  der  auch  Bankdirektor  Frey 
von  Basel  angehörte  (Juli-November  1898),  und  diese  kam  zum  Schlüsse, 
es  sei  ratsam  die  Bank  so  zu  errichten,  dass  ihr  Kapital  je  zu  einem  Drittel 
durch  den  Bund,  die  Kantone  und  Private  gescliaffen  werde.  Das  war  ein 
Kompromissvorschlag,  der  den  gemachten  Erfahrungen  Rechnung  tragen  sollte. 

Der  Bundesrat  arbeitete  nun  auf  dieser  Basis  sein  Projekt  aus;  im 
März  1899  wurde  es  den  Kommissionen  der  eidgenössischen  Räte  überwiesen. 

Der  Nationalrat  nahm  den  bundesrätlichen  Entwurf  ohne  wesentliche 
Änderungen  im  Juni  1899  an;  der  Ständerat  lehnte  die  Beratung  in  der 
Wintersession  1899  ab.  So  kam  es,  dass  das  Gesetz  wiederum  liegen 
blieb.  War  da  nicht  die  von  der  Bank  in  Basel  aufgeworfene  Frage 
berechtigt,  ob  es  nicht  im  Interesse  des  Landes  liegen  würde,  unbeschadet 
der  Ausführung  von  Art.  39  der  Bundesverfassung,  eine  Revision  der  am 
meisten  reformbedürftigen  Bestimmungen  des  Banknotengesetzes  vorzu- 
nehmen, wodurch  die  Bestrebungen  zur  Verbesserung  der  Landesvaluta 
unterstützt  und  der  einstigen  Einführung  der  zentralen  Notenbank  vorgearbeitet 
werden  könnte. 
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Bekanntlich  konferierte  im  Mai  1900  der  Vorsteher  des  eidgenössischen 
Finanzdepartements  mit  Fachleuten  — von  Basel  waren  Bankdirektor  F.  Frey, 
Dr.  Traugott  Qeering  und  Nationalrat  C.  Köchlin  berufen  worden  -- 
über  die  Massnahmen  zur  Hebung  der  schweizerischen  Valuta.  Hier  wurde 
von  den  meisten  Rednern  und  auch  in  der  am  Schlüsse  gefassten  Resolution 
dringend  die  Schaffung  einer  zentralen  Notenbank  empfohlen.  Dessen 
ungeachtet  verschleppte  der  Ständerat  die  Beratung  des  neuen  Gesetzes 
wiederum  bis  zur  Dezembersession  1900.  In  wesentlichen  Punkten  wich  er 
vom  Nationalrate  ab,  und  als  in  der  Junisession  1901  die  beiderseitigen 
Differenzen  ausgeglichen  werden  sollten,  gelang  dies  nicht. 

Der  zweite  Versuch,  den  Art.  39  auszuführen,  scheiterte  also  dies- 
mal schon  in  den  Räten. 

Das  Spiel  begann  aber  von  neuem  und  wiederum  mit  Motionen.  Im 
Nationalrate  beantragte  im  Juni  1901  Scherrer-Füllemann,  der  Bundesrat 
sei  einzuladen,  einen  neuen  Gesetzesentwurf  vorzulegen  unter  möglichster 
Berücksichtigung  der  Interessen  der  Kantonalbanken,  und  im  Ständerat  stellte 
im  Dezember  1901  von  Arx  den  Antrag,  der  Bundesrat  solle  untersuchen 
und  berichten,  ob  nicht  das  Banknotengesetz  von  1881  zu  revidieren  sei  und 
bejahenden  Falles  einen  Gesetzesentwurf  vorlegen;  unbeschadet  der  Revision 
des  Gesetzes  solle  die  Durchführung  des  Artikels  39  weiter  verfolgt  werden. 

Im  Jahre  1902  starb  Bundesrat  Hauser,  der  bisherige  Vorsteher  des 
Eidgenössischen  Finanzdepartements:  auf  ihn  folgte  Bundesrat  Comtesse,  der 
es  sich  angelegen  sein  liess,  eine  praktische  Lösung  der  Bankfrage  herbei- 
zuführen, mit  einem  neuen  Entwürfe,  der  sich  von  den  bisher  vorgelegten 
wesentlich  unterschied,  indem  er  den  mannigfachen  Bedenken  und  Ansprüchen 
der  Kantone  Rechnung  trug. 

Am  13.  Juni  1904  legte  der  Bundesrat  den  neuen  Entwurf  den  eid- 
genössischen Räten  vor;  im  Dezember  desselben  Jahres  behandelte  ihn  der 
Ständerat,  im  März  und  Juni  1905  der  Nationalrat;  im  Herbst  1905  erfolgte 
der  Ausgleich  der  Differenzen. 

Am  6.  Oktober  1905  nahm  die  Bundesversammlung  den  Entwurf  in 
gleichlautender  Fassung  an.  Das  von  der  schweizerischen  sozialdemokratischen 
Partei  ergriffene  Referendum  kam  nicht  zu  Stande,  da  statt  30,000  nur  28,000 
Unterschriften  zusammenkamen,  und  somit  konnte  es  ohne  Volksabstimmung 
am  10.  Januar  1906  in  Kraft  erklärt  werden. 


1901 

Fall 


1901. 

Motionen  ; 
Scherrer- 
Füllemarin  und 
von  Arx. 


1903-1904. 

Entwurf 

Comtesse. 


1904-1905. 
Annahme  in  den 
Räten, 


1906. 

Glücklich  unter 
Dach. 
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Dem  dritten  Entwürfe  war  es  also  gelungen,  die  widerstrebenden 
Interessen  zufrieden  zu  stellen: 

1.  Das  Finanzinteresse  der  Kantone  am  Weiterbestände  der  Dezentralisation 
zu  beseitigen  und  sie  an  der  Begründung  der  zentralen  Notenbank  zu 
interessieren. 

2.  Die  Sitzfrage  zu  lösen. 

3.  Zwischen  dem  Staats-  und  dem  Privatbankensystem  eine  mittlere  Linie 
zu  finden. 

19C'.  Am  20.  luni  1907  öffnete  die  Schweizerische  Nationalbank 

Eröffnui  ? der  *'  n *i 

Schweiz,  ischen  fünf  Hauptplätzen  Zürich,  Bern,  Basel,  Genf  und  St.  Gallen  ihre 

Schalter,  und  damit  begann  die  Liquidation  des  Banknotengeschäfts  der 
Emissionsbanken.  Sie  wird  durch  die  Übergangsbestimmungen  des  Gesetzes 
vom  6.  Oktober  1905  über  die  Schweizerische  Nationalbank  geregelt. 

Die  Nationalbank  übernahm  auf  den  20.  Juni  1908  die  Notenemissionen 
der  Bank  in  Basel  und  der  Banque  du  Commerce  in  Genf,  welche  ihr 
den  Gegenwert  in  Bar  und  in  Wechseln  reglierten.  Der  Gegenwert  der 
Notenemission,  welche  am  20.  Juni  1907  Fr.  23,000,000.—  betrug,  wurde 
von  der  Bank  in  Basel  wie  folgt  an  die  Nationalbank  abgeliefert: 

Fr.  1,825,700. — in  eignen  Noten. 

„ 305,150.—  in  Noten  der  Banque  du  Commerce. 

Fr.  2,130,850.— 

9,600,000.—  40  « 0 der  ursprünglichen  Notenemission  von 
Fr.  24,000,000.  — in  tadellosen,  vollwichtigen 
20-Frankenstücken. 

„ 3,012,705.  — weitere  Barschaft,  wovon  Fr.  2,000,000.  — Gold, 

Rest  Silber. 

„ 1,080,000.—  Kostenpreis  des  Bankgebäudes. 

Fr.  15,823,555.— 

7.175,868.50  in  Wechseln  auf  Basel  und  andere  Schweizer- 
platze,  zu  4*^/o  diskontiert. 

„ 576.  50  Scheidemünze  per  Saldo. 

Fr.  23,000,000.— 

J.  Landmann:  Die  schweizerische  Nationalbank  Zeitschrift  für  Volkswirtschaft, 
Sozialpolitik  und  Verwaltung  XV.  Bd. 


der  schweizerischen  Emissionsbanken. 


357 


Gleichzeitig  hat  die  Bank  in  Basel  an  die  Nationalbank  einen  ausge- 
dehnten Giroverkehr,  die  Kundschaft  der  Schrankfächer  und  der  geschlossenen 
Depositen,  sowie  eine  Anzahl  offener  Wertdepositen  abgetreten. 

Vom  20.  Juni  1907  an  haben  die  Emissionsbanken  ihre  Notenemission 
innerhalb  dreier  Jahre  zurückzuziehen  und  zwar  in  der  Weise,  dass  sie  am 
Ende  eines  jeden  Vierteljahres,  mindestens  einen  Zwölftel  ihrer  Emission 
zur  Vernichtung  abliefern  und  allfällige  Fehlbeträge  an  dieser  Quote  bar  an 
die  Nationalbank  entrichten.  Die  Nationalbank  dagegen  ist  verpflichtet,  den 
Emissionsbanken  die  Liquidation  ihres  Notengeschäfts  durch  Gewährung 
von  Vorschüssen  auf  Wertpapiere  zu  erleichtern. 

Bis  die  Emissionsbanken  sich  von  allen  Verpflichtungen  gegenüber 
den  Noteninhabern  befreit  haben,  bleiben  die  Bestimmungen  des  Gesetzes 
von  1881  ihnen  gegenüber  in  Kraft. 


Das  Konkordat  der  Notenbanken  hielt  seine  letzte  ordentliche  General- 
versammlung am  1.  Juni  1907  in  Basel  ab  und  wurde  mit  dem  Inkrafttreten 
der  Nationalbank  für  aufgehoben  erklärt. 


1907. 

Letzte  General- 
versammlung 
des  Konkordats 
in  Basel. 


Es  hätte  nahegelegen,  dass  die  Nationalbank  einige  der  Bestimmungen 
des  Konkordats  für  ihren  Verkehr  mit  den  während  noch  3 Jahren  weiter- 
bestehenden Notenbanken  benützen  würde;  die  Nationalbank  zog  aber 
vor,  aus  eigener  Kraft  eine  ganz  neue  Organisation  ihres  Geschäftsverkehrs 
zu  schaffen. 


Eines  der  letzten  Zirkularschreiben  an  die  Konkordatsbanken  betraf  eine 


für  die  Emissionsbanken  angenehme  Sache.  Das  eidgenössische  Finanz- 
departement hatte  bekanntlich  seit  dem  Inkrafttreten  des  Banknoten-Gesetzes 
von  1881  die  Notenformulare  geliefert.  Bei  der  ersten  — und  letzten  — 
im  Sommer  1907  erfolgten  Abrechnung  ergab  sich  nun  ein  Aktivsaldo  zu 
Gunsten  der  Emissionsbanken  von  316,608  Fr.,  den  das  genannte  Departement 
den  Banken  vorschlug,  zu  Gunsten  eines  gemeinnützigen  Werkes  zu  ver- 
wenden. Nachdem  aber  die  Emissionsbanken  sich  bereit  erklärt  hatten,  ohne 


Entschädigung  zu  Gunsten  der  Nationalbank  auf  ihre  Goldreserven  zu  ver- 
zichten, und  einige  von  ihnen  sich  verpflichtet  hatten,  am  Tage  der  Geschäfts- 
eröffnung der  Nationalbank  ihre  Notenemission  aufzugeben  und  deren 
vollen  Gegenwert  an  demselben  Tage  in  Bar  und  in  Portefeuille  abzuliefern, 
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hielten  sie  dafür,  es  sei  nicht  an  ihnen,  weitere  Opfer  zu  bringen,  umso- 
weniger, als  laut  Gesetz  der  Gegenwert  der  innert  30  Jahren  nicht  zur 
Einlösung  gelangenden  Noten  dem  schweizerischen  Invalidenfonds  zufällt. 

Nun,  da  die  Nationalbank  wirkt,  haben  alle  Erörterungen  nur  noch 
historischen  Wert.  Sie  entbehren  aber  deshalb  nicht  des  Interesses,  und  da 
die  Bank  in  Basel  nicht  nur  ein  Mitglied  des  Konkordats  der  Emissions- 
banken, sondern  während  langen  Jahren  dessen  Führerin  war,  trotzdem 
andre  Emissionsbanken  ihr  an  Kapital-  und  Machtfülle  überlegen  waren, 
durfte  das  Wichtigste  aus  der  Geschichte  des  Konkordats  dieser  Denkschrift 
wohl  beigegeben  werden.  Die  Bank  in  Basel  darf,  ohne  unbescheiden  zu 
sein,  sich  rühmen,  zur  zweckmässigen  Entwicklung  des  schweizerischen 
Geldverkehrs  wesentlich  beigetragen  zu  haben. 

Heute  existiert  sie  nicht  mehr,  und  über  kurzem  wird  es  nur  noch  eine 
schweizerische  Emissionsbank  geben.  Damit  haben  sich  alle  Beteiligten 
abgefunden. 

Das  Alte  stürzt;  es  ändert  sich  die  Zeit, 

Und  neues  Leben  blüht  aus  den  Ruinen. 
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Bank  in  Basel 


Aktienkapital  ' 

Reserve 
(1000  Fr.) 

Banknoten 

Giroverkehr 

Verzinsliche 

Depositen 

Kasse 

Jahr 

nomin.  j einbez. 
(1000  Fr.)  1 

Emission 

(1000 

Durch- 

schnitt!. 

Zirkulat. 

Fr.) 

Durch- 
schnitt!. 
Gut- 
haben 
(1000  Fr.) 

Um- 

schreib- 

ungen 

(Mili.Fr.) 

Einzahl- 

ungen 

(1000 

Durch- 

schnitt!. 

Bestand 

Fr.) 

Durch- 

schnitt!. 

Bar- 
bestand 
(1000  Fr.) 

Umsatz 

(Mili.Fr.) 

II 

1845  500 

1 

118 

500 

463 

283 

17 

2.282 

485 

371 

46 

1846  I 500 

250 

5 

1.000 

843 

314 

18 

1.462 

568 

656 

50 

1847  1.000 

1.000 

9 

1,000 

693 

280 

24 

1.296 

488 

781 

50 

1848  ■ 1.000 

500 

10 

1 300 

1.109 

816 

26 

1.166 

484 

1.746 

51 

1849  ; 1.000 

500 

12 

1.300 

1.196 

649 

20 

249 

160 

1.514 

38 

1850  1.000 

500 

10 

1.300 

1.230 

1.206 

38 

— 

— 

2.472 

46 

1851  1 1.000 

500 

12 

1 300 

1 206 

1.483 

56 

— 

— 

2.526 

57 

1852  i 1.000 

500 

19 

1.500 

1.369 

1-101 

73 

— 

— 

1.949 

79 

1853  1.000 

500 

29 

1.500 

1.415 

1.956 

103 

— 

— 

2244 

101 

1854  1,  1.000 

500 

38 

1.500 

1.141 

1601 

98 

641 

— 

2.543 

115 

1855  ■ 2.000 

1.000 

47 

1.500 

871 

1 627 

129 

783 

410 

1.949 

147 

1856  ' 2.000 

1.000 

60 

1,500 

690 

1 469 

153 

1.248 

538 

2.278 

191 

1857  1 4.000 

2.000 

75 

1,500 

714 

1.723 

161 

1.863 

897 

2.500 

203 

1858  : 4.000 

2.000 

84 

1,500 

776 

1.806 

146 

2.719 

1.314 

2.745 

201 

1859  ’ 4.000 

2.000 

92 

1 500 

740 

1,795 

186 

2335 

1.688 

2,710 

243 

1860  4.000 

2.000 

104 

1.500 

674 

1 424 

195 

2.428 

1.733 

2.112 

246 

1861  4.000 

2.000 

122 

1 500 

584 

1.507 

183 

2.169 

1.572 

2.258 

240 

1862  , 4.000 

2-000 

134 

1.500 

697 

1.640 

203 

2270 

1 405 

1.458 

256 

1863  ' 8-000 

2.000 

167 

1.500 

692 

3.354 

240 

2.437 

1.426 

1.503 

301 

1864  8.000 

4.000 

201 

1.500 

568 

1.559 

238 

1.711 

872 

1.410 

316 

1865  8.000 

4.000 

212 

1 500 

590 

1.648 

262 

3,638 

1,600 

1 331 

363 

j 1866  . 8.000 

4.000 

238 

1.500 

569 

1.596 

263 

4,470 

1.947 

2.237 

414 

' 1867  8.000 

4.000 

243 

1.500 

549 

1.852 

225 

3.127 

1.891 

1.865 

399 

1868  8.000 

4.000 

249 

1.500 

624 

2.178 

208 

2.022 

1.869 

2626 

414 

1869  8.000 

4.000 

260 

1 500 

596 

2.302 

213 

3.041 

1.326 

2.287 

419 

1870  8.000 

4,000 

260 

1.500 

806 

2.838 

209 

4,730 

1.992 

2.677 

436 

1871  8-000 

4.000 

297 

1.500 

1.217 

4.078 

310 

3.233 

2.415 

4.734 

627 

1872  8.000 

4.000 

329 

1.500 

1.381 

3.625 

397 

3.206 

2285 

3379 

756 

1873  8,000 

4.000 

379 

3-000 

2.173 

3.765 

357 

2.559 

2.034 

3.289 

828 

1874  8.000 

4.000 

417 

3.000 

2.425 

4036 

384 

3.199 

1.776 

3544 

792 

1875  8.000 

4000 

448 

4,000 

3.062 

3.760 

413 

3.861 

1.961 

3346 

715 

1876  8.000 

4.000 

472 

5.000 

3.579 

3213 

620 

2.527 

2.049 

4.302 

596 

1877  8.000 

4.000 

498 

6.000 

4-679 

3 295 

838 

2.737 

2.069 

2.801 

498 

' 1878  8.000 

1 4.000 

538 

6.000 

5.399 

2.939 

815 

3,317 

1.953 

3,009 

453 

1879  8.000 

' 4.000 

579 

8.000 

5.500 

3362 

945 

3,000 

1.656 

3 652 

506 

1880  8,000 

4.000 

622 

8.000 

7.018 

4.319 

1 225 

4.047 

1.807 

4.352 

585 

' 

Jahr  ; 

Hauptverwendunger 

(1000  Fr.) 

Mittlerer 

Diskontierungen 

_ _ , Darlehn 

Platz  ' Schweiz  Ausland  , 

Schuld- 

scheine 

Total 

1 uidi  uiSKonto 

Umsatz  satz 

% 

(Mill.  Fr.) 

1 1845 

2-590 

183  1 1.172 

_ 

3.945 

63  3.50 

; 1846 

4.256 

— 

768  2-766 

— 1 

7.790 

68  3.72 

: 1847 

5.644 

— 

1 089  . 1.929 

— 

8.662 

75  4.47 

1848 

4.524 

— 

524  2,236 

— 

7.284 

77  3.53 

, 1849 

3.527 

— 

— ; 1 -942 

— 

5.469 

58  3 14 

1850 

3.020 

— 

36  914 

' 

3.970 

85  2.60 

1851 

4.324 

— 

781  1 208 

— 

6.313 

113  2.56 

1852 

6 028 

— 

590  1.564 

— 

8.182 

152  3 17 

1853 

9.799 

— 

1.293  1 320 

— 

12.412 

205  3.71 

1854 

9.346 

— 

— 1.644 

— 

10.990 

213  4.28 

; 1855 

11.953 

— 

937  1.249 

— 

14.139 

277  459 

! 1856 

18.369 

240  2.265 

— 

20.874 

344  503 

i 1857 

20.174 

5.400  3.240 

— 

28.814 

363  5 60 

' 1858 

19940 

— 

5.585  3 844 

29.369 

357  380 

1859 

24  337 

292 

5072  4.262 

— 

33.963 

429  3.80 

1860 

28.524 

1.035 

6944  3847 

40.350 

441  4,07 

1861 

29.894 

1.641 

3 663  4.046 

— 

39.244 

424  520 

I 1862 

26.847 

3.606 

5.789  4.152 

1 

40.394 

459  4-36 

1863 

33.070 

4.439 

7.788  8.400 

— 

53.697 

502  4 92 

1864 

36.487 

5.470 

6.422  7-419 

51 

55  841 

554  651 

1865 

34,810 

8.112 

9.792  11.226 

594 

64.534 

624  4 62 

1866 

35.384 

8-751 

10019  9.675 

1-364 

65,193 

677  5.34 

1867 

33.130 

7.103 

5.951  7.276 

1.987 

55.447 

625  3.87 

1868 

22.640 

6.936 

7.951  8 466 

596 

46.589 

622  322 

: 1869 

19.313 

9.193 

4.625  8 857 

78 

42.066 

632  330 

1870 

21.402 

9 330 

2.101  9.996 

39 

42.868 

645  4 40 

1871 

26.880 

15.681 

— 10  830 

29 

53.420 

938  3,82 

1872 

36  623 

26.339 

— 10762 

178 

73.962 

1-153  4 25 

1873 

33.245 

26.083 

11.728 

76 

71,132 

1.184  5.28 

1874 

31.734 

23.201 

— 11054 

46 

66.035 

1.176  456 

1875 

34.553 

29  405 

— 10571 

330 

74-859 

1.128  4 22 

j 1876 

38.242 

33.345 

— 8263 

183 

80.033 

1.215  347 

i 1877 

38.689 

48.112 

203  8.875 

522 

96.401 

1.336  3.46 

1878 

36,085 

47,794 

194  12.897 

369 

97.339 

1 268  3 56 

1879 

40.946 

44.698 

512  17375 

592 

104.123 

1 452  3.27 

1880 

45.768 

53  844 

355  17  862 

1.011 

118.840 

1.810  2.97 
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} 

Jahr 

Aktienkapital 

Reserve 

(1000  Fr.) 

Banknoten 

Giroverkehr  ! 

1 

1 ■ 

Verzinsliche 
Depositen  1 

Kasse  ] 

nomin. 

1 

IIOOO 

einbez. 

Fr.) 

1 Durch-  1 
Emission  ; schnittl.  1 
Zirkulat. 

(1000  Fr.)  ' 

Durch- 

schnittl. 

Gut- 
haben 1 
ilOOO  Fr.)] 

Um- 

sihreib-  i 
imgen  j 

(Will. Fr. )i 

Einzahl-  Dh'-ch- 
(1000  Fr.)  ! 

Durch- 

schnitt!. 

Bar-  ' 
bestand  ; 
(1000  Fr.) ! 

Umsatz 
(Mil!.  Fr.)| 

1881 

! 8.000 

1 

4.000 

! 682  1 

i 

8.000 

7.505 

4.346 

1.527 

3.583 

1 

( 

2.002 

4.356 

634  1 

1882 

,8' 16.000 

4 6.000 

743  i 

8.000 

7.294 

3.706 

1.329  j 

1 3.348 

1.571 

4.299 

620  1 

1883 ; 

1 16  000 

4 6.000 

775  ! 

1 12.000 

7971 

3.684 

1.359  ’ 

’ 4.045 

1.722 

5.258 

595 

1884 

' 16-000 

4 6.000 

807 

! 12.000 

10  295 

3.466 

1.457 

, 5.306 

2.350 

6 035 

683 

1885 

! 16.000 

4 6.000 

847 

12,000 

10.374 

3.310 

1.402 

i 4.054! 

1 

1.919" 

5-942 

675 

1886 

: 16.000 

6 8.000] 

881 

1 

j 14  000 

11.229 

3.256 

1.672 

; 5.287 

1.865 

1 6.261 

659 

1887 

1 16.000 

6 8.000 

910 

16.000 

13  386 

1 

3.912 

1.580 

6.766: 

1.8501 

1 8.669 

686  1 

1888 

; 16.000 

1 1 

6 8.000 

944 

16.000 

14204 

3.752 

1.623 

5.716 

2.027 

! 8.499 

728 

1889 

i 16.000  i 

6 8.000 

1.000 

16  000 

15.040 

i 3.549 

1.863 

; 7.879 

3.259 

1 9.026 

785 

1890 

16.000 

12.000 

1.000 

20.000 

16.165 

; 3.828 

1.917 

; 6 2601 

2408 

' 8.252  I 

839 

1891 

16.000  i 

12,000 

1.000  1 

20.000 

16  958 

' 4.728 

1.739 

1 9.886: 

3.675 

8.742  ' 

830 

1892 

16  000 

12.000 

1.000  ! 

20,000 

16628 

3.456 

1.548 

, 8.490' 

1 1 

3.287 

9.189 

708 

1893 

16,000 

12,000! 

1,000  1 

20.000 

18  221  , 

3.623 

1.582 

1 7.935, 

3044 

9.523 

683 

1894 

16.000 

; 12.000I 

1,000 

: 20.000 

18,500 

3.482 

1.703 

! 8.526 

1 

3.150 

10.321 

696 

1895 

16.000 

12.000; 

1,000 

20  24.000 

21.055  ; 

3.695 

1 2.119 

10.657 

; 3.668 1 

1 10.844 

759 

1896 

16.000 

12.000! 

i 1.000 

1 24.000 

22.686 

3051 

2.114 

10.081 

2.798! 

11.058 

i 

718 

1897 

16.000 

12.000! 

1 1.000 

1 24.000 

23141 

3.399 

2 286  , 

11.809 

3.068 1 

1 11.225 

1 

739 

1898 

16.000 

1 12.000 

1.000 

^ 24.000 

22.644 

3.456 

2.358 

12.596 

' 2.883 

, 11.313 

741 

1899 

16.000 

1 12.000 

1.000 

,!  24.000 

22.599 

3.161 

2.606 

12  077 

! 3133 

11  124 

796 

1900 

16.000 

16.000 

1.000 

. 24.000 

22.034 

\ 

3.375 

2.776 

11.170 

3.170 

i 11.113 

883 

1901 

16.000 

16.000 

: 1.000 

! 22.385 

21.663 

4.376 

3,206 

13.035 

3.692 

; 11.949 

937 

1902 

16.000 

16.000 

1.000 

22  854 

! 22  448 

1 

3.550 

3.500 

16.860 

: 5.653 

1 

! 10.885 

925 

1903 

16-000 

16.000 

1.000 

22.705 

! 22.138 

4.162 

3 511 

1 

^4.188 

1 3.745 

11.246 

839 

1904 

16.000 

16.000 

1 000 

22  924 

1 22  452 

3.906 

3.761 

15.111 

3.766 

1 

11.549 

876 

1905 

16.000 

16.000 

1.000 -t-30 

23.509 

23.118 

. 4.749 

4.172 

13.364 

; 2.962 

11.608 

849 

1906 

16.000 

16.000 

l.OOO-i-öO 

, 23.487 

23.165 

4.821 

4.624 

14  894 

3.680 

12.380 

872 
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Bankmittel  im  Jahresdurchschnitt  (in  lOOO  Fr.) 


I 


Eigene') 


Fremde 

unverzinsliche”) 


Fremde 

verzinsliche 


Total') 


t 1864  3 673  I 45  2 169  27  2 301  28  8.143 

1 1865  4 078  ' 43  2 540  27  2.791  30  9.409 

1866  4127  42  3 420  34  2.386  24  9 933 

' 1867  4 097  44  3.149  33  2 129  23  9.376 

i 1868  4 077  : 42  3.784  38  1 948  20  9.809 

1869  4.066  i 43  3.729  40  1 608  17  9.403 

1870  4 113  40  4 029  39  2 122  , 21  10.264 

1871  4145  33  5 994  47  2 588  20  12727 

i 1872  4220  i 33  5.969  46  ' 2.685  i 21  12873 

1873  4 297  , 33  6.551  ' 50  2 152  17  13  001 

1874  4.320  32  7.272  54  1 832  14  13.424 

1875  4 356  31  7 609  , 54  2 099  15  14.064 

1876  4 364  29  8 141  i 55  2 308  | 16  14.813 

1877  4 392  29  8.353  ' 55  2 367  16  15.112 

1878  4.442  29  8 971  58  2.099  13  15.513  , 

1879  4.505  . 28  9 613  60  1 936  12  16  054 

1880  4.555  I 24  12  044  64  2 127  j 12  18  726 

1881  4 647  24  12.720  65  2.240  11  19.608  : 

1882  5 428  29  11.632  63  1 571  | 8 18  631  I 

1883  6.808  32  12.583  | 59  1.926  | 9 21.317 

1884  6.818  , 28  15.063  62  2.411  I 10  24.292 

1885  6.867  29  14854  i 63  1.919  8 23.640 

1886  7.443  30  15,528  I 62  1.893  , 8 24.864 

1887  8.958  30  18  576  63  1.952  I 7 29  486 

1888  9 056  30  19  037  63  2.078  j 7 30.171 

1889  9.178  : 29  19,762  i 61  3.264  | 10  32.204 

1890  11  311  32  21249  ' 61  2.408  7 34  968 

1891  13.348  34  22.795  : 57  3 675  i 9 39.818 

i 1892  13.125  35  21.008  56  3 287  9 37420 

1893  13043  33  23.077  59  3.235  8 39.355 

1894  13.083  33  23256  59  3 264  8 39.603 

1895  13.099  30  25.666  60  4 204  10  42.969 

1896  13183  30  26.717  62  3.384  | 8 43.284  i 

1897  13  193  29  27720  61  4320  1 10  45233 

1898  13  135  30  27.290  62  3.578  8 44.003 

1899  13281  30  26758  60  4.577  10  44.616 

1900  16  432  34  23  092  50  8.000  16  47  524 

1901  17,352  35  22.720  46  9 143  19  49  215 

; 1902  17  316  34  23.739  46  9 980  20  51,035 

I 1903  17.291  35  23.217  : 48  8.010  17  48.518 

' 1904  17.349  35  22  453  45  9 872  20  49.674 

! 1905  17,384  35  23.118  46  9 612  19  50.114 

i 1906  17.578  34  23.165  j 45  10.850  21  51.593 

‘)  Eigene  Mittel,  bestehend  aus  Aktienkapital.  Reserve,  Zinsen  und  Gebühren. 

')  Fremde  unverzinsliche;  KontoK(*rrent,  Giro  und  Banknoten,  Schulden  an  Emissionsbanken,  von  1900 
an  ohne  Giro. 

Fremde  verzinsliche  Mittel;  Depositen,  von  1900  an  auch  Giro. 

•)  Zugleich  das  Total  der  Verwendungen  im  Jahresdurchschnitt. 


f ^ 


v| 


365 


Bank  in  Basel 


Reser 


hezahltes  Aktienkapital 


Banknoten  - Emission 


Bnnktiotencmission  und  -Zirkulation 


j t..j  (..j 

*Banknot^n  Zirkulation 


Einbezah\tes  Aktien  ffapital 


Reserve 


Nominell  kkt.  Kapital 

1 

( 

1 i 

^ j 

Bank  in  Basel:  18-14  1007.  “ [ 

Noniineiles  und  oinhezahites  Aktienkapita!,  Reserve 
r^anknotcnemission  und  -Zirkulation. 


Banknoten  - fimissJon 

r-t  r*'‘ 


«..j  t.j 

Banknoten  Zirkulation 


Nominell  Akt  Kapital 


SSTmUHUHIUUIMHiniUUI  mmiMiniaiiMr 


Einbezahites  Aktien  Kapital 

\ 

Reserve 

5 50  J 

50  65  ; 

'0  75  80  85  9C 

) 95 

1900 

^ ‘j*»  . 


^>-5^  ««•,.•' 'tu-.'! 


Hank  in  H^sel:  I8ji4  1907. 

()esamtsumfTu^  der  Diskorjtierunjjen  j Platz,  Schweiz,  Ausland 
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^ 1 

1 

_ j 

j 

1 

1 

1 

f*" 

1 

1 

i 

i 

1 

1 

L . _..._  . J 

1 

( 

r 

f 

1 

1 

1 

1 1 

1 

i 

! 1 
1 

1 . . j 

1 

i ! 

1 

1 

1 

J 

i 

/l 

1 

1 

i 

\ 

/ 

/ 

/ 

1 

; 

t 

t 

1 

1 

1 

j 

/ 

\ 

j 

/ 

f 

1 

I 

f'^\J 

\ 

1 

1 

r‘ 

Platzwechhel 


Darlehn 


•5  1 

IÖ5 

855  1 

186 

l\uslanöSMechscl 


865 
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Aus/and-  ■n 
yiechsel  \ 


COLUMBIA  UNIVERSITY  LIBRARIES 
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